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(Beginn: 13.04 Uhr)

Präsidentin Barbara Stamm: Verehrte Kolleginnen
und Kollegen! Ich eröffne die 66. Vollsitzung des Ba-
yerischen Landtags in dieser Legislaturperiode. Pres-
se, Funk und Fernsehen sowie Fotografen haben um
Aufnahmegenehmigung gebeten. Die Genehmigung
ist wie immer vorweg erteilt worden.

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte ich
zwei Geburtstagsglückwünsche aussprechen. Ich darf
dem Herrn Fraktionsvorsitzenden Hubert Aiwanger
gratulieren. Er hatte seinen runden Geburtstag am
26. Januar. Herzlichen Glückwunsch, Herr Vorsitzen-
der, alles Gute, Gesundheit und gutes Schaffen.

(Beifall)

Ich darf weiter sehr herzlich Herrn Kollegen Gerhard
Wägemann gratulieren, der heute Geburtstag hat.
Herzlichen Glückwunsch, alles Gute, Gesundheit und
weiter so. 

(Beifall)

Dann darf ich Tagesordnungspunkt 1, Aktuelle Stun-
de, aufrufen.

Die CSU-Fraktion hat auf die Aktuelle Stunde verzich-
tet. Damit entfällt sie.

Ich rufe gemeinsam die Tagesordnungspunkte 2 a
und 2 b auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung
zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes und
der Verordnung zur Durchführung des Gesetzes
über den Finanzausgleich zwischen Staat,
Gemeinden und Gemeindeverbänden
(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2011)
(Drs. 16/6879)
- Erste Lesung -

und

Gesetzentwurf der Staatsregierung
über die Feststellung des Haushaltsplans des
Freistaates Bayern für die Haushaltsjahre 2011
und 2012 (Haushaltsgesetz - HG - 2011/2012)
(Drs. 16/6880)
- Erste Lesung -

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache und erteile
zunächst Herrn Staatsminister Georg Fahrenschon
das Wort. Bitte schön, Herr Staatsminister.

Staatsminister Georg Fahrenschon (Finanzministe-
rium): Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Ganz Europa debattiert in diesen Tagen

und Wochen über die Krise unserer Gemeinschafts-
währung. Begonnen hat alles schon vor Monaten mit
der Notwendigkeit eines Rettungsschirms für das EU-
Mitgliedsland Griechenland - für ein Land, das der Eu-
rogruppe angehört.

Fast täglich sind Spekulationen über die Zukunft un-
serer Währung zu lesen, und am Ende treffen sie
nicht den Kern des Problems; denn, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, nicht die gemeinsame eu-
ropäische Währung ist das Problem. Das Problem ist
die Situation einzelner Mitgliedstaaten, vor allem
deren hohe Verschuldung. Diese Verschuldung ein-
zelner Mitgliedstaaten ist der Nährboden für Spekula-
tionen an den Finanzmärkten. Die Frage, ob die ein-
zelnen Mitgliedstaaten Zins und Tilgung auf Dauer
leisten können, ist die Grundlage der Debatten um un-
sere Währung. Die Folgen sind steigende Zinsen und
ein Zittern, ob die Märkte die Staatsanleihen, die je-
weils auslaufen und neu aufgenommen werden müs-
sen, überhaupt noch aufnehmen, sprich: die Frage,
ob einzelne Mitgliedstaaten in Europa heutzutage
überhaupt noch zahlungsfähig sind und bleiben.

Werte Damen und Herren des Bayerischen Landtags,
ich glaube, das zeigt glasklar: Kein Staat kann sich
leisten, immer mehr Schulden zu machen. Immer
kommt die Stunde der Wahrheit, in der die Frage, ob
die staatliche Gemeinschaft mehr ausgegeben hat,
als sie sich leisten kann, gestellt wird, zu der es eine
Antwort zu geben gilt.

Für den Freistaat Bayern, für ein Land mitten in Euro-
pa mit über zwölfeinhalb Millionen Einwohnern, ist
heute so ein wichtiger Tag. Heute legt Ihnen die Ba-
yerische Staatsregierung wiederum einen Haushalts-
entwurf vor, der, meine sehr verehrten Damen und
Herren, im krassen Gegensatz zu den Verhältnissen
in Griechenland zum sechsten und siebten Mal ohne
neue Schulden auskommt.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Zuruf: Du
sollst nicht falsches Zeugnis geben!)

Das hat eine lange und eine richtige Tradition und Po-
litik zur Grundlage. Schon vor zehn Jahren hat die
Staatsregierung gemeinsam mit dem Bayerischen
Landtag festgelegt: In Bayern gibt es in der Regel
keine neuen Schulden mehr. Wir haben damit in Bay-
ern gezeigt, dass solide Haushaltspolitik und solide
Finanzen gerade die Grundlage für eine Politik der
Zukunftsgestaltung sind, für eine Politik die auf der
Basis solider Finanzen klare Schwerpunkte im Be-
reich Familienförderung, im Bereich Bildung, im Be-
reich Innovation und Ausbau unserer Infrastruktur
legt.
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Der ausgeglichene Haushalt, ein Haushalt ohne neue
Schulden, ist von Beginn an ein wesentlicher Baustein
und Basis unserer Strategie, den Standort Bayern im
internationalen Wettbewerb dauerhaft gut voranzu-
bringen. Wir betreiben eine Politik, die die Konsolidie-
rung einerseits und das Setzen gezielter Wachstums-
impulse andererseits mit Absicht miteinander
verbindet. Konsolidierung und aktive Wirtschaftspolitik
sind kein Gegensatz, sondern die beiden Seiten ein
und derselben Medaille. Es sind die zwei zentralen
Fragen, die es zu lösen gilt, um unser Land in eine
gute Zukunft zu bringen, meine sehr verehrten Damen
und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Die Finanzmarktkrise und die weltweite Wirtschaftskri-
se, die ihr gefolgt ist, haben gezeigt - der Ministerprä-
sident hat es in seiner Regierungserklärung in der
letzten Woche zu Recht auf den Punkt gebracht -: Am
Ende ziehen nur Staaten mit guten Finanzen Investo-
ren an. Nur Staaten mit nachhaltiger Finanzpolitik
haben die Gestaltungskraft, Änderungen herbeizufüh-
ren. Nur die Soliden sind attraktiv, nur die Soliden
sind dynamisch, nur die Soliden sind stark. Umso
wichtiger ist es, dass Bayern solide Finanzen vorwei-
sen kann.

Unsere solide Haushaltspolitik hat dazu geführt - das
ist der zentrale Punkt -, dass wir die Krise erfolgreich
meistern konnten. Da wir in den guten Zeiten vorge-
sorgt hatten, konnten wir in den vergangenen beiden
Jahren konsequent, rasch und präzise handeln. Wir in
Bayern konnten aktive Wirtschaftspolitik betreiben.
Wir hatten Spielräume, um erfolgreich gegenzusteu-
ern. Wir haben für Stabilität gesorgt, während andere
Unsicherheit ins Land gebracht haben. Wir haben
Vertrauen geschaffen, wo viel Unsicherheit zu finden
war. Wir haben den Bürgerinnen und Bürgern in Bay-
ern Mut machen können, meine sehr verehrten
Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Von zentraler Bedeutung ist, dass es uns gelungen
ist, im Zusammenspiel mit den Arbeitnehmern, den
Unternehmerinnen und Unternehmern sowie der öf-
fentlichen Hand diese Krise nicht nur zu bekämpfen
und ihr entgegenzutreten, sondern sie auch als Chan-
ce zu verstehen. Wir haben etwas geschafft, was
sonst kein anderes Land in Europa geschafft hat. Wir
haben Bayern in der Krise besser positioniert und uns
eine Ausgangslage erarbeitet, auf die heute viele an-
dere neidisch schauen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Das hat kurz nach Aufnahme der Arbeit der neuen
Staatsregierung begonnen. Ich erinnere an die erste
Klausurtagung im Dezember 2008 und das Vorziehen
von staatlichen Investitionen in Höhe von 1,7 Milliar-
den Euro. Dieser Weg wurde fortgesetzt mit der Ent-
wicklung des bayerischen Mittelstandsschirms, der
Blaupause für das KfW-Programm des Bundes. Der
Mittelstandsschirm hat sich in den vergangenen zwei
Jahren als das Instrument bayerischer Haushalts-,
Wirtschafts-, Finanz- und Strukturpolitik herausge-
schält. Wir haben in den letzten zwei Jahren über
4.000 mittelständischen Unternehmen in Bayern den
Rücken gestärkt und konnten über den bayerischen
Mittelstandsschirm Kredite von mehr als 1,1 Milliarden
Euro mobilisieren. Wir haben dafür Sorge getragen,
dass der bayerische Mittelstand nicht zum Opfer der
internationalen Finanzmarkt- und Weltwirtschaftskrise
wurde.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Ich nenne ein drittes Beispiel. Während andere noch
von den angeblichen Vorzügen einer "Gießkanne"
plauderten, verständigten wir uns, was die Umsetzung
des Konjunkturpakets angeht, auf ein Vorgehen, das
zielgenau und effizient gewirkt hat. Wir in Bayern
haben das Geld des Konjunkturpakets nicht mit der
Gießkanne verteilt, sondern sind den schwierigeren
Weg gegangen. Aber am Ende haben wir mit den Mit-
teln des Konjunkturpakets über 3.600 Projekte ansto-
ßen können und damit ein fantastisches Ergebnis er-
zielt. Mit einem Gesamtinvestitionsvolumen von über
2,3 Milliarden Euro haben wir die Erwartungen über-
troffen. Wir haben erfolgreich Konjunkturpolitik betrie-
ben. Die Kommunen wurden von uns in die Lage ver-
setzt, in Bildungseinrichtungen zu investieren. Wir
haben Maßnahmen zum Klimaschutz angestoßen und
zur Senkung der Betriebskosten beigetragen. Das ist
erfolgreiche Politik "Marke weiß-blau"!

(Beifall bei der CSU und der FDP - Widerspruch
bei der SPD und den GRÜNEN)

Unsere Politik ist deshalb erfolgreich - erfolgreicher
als die anderer Länder -, weil wir uns um die Betriebe
und die Beschäftigten gekümmert haben. Wir haben
auf eine gemeinsame Politik gesetzt und schon beim
Handeln in der Krise die Zeit nach der Krise gemein-
sam fest im Blick behalten. Das Ergebnis lautet klipp
und klar: Heute ist Bayern in vielen Bereichen noch
stärker, als wir es vorher schon waren.

Für das Jahr 2010 ist mit einem beachtlichen Wirt-
schaftswachstum von über 3,5 % zu rechnen. Bayern
ist wieder Konjunkturlokomotive. Dennoch müssen wir
uns bei der Vorlage des Doppelhaushalts 2011/2012
immer in Erinnerung rufen: Der Rückgang - der Ein-
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bruch! - um 5 % im Jahr 2009 ist noch immer nicht in
voller Höhe kompensiert. Wir befinden uns noch in
der Aufholphase.

Das Ergebnis unserer Politik kann sich sehen lassen:
Wir haben die Krise überwunden. Unsere Ausgangs-
lage ist gut. Aber wir müssen nach wie vor auf die un-
terschiedlichen Akteure achten. Unsere Stärken sind
weiter zu stärken und unsere Schwächen weiter kon-
sequent abzubauen. Das ist Politik "Marke weiß-blau".
In der Vergangenheit haben wir gemeinsam die Krise
abgewehrt, jetzt nutzen wir gemeinsam die Chance -
dieses Motto steht über dem Doppelhaushalt
2011/2012.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Dass unsere Ausgangslage gut ist, kann man an ver-
schiedenen Stellen nachlesen. Das Wirtschaftsfor-
schungsinstitut Prognos sieht in seinem Zukunftsatlas
fünf bayerische Regionen unter den sieben Regionen
Deutschlands mit den besten Zukunftsaussichten.
Fünf aus sieben dieser Regionen liegen in Bayern!

Spitze sind wir im ganzen Land: Unter den 50 besten
kreisfreien Städten und Landkreisen finden sich 35
bayerische Regionen aus allen sieben Regierungsbe-
zirken. Wir können sagen: Wir haben Bayern insge-
samt vor substanziellen Schäden an seiner Struktur
bewahrt. Wir werden konsequent daran arbeiten, dass
Bayern insgesamt weiterhin einen guten Weg nimmt.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Nehmen Sie die Arbeitslosigkeit: Bayern liegt mit sei-
ner niedrigen Arbeitslosenquote gemeinsam mit
Baden-Württemberg bundesweit an der Spitze. Bei
den Jugendlichen unter 20 Jahren - eine ganz wichti-
ge Gruppe, weil wir jungen Leuten das Signal geben
wollen, dass sie nach ihrer Ausbildung nicht überflüs-
sig sind, sondern gebraucht werden - liegen wir mit
einer Arbeitslosenquote von nur 2 % auf einem Spit-
zenplatz. Das ist soziale Politik, wie wir sie in Bayern
verstehen. Das ist Ausdruck des gemeinsamen Entwi-
ckelns von Zukunftspotenzialen und des Förderns von
Talenten, wie wir es uns vornehmen.

Dennoch haben wir Augenmaß bewahrt; denn auch
der Doppelhaushalt in der Krise 2009/2010 kam ohne
neue Schulden aus. Während im übrigen Europa in
den vergangenen beiden Jahren die Defizite explo-
dierten, konnten wir von den Ergebnissen unserer Po-
litik zehren. Wir konnten darauf zurückgreifen, dass
wir in den guten Zeiten nicht auf die Vorschläge der
Opposition gehört, sondern Rücklagen für schwierige
Zeiten gebildet haben. Das war unser Erfolgsrezept.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Das werden wir auch im Zusammenhang mit dem
Jahresabschluss 2010 konsequent fortsetzen. Ich
habe dem Haushaltsausschuss in der letzten Woche
bereits über die wesentlichen Ergebnisse des Haus-
haltsvollzugs 2010 berichtet. Mit den Haushaltsver-
besserungen können wir, wie im Entwurf des Doppel-
haushalts vorgesehen, 1,6 Milliarden Euro zum
Abgleich des Doppelhaushalts 2011/2012 verwenden.
Wir arbeiten nach einem guten alten deutschen
Sprichwort: Wir sparen in der Zeit, um für die Not Vor-
sorge zu betreiben. - So macht man vernünftig und er-
folgreich antizyklische Politik. So belassen wir uns die
Freiräume, um gestalten zu können.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Zuruf von der
SPD)

Wir werden mit dem guten Jahresabschluss darüber
hinaus in angemessenem Umfang wieder für allge-
meine Haushaltsrisiken vorsorgen und selbstver-
ständlich Rücklagen zur Absicherung des Haushalts
ohne Neuverschuldung aufbauen. Wir wollen Vorsor-
ge betreiben, weil wir uns der besonderen Verantwor-
tung dafür bewusst sind, dass auch in Zukunft gilt:
Nur stabilen Staaten, nur soliden Staaten, nur Staa-
ten, die aktiv Einfluss nehmen können, gehört die Zu-
kunft. Das muss unser Auftrag sein, und so werden
wir auch den Haushaltsabschluss 2010 betreiben.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Im Übrigen war auch der Fahrplan zum Entwurf des
Doppelhaushalts richtig. Ich weiß sehr wohl, dass wir
an dieser Stelle eine Ausnahme gewählt haben. Aber,
meine sehr geehrten Damen und Herren, wir konnten
unsere Konsolidierungspolitik punktgenau im Novem-
ber im Lichte der Steuerschätzung mit der Zukunfts-
gestaltung verbinden. Das liegt auch an unserer
Grundphilosophie: Wir wollen den Menschen mit un-
seren Rahmenbedingungen, mit einem Doppelhaus-
halt im Volumen von zweimal 43 Milliarden Euro auch
Sicherheit geben. Wir wollen belastbare Signale ins
Land senden. Wir wollen mit dem staatlichen Handeln
einen wesentlichen Beitrag zur Stabilität in Umbruch-
zeiten liefern.

Zu Beginn der Krise sind wir durch rasches Handeln,
durch eine schnelle Reaktion sofort handlungsfähig
gewesen. Dann haben wir durch klare und verlässli-
che Signale weiter Vertrauen geschaffen. Ich bedanke
mich ausdrücklich beim Haushaltsausschuss, bei sei-
nem Vorsitzenden, bei seinen Mitgliedern und natür-
lich auch bei den die Regierung tragenden Fraktionen
dafür, dass sie diesen Fahrplan, der nicht auf
Schnellschüsse und Überschriften, sondern auf Si-
cherheit und Vertrauen gesetzt hat, mitgetragen
haben.
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben
in den vergangenen Monaten große Anstrengungen
unternommen. Wir haben wiederum etwas erreicht,
was uns viele vor einem halben Jahr nicht zugetraut
haben, was für viele noch als unerreichbar galt: Der
bayerische Staatshaushalt kommt auch in den Jah-
ren 2011 und 2012 ohne einen einzigen Cent neue
Schulden aus. Wir brauchen in Bayern keinen Konso-
lidierungspfad.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Lebhafter Wi-
derspruch bei der SPD und den GRÜNEN)

Bei uns ist der Haushalt ohne Schulden kein Fernziel.
In Bayern ist er Realität, meine sehr verehrten Damen
und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Zuruf des Ab-
geordneten Harald Güller (SPD))

Dabei hat uns natürlich auch der einsetzende Auf-
schwung geholfen. Das war aber weder Glück noch
Zufall. Meine sehr verehrten Damen und Herren, das
war das Ergebnis harter Arbeit, das war das Ergebnis
vieler Entscheidungen in den mittelständischen Unter-
nehmen in Bayern in den letzten zwei Jahren, das Er-
gebnis eines gut geführten Dialogs, weil wir gemein-
sam über die Brücke in die Beschäftigung, über den
Mittelstandsschirm, über die Steuersenkung zur Ab-
wrackprämie und zur Umsetzung des Konjunkturpa-
kets in Bayern Wege gegangen sind, die immer von
einem Ziel getragen waren: Wir wollen all das, was
wir einsetzen können, verwenden, um Bayern schnel-
ler als andere aus der Krise herauszuführen. Das ist
uns dank des Verantwortungsbewusstseins der Unter-
nehmerinnen und Unternehmer, dank des guten Zu-
sammenspiels zwischen Wirtschaft und Verwaltung
und dank der richtigen Schwerpunktsetzung in der
Politik mustergültig gelungen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Unsere Grundüberzeugung geht aber über den Haus-
halt ohne neue Schulden hinaus. Wir wollen nicht nur
einen wesentlichen Beitrag zur Stabilisierung und
Konsolidierung der öffentlichen Haushalte leisten. Von
Bayern aus haben wir es in den letzten Jahren ge-
schafft, dass sogar das deutsche Grundgesetz mittler-
weile eine Schuldenbremse vorsieht. Wir denken also
heute schon daran, Chancen wieder zu eröffnen, um
auch in Zukunft notwendige Freiräume zu schaffen.

Das ist der Grund, weshalb wir im Doppelhaushalt
nicht nur darauf geachtet haben, ohne neue Schulden
auszukommen, und weshalb wir Hauptschwerpunkte
auf die Entwicklung Bayerns als Familienland, auf die
Entwicklung Bayerns als Bildungsland, auf die Ent-
wicklung Bayerns als Innovationsland, auf die finanz-

ielle Ausstattung der Kommunen, der Städte und Ge-
meinden, der Landkreise und Bezirke in Bayern
setzen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir können
und wollen es uns nicht leisten, uns auf den Ergebnis-
sen der letzten beiden Jahre auszuruhen, sondern wir
wollen die Chancen, die sich uns jetzt eröffnen, nut-
zen, um Bayern, um die Menschen in Bayern, um die
Unternehmen in Bayern auch weiter gut zu positionie-
ren. Das ist unsere Aufgabe, und ihr soll dieser Dop-
pelhaushalt gerecht werden.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Um neue Gestaltungsspielräume zu schaffen, bedarf
es des Muts. Das ist der Grund, weshalb wir uns in
einem Sparpaket von 1,8 Milliarden Euro der Heraus-
forderung gestellt haben, ausgewogen und klug zu
sparen, um damit die Grundlage zu schaffen, intelli-
gent investieren zu können. Das Sparpaket setzt sich
je etwa zur Hälfte aus Sparbeiträgen der Ressorts
und aus globalen Einsparungen im Personalsektor zu-
sammen.

Natürlich sind uns vor allen Dingen die Maßnahmen
gegenüber den eigenen Beschäftigten nicht leicht ge-
fallen, aber Einsparungen im Personalbereich sind
angesichts des Anteils der Personalausgaben am Ge-
samthaushalt letztlich unvermeidbar. Wir haben dabei
allerdings überwiegend Maßnahmen ausgewählt, die
die vorhandenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
schonen: die Aussetzung der Zuführungen zum Ver-
mögensfonds, die teilweise Aussetzung bei der Ver-
sorgungsrücklage in den Jahren 2010 und 2011, die
Übertragung der Rabattregelung der gesetzlichen
Krankenversicherung auf die Beihilfe, die Absenkung
der Eingangsbesoldung, allerdings zeitlich bis zum
April 2013 befristet, das heißt längstens für zwei
Jahre, die Verlängerung der Wiederbesetzungssperre
von drei auf 12 Monate, aber auch die Nullrunde.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Alterna-
tive wäre gewesen, das neue Dienstrecht zu be-
schneiden. Das ist nicht unser Ziel. Wir haben mit Ab-
sicht strukturelle Verbesserungen des neuen
Dienstrechts für die Beschäftigten erhalten, weil wir
auf das Instrument eines motivierten, eines auf Leis-
tung ausgerichteten öffentlichen Dienstes setzen. Die
Alternative wäre gewesen, die Regelung zur Altersteil-
zeit wieder anzugreifen. Wir halten an ihr fest, und wir
halten auch an unserem Versprechen fest, die Ar-
beitszeit der Beamten wieder zu reduzieren. Dieser
Doppelhaushalt ist der Beweis dafür, dass diese Zu-
sage eingehalten wird. Am 1. August 2012 tritt die
erste Stufe in Kraft. Wir verkürzen die Arbeitszeit um
eine Stunde. Für die Arbeitszeitverkürzung sieht der
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Haushaltsentwurf insgesamt fast 2.500 neue Stellen
vor. Die Staatsregierung und die sie tragenden Frakti-
onen halten Wort. Wir halten an der Altersteilzeit fest,
wir halten an der Kürzung der Wochenarbeitszeit fest.
Uns geht es darum, einen motivierten, einen zupack-
enden öffentlichen Dienst zu haben, weil wir ihn als
Vorteil für den Standort Bayern empfinden, meine
sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Das Haushaltsvolumen steigt in den Jahren 2011 und
2012 leicht an. Das liegt nicht zuletzt auch am Län-
derfinanzausgleich, auf den allein 0,8 Prozentpunkte
der Steigerung 2011 entfallen. Das formale Ausgabe-
volumen beträgt deshalb 42,7 Milliarden Euro im
Jahr 2011 und 43,1 Milliarden Euro im Jahr 2012.

Die Investitionsquote entwickelt sich leicht rückläufig
auf 11,9 % im Jahr 2011 und auf 10,8 % im
Jahr 2012. Das ist nicht gut, meine sehr verehrte
Damen und Herren, aber man darf an dieser Stelle
nicht vergessen, dass die Hauptgründe für diese Quo-
tenberechnung der Rückgang der Sondermittel aus
dem Konjunkturpaket II und das Auslaufen der Pro-
gramme "Zukunft Bayern 2020" sind. Aber es bleibt
dabei - das ist für uns in Bayern wichtig -: Die Investi-
tionsquote des Freistaats ist nach wie vor bundesweit
der Maßstab. 2011 übertreffen wir zum Beispiel unse-
re Freunde in Baden-Württemberg, die bei einer In-
vestitionsquote von 8,6 % liegen, um ein ganzes Drit-
tel. Die Zukunft spricht bayerisch, die Investitionen
sind in Bayern, und die Investoren können sich in
Bayern eingeladen fühlen. Das ist unser Dreiklang,
meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wir setzen in den beiden Jahren 2011 und 2012 ge-
zielt Schwerpunkte bei der Unterstützung von Famili-
en, beim Ausbau unserer Bildung und bei Innovatio-
nen. Hierzu ist geplant, unsere Rücklagen, die im
alten Jahr nicht benötigten Grundstockablieferungen
sowie Erlöse aus der Veräußerung von Eon-Aktien
einzusetzen. Das ist transparent im Doppelhaushalt
ausgewiesen.

Wir stehen damit für Kontinuität in der Politik: "Gestal-
ten statt Besitzen". Unser Anspruch muss sein, dass
wir mit den Privatisierungserlösen, mit den staatlichen
Anteilen gestalten, und unser Anspruch muss jetzt
sein, dass wir die Zeit nutzen, dass wir unseren Vor-
sprung nutzen, um ihn in strukturelle Fortschritte um-
zumünzen, die die Grundlage für Wohlstand und
Wachstum in den nächsten zehn Jahren bilden. Das
ist unsere Grundüberzeugung. Deshalb aktivieren wir
die Erlöse und die Rücklagen gerade in dieser Zeit
des Umbruchs. Wir wollen, dass sich Bayern in den

nächsten zwei Jahren weiter nach vorn entwickelt und
nicht Stillstand herrscht in unserem Lande.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wir haben diese Grundstockablieferungen vorgese-
hen, um unsere politischen Schwerpunkte ohne neue
Schulden zu verwirklichen. Da stellt sich schon die
Frage an die Opposition: Wollen Sie das nicht? Wol-
len Sie vielleicht das Bildungssystem in Bayern
schwächen?

(Hubert Aiwanger (FW): Das machen Sie schon!)

Wollen Sie die Familien wieder belasten? Wenn Ihr
Bundesvorstand beschließt, das Wachstumsbe-
schleunigungsgesetz zurückzunehmen, dann müssen
Sie den Menschen, die Kindergeld erhalten und von
den höheren Kinderfreibeträgen profitieren, sagen,
dass Sie ihnen das Geld wieder wegnehmen wollen.
Das ist Ihre Beschlusslage.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wollen Sie in der Situation auf Investitionen und Inno-
vationen verzichten, oder wollen Sie vielleicht, wie
Rot-Grün in Nordrhein-Westfalen, wieder neue Schul-
den machen? Es ist ein Skandal: Keine zwölf Monate
nach Einsetzung der Schuldenbremse macht die neue
Regierung in Nordrhein-Westfalen 7,8 Milliarden neue
Schulden.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Seien Sie sich dessen sicher: Das machen wir nicht.
Wir beanspruchen den Grundstock nicht stärker, als
wir müssen. Wir werden im März die Abrechnung zum
Länderfinanzausgleich des Vorjahres erhalten. Ich
rechne mit einer Erstattung von rund 400 Millionen
Euro. Nach Abwägung mit anderen Positionen des
Haushalts und nach dem Zusammenspiel zwischen
den Regierungsfraktionen werde ich hierzu bei der
Beratung zum Einzelplan 13 eine Nachschubliste vor-
legen. Ich gehe davon aus, dass wir aufgrund der
Rückzahlung aus dem Länderfinanzausgleich im
Jahr 2011 auf die vorgesehene Grundstockabliefe-
rung weitestgehend verzichten können. Wir halten
unser Pulver trocken, weil wir in Konsequenz der
Weltwirtschaftskrise gesagt haben: Wir brauchen
auch in Zukunft Spielräume, und wir wollen uns Ge-
staltungsspielräume offenhalten.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Herr Rinderspacher, wissen Sie, wohin Sie Ihre
Schuldenuhr bringen müssen? Sie müssen sie nach
Düsseldorf bringen und dort aufstellen. Dort würde sie
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rasend schnell voranschreiten. Dort gilt es einmal
nachzufragen.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Harald Güller
(SPD): Es war doch die CDU, die das Land fast
ruiniert hätte!)

Dann kommt hinzu: Sie liegen auch in der Sache
falsch. Ihre Schuldenuhr für die Zinsen der Stabilisie-
rung der BayernLB müssen Sie nämlich auch fachlich
anhalten. Wir machen für die Zinsen der Landesbank
keine Schulden, sondern wir nehmen sie aus der
Rücklage. Schauen Sie endlich mal in den Haushalts-
plan! Da steht es. Bitte lernen Sie das einmal nach
drei Jahren.

Für die Landesbank verfolgen wir im Übrigen einen
klaren Kurs. Wir haben zum Wohl der bayerischen
Wirtschaft die Bank stabilisiert, da wir über die tragen-
de Rolle der Sparkassen zur Kreditversorgung des
bayerischen Mittelstands Bescheid wissen. Wir haben
sie neu positioniert. Nehmen Sie doch bitte zur Kennt-
nis, dass die Bank allein nach internationalen Bilan-
zierungsregeln im alten Jahr einen Gewinn von
800 Millionen Euro gemacht hat. Unsere Operation
war richtig und erfolgreich.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Trotzdem gilt es, in der Zukunft alle weiteren Optionen
zu prüfen, das Geschäftsmodell weiter zuzuspitzen,
sich als Partner des bayerischen Mittelstands zu posi-
tionieren, sich als Partner der örtlichen Kreis- und
Stadtsparkassen zu verstehen und damit die Prospe-
rierung und Entwicklung guter Verhältnisse in Bayern
als Mittelpunkt unseres Geschäftsmodells zu sehen.
Dabei sind wir auf einem guten Weg. Ich kann auch
die Opposition an dieser Stelle nur erneut dazu aufru-
fen: Beteiligen Sie sich konstruktiv an diesem Weg,
statt eine vergangenheitsorientierte Hätte-wäre-wenn-
Politik zu betreiben. Die Verantwortlichen müssen
sich in geregelten Verfahren ihrer Verantwortung stel-
len. Seien Sie sicher, dass wir an dieser Stelle nicht
nachlassen werden. Vorstände, die lügen und betrü-
gen und mit krimineller Energie Geld auf die Seite
schaffen, müssen vor Gericht gestellt werden. Das gilt
auch in dieser Koalition und dieser Regierung als
selbstverständlich.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Hier in Bayern verstehen wir Familien als Keimzellen
der Gesellschaft. Wir reden nicht nur darüber, son-
dern wir zeigen das auch mit Taten; denn die Gesell-
schaft von morgen ist nur so gut, wie es die Familien
von heute sind. Deshalb steht Familienpolitik seit
jeher im Zentrum bayerischer Politik. Deshalb steigern

wir im Doppelhaushalt die familienbezogenen Leistun-
gen um rund 10 % auf über 2 Milliarden Euro.

(Hubert Aiwanger (FW): Kindergartengebühren
abschaffen!)

Wir halten an unserer Zusage, Herr Aiwanger, bezüg-
lich der Investitionskostenförderung für den Krippen-
ausbau bis hin zur Bedarfsdeckung fest. Zeigen Sie
mir ein zweites Bundesland in Deutschland, das nicht
nur die Bundesmittel eins zu eins durchleitet, sondern
mittlerweile auch noch über 100 Millionen dazugibt.
Es gibt kein zweites Land in Deutschland, das so han-
delt.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Hubert Aiwan-
ger (FW): Sie wollen Vorreiter sein!)

Wir stehen auch in der Partnerschaft zu unseren
Kommunen; denn wir beteiligen uns nicht nur am Auf-
bau der Einrichtungen, sondern wir stehen auch in der
Verpflichtung, uns an den Betriebskosten zu beteili-
gen. Die Ansätze steigen von 848 Millionen im alten
Jahr auf über 1 Milliarde im Jahr 2012. Wir vermel-
den: Wir helfen den Kommunen in Bayern mit einer
kommunalen Milliarde, allein um die Betriebskosten in
den Kinderbetreuungseinrichtungen sicherzustellen.
Das gibt es kein zweites Mal in dieser Republik.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wir bleiben dabei auch dem Grundsatz treu, die Be-
dingungen für die Vereinbarkeit von Beruf und Familie
zu verbessern. Deshalb geben wir nicht nur für Kin-
derbetreuungseinrichtungen und deren Betrieb Geld
aus, sondern wir setzen auch ein klares Signal für all
diejenigen Familien, die zwar die Betreuung am Nach-
mittag in der Familie gewährleisten wollen, aber das
Mittagessen organisiert haben wollen. Deshalb ist es
ein besonderes Kennzeichen Bayerns im Zusammen-
hang mit Familie und Beruf, einen staatlichen Schwer-
punkt auf die Fortsetzung der Mittagsbetreuung an
Grund- und Förderschulen zu setzen. Der Ansatz
2012 beläuft sich auf immerhin fast 30 Millionen Euro,
und wir ergänzen damit den weiteren Ausbau der
Ganztagsschulen. Mit der Stärkung der Familien
legen wir ein tragfähiges Fundament für das Bildungs-
land Bayern.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Mit unseren hervorragenden Schulen, mit einer aus-
differenzierten Schullandschaft und einer exzellenten
Hochschullandschaft bauen wir auf der Basis starker
Familien weiter auf und entwickeln Bayern zum Bil-
dungsland.

(Beifall bei der CSU und der FDP)
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Die Regierung Seehofer gibt mit diesem Doppelhaus-
halt im Jahr 2012 zwei Milliarden mehr in die Unter-
stützung der bayerischen Bildungslandschaft. Wir
haben bei einem Staatshaushalt von knapp 43 Milliar-
den ein Ausgabevolumen von 15,3 Milliarden für Bil-
dung, Schule und Hochschule, für berufliche Bil-
dungsstätten und Ausbildungsstätten. Das ist ein
wegweisender Schritt, den wir gehen, weil wir auf den
Rohstoff Geist setzen und junge Menschen, älter wer-
dende Menschen, selbst erwachsene Menschen über
die Erwachsenenbildung anhalten wollen, den Roh-
stoff Geist weiter zu hegen und zu pflegen. Dieser
steht im Mittelpunkt unseres Interesses.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wir schaffen in den Jahren 2011 und 2012 jährlich
1.000 zusätzliche Lehrerplanstellen für die Verbesse-
rung an den Schulen. Die Vereinbarung im Koalitions-
vertrag von CSU und FDP zur Schaffung von jährlich
1.000 Lehrerstellen wird dabei im dritten und vierten
Jahr in Folge trotz schwieriger finanzieller Rahmenbe-
dingungen eingehalten. Darüber hinaus werden
1.320 zusätzliche Lehrerstellen zum Ausgleich der Ar-
beitszeitverkürzung im Jahr 2012 bereitgestellt. Hinzu
kommt die Finanzierung von weiteren 553 Stellen im
Anschluss an das Zukunftsprogramm Bayern 2020 ab
dem Jahre 2011. Zeigen Sie mir ein zweites Bundes-
land, das in diesen Zeiten solche Vorschläge macht.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wir stellen in der gebundenen Ganztagsschule sicher,
dass jedes Schuljahr neue Anfangsklassen nach-
wachsen können. Wir weiten den Aufbau von Ganz-
tagsschulen aus. Weitere 500 Schulen können Ganz-
tagsschulen werden, und zwar nicht nur wie bisher an
Grund-, Haupt- und Förderschulen, sondern seit die-
sem Doppelhaushalt auch an den weiterführenden
Schulen.

Weil wir intensiv mit den Kommunen zusammenarbei-
ten, vergessen wir auch nicht die offene Ganztags-
schule. Neben den 500 neuen gebundenen Ganz-
tagsschulen können wir 225 zusätzliche Gruppen an
den Förder-, Haupt-, Wirtschaftsschulen, Realschulen
sowie den Gymnasien vorbereiten. Zeigen Sie mir ein
zweites Land, das mit so viel Energie und so viel
Macht die Kinderbetreuung an Schulen durch Koope-
ration vorantreibt. Sie werden keines finden.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Mit dem Doppelhaushalt 2011/2012 steigen wir im
Übrigen auch in die Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention ein. Die Inklusion behinderter Schü-
ler wird mit insgesamt über 200 Lehrerstellen voran-
getrieben. Wir machen die ersten Erfahrungen. Ich

weise an dieser Stelle aber auch auf Folgendes hin:
Wir müssen diese Modelle intensiv begleiten. Ich
glaube nicht, dass die absolute Integration am Ende
der richtige Weg ist. Wir werden beide Schulen brau-
chen. Wir brauchen gute und mit entsprechenden Mit-
teln ausgestattete Förderschulen, weil wir den Men-
schen mit ihren individuellen Talenten helfen müssen.
Wir brauchen die Öffnung unserer Regelschulen, ins-
besondere für junge Menschen mit Behinderung. Das
ist der bayerische Weg. Den wollen wir gemeinsam
entwickeln.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wir sorgen dafür, dass die Hochschulen für die star-
ken Jahrgänge und den doppelten Abiturjahrgang gut
gerüstet sind. Insgesamt werden im Jahr
2011  38.000 zusätzliche Studienplätze finanziert. Die
zusätzlichen 3.000 Stellen werden im Jahr 2011
pünktlich zum Beginn des Sommersemesters einge-
richtet sein. Wir sind in Bayern so aufgestellt, dass wir
den doppelten Abiturjahrgang als Chance nutzen, weil
wir damit zum richtigen Zeitpunkt in die jungen Men-
schen investieren und ihnen eine gute Grundlage
geben können, ihre Ausbildung im Aufschwung
schnell zu beenden und mit einem guten Job einen
Beitrag zur Gegenfinanzierung zu leisten. Das ist Poli-
tik "Marke weiß-blau".

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Deshalb wird in Bayern an allen Hochschulen gebaut:
Von der Fachhochschule Regensburg mit einem Volu-
men von 56 Millionen Euro bis hin zur Fachhochschu-
le Kempten mit einem Volumen von 26 Millionen Euro
wird im ganzen Land Platz für Studierende geschaf-
fen.

Der Neubau des Chemikums an der Uni Erlangen-
Nürnberg kostet 80 Millionen Euro, der Erweiterungs-
bau der Fachhochschule Ingolstadt 51 Millionen Euro.
Das sind nur ein paar Beispiele aus unserem umfas-
senden Ausbauprogramm. Zeigen Sie mir ein zweites
Bundesland, das den Ausbau seiner Universitäten
und Fachhochschulen so intensiv betreibt. Sie werden
kein zweites finden.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Insgesamt steht dem Wissenschaftsminister für Hoch-
schulen und Kultur eine Milliarde Euro zur Verfügung.
Das sind pro Jahr also rund 500 Millionen Euro. Damit
übertreffen wir in Bayern im Jahr nach der Krise sogar
die Zielgröße unseres Zehnjahresprogramms von
4 Milliarden Euro, also 400 Millionen jährlich. Bayern
entwickelt sich zum Bildungsland Nummer eins. Bay-
ern entwickelt sich zum Hochschul- und Universitäts-
land Nummer eins. Wir werden diesen Weg konse-
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quent weitergehen, weil wir wissen, wo wir
Schwerpunkte zu setzen haben.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wir vergessen dabei auch die Studierenden nicht, die
Unterstützung brauchen. Das BAföG wird deutlich er-
höht. 2011 steigen die Mittel um 130 Millionen Euro.
2012 werden gegenüber 2010  90 Millionen Euro
mehr veranschlagt.

Während sich andere Bundesländer das Geld vom
Bund zurückholen, geht Bayern einen anderen Weg.
Wir haben die BAföG-Unterstützung mitgetragen. Wir
werden die Bundesmittel, die wir den Hochschulen als
Kompensation zur Verfügung gestellt haben, von die-
sen nicht zurückfordern, sondern sie ihnen belassen.
Das macht im Jahr 2011 noch einmal 8 Millionen Euro
aus, und 2012 sind es 16 Millionen Euro. Diese Mittel
belassen wir den Universitäten, weil wir unser Be-
kenntnis zum Hochschulstandort Bayern mit Taten
unterlegen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wir werden weiter daran arbeiten, dass das innovati-
onsfreundliche Klima in Bayern noch gesteigert wird.
Bayern ist in Deutschland die Gründerhochburg.
Wenn man die Neuausrichtungen und die Schließun-
gen gegeneinanderrechnet, stellt man fest, dass wir
im Jahr 2009  in Bayern 34.800 neue Gründer begrü-
ßen konnten. Alle anderen Bundesländer sind weit
abgeschlagen. Das bevölkerungsreichste Bundesland
Nordrhein-Westfalen krebst bei 25.000 neuen Grün-
dern. Mit Verlaub, selbst unser Nachbarland Baden-
Württemberg kann im Saldo nur 16.000 Neugründun-
gen vermelden. Mit über 34.000 Neugründungen
haben wir in Bayern glatt das Doppelte von Baden-
Württemberg erreicht. Wir setzen auf junge Men-
schen, wir setzen auf Unternehmertum. Wir setzen
auf Menschen, die in Bayern investieren und neue
Unternehmen gründen. Das ist unsere Politik.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Dabei begleiten wir die Unternehmen dadurch, dass
wir Schwerpunkte setzen, insbesondere was die Inno-
vationsthemen unseres Landes und unserer Gesell-
schaft in der Welt angeht. Dazu zählt die Elektromobi-
lität. Dazu zählt die Biosystemforschung. Für das
Forschungsnetzwerk Biosystemforschung stehen
18 Millionen Euro bis 2014 bereit. Wir verbinden un-
sere Hochschulen von München über Nürnberg, Re-
gensburg bis Würzburg, weil wir diesen Verbund als
Stärke Bayerns verstehen. Wir nehmen Staatsgelder
in die Hand, um den Neubau des Forschungszent-
rums für molekulare Biosysteme an der LMU Mün-

chen mit Gesamtkosten von 29 Millionen Euro zu tra-
gen.

Wir schaffen am Klinikum Augsburg ein universitäres
Zentrum für Gesundheitswissenschaften mit drei
Lehrstühlen, weil wir darauf drängen, dass der Hoch-
schulstandort Bayern weiter ausgebaut wird, und weil
wir in der Kooperation von Wissenschaft und Wirt-
schaft die Lösung der Themen der Welt sehen und
stolz darauf sind, dass Bayern dazu einen Beitrag
leisten kann.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Dabei bleibt die Gleichwertigkeit der Lebensverhält-
nisse in Bayern eine zentrale Aufgabe der Staatsre-
gierung. Der demografische Wandel stellt auch ganz
Bayern und alle Politikbereiche vor große Herausfor-
derungen.

In den ländlichen Gebieten sind die Auswirkungen be-
sonders spürbar. Die Staatsregierung hat sich unter
der Leitung unseres Ministerpräsidenten dieser Auf-
gabe ganz speziell gestellt. Wir lassen keinen Zweifel
daran, dass wir diese Aufgabe gemeinsam mit der
Wirtschaft, der Wissenschaft und den Bürgerinnen
und Bürgern in Bayern lösen wollen. Wir hängen kei-
nen Raum ab, weil die Stärke Bayerns in seiner ge-
samtheitlichen Entwicklung liegt.

Schauen Sie sich den Länderfinanzausgleich an.
Dann erkennen Sie, dass es nur ein Land gibt, wel-
ches diesen Weg gegangen ist: den Wechsel vom
Nehmer zum Geber. Wir sind mittlerweile der stärkste
Geber. Das gilt für alle Bereiche. Darauf kann ganz
Bayern stolz sein. Deshalb muss sich ganz Bayern
weiterhin gut entwickeln.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Im Übrigen bringt die bisherige Politik für den ländli-
chen Raum sichtbare Erfolge. Als Beispiel nenne ich
die Stadt Hof. Trotz schwierigster Rahmenbedingun-
gen hat sich die Arbeitslosenquote dort in den letzten
Jahren halbiert, nämlich von 13,6 auf 7,2 %. Diese
Quote ist immer noch zu hoch. Wir müssen natürlich
weiter daran arbeiten, den Menschen Chancen zu er-
öffnen. Aber den Erfolg, dass wir die Arbeitslosenquo-
te in Hof halbiert haben, lassen wir uns nicht wegneh-
men. Das ist ein Erfolg der Unternehmen und der
Menschen vor Ort sowie der Rahmenbedingungen,
die die Bayerische Staatsregierung für die Region ge-
schaffen hat.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Ich darf darauf hinweisen, dass auch die Republik auf
diese Entwicklung mit Interesse reagiert. Die Initiative
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"Neue Soziale Marktwirtschaft" weist Hof aus und gibt
der Region Hof den Platz 6 unter den Top Hundert.
Sie ist besonders dynamisch. Vor Hof liegen Bayreuth
und Bamberg, ebenfalls Städte einer Region, deren
Aufschwung das mit dem alten Doppelhaushalt
2009/2010 aufgelegte Nord-und-Ostbayern-Pro-
gramm gezielt unterstützt hat.

Auf der Basis der Erfolge in den alten Jahren werden
wir diese Politik konsequent fortsetzen.

Wir werden deshalb den Ausbau unseres Netzes von
Technologietransferzentren vorantreiben. Wir wollen
die Forschungsergebnisse in Produkte der regionalen
Wirtschaft umsetzen. Für die neuen Zentren an den
Fachhochschulen von Aschaffenburg bis Kempten
stellen wir bis zum Jahr 2014 deshalb insgesamt über
30 Millionen Euro zur Verfügung. Daneben investieren
wir in neue Anwenderzentren, z. B. für den Werkstoff
Karbonfaser in Augsburg mit über 16 Millionen Euro.

Der Schonung der Ressourcen dient das Zentrum für
Wertstoff-Kreisläufe und Wertstoff-Substitution in
Aschaffenburg. Dafür werden bis 2014 5 Millionen
Euro aufgebracht.

Für den Neubau des Zentrums für Keramische Ver-
bundstrukturen in Bayreuth stellen wir 7 Millionen
Euro zur Verfügung.

Dies ist eine Liste von Initiativen, die sich sehen las-
sen kann und ganz Bayern nach vorn bringt. Sie wird
begleitet vom Ausbau der Breitbandanbindung der
Kommunen mit 45 Millionen Euro. Zeigen Sie mir ein
zweites Bundesland in Deutschland, das so etwas
machen kann. Sie werden keines finden.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wir gehen gezielt und gemeinsam vor. Für die Elekt-
romobilität schaffen wir ein Forschungs- und Entwick-
lungszentrum in München und Würzburg. Wir ziehen
drei Modellregionen in Bad Neustadt, Garmisch Par-
tenkirchen und im Bayerischen Wald hinzu. Das ist
eine zentrale Aufgabe: Wie können wir unser Auto-
land, wie können wir Bayern in einer zentralen Frage
unserer wirtschaftlichen Prosperität positionieren?
Zeigen Sie mir ein zweites Bundesland, das in der
Lage ist, 64 Millionen Euro Steuergelder in die Hand
zu nehmen, um sich dieser Aufgabe zu stellen. Zei-
gen Sie mir ein zweites Bundesland, das in der Lage
ist, mit den Wissenschaften, den Unternehmen, mit
den Automobilherstellern und mit drei Partnerregionen
ein so breites Programm aufzulegen. Sie werden kein
zweites finden.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Dem Wirtschaftsminister stehen unter dem Aspekt der
wirtschaftlichen Regionalförderung 108 Millionen Euro
im Jahr 2011 und 110 Millionen Euro im Jahr 2012 zur
Verfügung. Nicht zu vergessen ist die einzelbetriebli-
che Investitionsförderung des Landwirtschaftsminis-
ters, weil uns auch an der Stelle daran gelegen ist,
nicht nur den industriellen Mittelstand richtig zu positi-
onieren, sondern auch die bäuerliche Landwirtschaft
mitzunehmen. Deshalb haben wir allein sieben Millio-
nen Euro mehr Landesmittel dafür reserviert, den
Bäuerinnen und Bauern mit der einzelbetrieblichen In-
vestitionsförderung Hilfen zu geben. Auch die bäuerli-
che Landwirtschaft muss auf die Zukunft hin ausge-
richtet werden.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wir bleiben auch in Zukunft ein Bundesland, das Prio-
ritäten zu setzen und ohne neue Schulden zu arbeiten
weiß, ein Bundesland, das als verlässlicher, starker
Partner an der Seite seiner Kommunen steht. Wir ste-
hen zur originären Einnahmequelle der Kommunen:
Die Bayerische Staatsregierung wird sich für eine Ab-
schaffung der Gewerbesteuer gegen den einhelligen
Wunsch der Kommunen nicht einbringen. Wir werden
uns stattdessen auf der Ausgabenseite für Entlastun-
gen durch den Abbau von Standards stark machen,
und wir werden den Bund in die Verantwortung neh-
men. Wir brauchen nicht nur Ankündigungen, dass
der Bund einmal acht Milliarden oder einmal vier Milli-
arden zu tragen bereit sei, sondern wir brauchen Ent-
scheidungen. Die Bundesregierung muss bis Mitte
des Jahres die Arbeiten in der Gemeindefinanzkom-
mission abgeschlossen haben. Wir brauchen mehr
Planungssicherheit für die Kommunen. Sie sind ein
tragendes Element, sie sind die tragende Säule unse-
rer Gesellschaft. Es muss aufhören, dass den Kom-
munen mit neuen Standards Freiheit und Flexibilität
genommen wird. Wir müssen den Bund endlich in die
Verantwortung nehmen: Mit der Politik, die er mit der
Einführung der Grundsicherung losgetreten hat, dür-
fen die Kommunen nicht zum Zahlesel werden.

(Beifall bei der CSU - Zurufe von der SPD)

Der zentralen Rolle der Kommunen als Bindeglied
zwischen Staat und Gesellschaft wird der kommunale
Finanzausgleich 2011 gerecht. Die Landesleistungen
steigen saldiert um 71 Millionen Euro auf über 6,3 Mil-
liarden Euro.

(Zuruf des Abgeordneten Hubert Aiwanger (FW))

Wir haben eine strukturelle Verbesserung hinterlegt;
denn der Kommunalanteil des allgemeinen Steuerver-
bundes wird von 12 % auf 12,2 % angehoben.
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Wenn Sie sich die Einzelheiten anschauen, stellen
Sie fest: Die Investitionen in Bildung, in den Schulaus-
bau, die Verkehrsinvestitionen - sie alle bleiben stabil
oder steigen an. Die Zuweisungen zu den Kosten der
Schülerbeförderung bleiben nicht nur stabil, sondern
wir erhöhen sie, weil wir die Zusage gegeben haben,
uns mit 60 % an den Kosten und den Aufwendungen
für die Schülerbeförderung zu beteiligen.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Hubert Aiwan-
ger (FW): Es waren schon einmal 80 %!)

Wir bleiben an der Stelle vertragstreu und gehen die-
sen Weg konsequent weiter.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Doppel-
haushalt des Landes sieht keine neuen Schulden vor,
obwohl wir auf der Basis der November-Steuerschät-
zung für den Länderfinanzausgleich 2011 rund
3,8 Milliarden Euro und in 2012 circa 4 Milliarden Euro
einplanen müssen. Dieses Volumen - um das richtig
einzuordnen - bewegt sich in der Größenordnung der
Ausgaben für die bayerischen Hochschulen. Wir
könnten also noch einmal doppelt soviel im Hoch-
schulbereich machen, wenn der Länderfinanzaus-
gleich nicht so wäre, wie er sich momentan darstellt.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Zuruf von der
SPD: Machen Sie doch einen Vorschlag!)

Dabei verlassen wir keineswegs die Solidarität, son-
dern wir kritisieren vielmehr die Fehler im System.
Wenn die Nehmerländer auf Dauer am Tropf der Ge-
berländer hängen, wenn der aktuelle Finanzausgleich
am Ende zu einer Strafsteuer für wirtschaftlich erfolg-
reiche Länder wird, dann kann das System so nicht
bleiben. Das geltende System verhindert, dass ande-
re Länder dem Vorbild Bayerns folgen, das diesen
Sprung geschafft hat. Deshalb ist es unser Ziel, den
Länderfinanzausgleich zu ändern. Deshalb wollen wir
gemeinsam mit Baden-Württemberg und Hessen im
Zweifelsfall klagen. Wir wollen verhandeln und wollen
Ergebnisse haben. Aber wenn niemand bereit ist, das
System neu auszurichten, wenn dieses falsche Sys-
tem weiter so betrieben wird, dann müssen wir im
Selbstverständnis gegenüber dem bayerischen Steu-
erzahler und der bayerischen Steuerzahlerin eine Ent-
scheidung suchen, und dann werden wir diesen Weg
beschreiten, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Zuruf des Ab-
geordneten Markus Rinderspacher (SPD))

Was Bayern ausmacht, ist der Anspruch, aktiv Politik
zu gestalten. Was Bayern ausmacht, ist die Tatsache,
dass wir dieses Land mit aktiver Wirtschaftspolitik
nach vorne gebracht haben. Was Bayern ausmacht,
liegt darin, dass wir auch in der Steuerpolitik nicht

sagen: Wir könnten uns auf unseren Lorbeeren ausru-
hen und die Hände in den Schoß legen. Wir sind viel-
mehr der festen Überzeugung, dass die Konsolidie-
rung der staatlichen Haushalte mit einer Steuerpolitik
einhergehen muss, die die Wachstumskräfte in unse-
rem Lande stärkt. Deshalb darf die aktive Steuerpolitik
keine Auszeit nehmen. Unsere Wettbewerber schla-
fen nicht, und auch unser Steuersystem steht im
Wettbewerb. Dazu gehört unter anderem auch das
Thema Steuervereinfachung, und dazu gehört das
Problem, dass wir uns mit dem Einkommensteuertarif
auseinandersetzen müssen; denn die kalte Progressi-
on läuft Gefahr, demotivierend für unsere Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter und für unsere Bürgerinnen und
Bürger zu werden. Stellen Sie sich einmal vor, dass
es im Laufe des Jahres vielleicht nach harten Ausei-
nandersetzungen zu Lohnsteigerungen von zwei oder
zweieinhalb Prozent kommt und am Ende der Bürger
beim Blick auf den Lohnsteuerjahresausgleich fest-
stellt, dass ihm mehr weggenommen wird als je zuvor.
Das hätte eine demotivierende Wirkung, die wir aus-
schalten müssen. Wir brauchen Zukunft und Leis-
tungsbereitschaft und nicht Demotivation in unserem
Steuerrecht.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Zurufe von
der SPD und den Freien Wählern)

Mit Sicherheit werden wir die Steuervorschläge der
SPD nicht weiter verfolgen. Wer in dieser Situation
auf Neid und Missgunst setzt, und wer in dieser Situa-
tion wieder anfängt, Keile in unsere Gesellschaft zu
treiben, geht den falschen Weg. Sie wenden sich von
einer Steuerpolitik gegen die Arbeitslosigkeit ab.

(Harald Güller (SPD): Na, na!)

Sie wenden sich gegen die Bekämpfung der Wirt-
schaftskrise. Sie wollen die Steuerbürger mit mehr
Bürokratie und leistungsfeindlichen Steuererhöhun-
gen belasten. Diese Vorschläge sind schlicht und ein-
fach unbrauchbar.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Zuruf der Ab-
geordneten Johanna Werner-Muggendorfer
(SPD))

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Europa
steht vor großen Herausforderungen. Zu den zentra-
len Aufgaben zählen solide Finanzen und mehr Nach-
haltigkeit. Konsolidierung und dauerhafte Stärkung
der Wachstumskräfte müssen überall in Europa zu
vorrangigen politischen Zielen werden. Das ist die
zentrale Aufgabe für die Europäische Union, aber
auch für jeden einzelnen Mitgliedstaat und auch für
jede einzelne Region.
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Wir in Bayern setzen dabei auf Stabilität im Wandel.
Wir stellen uns mit dem Haushalt ohne Neuverschul-
dung unserer Verantwortung, der jungen Generation
nicht nur keinen Schuldenberg, sondern auch Chan-
cen zu hinterlassen. Wir setzen mit den Schwerpunk-
ten Familie, Bildung und Innovation auf die bestmögli-
che Vorbereitung für die Zukunft. Wir wollen keine
Blockade in der Steuerpolitik. Wir wollen einen Auf-
bruch.

Wir stehen für ein starkes und stabiles, für ein siche-
res und soziales Bayern. Wir stehen für den Aufbruch
Bayern, damit Bayern seinen europäischen Spitzen-
platz stärkt und wo immer möglich ausbaut; denn un-
sere Politik für Wachstum und Wohlstand kommt allen
Menschen in Bayern zugute. Dafür steht der Entwurf
des Doppelhaushaltes 2011/2012.

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Anhaltender Beifall bei der CSU und der FDP -
Zurufe von der CSU: Bravo! - Harald Güller
(SPD): 51 Minuten Märchenstunde!)

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Staatsminister,
vielen Dank. Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ein
Wort jetzt zur Geschäftsgrundlage: Die Rede des
Herrn Staatsministers hat über 50 Minuten gedauert.
Ich muss allerdings auch sagen, die Technik hat ihn
verlassen; die Uhr lief bei ihm nicht. Bei uns gingen
die Uhren. Aber gut. Ich unterbreche einen Staatsmi-
nister nicht, wenn er den Haushalt einbringt.

(Beifall bei der CSU - Zurufe von der SPD)

Die Gestaltung des Haushalts ist die wichtigste Aufga-
be für uns hier im Hohen Haus.

(Zurufe von der SPD)

Nach der Geschäftsordnung haben die Fraktionen
jetzt natürlich auch eine Redezeit von 50 Minuten. Ob
davon Gebrauch gemacht wird, überlasse ich jeder
Fraktion.

(Harald Güller (SPD): Wir können es inhaltlich
viel kürzer!)

Herr Kollege Halbleib, Sie haben nun das Wort.

Volkmar Halbleib (SPD): Geschätzte Frau Präsiden-
tin, sehr geehrter Herr Staatsminister, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Vielleicht mussten Sie, Herr
Staatsminister, ja die Redezeit, die normalerweise
vorgesehen ist, deshalb so überziehen, weil Sie mög-
licherweise trotz Ihrer Jubelarie zum bayerischen
Staatshaushalt 2011/2012, so wie er nach Ihrer Auf-
fassung aussehen soll, einen ziemlich hohen Erklä-

rungsbedarf und einen reichlich hohen Rechtferti-
gungsbedarf gesehen haben. Da kann man Ihnen
nicht eine Redezeit von 20 Minuten zumuten.

(Beifall bei der SPD)

Wenn ich Ihre Rede bilanziere, stelle ich fest: Sie
haben diese Zeit nicht für Informationen über den
Doppelhaushalt verwendet, sondern zu 20 % für
einen hohen Staatskammerton von Europa nach Bay-
ern und wieder zurück. 20 % haben Sie für die übliche
Marketing-Nummer gebraucht, die Sie zu diesem Ent-
wurf seit September abziehen. Weitere 20 % haben
Sie für Polemik benötigt. Das ist Ihr gutes Recht. Wei-
tere 20 % haben Sie für die Erregung benötigt. Wahr-
scheinlich haben Sie mit der Erregung, die Sie selbst
gezeigt haben, zwei Ziele verfolgt: Zum einen wollten
Sie Ihre eigene Fraktion und Ihre eigene Regierungs-
koalition endlich einmal für den Entwurf zum Doppel-
haushalt begeistern. Zum anderen haben Sie viel-
leicht gehofft, mit dieser Erregung die Autosuggestion,
die Ihnen eigen ist, noch einmal zu stärken. Herr
Staatsminister, in diesem Land gibt es keinen zweiten
Minister, der über eine so große Fähigkeit der Auto-
suggestion verfügt.

(Beifall bei der SPD)

Eines haben Sie aber nicht getan: Sie sind nicht der
Verpflichtung zur Haushaltswahrheit und Haushalts-
klarheit nachgekommen. Diesen Geboten entspricht
die Verpflichtung, den Bürgerinnen und Bürgern rei-
nen Wein über die Staatsfinanzierung einzuschenken.
Sie haben in den letzten Wochen und Monaten in der
Staatsregierung mehr dafür getan, die Haushaltswirk-
lichkeit im Freistaat Bayern zu schönen, zu tarnen
und den Marketingschleier darüber zu legen, als den
Bürgerinnen und Bürgern zu erklären, wie Sie in den
nächsten zwei Jahren die Staatsaufgaben finanzieren
werden.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Nachdem der Haushaltsausschuss in der letzten
Woche das Gärtnerplatztheater wegen der anstehen-
den notwendigen Investitionen besucht hat, möchte
ich auch hier beim Bild des Theaters bleiben: Die
Staatsregierung hat bisher alles getan, um in der
zentralen Debatte über die Finanzierung und über die
Schwerpunkte dieses Staatshaushalts schöne bunte
Kulissen vor die haushaltspolitischen Tatsachen zu
schieben. Das ist wie bei einem Theater, bei dem die
Zuschauer mit einem tollen Bühnenbild in die Vorstel-
lung gelockt werden, aber bereits nach der ersten
Szene merken, dass das Schauspiel eher durch-
schnittlich oder mittelmäßig ist. Man merkt die Absicht
und ist verstimmt.
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Politisch gesehen ist das, was Sie bisher zum Entwurf
des Staatshaushalts veranstaltet haben, ein Rückfall
in das alte Staatsschauspiel unter dem früheren Chef-
dramaturgen Edmund Stoiber, von dem sich das Pub-
likum ja abgewendet hat. Der neue Spielleiter, Minis-
terpräsident Horst Seehofer, hat wie immer
versprochen, alles anders und besser zu machen. Er
fällt aber in das alte Inszenierungsmuster zurück, al-
lerdings ohne über die spielerische und finanzielle
Substanz des alten Dramaturgen zu verfügen. Der
kaufmännische Direktor Fahrenschon - das haben wir
heute erlebt - weiß das alles zwar, aber er macht gute
Miene zum bösen Spiel. Das ist die Wahrheit.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Des Schauspiels erster Akt erzählt die Mär vom aus-
geglichenen Haushalt. Was Sie heute vorgetragen
haben, ist Ihr Staatsmärchen. Die Staatsregierung be-
hauptet doch tatsächlich, dass dieser Haus-
halt 2011/2012 zum sechsten und siebten Mal in
Folge ohne Nettokreditaufnahme und damit ohne
neue Schulden auskomme. Das ist die Wiederholung
einer krassen politischen Lüge. Rechnen Sie doch
einmal nach: Bei allen Haushaltsjahren, in denen Sie
sich des ausgeglichenen Haushalts gerühmt haben,
also von 2006 bis zum Doppelhaushalt 2011/2012,
kommt unter dem Strich für jedes Haushaltsjahr eine
Nettoneuverschuldung von 1,42 Milliarden Euro he-
raus. Das ist wahrlich keine Erfolgsbilanz.

(Beifall bei der SPD)

Herr Staatsminister, wir müssen einmal darüber
reden, dass zwischen den regulären Einnahmen und
den regulären Ausgaben beim Doppelhaus-
halt 2011/2012 erhebliche Finanzierungslücken klaf-
fen. Das haben Sie heute überdeckt. Dabei sind die
erheblichen Kürzungen in allen Ressorts in Höhe von
jeweils 460 Millionen Euro pro Haushaltsjahr sowie
die Sonderopfer des öffentlichen Dienstes in Höhe
von etwa 500 Millionen Euro - ich runde die Zahlen -
berücksichtigt.

Selbst wenn wir die zusätzlichen Steuereinnahmen im
Jahre 2010 einbeziehen, beträgt die Finanzierungslü-
cke zwischen den normalen Einnahmen und den Aus-
gaben des Freistaats Bayern für 2011 1,5 Milliarden
Euro und für 2012 immerhin noch 1,3 Milliarden Euro,
obwohl die Steuereinnahmen mit 31 Milliarden Euro
im Jahr 2011 und mit 32,7 Milliarden Euro im
Jahr 2012 kräftig ansteigen. Das heißt, der bayerische
Staatshaushalt ist deutlich unterfinanziert. Daran hat
auch Ihre heutige Rede nichts geändert.

(Beifall bei der SPD)

Die Staatsregierung muss nach Ihrem Entwurf tat-
sächlich neue Kredite beim eigenen Grundstock auf-
nehmen. Sie wissen, dass dies eine absolute finanz-
politische Notoperation ist. Wenn ich alle diese
Punkte betrachte, muss ich sagen: Die Bezeichnung
"ausgeglichener Haushalt" ist nicht nur verwegen,
sondern damit werden die Öffentlichkeit und die baye-
rischen Bürgerinnen und Bürger für blöd verkauft.

(Beifall bei der SPD)

Ein weiterer Punkt kommt hinzu: Der Entwurf des
Doppelhaushalts kann nur deshalb ohne Nettoneuver-
schuldung ausgeglichen werden, weil Sie gerade das
Gegenteil dessen machen, was Sie mit dem ausgegli-
chenen Haushalt versprechen, nämlich keine Lasten
in die Zukunft zu verschieben. Sie verschieben Lasten
in massivem Umfang in die Zukunft. Sie frieren zum
Beispiel den Versorgungsfonds vollständig ein. Es
gibt überhaupt keine Zuführungen mehr. Das einzige
Ergebnis ist, dass die finanziellen Lasten von heute
auf die Zukunft verschoben werden.

(Christa Naaß (SPD): So ist es!)

Das Gleiche tun Sie bei der staatlichen Infrastruktur.
Wir haben eine dramatisch niedrige Investitionsquote.
Trotz Ihrer Jubelarien liegt sie nur bei 10,8 %. Wir hat-
ten einmal 20 %. Daraus wird unweigerlich eine ver-
stärkte Verschuldung resultieren, weil die Abschrei-
bungen, also der Wertverzehr, deutlich höher als die
für Erneuerungen und für den Erhalt zugeführten Mit-
tel sein werden. Der Oberste Rechnungshof schreibt
Ihnen jedes Jahr ins Stammbuch, dass Sie hier Las-
ten von der Gegenwart in die Zukunft schieben.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Ich komme zum zweiten Akt des Märchens. Das ist
der "Aufbruch Bayern". Jetzt wird es besonders inte-
ressant. Der "Aufbruch Bayern" ist mit einem Abbruch
an vielen anderen Stellen verbunden. Das wissen Sie
selbst; deshalb wäre es Ihre Pflicht, dies deutlich zu
machen. Der "Aufbruch Bayern" ist mit Kürzungen in
allen Ressorts, auch sehr empfindlichen, verbunden.
Als Beispiele seien nur die sozialen, kulturellen und
ökologischen Aufgaben des Freistaats Bayern ge-
nannt. Der "Aufbruch" ist zum Teil ein Etiketten-
schwindel, weil er selbstverständliche, überfällige und
längst zugesagte Anpassungen an den tatsächlichen
Bedarf enthält. Schlimmer ist, dass die Staatsregie-
rung mit diesem Programm versucht, die Menschen
anzulügen. Bei der Prüfung Ihres "Aufbruchs" hat sich
nämlich herausgestellt, dass die Staatsregierung auch
und gerade in den Bereichen kürzt, für die sie eine
Verbesserung durch den "Aufbruch" angekündigt hat.
Das ist besonders infam. Das muss ich Ihnen vorhal-
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ten. Das hat mit einer soliden Finanzpolitik überhaupt
nichts zu tun.

(Beifall bei der SPD)

Sie wollen die Wiederholung eines alten Inszenie-
rungsmusters erreichen. Es gibt aber einen entscheid-
enden Unterschied: Unter Stoiber konnte noch Tafel-
silber in Milliardenhöhe verkauft werden, um
Offensiven zu finanzieren. Jetzt ist das Tafelsilber
weg. Der "Aufbruch Bayern" ist deshalb nicht einmal
eine schlechte Kopie von Stoibers Offensiven. Wenn
Sie ehrlich gewesen wären, hätten Sie über dieses
Programm geschrieben: "Erst Abbruch, dann Auf-
bruch". Das ist die Kombination, die Sie diesem
Hohen Hause vorlegen.

(Beifall bei der SPD)

Ich könnte beliebig viele Beispiele nennen. Ich möch-
te aber nur einige herausgreifen. Zunächst zur Wohn-
raumförderung für Familien. In der "Aufbruch"-Liste
steht, dass die Wohnraumförderung in den Jah-
ren 2011/2012 jeweils um 5 Millionen Euro verstärkt
wird. Der normale Bürger denkt: Es wird mehr getan
als bisher. Das glatte Gegenteil ist der Fall. Die Zah-
len im Etat-Entwurf sprechen eine ganz andere Spra-
che. 2008 wurden für die Wohnraumförderung 32 Mil-
lionen Euro zur Verfügung gestellt, im Jahr 2009
waren es 28 Millionen Euro, im Jahr 2010 waren es
immerhin noch 30 Millionen Euro, und für das
Jahr 2011 werden statt 30 Millionen Euro nur noch
25 Millionen Euro und im Jahr 2012 sogar nur noch
20 Millionen Euro zur Verfügung stehen. Das ist die
"Steigerung", die der "Aufbruch" verspricht. Für diesen
Bereich werden also 12,2 Millionen Euro weniger Lan-
desmittel ausgegeben. Sie rühmen sich jedoch, einen
"Aufbruch" zu machen und gaukeln den Leuten vor,
diesen Bereich zu verstärken. Das ist absolut unseri-
ös.

(Beifall bei der SPD)

Das Gleiche tun Sie bei der Städtebauförderung. Hier
betreiben Sie auf der Bundesebene eine unverant-
wortliche Politik, über die Sie sich in diesem Hohen
Hause schon selbst beschwert haben. Sie haben ge-
sagt, die Städtebauförderung müsste oben bleiben.
Was tun Sie jedoch in Ihrem eigenen Staatshaushalt?
Sie folgen der Bundesregierung. Schwarz-Gelb kürzt
sowohl in Berlin wie auch in München die Mittel für die
Städtebauförderung. Über Ihr "Aufbruch"-Programm
versuchen Sie zu vermitteln, dass Sie diese Program-
me stärken würden. Dort stehen nämlich 4 Millionen
Euro an zusätzlichen Mitteln drin. Fakt ist, dass die
Städtebaufördermittel im Vergleich zu den Vorjahren
deutlich zurückgehen, zumindest bei den neuen Be-

willigungen. Das ist keine Verbesserung, sondern
eine Verschlechterung.

(Beifall bei der SPD)

In Reklamelisten vom "Aufbruch" verspricht die
Staatsregierung 25 Millionen Euro mehr Mittel für die
Straßeninfrastruktur im ländlichen Raum. Auch hier
sieht die Realität anders aus. 2010 waren noch
219 Millionen Euro für den Staatsstraßenbau ohne
PPP-Projekte in den regulären Etats. Der Ansatz für
2011 beträgt nur noch 175 Millionen Euro, also 45 Mil-
lionen Euro weniger, und für 2012 gar nur noch
137 Millionen Euro. Sie aber wollen der Öffentlichkeit,
auch der politischen Öffentlichkeit, in Bayern verkau-
fen, dass Sie den Staatsstraßenbau durch eine Nen-
nung im Programm "Aufbruch" verbessern. In Ihrem
Haushaltsentwurf betreiben Sie aber tatsächlich
genau das Gegenteil.

(Beifall bei der SPD)

Damit komme ich zu einem Punkt, der mich wirklich
umtreibt, Sie wahrscheinlich auch; aber Sie äußern
sich anders. Ich meine die Gesamtmittel Investition.
Die Staatsregierung erweckt den Eindruck, als wäre
mit dem "Aufbruch" eine Stärkung der Investitionstä-
tigkeit des Freistaats Bayern verbunden. Das Gegen-
teil ist auch hier der Fall. Das beweist der Vergleich
mit der Entwicklung der Investitionsausgaben in den
letzten fünf Jahren. Im Jahr 2006 lag die Summe der
Investitionsausgaben des Freistaats Bayern bei
4,5 Milliarden Euro, also fast genau dort, wo sie 2012
mit 4,63 Milliarden Euro sein wird. Der Freistaat wird
2012 also nominell nicht mehr investieren als 2006.
Wenn man die Inflation und Baupreissteigerungen be-
rücksichtigt, ist das tatsächlich ein deutlicher Rück-
schritt. Der Rückgang hat auch nichts mit dem Aus-
laufen der Konjunkturprogramme zu tun, wie das
Referenzjahr 2006 zeigt. Der Sachverhalt ist klar: Der
Investitionsbedarf im Freistaat steigt, die Investitionen
gehen deutlich zurück. 2012 wird der Freistaat eine
historisch niedrige Investitionsquote haben. Der Un-
terschied zu den anderen westdeutschen Bundeslän-
dern, auf den Sie heute hingewiesen haben, ist stark
zusammengeschmolzen; vom Vorsprung Bayerns ist
wenig übrig geblieben, noch weniger von den Investi-
tionsquoten früherer Jahre.

Sagen Sie nicht nur, was Sie in diesem und im nächs-
ten Jahr finanzieren wollen. Diese Liste ist zwar inte-
ressant, aber viel zu kurz. Sagen Sie auch, welche
dringenden Investitionsprojekte Sie in diesem Doppel-
haushalt nicht realisieren. Dann wissen wir die Wahr-
heit.

(Beifall bei der SPD)
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Ich komme nun zum Thema Kinderbetreuung, Krip-
penausbau und Familie. Auch da praktiziert die
Staatsregierung das Prinzip "Linke Tasche, rechte Ta-
sche". Ich wehre mich dagegen, dass wir Ausgaben
und Anpassungen an den tatsächlichen Bedarf, die
selbstverständlich sind und schon seit Langem zuge-
sagt sind, in ein spezielles Sonderprogramm packen.
Das sind längst versprochene und überfällige Anpas-
sungen, so die Anpassung an die Betriebskostenstei-
gerungen bei den Kommunen und die Anpassung bei
der Kinderbetreuung und beim Krippenausbau. Den-
noch bleibt Bayern in der öffentlichen Kinderbetreu-
ung im Bundesländer-Ranking weit hinter anderen
Bundesländern zurück. Der Entwurf des Doppelhaus-
halts ist auch hier keine Erfolgsbilanz.

(Beifall bei der SPD)

Nun zu den Lehrern: Vielleicht sollte man einmal das
Suchspiel ausrufen: Wer entdeckt im bayerischen
Staatshaushalt mehr Stellen für Lehrer?

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Wo sind
sie?)

- Nein, da brauchen wir gar kein Suchspiel, sondern
das verkündet schon die Staatsregierung. Wo werden
im bayerischen Staatshaushalt Stellen für Lehrer
praktisch gestrichen, weil sie in Fußnoten als "Kw",
als künftig wegfallend, gekennzeichnet und sofort ge-
strichen werden, wenn der entsprechende Zeitpunkt
eingetreten ist? - Wenn Sie dazu ein Suchspiel veran-
stalten würden, wären manche Bürger ernüchtert. Sie
würden sehen, dass einerseits in Erfolgsmeldungen
von mehr Lehrern gesprochen wird und auf der ande-
ren Seite Stellen gestrichen oder durch "Kw"-Vermer-
ke künftig gestrichen werden. In der pädagogischen
Praxis an den Schulen, die mit großen Klassenstär-
ken zu kämpfen haben, kommt das Allerwenigste der
vermeintlich mehr Stellen für Lehrer an. Auch das ist
ein Täuschungsmanöver, für das Sie verantwortlich
sind.

(Beifall bei der SPD)

Sie sind in großem Umfang selbst dafür verantwort-
lich, dass Sie in diese Klemme geraten sind.

Ich will das Thema Landesbank zwar nicht strapazie-
ren, aber es ist doch Tatsache, dass wir im Jahr 2011
rund 370 Millionen Euro - das muss man sich einmal
vorstellen - allein für Zinsen und den Ersatz der Fonds
hinlegen müssen, im nächsten Jahr rund 384 Millio-
nen Euro. Jetzt sagt der Finanzminister, diese Zins-
zahlungen seien rein fiktiv, weil sie aus den Rückla-
gen gezahlt würden. Was ist denn das für eine
Rechnungsweise? Diese Beträge müssen auf den
Tisch gelegt werden und stehen für andere Dinge

nicht mehr zur Verfügung. Das ist doch Fakt, Herr Fi-
nanzminister. Es ist ein Skandal, dass Sie das noch
kleinzureden versuchen.

(Beifall bei der SPD)

Nur um die Dimension dieser Summe deutlich zu ma-
chen: Für die Zinszahlungen und den Ausgleich der
Fonds muss in beiden Haushaltsjahren insgesamt so
viel auf den Tisch gelegt werden, wie Sie in Ihrem fa-
mosen "Aufbruch"-Programm an vermeintlich zusätz-
lichem Geld für Investitionen in Infrastruktur und Fa-
milie zur Verfügung stellen. Das alles wird komplett
durch die Zinszahlungen und Ersatzmittel für die
Fonds in beiden Haushaltsjahren aufgefressen.

Weitere Risiken kommen hinzu: Sie haben schon an-
gekündigt, dass 2014 nach dem Finanzplan zusätzlich
zu den Zinsen 550 Millionen Euro Garantiezahlungen
hinzukommen. Eine weitere Milliarde an Steuergel-
dern wird für Garantien fällig, die der Freistaat ausge-
sprochen hat.

Weil Sie darauf Bezug genommen haben, möchte ich
an dieser Stelle sagen: Mir geht es als Haushaltspoli-
tiker auch um die zivil- und strafrechtliche Verantwor-
tung derjenigen, die auf der Vorstandsebene und der
Verwaltungsratsebene für das Landesbankdebakel
verantwortlich sind. Klar ist aber auch, dass die haus-
haltspolitische Verantwortung für dieses Landesbank-
desaster, unabhängig von der zivil- und strafrechtli-
chen Verantwortung, die politische Verantwortung für
die dramatischen Auswirkungen auf den Staatshaus-
halt die CSU in diesem Hohen Hause trägt.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Dann komme ich zum Wachstumsbeschleunigungs-
gesetz, auch wenn Sie das nicht mehr hören können,
Herr Minister. Wenn Sie auf das Hotelsteuerprivileg,
auf die Privilegierung von Erbschaften und die Privile-
gierung von bestimmten Unternehmenskonstellatio-
nen verzichten würden, wäre ein Großteil der Kürzun-
gen, die Sie im Doppelhaushalt vornehmen müssen,
nicht notwendig gewesen. Sie hätten in den Berei-
chen Umwelt, Städtebauförderung über Jugend und
Soziales bis hin zu den Staatsstraßen nichts streichen
müssen, wenn Sie auf Bundesebene eine andere
Steuerpolitik machen würden. Das ist Tatsache.

(Beifall bei der SPD)

Das ist zwar ein Dauerbrenner, aber ich kann diese
Forderung hier nicht außen vor lassen: Statten Sie
endlich die bayerische Steuerverwaltung so aus, wie
es aus Haushaltsgründen notwendig ist.

(Beifall bei der SPD)
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Es kann nicht richtig sein, dass CSU und FDP in Bay-
ern für das Steuerprivileg von Hoteliers 56 Millionen
pro Jahr ausgeben - so viel ist das nämlich unter dem
Strich -, aber im Gegenzug gekürzt wird bei der Ju-
gendsozialarbeit an Schulen durch Einfrieren des
Ausbauplans, bei der Förderung der Jugendarbeit in
den Jugendverbänden, bei der Landesstelle für Schul-
sport, bei der Jugendhilfe, bei der Unterstützung be-
hinderter Menschen in Bayern - danke schön, Frau
Präsidentin, für die Unterstützung, die Sie hier geleis-
tet haben -, bei der frühkindlichen Sprachförderung
und bei freiwilligen Leistungen im Bereich der Betreu-
ung und Förderung von Kindern. Eine Steuerermäßi-
gung von 56 Millionen für die Hoteliers ist Ihnen wich-
tiger, als es die Punkte sind, die ich gerade genannt
habe. Auch das zeigt eine Wertung.

(Beifall bei der SPD)

Es kann nicht richtig sein, dass die Besserstellung
von Erben der CSU/FDP-Staatsregierung über 90 Mil-
lionen Euro pro Jahr in Bayern wert ist, dass aber im
Gegenzug gekürzt wird bei der Wohnraumförderung
für Familien, bei der Städtebauförderung, insbesonde-
re bei der Sozialen Stadt, bei der Straßeninfrastruktur,
beim Betriebsdienst für Staatsstraßen, bei der Bau-
denkmalpflege, bei den staatlichen Museen und bei
Bibliotheken und Archiven. Die Staatsregierung will
also eine Entlastung für Erben, aber eine Belastung
der Öffentlichkeit.

(Beifall bei der SPD)

Es kann nicht sein, dass die Klientelpolitik der CSU
und FDP im Bereich der Unternehmensbesteuerung
so abläuft, dass im Gegenzug das Klimaprogramm
2020 - das 2011 zu Ende sein wird, schon 2012 sind
praktisch keine Mittel mehr drin - nicht weiter ausge-
stattet werden kann, dass dringend notwendige ener-
getische Sanierungen nicht durchgeführt werden kön-
nen, dass alternative Energien nicht mehr so wie
bisher gefördert werden können, dass Wasserversor-
gungsanlagen nicht gefördert werden können, dass
beim Hochwasserschutz gestrichen und bei der Kran-
kenhausförderung gekürzt wird. Das sind die Konse-
quenzen Ihrer Steuerpolitik. Das muss man an dieser
Stelle im Bayerischen Landtag einmal deutlich ma-
chen.

(Beifall bei der SPD)

Eigentlich kommt es noch viel schlimmer, weil es
noch darüber hinaus geht. Sie lassen die fiskalischen
Grundrechenarten, den gesunden Menschenverstand
und kaufmännische Verhaltensweisen außer Betracht.
Ein guter Kaufmann würde nie auf gute Investitionen
verzichten, die ihm in kurzer Zeit eine sichere und so-
lide Rendite bringen. Sie machen das. Nur ein Bei-

spiel: Ihre Wiederbesetzungssperren bei der bayeri-
schen Finanz- und Steuerverwaltung kosten
nachweislich ein Vielfaches von dem, was Sie damit
einsparen.

(Beifall bei der SPD)

Der Verzicht auf notwendige Sanierungsmaßnahmen
der staatlichen Infrastruktur kostet nachweislich ein
Vielfaches von dem, was Sie damit einsparen, weil
sich die Schäden verschlimmern und dadurch Mehr-
kosten entstehen.

(Christa Naaß (SPD): Kurzsichtig!)

Sie sparen nicht, sondern produzieren höhere staatli-
che Ausgaben.

Sie kürzen im Bauunterhalt, obwohl Sie wissen, dass
es sich dabei nicht um eine Einsparung handelt, da
die Kürzung Mehrkosten produziert, die lediglich auf
die Folgejahre verschoben werden. Sie verzichten
ebenfalls auf Investitionen in energetische Maßnah-
men, obwohl sich die meisten Beispiele, die uns im
Haushaltsausschuss vorgelegt worden sind, nach kur-
zer Zeit amortisieren. Nach Umsetzung der Maßnah-
men sind die Energie- und Betriebskosten deutlich
niedriger. Sie streichen die Mittel für die Städtebauför-
derung, obwohl nachweislich von jedem gezahlten
Euro neun bis zehn Euro an weiteren Investitionen
generiert werden. Allein durch den Rückfluss der
Mehrwertsteuer können Sie die Refinanzierung si-
cherstellen. Stattdessen streichen Sie die Mittel. Das
ist auch ökonomisch unvernünftig.

(Beifall bei der SPD)

Gegen alle Vernunft ist auch Ihr Umgang - ich kann
es Ihnen nicht ersparen - mit dem Personal des Frei-
staats Bayern. Der Freistaat verfügt - das ist unstrittig
- über eine gut ausgebildete, leistungsfähige und leis-
tungswillige sowie motivierte Mitarbeiterschaft. Das
betonen Sie immer wieder. Das gilt sowohl für Beam-
te als auch für Tarifbeschäftigte. Doch die Bayerische
Staatsregierung springt mit dem ihr anvertrauten öf-
fentlichen Dienst so um, wie es die Führungslehrbü-
cher ihrer eigenen Beamtenfachhochschulen als ab-
schreckendes Beispiel hervorheben mussten. Sie
motivieren nicht nur nicht, sondern demotivieren. Das
ist der schlimmste Führungsfehler, den man machen
kann.

(Beifall bei der SPD)

Nach dem Nicht-die-Frösche-fragen-Erwin, dem
Champions-League-Edmund, nach der über das Knie
gebrochenen Verwaltungsreform, nach dem willkürli-
chen Stellenabbau ohne Aufgabenabbau und nach
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der ungerechten Arbeitszeitverlängerung kam Wohl-
fühl-Horst und gelobte Besserung. Die Rücknahme
der Arbeitszeitverlängerung wurde angekündigt, und
die Dienstrechtsreform versprach zusätzliche Leis-
tungsanreize sowie mehr Entwicklungsperspektiven.
Kaum hatte der öffentliche Dienst wieder Vertrauen in
unsere Staatsregierung gefasst, kam die kalte Du-
sche. Nur einige Wochen nach der Verabschiedung
des Neuen Dienstrechts fiel die Maske. Unter der
Maske kam das alte Bild der CSU hervor. Die Be-
diensteten des Freistaats Bayern müssen sich wie im
Film "Und täglich grüßt das Murmeltier" fühlen.

(Heiterkeit bei der SPD)

Es ist ein klassischer Zickzack-Kurs der CSU, diesmal
mit tatkräftiger Unterstützung durch die FDP: erst
Stellen ankündigen, dann aber Wiederbesetzungs-
sperren einführen, damit die geschaffenen Stellen
nicht besetzt werden. Das ist die Logik, die Sie an den
Tag legen. Erst das Dienstrecht mit großem Tamtam
verabschieden, dann das zentrale Element dieser
Dienstrechtsreform, die Vergabe von Leistungsbezü-
gen, aussetzen. Erst die Wegstreckenentschädigung
anpassen, dann wieder kassieren. Erst die Beseiti-
gung der einen Ungerechtigkeit bezüglich der Arbeits-
zeit ankündigen, dann die nächste Ungerechtigkeit
beim Gehalt durch die Nullrunde begehen. Erst von
Familie und von der Gewinnung der besten Köpfe für
den Staat reden, dann die Eingangsbesoldung absen-
ken. Ständig von Wertschätzung - das haben Sie
heute auch gemacht - für die Beschäftigten reden und
dann als Beleg dafür die Jubiläumszuwendung strei-
chen. Wer als Dienstherr dermaßen willkürlich und
chaotisch agiert, der muss sich nicht wundern, wenn
die bei den Beschäftigten durchaus vorhandene Be-
reitschaft, zur Konsolidierung des Staatshaushaltes
beizutragen, absolut zerstört oder porös gemacht
wird.

(Beifall bei der SPD)

Abschließend bringe ich einige Gedanken der SPD-
Fraktion ein, die wir vielleicht im Konsens, im kriti-
schen Dialog, im Widerspruch, aber doch gemeinsam
diskutieren müssen. Welchen Staat wollen wir eigent-
lich? Darüber müssen wir eine Debatte führen. Wel-
chen Staat können wir dauerhaft finanzieren? Die
SPD bekennt sich zu einem starken und leistungsfähi-
gen Staat. Aus Ihren Worten habe ich herausgehört,
dass Sie dies ähnlich sehen. Bei der FDP bin ich mir
da nicht sicher. Leider bin ich mir sicher, dass die
FDP diesen starken Staat infrage stellt.

Bei der Bewältigung der Finanz- und Wirtschaftskrise
- der Finanzminister hat das angesprochen - waren
nicht die neoliberalen und konservativen Rezepte er-

folgreich, sondern eine nach sozialdemokratischen
Grundsätzen geprägte staatliche Konjunkturpolitik.
Die Ausgaben für die Kurzarbeiterregelung und die
Konjunkturprogramme für die öffentliche Infrastruktur,
auch die Abwrackprämie, konnten durch die damit
verbundene wirtschaftliche Erholung die Stabilisie-
rung, die erhöhten Steuereinnahmen und die vermie-
denen Zusatzkosten bei der Arbeitslosigkeit wieder
refinanziert werden. Das ist ein Beispiel dafür, dass
die neoliberalen Rezepte - sparen, sparen, sparen,
gerade wenn die Einnahmen einbrechen - absolut
falsch sind. Wir haben dagegen gehalten. Das war
das richtige Konzept - ein sozialdemokratisches Kon-
zept im Übrigen.

(Beifall bei der SPD)

Wir brauchen - das ist unstrittig - die Konsolidierung
der öffentlichen Haushalte, um diesen starken und
leistungsfähigen Staat zu erhalten. Das Auseinander-
klaffen - Sie, Herr Staatsminister, konnten das heute
nicht widerlegen - von Einnahmen und Ausgaben im
Staatshaushalt des Freistaats Bayern trotz Bereini-
gung des Landesbank-Debakels und der zusätzlichen
Steuereinnahmen macht dies nur zu deutlich. Wir
haben im Staatshaushalt ein strukturelles Problem.
Damit der Staat handlungsfähig bleibt, muss Konsoli-
dierung beides umfassen: Ausgaben im Griff halten
und Einnahmen verbessern.

Es ist klar: Verschuldung ist keine Problemlösung, ob
nun offen oder versteckt. Sie kann keine Problemlö-
sung sein, auch keine dauerhafte. Im Gegenteil, aus
sozialdemokratischer Sicht kann Verschuldung eine
Form der Umverteilungspolitik darstellen, bei der Ban-
ken, private Versorgungsinstitute und Inhaber von
Staatsanleihen die Zinsen erhalten, die der Steuer-
zahler zur Aufrechterhaltung des Gemeinwohls zahlen
muss. Deswegen bekennen wir uns vonseiten der
SPD zu Artikel 18 Absätze 1 und 2 der Bayerischen
Haushaltsordnung. Das ist nicht die einzige, aber eine
wichtige Orientierung für unsere Haushaltspolitik.
Unser Verständnis von Haushaltskonsolidierung ist je-
doch ganz anders als das Ihre. Ausgeglichene Haus-
halte sind keine Rechtfertigung für eine unsoziale Po-
litik.

(Beifall bei der SPD)

Wir treten denjenigen entschieden entgegen, die die
sogenannte Schuldenbremse zur unsozialen Steuer-
senkungspolitik, zur Rechtfertigung von Sozial- und
Bildungsabbau, zur Privatisierung und Lohndumping
im öffentlichen Dienst und für eine generelle Senkung
der Staatsquote missbrauchen. Denen treten wir ent-
schieden entgegen, weil dies der falsche Weg für
unser Gemeinwesen ist.

Plenarprotokoll 16/66 v. 02.02.2011 Bayerischer Landtag - 16. Wahlperiode 5595



(Beifall bei der SPD)

Wir brauchen eine Konsolidierung auf der Einnahme-
nseite und eine zukunftsfähige Finanzpolitik, die diese
Einnahmen bereitstellen muss. Die Ausstattung der
Steuerverwaltung habe ich genannt. Dazu gehören
auch die Korrektur steuerpolitischer Fehler, der Erhalt
und die Stärkung der Erbschaftsteuer - Sie hören es
nicht gern, aber das ist dringend -, die Einführung der
Finanztransaktionssteuer und die Beteiligung starker
Einkommen am Gesamtsystem - eine Balance der
Steuergerechtigkeit zu den Normalverdienern. Wenn
Sie diese entlasten wollen, ohne dies auf Pump zu fi-
nanzieren, müssen Sie einen Ausgleich an anderer
Stelle schaffen. Das ist Adam Riese und nicht Volk-
mar Halbleib. Das sollte auch eine gewisse Orientie-
rung für den Finanzminister sein.

(Beifall bei der SPD)

Dazu gehört nicht die Arie über populistische Steuer-
senkungen. Sie haben heute wieder davon angefan-
gen. Fünf Tage nachdem die Krankenversicherungs-
und Arbeitslosenversicherungsbeiträge erhöht
wurden, haben Sie davon angefangen. Sie haben
dafür gesorgt, dass den Arbeitnehmern zum Jahres-
beginn mehr Netto vom Brutto weggenommen wurde.
Fünf Tage später sagen Sie in Ihrer Jammerarie: Wir
müssen die Steuern gerade für die Arbeitnehmer sen-
ken. Das glaubt Ihnen kein Mensch mehr. Von dieser
Art der Debatte haben die Leute die Schnauze voll.

(Beifall bei der SPD - Christa Naaß (SPD): Wir
auch!)

Entschuldigen Sie diesen unparlamentarischen Aus-
druck. Sie haben den Länderfinanzausgleich ange-
sprochen. Wir wollen auch, dass der Länderfinanz-
ausgleich einen wirklichen Anreiz bietet und alle
Länder ihre Einnahmemöglichkeiten ausschöpfen.
Sie, die damalige CSU-Staatsregierung, haben selbst
über den derzeitigen anreizfeindlichen Länderfinanz-
ausgleich verhandelt und diesen damals als Erfolg ge-
feiert. Ich bitte Sie im Interesse der Sache um Folgen-
des: Statt populistischer Aktionen,
Wahlkampfsprüchen und Fummeleien an der Budge-
thoheit anderer Bundesländer erwarten wir, dass die
Staatsregierung endlich ihre Hausaufgaben macht
und dem Landtag ein tragfähiges Konzept für einen
sowohl für die Geber- als auch für die Nehmerländer
anreizstarken Länderfinanzausgleich vorlegt. Das ist
jetzt Ihre Pflicht.

(Beifall bei der SPD)

Wir erwarten auch, dass Sie die besondere Situation
der bayerischen Kommunen -jetzt bin ich beim kom-
munalen Finanzausgleich - stärker als bisher berück-

sichtigen. Leider ist in dieser dramatischen Situation
für die Kommunen nur ein Minimalergebnis herausge-
kommen. Wir haben im letzten Jahr von der Staatsre-
gierung selbst - das waren Ihre eigenen Zahlen - die
Information bekommen, dass sich 40 % der bayeri-
schen Kommunen nicht an die Kommunalhaushalts-
verordnung halten und die notwendigen Zuführungen
vom Verwaltungs- an den Vermögenshaushalt nicht
leisten können. 40 % der Kommunen sind das. 20 %
dieser Kommunen können überhaupt keinen Cent aus
dem Verwaltungs- in den Vermögenshaushalt ver-
schieben. Das ist ein dramatischer Befund. Die Pro-
zentzahlen sind dramatisch angestiegen. Sie sagen
aber nicht, was Sie dagegen tun. Sie könnten viel da-
gegen tun. Sie könnten Sondermaßnahmen ergreifen.
Sie machen nicht nur nichts, sondern schwächen die
Kommunen mit Ihrer Steuerpolitik weiter. Die Kommu-
nen müssen das Wachstumsbeschleunigungsgesetz
genauso mit bezahlen. Permanent stellen Sie entwe-
der die Gewerbesteuer insgesamt oder die Bemes-
sungsgrundlage infrage. Außerdem kürzen Sie die
dringend benötigten Mittel für die Städtebauförderung,
und Sie bürden den Kommunen wie etwa bei den Re-
formen des SGB II weitere Sozialkosten auf. In der
Gesamtbilanz belasten Sie die Kommunen, anstatt sie
zu stärken. Das ist ein bedauerlicher Befund, den wir
feststellen müssen.

(Beifall bei der SPD)

Wir sind auch bereit, Vorschläge zur Konsolidierung
auf der Ausgabenseite zu unterbreiten. Ich glaube, es
wäre lohnend, sich über dieses Thema zu unterhal-
ten. Bei Ihnen läuft es sowohl bei den Sachkosten als
auch bei den Investitionen oder bei den Personalaus-
gaben nach der Rasenmäher-Methode. Mit dieser Ra-
senmäher-Methode kommen wir aber nicht weiter.

Der Grund dafür liegt letztendlich darin, dass sich die
Staatsregierung regelmäßig um eine echte Ausgaben-
kritik drückt. Die Verwaltungsreform 21 ist das beste
Beispiel dafür. Sie haben einen Personalabbau ver-
ordnet, ohne die Aufgaben zu reduzieren. Das gilt für
sehr viele Bereiche. Auch diese Methode funktioniert
nach Adam Riese nicht. Eine echte Ausgabenkritik
würde auch die Aufgaben auf den Prüfstand stellen.
Dazu müssten Sie sich ehrlich bekennen. Sie müss-
ten auch einmal ohne Rücksicht auf Ihre Wahlklientel
diese Aufgabenkritik vornehmen. Wir erwarten, dass
die Staatsregierung bei dieser Ausgaben- und Aufga-
benkritik bei sich selbst anfängt.

(Beifall bei der SPD)

Gerade von sich selbst sendet die Staatsregierung lei-
der die falschen Signale aus. Es sind kleine, aber
wirksame Signale. Ich nenne nur die Amtsausstattung
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ehemaliger Ministerpräsidenten, die Nebenstaats-
kanzlei des Herrn Wirtschaftsministers und stellvertre-
tenden Ministerpräsidenten. Herr Söder bekommt
eine eigene Stelle für einen Pressesprecher. Ich hatte
bisher nicht den Eindruck, dass sich Herr Söder in der
Öffentlichkeit zu wenig äußern kann. Draußen strei-
chen Sie die Stellen aber. Das passt nicht zusammen.
Ich darf es mit Heinrich Heine sagen; denn auf Sie
passt dieser Satz:

Ich kenne die Weise, ich kenne den Text,
ich kenn auch die Herren Verfasser,
ich weiß, sie tranken heimlich Wein
und predigten öffentlich Wasser.

So verhalten Sie sich.

(Beifall bei der SPD)

Wir und vor allen Dingen Sie müssten dazu bereit
sein, mehr Budgetverantwortung zu dezentralisieren
und Anreize für Aufgaben zu setzen, die kostenbe-
wusst und zugleich gut erledigt werden können. Sie
müssen sich auch von Ihrem CSU-Verständnis des
staatlichen Zentralismus verabschieden. Sie müssen
mehr Verantwortung und vor allem auch mehr Haus-
haltsverantwortung nach unten geben. Der bisherigen
Praxis der dezentralen Budgetverantwortung, die Sie
entwickelt haben, hat der Oberste Rechnungshof ein
denkbar schlechtes Zeugnis ausgestellt. Dafür muss
die Staatsregierung endlich ein Konzept mit Hand und
Fuß vorlegen. Das Gleiche gilt im Übrigen auch für
die Förderrichtlinien. Sie beklagen sich auf Bundes-
ebene über die Starrheit in der Gemeindefinanzkom-
mission, bei der auch die Standards eine Rolle spie-
len. Fangen Sie mit Ihren eigenen Standards und mit
Ihren eigenen Richtlinien an. Fangen Sie damit an,
Ihre Gängelung der Kommunen abzubauen. Dann
wären wir einen entscheidenden Schritt weiter.

(Beifall bei der SPD)

Auch der Verzicht auf unnötige Projekte und die bes-
sere Kostenkontrolle wären wichtig. Die Rechnungs-
hofberichte sind voll von Projekten, die man besser
machen könnte. Ich glaube, dass sich der Landtag bei
diesem Thema stärker einbringen muss. Die Defizite,
die hier vorliegen, sind wirklich Legion. Das zeigen die
Berichte, die auch nur einen Ausschnitt der staatli-
chen Projekte beleuchten können. Die Gutachteritis
werden wir auch bei diesem Haushalt auf den Prüf-
stand stellen. Auch Bauprojekte, die hohe Kosten und
einen niedrigen volkswirtschaftlichen Nutzen haben,
gehören auf den Prüfstand. Ein Beispiel dafür ist der
Donauausbau.

Seit einer Woche ist klar, dass es aus diesem Doppel-
haushalt keinen einzigen Cent mehr für Politikbera-

tung für die CSU auf Kosten des Steuerzahlers geben
wird.

(Beifall bei der SPD)

Herr Ministerpräsident, wir fordern Sie nicht als Minis-
terpräsidenten, sondern als CSU-Vorsitzenden auf,
die 500.000 Euro, mit der die CSU den Staatshaus-
halt für ihre parteipolitischen Zwecke missbraucht hat
- das ist zumindest das klare Urteil des Obersten
Rechnungshofs -, sofort zurückzuzahlen. Vielleicht
kommen Sie sogar dem Landtag zuvor, bevor eine
Haushaltsstelle eingerichtet werden muss, auf der
diese Rückzahlung verbucht wird. Von dieser Stelle
aus ergeht die klare Aufforderung an Sie: Machen Sie
reinen Tisch und zahlen Sie das Geld zurück!

(Beifall bei der SPD)

Wir werden auch die Methode "Gewinne privatisieren
- Lasten sozialisieren" konsequent bekämpfen. Ein
Beispiel, bei dem CSU und FDP diese verwerfliche
Methode "Gewinne privatisieren - Lasten sozialisie-
ren" unterstützen, ist die Verweigerung eines flächen-
deckenden gesetzlichen Mindestlohns. Dies führt
nachweislich zu staatlichen Subventionen von Dum-
pinglöhnen. Bei einem flächendeckenden Mindestlohn
- das zeigen Untersuchungen - könnten 11 Milliarden
Euro pro Jahr beim Staat und bei den Sozialversiche-
rungen eingespart werden. Es wäre an der Zeit, haus-
haltspolitisch über solche Themen nachzudenken. Es
kann nicht so weitergehen, dass Sie 11 Milliarden zur
Subventionierung von Dumpinglöhnen ausgeben. Die
Einführung eines flächendeckenden Mindestlohns,
liebe Kolleginnen und Kollegen von CSU und FDP,
wäre auch ein Beitrag zur Haushaltskonsolidierung.

(Beifall bei der SPD)

Von den zentralen Ansätzen, die Staatsausgaben zu
begrenzen, die ich genannt habe, ist in Ihrer Haus-
haltspolitik leider wenig zu erkennen. Sie setzen auf
die Methode "Weiter so - das haben wir schon immer
so gemacht", auf die Rasenmäher-Methode und auf
die Methode "Kürzen bei wichtigen sozialen, kulturel-
len, gesellschaftlichen und ökologischen Aufgaben".
Bei diesem Entwurf des Doppelhaushalts und der
Marketing-Kulisse, die Sie aufbauen, hinter der sich
aber nichts verbirgt, werden wir uns als SPD-Fraktion
bei den Beratungen zum Doppelhaushalt und zum
kommunalen Finanzausgleich darauf konzentrieren,
die politische Verantwortung von CSU und FDP für Fi-
nanzlücken in diesem Doppelhaushalt aufzuzeigen.
Wir werden auch den Widerspruch zwischen Ihrer po-
litischen Rhetorik und Ihrem finanzpolitischen Han-
deln aufzeigen. Wir werden eine Generaldebatte für
einen starken, leistungsfähigen Staat im Rahmen die-
ser Haushaltsberatungen anstoßen. Wir wollen auch
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eine auskömmliche Steuerpolitik erreichen, die die un-
teren und mittleren Einkommen entlastet, die aber mit
einer stärkeren Heranziehung von Vermögen, Finanz-
transaktionen und hohen Einkommen auf eine schul-
denfinanzierte Steuersenkung verzichtet.

Herr Minister Fahrenschon, Sie fordern auf Bundes-
ebene eine schuldenfinanzierte Steuersenkung. Das
ist mit uns nicht zu haben. Wir wollen einen Umbau
des Steuersystems. Wir wollen die mittleren und unte-
ren Einkommen entlasten. Wir müssen das Geld für
die Finanzierung des Staates an anderer Stelle holen.
Wir werden Vorschläge für einen verantwortungsbe-
wussten und effizienten Umgang mit öffentlichen Mit-
teln im Freistaat Bayern machen. Wir werden uns da-
rauf konzentrieren - damit haben wir genug zu tun -,
dass wir unsere politischen Schwerpunkte deutlich
machen. Dabei werden wir - das ist eine Herkulesauf-
gabe - die gravierendsten und schwerwiegendsten
Versäumnisse und Fehler im Haushaltsentwurf zu
korrigieren versuchen. Das ist leider auch dringend
notwendig.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Bevor wir mit der Aus-
sprache fortfahren, darf ich Gäste begrüßen. Auf der
Ehrentribüne hat eine Delegation aus der Republik
Montenegro Platz genommen. Ich darf an der Spitze
der Delegation Herrn Präsident Vujanovic ganz, ganz
herzlich begrüßen. Herzlich willkommen. Ich wünsche
Ihnen zunächst einen guten Aufenthalt im Parlament
und danach gute Gespräche. Herzlich willkommen.

(Beifall)

Wir fahren in der Aussprache fort. Frau Kollegin Gör-
litz hat das Wort. Bitte schön, Frau Kollegin.

Erika Görlitz (CSU): (Von der Rednerin nicht autori-
siert) Frau Präsidentin, Herr Ministerpräsident, liebe
Kolleginnen und Kollegen, Hohes Haus! Die finanziell
schwierige Ausgangslage in diesem Jahr macht es
nötig, verstärkt Anstrengungen zu unternehmen, um
die kommunalen Finanzen voranzubringen. Seit 2009
mussten Staat und Kommunen einen deutlichen
Rückgang ihrer Steuereinnahmen verkraften. Dies
zwingt sowohl den Staat als auch die Kommunen zu
Sparanstrengungen. Für die Kommunen ist es beson-
ders wichtig, dass trotz der schwierigen finanziellen
Situation des Freistaats Bayern erneut strukturelle
Verbesserungen im Rahmen des allgemeinen Steuer-
verbunds zustande kommen.

Mit dem vorliegenden Finanzausgleichsgesetz ist das
gut gelungen. Trotz des hohen Niveaus des Jahres
2010 ist es noch einmal gelungen, die reinen Landes-
leistungen um 71 Millionen Euro auf jetzt 6.374 Millio-

nen Euro zu erhöhen. Der durch die Entwicklung des
allgemeinen Steuerverbunds vorgezeichnete Rück-
gang der Schlüsselzuweisungen aufgrund der niedrig-
eren Steuereinnahmen wird durch die Anhebung der
kommunalen Quote am allgemeinen Steuerverbund
um 0,2 Prozentpunkte auf dann 12,2 Prozent sowie
durch verschiedene Umschichtungen aus den Berei-
chen Krankenhaus und Abwasser um insgesamt 95
Millionen Euro aufgefangen, die Zuweisungen werden
sogar verbessert. Dadurch ergibt sich neben einer
dauerhaften strukturellen Verbesserung eine Steige-
rung der Schlüsselzuweisungen für 2011 um 74 Millio-
nen Euro. Das sind drei Prozentpunkte mehr. Dies
dient insbesondere der Stärkung der Verwaltungs-
haushalte, was für unsere Kommunen von ganz be-
sonderer Bedeutung ist.

Ein wichtiger Schwerpunkt ist auch hier wieder die Bil-
dung. Für den Schulhausneubau sind 250,6 Millionen
Euro eingestellt. Dieser Posten ist damit auf sehr
hohem Niveau stabil.

Auch die Mittel für die Verkehrsinvestitionen steigen.
Die Mittel für den Straßenbau und -unterhalt sind in
Höhe von 296 Millionen Euro angesetzt. Die ÖPNV-
Investitionsförderung beträgt immerhin 68 Millionen
Euro und bleibt damit konstant. Die Mittel nach dem
Entflechtungsgesetz für Straßenneubau und ÖPNV-
Leistungen erhöhen sich gar um 31 Millionen Euro auf
dann 276 Millionen Euro.

Die Investitionen für die Krankenhäuser wurden mo-
derat um 50 Millionen Euro zurückgenommen auf im-
merhin noch 450 Millionen Euro. Bei der Abwasser-
ver- und -entsorgung wurden 20 Millionen Euro
zurückgeführt. Es verbleibt die Summe von 121,3 Mil-
lionen Euro. Sie ist entsprechend gewichtet.

Die Kürzungen sind keine Einsparungen, die der
Staat einbehält, sondern sie kommen den Kommunen
einmal über die Schlüsselzuweisungen, aber auch da-
durch voll zugute, dass die Krankenhausumlage bei
den Kommunen nicht so hoch ausfällt. Die Investiti-
onspauschale von 173,3 Millionen Euro ist ein wichti-
ger Posten, der es den Kommunen ermöglicht, ent-
sprechende Investitionen vorzunehmen.

Die Zuweisungen an die Bezirke werden unverändert
auf dem hohen Niveau von 583,6 Millionen Euro fort-
geführt. Spürbare Entlastungen darüber hinaus erfah-
ren die Bezirke wegen einer neuen richterlichen
Rechtsprechung. Es gibt Rückforderungsansprüche
aus den BAföG-Stellen. Allerdings ist die Höhe noch
nicht genau beziffert. Dies hängt auch nicht unmittel-
bar mit dem Finanzausgleich zusammen. Erfreulich
ist, dass die Bezirke sich inzwischen auf einen neuen
Verteilungsschlüssel einigen konnten. Damit ist den
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Bezirken ein Stück Ausgleich gelungen, der schon
lange angemahnt wurde.

Die Zuweisungen zu den Kosten der Schülerbeförde-
rung steigen um 12 Millionen Euro. Damit gelingt es
uns, die 60-prozentige Beteiligung zu halten, die ganz
besonders wichtig ist, um die Schülerbeförderung auf
eine vernünftige Basis zu stellen. Die Kommunen
legen ganz besonderen Wert darauf.

Die allgemeinen Bedarfszuweisungen sind um 4 Milli-
onen Euro auf 19,6 Millionen Euro gestiegen. Vorhin
wurde angesprochen, dass die Kommunen weit
schlechter gestellt seien. Deshalb ist es mir ein Anlie-
gen, auf den Anhang zu verweisen. Der besondere
Vorteil des Finanzausgleichsgesetzes ist, dass der
Ausgleich übersichtlich und nachvollziehbar ist und
man feststellen kann, wie viel den Kommunen ver-
bleibt, um investieren zu können. Sie können dem Fi-
nanzausgleich entnehmen, dass in den letzten zehn
Jahren die Einnahmen der Kommunen um 28,5 % ge-
stiegen sind,

(Beifall bei der CSU)

während die Einnahmen des Freistaats Bayern nur
um 15,8 % gestiegen sind. Das sind fast 13 Prozent-
punkte mehr. Das ist beachtlich. Die Kommunen sind
nicht schlechter gestellt, sondern sie kommen besser
weg. Nach den Finanzausgleichsleistungen beträgt
die Einkommenssteigerung des Freistaats Bayern
10,5 Prozent und die der Kommunen 28,5 %.

Besonders wichtig ist, dass der Ausgabenzuwachs
des Freistaats Bayern in den letzten zehn Jahren 26
% betragen hat, die Kommunen aber 34,2 % mehr be-
kommen haben. Sie sehen, der Freistaat Bayern ist
ein guter und verlässlicher Partner der Kommunen.
So soll das bleiben.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Präsidentin Barbara Stamm: Nächste Wortmeldung:
Herr Kollege Pointner. Bitte schön. Herr Kollege, bitte.

Mannfred Pointner (FW): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, Herr Ministerpräsident, Herr Finanzminister,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunächst muss ich
ankündigen, dass einige Überschneidungen kommen
werden; denn die Opposition hat weitgehend gleiche
Anliegen. Trotzdem ist es nötig, da und dort zu wie-
derholen, was wir uns von dem Haushalt erwarten.

Der Zeitpunkt der Einbringung des Haushalts ist zu
kritisieren. Heute ist der 2. Februar 2011, und die
Steuerschätzung war Anfang November 2010. Das ist
immerhin drei Monate her. Es wäre sinnvoll und hilf-
reich gewesen, wenn der Haushalt etwas früher vor-

gelegt worden wäre. Es wäre gut gewesen, wenn die
Fraktionen vor ihren traditionellen Klausurtagungen im
Januar unterrichtet worden wären. Andererseits hat
jedes Negative sein Positives: Wir hätten zu dieser
Diskussion dann nicht die Erkenntnis gehabt, dass
das Jahr 2010 nicht nur 1,7 Milliarden Euro, sondern
2,2 Milliarden Euro Überschuss gebracht hat. Wir
haben das bereits gegen Ende des letzten Jahres
prognostiziert. Wir haben die laufenden Steuereinnah-
men mit den Ausgaben verglichen und ziemlich punkt-
genau gesagt, dass es in etwa 2,2 Milliarden Euro
Überschuss geben werde.

Sie, Herr Finanzminister, und auch die Staatsregie-
rung haben in den letzten Wochen immer wieder da-
rauf hingewiesen, dass Sie nunmehr zum sechsten
oder siebten Mal einen allgemeinen Staatshaushalt
ohne Neuverschuldung vorlegen. Die Betonung liegt
auf dem Begriff "allgemeiner Staatshaushalt", weil Sie
den Nachtragshaushalt 2008 mit einer Kreditaufnah-
me von 10 Milliarden Euro gerne und bewusst aus-
klammern. Ich kann verstehen, dass Ihnen dieses
Thema unangenehm ist. Mir als langjährigem Haus-
haltspolitiker ist es im Sinne der Haushaltswahrheit
ein besonderes Anliegen, dass Sie das auch erwäh-
nen. Es wäre zu einfach für einen Haushaltspolitiker,
wenn er den ausgeglichenen Haushalt zum ordentli-
chen machen und die Kreditaufnahme in einem Son-
derhaushalt regeln würde. So könnte man immer von
einem ausgeglichenen Haushalt reden. So ist es aber
nicht, und so ist das auch nicht möglich. Ein ausgegli-
chener Haushalt ohne Neuverschuldung muss selbst-
verständlich das Ziel einer nachhaltigen Haushaltspo-
litik sein. In dieser Frage gebe ich Ihnen recht. Es
reicht aber nicht aus, wenn lediglich keine Nettokredit-
aufnahme erfolgt. Es sollten vielmehr auch keine Las-
ten in die Zukunft verschoben werden. Dieses Ziel er-
reichen Sie mit dem Doppelhaushalt 2011/2012 aber
nicht.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Im Sinne der Haushaltswahrheit, darauf komme ich
immer wieder zurück, sollten Sie diesen Umstand zu-
geben, anstatt gegenüber den Menschen im Land
vorzutäuschen, es wäre alles in bester Ordnung, nur
weil Sie keine Nettokreditaufnahme haben.

Eine Verschiebung von Lasten in die Zukunft ist - da-
rauf wurde schon hingewiesen - die Entnahme aus
dem Grundstockvermögen; denn diese Gelder müs-
sen Sie, das ist auch so im Haushaltsgesetz zu lesen,
spätestens in den Jahren 2017/2018 zurückzahlen.
Zu dieser Verschiebung von Lasten in die Zukunft ge-
hört auch das teilweise Aussetzen der Einzahlungen
in die Versorgungsrücklage und in den Pensions-
fonds. Auch dies wird uns in den nächsten Jahren und
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Jahrzehnten wieder einholen. Ich gehe davon aus,
dass die ausgesetzten Zahlungen baldmöglichst
nachgeholt werden. Ich möchte hier ausdrücklich be-
tonen: Diese Maßnahmen müssen aus hauswirt-
schaftlicher Sicht nicht unbedingt falsch sein. Sie sind
es nämlich dann nicht, wenn die Zahlungen durch
Kredite finanziert werden, weil Sie dafür Zinsen zah-
len müssten. Wir haben aber vorhin schon gehört, es
wäre Spielraum gegeben.

Falsch im Sinne einer nachhaltigen Haushaltspolitik
und absolut kurzsichtig sind jedoch andere Sparmaß-
nahmen. Zu einer nachhaltigen Haushaltspolitik ge-
hört nämlich auch, die Mittel so einzusetzen, dass sie
an anderer Stelle nicht zu Mehrkosten führen bezie-
hungsweise dass in der Zukunft keine Mehrkosten
entstehen. Zuallererst sind hier die Investitionen in die
Bildung zu nennen. Eine gute Bildungspolitik ist die
beste Sozialpolitik.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Eine gute Bildungspolitik ist auch die Grundlage für
Wohlstand, sozialen Frieden und Chancengleichheit.
Eine gute, chancengerechte Bildungspolitik vermeidet
spätere Kosten für die Jugendhilfe, Hartz IV, die
Grundsicherung und andere Sozialleistungen.

Sie haben im Doppelhaushalt 2011/2012 zwar neue
Planstellen für Lehrerinnen und Lehrer ausgewiesen,
wenn man aber genauer hineinsieht - darauf hat Herr
Kollege Halbleib hingewiesen - werden Lehrerstellen
auch wieder gestrichen. Im Jahr 2011 sind es 857 und
im Jahr 2012 sogar 1.134 Stellen. Wir Freien Wähler
fordern, noch mehr in die Bildung zu investieren und
die gegebenen Spielräume zu nutzen. Nach wie vor
haben wir vor allem bei weiterführenden Schulen
durchschnittliche Klassenstärken von 27 oder 28
Schülern pro Klasse. In manchen Schulen sind es
sogar über 30 Schülerinnen und Schüler pro Klasse.
Nach wie vor fallen Unterrichtsstunden aus. Alle, die
noch Kinder in der Schule haben, können das tagtäg-
lich erleben. Die Lehrerverbände haben nicht umsonst
eindringlich auf die dramatische Situation beim Lehr-
personal hingewiesen. Auf der anderen Seite stehen
ausgebildete Lehrer auf der Straße und werden nicht
übernommen. Das kann man schlicht und einfach
einen Skandal nennen!

(Beifall bei den Freien Wählern und des Abgeord-
neten Dr. Christian Magerl (GRÜNE))

Nach wie vor ist die Chancengleichheit bei uns von
der Herkunft, dem sozialen Milieu und dem sozialen
Umfeld abhängig; das sagt auch die Pisa-Studie. Das
muss geändert werden, um den Kindern die Chancen
in der Zukunft nicht zu verbauen.

Probleme gibt es an den Hochschulen nicht nur durch
die Absolventen des doppelten Abiturjahrgangs. Pro-
bleme entstehen auch durch zusätzliche Bewerber
wegen der Aussetzung der Wehrpflicht. Ich habe ge-
hört, im Kabinett haben Sie gestern über dieses Prob-
lem gesprochen. Sie wollen deshalb zusätzliche Stel-
len für die Lehre schaffen. Wir werden uns
anschauen, was Sie tatsächlich in den Haushalt hier-
für einstellen werden. Wir meinen: Was bisher vorge-
sehen ist, reicht zur Bewältigung der zusätzlichen Stu-
dentenzahlen nicht aus.

Es geht nicht nur um die Hochschulen. Schließlich
streben nicht alle Abiturienten an die Hochschulen. Es
gibt auch andere Ausbildungsmöglichkeiten. Deshalb
müsste der Staat flankierend mehr Ausbildungsstellen
für Schulabgänger schaffen, die beispielsweise in den
gehobenen Dienst in den Verwaltungen eintreten wol-
len. Das gilt vor allem dort, wo erheblicher Bedarf be-
steht und wo sich zusätzliches Personal, wenn mehr
Ausbildungsstellen geschaffen würden, auf jeden Fall
rechnen würde. Ich erinnere an die Situation bei den
bayerischen Finanzbehörden. Im Vergleich zu den an-
deren Bundesländern sind die bayerischen Finanzbe-
hörden personell erheblich unterbesetzt. Es gibt Sta-
tistiken, die darüber Aufschluss geben. Im Vergleich
zu den anderen Bundesländern stehen wir in dieser
Frage ausnahmsweise, Herr Ministerpräsident, an
einer der letzten, wenn nicht gar an letzter Stelle. Es
kann aber nicht im Sinne der Steuergerechtigkeit sein,
wenn man dem kleinen Steuerzahler seine Steuer-
schuld auf Euro und Cent abzieht, während man die
großen Steuerzahler bei Steuerprüfungen großzügig
behandelt.

In der Familienpolitik steht nach wie vor das verspro-
chene kostenlose Kindergartenjahr im Raum. Sie
haben das, auch wenn Sie es nicht mehr zu wissen
scheinen - das war zumindest das letzte Mal so, es
scheint inzwischen geklärt - im Koalitionsvertrag ver-
einbart.

(Beifall und Heiterkeit bei den Freien Wählern)

Im Koalitionsvertrag steht: bis spätestens 2013. Die
Zeit bis dahin wird aber ganz schön knapp.

(Hubert Aiwanger (FW): Hast Du das gelesen,
Georg? - Georg Schmid (CSU): Ich kenn mich
schon aus!)

- Haben Sie nachgeschaut? Steht es drin? - Die Zeit
wird also knapp. Wir wollen Sie an das erinnern, was
Sie vereinbart und den Leuten versprochen haben.

(Hubert Aiwanger (FW): Ist das die Fassung, die
ihr uns vorgelegt habt? - Gegenruf des Abgeord-
neten Georg Schmid (CSU))
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- Das steht auch im Internet, deshalb brauchen wir
darüber jetzt gar nicht zu diskutieren. Diese Jahres-
zahl kann man überall nachlesen. Im Übrigen erinnert
auch die FDP dauernd daran, dass das vereinbart
wurde.

Besonderes fatal sind Sparmaßnahmen beim Bauun-
terhalt, insbesondere im Straßenbau. Jeder, der sich
mit dieser Materie beschäftigt, weiß, dass Sparen am
Unterhalt mittelfristig zu erheblichen Aufwendungen
für eine Generalsanierung führt. Auch die Verkehrssi-
cherheit der Straßen sollte uns am Herzen liegen, ins-
besondere für die vielen Pendler, die aus den struk-
turschwachen Regionen in die Zentren fahren
müssen. Hoffentlich werden es in Zukunft nicht mehr,
wenn durchgeführt wird, was derzeit so alles diskutiert
wird. Fakt ist, dass die im Haushalt jetzt vorgesehe-
nen Mittel für die Staatsstraßen bei Weitem nicht für
die Reparaturen ausreichen, geschweige denn für
notwendige Ausbaumaßnahmen, wie beispielsweise
Ortsumfahrungen. Das Innenministerium hat festge-
stellt, für Reparaturen bräuchten wir pro Jahr mindes-
tens 170 Millionen Euro. Man müsste schon einige
Millionen Euro drauflegen, und vielleicht tun Sie das
auch, angesichts der vielen Frostschäden, die inzwi-
schen aufgetreten sind. Dann haben wir aber immer
noch kein Geld, um irgendwo eine Neubaumaßnahme
durchzuführen.

Was für unsere Straßen gilt, sollte gleichermaßen für
die staatlichen Gebäude und Einrichtungen gelten.
Auch hier ist der Sanierungsbedarf auch im Hinblick
auf eine energetische Sanierung trotz der in den letz-
ten Jahren vorgenommenen Maßnahmen sehr hoch.
Ein Hinausschieben dieser Maßnahmen führt zu er-
heblichen Mehrkosten beim Energieverbrauch und bei
späteren umso umfassenderen Sanierungsmaßnah-
men. Es darf nicht sein, dass es in staatliche Gebäu-
de hineinregnet, wie mir zugetragen wurde, oder dass
wegen der fehlenden Isolierung und Gebäudedäm-
mung ein Großteil der Energie ins Freie entschwindet.
Kürzungen und Haushaltssperrungen werden so zu
einer massiven Mehrbelastung in den nächsten Jah-
ren führen.

Zu einem Rechtsstaat, wie Bayern sicherlich einer ist,
gehört - -

(Ministerpräsident Horst Seehofer: Danke!)

- Es ist so! Noch, Herr Ministerpräsident!

(Zuruf von der CSU)

- Hören Sie zu, ich komme noch dazu.

Zu einem Rechtsstaat gehört eine funktionierende
Justiz. Nicht erst seit den letzten Veröffentlichungen in

verschiedenen Medien ist Ihnen bekannt, dass die
personelle Lage bei der Justiz verheerend ist.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Rechtssicherheit ist ein wesentlicher Standortfaktor
für inländische, vor allem aber auch für ausländische
Investoren. Das unterscheidet uns von manchen an-
deren Ländern, zum Beispiel von Russland. In dieser
Hinsicht nehmen wir in Deutschland eine Spitzenposi-
tion ein. Wenn aber, wie in Bayern, über Jahre hinweg
das Personal in der Justiz ausgedünnt wird, dann wird
dieser Standortvorteil bald Geschichte sein, ganz ab-
gesehen davon, dass auch aus sicherheitspolitischen
Gründen eine gut und schnell arbeitende Justiz zwin-
gend erforderlich ist. Es kann nicht sein, dass sich
Strafverfahren jahrelang verzögern, weil nicht ausrei-
chend viele Richter und Mitarbeiter bei den Gerichten
vorhanden sind. Dass aus diesen Gründen eine Ver-
jährung eintritt, darf nicht passieren.

Jeder Bürger, der sich bei uns zur Durchsetzung von
Ansprüchen an das Gericht wendet, hat ein Recht da-
rauf, dass diese Ansprüche in der kürzestmöglichen
Zeit geklärt werden.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Auch hier besteht also ein erheblicher Handlungsbe-
darf, dessen Befriedigung, wenn Sie nichts tun, in die
Zukunft verschoben wird.

Eine ähnlich schwierige Personalsituation herrscht
auch beim Justizvollzug. Wir investieren zwar im Rah-
men des Programms "Aufbruch Bayern" - eigentlich
müsste es heißen "ausbruchssicheres" Bayern - in
Justizvollzugsanstalten wie Gablingen oder Straubing,
wir haben aber kaum mehr Personal, um die Vollzug-
saufgaben dort richtig erfüllen zu können. Der große
Aufschrei wird dann kommen, wenn irgendwo wieder
etwas passiert. Schnell werden dann die überlasteten
Beamten verantwortlich gemacht. Schon allein die
Fürsorgepflicht des Dienstherrn macht es nötig, die
bestehenden personellen Engpässe endlich zu lin-
dern.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Meine Damen und Herren, ich komme jetzt zum öf-
fentlichen Dienst. Darüber ist heute schon einiges ge-
sprochen worden. In jeder Diskussion, die man mit
den Leuten führt - heute sind zum Beispiel Lehrer hier
im Landtag gewesen -, hört man, wie demotivierend
und leistungsmindernd die Sparmaßnahmen im öf-
fentlichen Dienst sind: Die Absenkung der Eingangs-
besoldung, die Streichung der Leistungselemente und
- auch wenn es nur ein symbolischer Betrag ist - die
Kürzung der Jubiläumszuwendung - die paar Euro,
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die jemand nach 40 oder 50 Jahren Dienstzugehörig-
keit bekommt - oder auch die Wiederbesetzungssper-
re führen eben dazu, dass das Vertrauen des öffentli-
chen Dienstes in den Dienstherrn erschüttert wird.

Wir haben Fälle - die sind besonders tragisch; die be-
kommen wir auch immer mit -, dass manche aus der
freien Wirtschaft abgezogen worden sind, um Lehrer
in Berufsschulen zu werden. Denen hat man gesagt:
Du machst jetzt zwei oder drei Jahre eine Ausbildung,
und dann kommst du in eine A-13-Stelle. Jetzt, nach-
dem er kurz vor der Übernahme steht und verbeamtet
würde, sagt man, nein, es ist nicht A 13, sondern
A 12. Dadurch wird meines Erachtens das Vertrauen
schon erheblich beeinträchtigt. Da müssen Sie nach-
bessern.

(Zuruf des Abgeordneten Josef Miller (CSU))

- Herr Kollege, das gilt auch für das Landwirtschafts-
ministerium, wenn es dort so eintreten sollte.

Ich komme zum kommunalen Finanzausgleich. Die
Verhandlungen haben im November stattgefunden
und wurden dann von Ihnen als voller Erfolg verkauft.
Insgesamt, es wurde schon gesagt, erhalten die Kom-
munen circa 70 Millionen Euro mehr an Landesleis-
tungen als im letzten Jahr. Der Anteil der Kommunen
am allgemeinen Steuerverbund wurde von 12 auf
12,2 % angehoben. Diese Vereinbarung blieb weit
hinter den Forderungen der Kommunen zurück. Die
Kommunen haben eine Anhebung auf 12,5 % gefor-
dert. Sie sagen, die fordern das immer, aber sie for-
dern es immer mit Recht. Sie hatten schon mal 15 %
gefordert - das ist das langfristige Ziel. Die Bezirke
wollten 220 Millionen Euro zusätzlich zur Bewältigung
der gestiegenen Sozialausgaben. Dann kam die For-
derung nach Erhöhung der Kfz-Steuerpauschale und
des staatlichen Anteils an den Schülerbeförderungs-
kosten, wobei ursprünglich einmal zugesagt war - das
wissen nur die Älteren -, dass 80 % dieser Kosten
vom Staat übernommen werden; jetzt sind wir gerade
mal bei 60 %.

Der Präsident des Bayerischen Landkreistages hat
ziemlich treffend das Ergebnis der Finanzausgleichs-
verhandlungen in dem einen Satz zusammengefasst:
"Die Staatsregierung hat sich bemüht." Hat sich be-
müht - ein Urteil, wie es eindeutiger nicht sein könnte.
Für alle, die Beurteilungen oder Zeugnisse lesen kön-
nen, bedeutet das die Note "mangelhaft".

Auch für uns ist klar - ich möchte das betonen -, dass
die Forderungen der kommunalen Verbände nicht
immer erfüllt werden können. Die Wirtschaftskrise und
die damit verbundenen verminderten Steuereinnah-
men treffen Bund, Länder und Kommunen gleicher-
maßen, sodass grundsätzlich jeder mit weniger Mit-

teln auskommen muss. Allerdings möchte ich
ausdrücklich darauf hinweisen, dass die Kommunen
bei Steueränderungen zu ihren Lasten außen vor blei-
ben, weil sie nicht beteiligt sind und ihre Interessen in
der Regel nicht gesehen werden. Immerhin - das
muss man auch immer wieder betonen - sind die Min-
dereinnahmen, die den Kommunen 2009 und 2010
entstanden sind, mehr als zur Hälfte darauf zurückzu-
führen, dass in den Jahren 2009 und 2010 zuerst von
der schwarz-roten, dann von der schwarz-gelben Re-
gierung Steueränderungen durchgeführt worden sind.
Unabhängig davon, wie man dazu steht: Die Kommu-
nen haben dadurch erhebliche Mindereinnahmen zu
verzeichnen gehabt.

Jetzt zu den aktuellen Fakten. 2011 ist die Umlage-
kraft der kreisfreien Gemeinden und Landkreise um
966 Millionen Euro zurückgegangen. Das sind 8,10
%. Das führt zu einer Steigerung der Bezirksumlage-
sätze im Durchschnitt um 3 %. Die Landkreise haben
diese Steigerungen natürlich an die Gemeinden wei-
tergeleitet. Auf der anderen Seite sind, wie ich schon
angedeutet habe, die Steuereinnahmen der Gemein-
den in den Jahren 2009 und 2010 im Vergleich zu
2008 kräftig gesunken, insgesamt für beide Jahre um
fast zwei Milliarden Euro. Selbst wenn 2011 die Steu-
ereinnahmen der Kommunen, wie in der Steuerschät-
zung vom November 2010 prognostiziert, um 4,6 %
ansteigen sollten, wird das Niveau der Jahre 2007
und 2008 bei Weitem nicht erreicht. Dazu kommen
die ständig steigenden Kosten für die Sozialleistun-
gen, also für die Eingliederungshilfe, für die Grundsi-
cherung für nicht Erwerbsfähige, für die Jugendhilfe.
Auch die Kosten der Kinderkrippen mit den Investiti-
ons- und Betriebskosten kommen hinzu, die also auch
bei den Kommunen auftreten, nicht nur beim Staat.

Die Steigerungsrate bei den Sozialleistungen beträgt
pro Jahr 5 %, was bei fast fünf Milliarden Euro Ausga-
ben der Kommunen, hauptsächlich Bezirke und Land-
kreise, in der Jugendhilfe und in der Sozialhilfe im
weiteren Sinne im Jahr 250 Millionen Euro bedeutet.
Die Versuche, den Bund an diesen Sozialkosten zu
beteiligen, zumindest an der Grundsicherung und an
der Eingliederungshilfe, sind, ehrlich gesagt, halbher-
zig. Entscheidende Schritte sind bisher nicht gesche-
hen und auch nicht absehbar.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Unser Vorschlag, im Bund darauf hinzuwirken, dass
eine entsprechende Regelung mit jeweiliger Drittelbe-
teiligung des Bundes, der Länder und der Kommunen
kommt, wurde von Ihnen im zuständigen Ausschuss
abgelehnt. Oder war es sogar hier im Plenum?

(Hubert Aiwanger (FW): Im Plenum war’s!)
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Dagegen wurde eine wachsweiche Formulierung ge-
wählt, die die Kommunen um keinen Schritt voran-
bringt. Sie, Herr Finanzminister, haben den Abbau
von Standards genannt. Das ist richtig. Dazu haben
die Kommunen auch eine Menge an Vorschlägen ge-
macht. Ich kann Ihnen aber sagen: Das wird nur ein
Feigenblatt sein. Es wird die Sozialkosten nur zu
einem geringen Teil senken, wenn es überhaupt
kommt; wir haben so etwas schon vor zehn oder 20
Jahren gemacht, und nichts ist passiert.

Wenn auch die Lage in Bayern zugegebenermaßen
etwas besser ist, so werden die laufend steigenden
Sozialkosten doch die Handlungsfähigkeit der Kom-
munen immer mehr beeinträchtigen. Es fehlt dann
hinten und vorne, insbesondere bei den Investitionen.
Zwei Drittel der öffentlichen Investitionen werden von
den Kommunen geleistet. Einbrüche bei diesen Inves-
titionen werden in allererster Linie das Handwerk und
die mittelständischen Unternehmen spüren.

Herr Finanzminister, Sie haben heute gesagt, die
Staatsregierung stehe für den Erhalt der Gewerbe-
steuer. In der Presse habe ich gelesen, dass Sie auch
etwas ändern wollen, aber Sie wollen sie auf jeden
Fall erhalten.

Sie streben an - wenn das noch gilt -, die Hinzurech-
nungen abzuschaffen. Sie haben zwar von Kompen-
sation der dadurch bedingten Ausfälle gesprochen;
aber nach allen Erfahrungen, die die Kommunen ge-
macht haben, bleibt die Kompensation meistens nur
ein leeres Versprechen.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Ich erläutere kurz, worum es bei den Hinzurechnun-
gen geht: Ein geringer Anteil der Finanzierungsauf-
wendungen - Zinsen, Pachten, Mieten, Leasingraten,
die die Unternehmen zahlen - wird dem Gewinn wie-
der hinzugerechnet. Damit wird zum einen die Mög-
lichkeit eröffnet, Umgehungstatbestände bei der Ge-
werbesteuer aufzufangen. Das ist nicht nur Theorie,
sondern ich selbst kann Ihnen einige praktische Bei-
spiele nennen, wie es Unternehmen vor Inkrafttreten
der Regelungen über die Hinzurechnung verstanden
haben, Gewerbesteuer zu sparen.

Zum anderen haben die Hinzurechnungen eine ge-
wisse Beständigkeit der Gewerbesteuer mit sich ge-
bracht. Wenn Sie die Hinzurechnungen streichen wol-
len, werden die Befürworter der Abschaffung der
Gewerbesteuer - wie die Kollegen, die rechts von
Ihnen, liebe Kollegen der CSU, sitzen - weiteren Auf-
wind erhalten. Die Abschaffung der Hinzurechnungen
wäre der erste Schritt hin zur Abschaffung der Gewer-
besteuer.

Da wir gerade von den Steuern reden, möchte ich
auch die Einnahmenseite ansprechen. Ich höre schon
wieder die Argumente der Kolleginnen und Kollegen
von den Regierungsparteien, für die Anträge der Op-
position sei kein Geld da. Ich kann Ihnen jetzt schon
versichern, dass wir mit unseren Anträgen innerhalb
der verfügbaren Mittel bleiben werden. Darüber, ob
wir das verfügbare Geld, das Sie, Herr Finanzminis-
ter, heute schon angesprochen haben, in die Rückla-
ge stecken oder in zukunftsträchtige Angelegenheiten
investieren, werden wir noch debattieren müssen.

Herr Finanzminister, Sie fordern spätestens 2012 -
das haben Sie angekündigt - eine Steuerentlastung
von fünf Milliarden Euro. Für den Freistaat und die
Kommunen, für die Sie auch verantwortlich sind,
würde das Mindereinnahmen von rund 500 Millionen
Euro bedeuten.

Grundsätzlich haben wir nichts gegen Steuerentlas-
tungen, vor allem dann, wenn sie dazu dienen, die
kalte Progression abzumildern. Allerdings sollten auch
hierfür tatsächlich Spielräume vorhanden sein. Da der
Haushalt nur durch Zugriff auf Rücklagen ausgegli-
chen werden kann und Geld aus dem Grundstockver-
mögen genommen werden muss, sind diese Spielräu-
me momentan nicht absehbar. Wenn sie da sind, sind
Steuersenkungen durchaus möglich; aber insoweit
sehe ich momentan kein Licht am Ende des Tunnels.

Der Freistaat sollte aber auch alle Möglichkeiten der
Geldbeschaffung nutzen. Die Personalausstattung der
Finanzämter habe ich schon angesprochen. Des Wei-
teren sollten die staatlichen Beteiligungen überprüft
bzw. überdacht werden. Das gilt nicht nur für Eon,
sondern zum Beispiel auch - Sie werden den Hinweis
schon erwarten - für die Flughafen München GmbH.
Ich verweise auf das Darlehen von 250 Millionen Euro
und die ausstehenden Zinsen für zurückliegende Zei-
träume. Der Geschäftsführer verkündet, dass die Ge-
schäfte gut laufen und die Einnahmen sprudeln. An-
gesichts dessen wird er wohl in der Lage sein, die
Darlehen zurückzuzahlen und die ausstehenden Zin-
sen zu entrichten.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Der Haushalt weist zwar für die Jahre 2006 bis 2008
und einen Teil des Jahres 2010 Zinszahlungen von 65
Millionen Euro aus, aber die tatsächlichen Zinsschul-
den - das wissen auch Sie, Herr Finanzminister - lie-
gen weitaus höher.

Grundsätzlich sollte auch das Fördersystem, zum Bei-
spiel im Luftverkehr, kritisch betrachtet werden. Es
kann wohl nicht angehen, dass wir einerseits der
Flughafen München GmbH durch ein weitgehend
zinsloses Darlehen die wirtschaftliche Macht geben,
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die Konkurrenz, zum Beispiel wenn es um den Ur-
laubsverkehr geht, an die Wand zu drücken. Anderer-
seits fördern wir gerade die kleineren Flughäfen, die
jedoch im Wettbewerb um diese Flüge stehen und
gegen den übermächtigen Großen so gut wie keine
Chance haben.

Schauen Sie sich die aktuellen Zahlen der Flughäfen
Nürnberg, Memmingen oder Hof an. Dort sind gerade
im Januar erhebliche Rückgänge bei den Flugbewe-
gungen zu verzeichnen gewesen. Es kann wohl nicht
sein, dass wir den einen fördern, sodass er die Macht
hat, die anderen nicht hochkommen zu lassen, und
den anderen dann auch noch Geld geben, damit sie
irgendwie ihren Kopf über Wasser halten können.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Ferner ist die Konsolidierung der Landesbank mit
Nachdruck zu verfolgen. Nur dann wird die Landes-
bank Zinsen auf stille Einlagen, höhere Garantiege-
bühren oder gar Dividenden zahlen. Es wäre schon
etwas gewonnen, wenn die Landesbank zumindest
die Zinsen, die wir für den 10-Milliarden-Euro-Kredit
zahlen, an den Staat abführen könnte, damit es in die-
ser Hinsicht ein Nullsummenspiel ist. Die stillen Einla-
gen, auch die Fonds, die drinliegen, kommen noch
hinzu und müssen auch bedient werden.

Die Landesbank hat für 2008 ein erfreuliches Ergeb-
nis vorgelegt; sie muss alles dafür tun, dass das so
weitergeht. Auch die Sparkassen sind gefordert. Ich
sage ausdrücklich: Man soll es sich mit den Sparkas-
sen nicht durch andere Maßnahmen verderben.

Zur Konsolidierung der Landesbank kann sicherlich
auch beigetragen werden, wenn die Ansprüche gegen
die Verantwortlichen für das Desaster mit den ABS-
Papieren und der Hypo Alpe Adria konsequent ver-
folgt werden. Das wird das Ergebnis der Landesbank
auch verbessern.

Ich darf schließlich den Länderfinanzausgleich an-
sprechen. Sie wollen, wenn die Verhandlungen nicht
erfolgreich sind, Klage erheben, weil Sie die beste-
hende Vereinbarung für verfassungswidrig halten. Wir
unterstützen dieses Anliegen durchaus, stellen uns
aber die Frage, aus welchen Gründen in der Vergan-
genheit - ich glaube, es war das Jahr 2000 oder 2001
- diese Vereinbarungen von der damaligen Staatsre-
gierung abgeschlossen worden sind. Es ist nicht so,
dass die Finanzausgleichszahlungen der Geberländer
seitdem in der Summe angestiegen wären. Sie sind
auf etwa der gleichen Höhe wie 2001 geblieben; das
waren circa 7,1 Milliarden Euro. Unter den Geberlän-
dern haben sich allerdings die Beträge zulasten Bay-
erns verschoben. Es ist klar: Früher haben die ande-

ren - Hessen und Baden-Württemberg - mehr gezahlt;
heute zahlt Bayern das meiste.

Man fragt sich: Sind damals sachfremde Erwägungen
eingeflossen - ich stelle nur diese Frage -, zum Bei-
spiel die bevorstehende Bundestagswahl, oder hat
man sich einfach über den Tisch ziehen lassen?

Abschließend darf ich zu den bevorstehenden Bera-
tungen im Haushaltsausschuss die Hoffnung ausdrü-
cken, dass bei den eingereichten Anträgen nicht nur
darauf geschaut wird, von wem der Antrag gestellt
wird, sondern auch auf den Inhalt.

(Beifall bei den Freien Wählern und Abgeordne-
ten der SPD)

Nicht die Staatsregierung, sondern der Landtag be-
schließt den Haushalt. Das Budgetrecht unseres
Landtags ist eines der wichtigsten Rechte, das er
überhaupt hat, und das sollten wir auch gegenüber
der Staatsregierung wahrnehmen.

(Beifall bei den Freien Wählern, Abgeordneten
der SPD und der GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege. - Als Nächste hat Frau Kollegin
Claudia Stamm das Wort. Bitte schön.

Claudia Stamm (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!
Scholz & Friends ist eine preußische Werbeagentur.
Ich habe mir überlegt, ob das Innovative an Ihrem
"Aufbruch Bayern" genau das war: eine Werbeagen-
tur aus dem preußischen Berlin einzukaufen.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der
SPD)

Bei der Regierungserklärung vor einer Woche ist
schon geraten worden, wer hinter dieser PR-Maßnah-
me steckt, wer sie entwickelt hat. Der Haushalt ist
aber keine Ware, kein reines Vermarktungsprodukt.
Das fördert Politikverdrossenheit, und das können wir
alle, wie wir hier sitzen, nicht wollen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vonseiten der Regierungskoalition war zu hören: Der
Haushalt hat zwar Schönheitsfehler, aber trotzdem
sind wir die Besten! - Es ist kein Schönheitsfehler.
Eine reine Luftnummer als innovatives Programm zu
verkaufen, ist definitiv kein Schönheitsfehler. Die
Leute sind nicht blöd, sie wollen informiert werden.
Sie haben es satt, dass man ihnen etwas vormacht.
Sagen Sie einfach: Bayern steht relativ gut da, aber
trotz Steuermehreinnahmen finanzieren wir mit einem
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sogenannten Sonderprogramm unter anderem die nö-
tigsten, wirklich nur die allernötigsten Hausaufgaben
eines Haushalts, nämlich Kinderbetreuung und Ganz-
tagsschulen. Obwohl wir so tun, als ob wir ein Son-
derprogramm hätten, das wir toll, interaktiv und wer-
beagenturmäßig verkaufen, sinkt unsere
Investitionsquote. Das heißt, es gibt ein sogenanntes
Sonderprogramm, und trotzdem nehmen die Investiti-
onen ab.

Obwohl auch im Bereich Städte- und Wohnraumför-
derung gekürzt wird, und zwar nicht zu knapp, näm-
lich aus dem Bundes-, aber auch aus dem Landes-
haushalt um 17 Millionen Euro, rechnen wir das mal
zum Bereich der Familien hinzu. Sonst würde der so-
genannte "Aufbruch Bayern" im Bereich Familie noch
ärmlicher aussehen.

Bei der ersten Tranche dieses "Sonderprogramms"
stehen im Doppelhaushalt für den Bereich Familie
knapp 230 Millionen Euro, für Bildung 390 Millio-
nen Euro und für Investitionen 450 Millionen Euro zur
Verfügung. Der größte Anteil entfällt also auf Investiti-
onen. Aber nochmals: Das ist nicht zusätzlich, son-
dern das sind hauptsächlich die Kernaufgaben eines
Haushalts, die mit diesem Geld bestritten werden. Da
rennen die CSU-Abgeordneten seit ungefähr einem
Jahr übers Land und predigen von "FBI", das zum Teil
"EF-BI-EI" ausgesprochen wurde. Aufgelöst soll das
heißen: Familie, Bildung, Innovation. Wenn es so weit
ist, kommt noch schnell "Schrägstrich Investition" zur
Innovation hinzu. Denn wie könnte man sonst zum
Beispiel den allseits beliebten Straßenneubau unter-
bringen?

Ich habe übrigens noch einen Vorschlag für Sie, lieber
Herr Fahrenschon: Man nehme die Beamtinnen und
Beamten des Obersten Rechnungshofes und setze
sie als Hilfslehrerinnen und Hilfslehrer oder in der
Steuerverwaltung ein. Anders kann ich mir nicht erklä-
ren, dass der ORH ein ums andere Mal kundig auf-
zeigt, dass ein Sanierungsstau im Tiefbau und im
Hochbau zu erhöhten Kosten führt, in die Zukunft ver-
lagert, und dass Sie als Staatsregierung trotzdem ein-
fach den Rasenmäher nehmen und den Bauunterhalt
um 20 % kürzen, wie es in diesem Haushaltsgesetz
steht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie tun das, obwohl der Sanierungsstau ohnehin
schon sehr groß ist. Zur Verdeutlichung noch ein paar
Zahlen: Für den Bauunterhalt sind 2009  223 Millio-
nen Euro ausgegeben worden. Dieses Jahr stehen
gut 137 Millionen Euro zur Verfügung. Innerhalb die-
ser kurzen Zeit, also von 2009 bis heute, sind das

86 Millionen Euro weniger, obwohl der ORH sagt,
Bauunterhalt sei eine der wichtigsten Aufgaben.

Gleichzeitig sind für Heizung, Strom etc. bei öffentli-
chen Gebäuden 2009  340 Millionen Euro ausgege-
ben worden. Dieses Jahr stehen 370 Millionen Euro
im Haushalt. Die Zahlen verdeutlichen noch einmal,
wie die Ausgaben auseinanderlaufen und wie wenig
sinnig diese Einsparungen sind.

Die Aufstellung dieses Haushalts ist einige Male ver-
schoben worden. Eigentlich hätte die Erste Lesung in
der vorigen Woche stattfinden sollen. Man könnte ver-
muten, der letzte Aufschub habe daran gelegen, dass
Sie, Herr Ministerpräsident, Ihre Haushaltsregierungs-
erklärung machen wollten. "Aufbruch Bayern" ist näm-
lich kein abgetrenntes Sonderprogramm. Es wird
immer als das Herzstück dieses Haushalts verkauft.
Es ist ein Teil des ganz normalen Haushalts.

(Beifall bei den GRÜNEN)

"Aufbruch Bayern" ist ein Gemischtwarenladen größ-
tenteils mit den klassischen Hausaufgaben, die eine
öffentliche Hand zu erledigen hat. In der vergangenen
Woche durfte man sich an dieser Stelle auch Folgen-
des anhören: Die Staatsregierung geht ganz neue
Wege; die Bürger und Bürgerinnen werden beteiligt. -
Ich habe relativ lange überlegt, welches Wort ich hier
wählen kann, welches Wort es trifft, und welches Wort
ich in diesem Hohen Haus noch aussprechen darf.
Mir ist leider keines eingefallen.

(Heiterkeit - Beifall bei Abgeordneten der GRÜ-
NEN)

Denn das, was mit "Aufbruch Bayern" gemacht wird,
ist eine Luftnummer. Man nehme einen Internetauf-
tritt, setze ihn ganz modern interaktiv auf und sage
dann: Ihr, liebe Bürger und Bürgerinnen, dürft euch an
den Entscheidungen beteiligen, wofür wir Geld ausge-
ben. Macht doch bitte Vorschläge! - Und was passiert
dann? - Man bezahlt aus dem "Aufbruch Bayern" ab-
solute Pflichtaufgaben, Hausaufgaben. Denen, die
sich im Internet beteiligt haben, streichelt man so ein
bisschen über den Kopf, wie die Mama oder der
Papa, die die Kinder nicht ernst nehmen: Das habt ihr
aber toll gemacht! Und jetzt gibt es auch ein Trost-
pflaster, nämlich drei Preise für die besten Projekte.

Wer das nachprüfen möchte, kann das nicht mehr,
weil der Internetauftritt inzwischen umgestellt ist. Jetzt
kann man die Vorschläge nicht mehr sehen und auch
keine neuen mehr machen, aber ich rate Ihnen ein-
fach: Nehmen Sie die Bürger wirklich ernst und ma-
chen Sie keine Als-ob-Politik.
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(Beifall bei den GRÜNEN und der Abgeordneten
Tanja Schweiger (Freie Wähler))

Jetzt zwei Worte zur Erwiderung auf den Finanzminis-
ter. Ich versuche es wirklich kurz zu machen. Das war
nämlich reine Polemik und nichts anderes, als Sie
über NRW geredet haben.

(Zuruf von der CSU: Das war eine sehr gute
Rede! - Weitere Zurufe von der CSU)

- Ja, die Rede war sehr gut. Es war reine Polemik, als
Sie über NRW geredet haben. Schauen Sie noch ein-
mal nach, was mein Kollege Mütze über die Regie-
rung in NRW gesagt hat. Er hat da einen Superver-
gleich gebracht, indem er von einem Auto gesprochen
hat, das auf eine Wand zurast. Ich will das gar nicht
weiter ausführen; schauen oder hören Sie es sich ein-
fach noch einmal an.

(Ulrike Gote (GRÜNE): Schon vergessen?)

Das schaffen Sie, glaube ich, vielleicht mit dem Proto-
koll oder per Internet.

Die alte Regierung in NRW - das war Schwarz-Gelb -
hatte schon einen Haushalt mit sieben Milliarden Euro
Schulden eingeplant. Also wirklich nur reine Polemik,
Herr Fahrenschon!

Jetzt noch zu Eon. Anfang dieser Legislaturperiode
gab es schon einmal eine Debatte darüber, ob man
die Eon-Aktien verkauft oder nicht. Damals haben Sie,
Herr Fahrenschon, gesagt, dass das Verschleudern
von Staatseigentum wäre. Damals war der Kurs aber
besser als zu dem Zeitpunkt, zu dem Sie gesagt
haben, dass Sie die Eon-Aktien, das letzte Tafelsilber,
verkaufen wollen. Jetzt muss ich mich fragen: Was
wollen Sie denn noch tun, damit die Eon-Aktien nach
oben gehen? Offenbar hat der Ausstieg aus dem
Atomausstieg noch nicht gereicht; diese Aktien sind
noch nicht weiter gestiegen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich weiß nicht, welche Geschenke Sie den Energierie-
sen noch machen wollen.

(Zuruf von der CSU)

- Das finde ich nicht, aber danke schön.

Also statt Als-ob-Politik sollten Sie lieber die Bedürf-
nisse der Bürger und Bürgerinnen und auch Ihren Ko-
alitionsvertrag ernst nehmen. Davon war heute schon
die Rede. Machen Sie zum Beispiel ein Kindergarten-
jahr kostenfrei. Das steht dort drin. Aber in diesem
Haushalt ist keinerlei Ansatz dafür vorgesehen. Das
heißt, die Staatsregierung handelt auch hier wieder

nach dem Motto: Was interessiert mich mein Gerede
von gestern?

Ein grüner Haushalt hat dagegen ein anderes Selbst-
verständnis. Ein grüner Haushalt setzt drei Prioritäten:
soziale Gerechtigkeit, Generationengerechtigkeit und
Klimaschutz. Der Klimawandel wartet nicht, bis die
Haushalte saniert sind. Aber was tun Sie, liebe
Staatsregierung? Ihr sowieso schon dürftiges Klima-
programm 2020 läuft im Jahr 2011 aus. Das ist alles
andere als nachhaltige Umwelt- und Klimapolitik. Soll
das heißen, dass der Klimawandel in Bayern im
Jahr 2012 aufhört? Erfüllen Sie endlich das Minimum
Ihrer Pflichtaufgaben! Sanieren Sie zumindest die Ge-
bäude der öffentlichen Hand energetisch so, dass wir
weniger Energie verbrauchen und dass wir mit unse-
ren immer knapper werdenden Ressourcen verant-
wortlicher umgehen! Koppeln Sie die Vergabe von öf-
fentlichem Geld, wenn Sie welches verteilen,
möglichst an Kriterien wie ökologische Nachhaltigkeit!

Statt generationenungerecht immer neue, mächtige
Staatsstraßen zu planen und zu bauen, müssten Sie
die Straßen, die wir haben - und davon gibt es wirklich
genug -, unterhalten und pflegen. Alles andere sind
versteckte Schulden, Schulden auf Kosten unserer
Kinder und Enkel. Nachhaltigkeit? - Fehlanzeige!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Aber die Reparatur einer Straße lässt sich natürlich
nicht so gut vermarkten. Da gibt es kein Pressefoto,
wenn man das rot-weiße Band zerschneidet, sondern
es ist halt nur eine Sanierung. Vielleicht sollten wir
einmal darüber reden, ob man auch eine abgeschlos-
sene Sanierung mit einem rot-weißen Band eröffnen
darf und die Presse dazu einladen kann. Dann würde
bestimmt mehr Geld in die Reparatur und weniger
Geld in Neubauten fließen.

Wissen Sie eigentlich, dass dieses Haushaltsgesetz
gegen Ihre eigenen Beschlüsse verstößt? 1999 hat
der Landtag beschlossen: Die Staatsregierung wird
ersucht, die Bestandserhaltung der Gebäude und An-
lagen stärker zu gewichten, um den Mitteleinsatz für
den Substanzerhalt des staatlichen Gebäudebestan-
des zu verbessern und neben einer angemessenen
Dotierung der Ansätze für den Bauunterhalt sowie für
Instandhaltung und Sanierungsmaßnahmen im Rah-
men des staatlichen Hochbaus die Möglichkeiten der
dezentralen Budgetverantwortung verstärkt zu nutzen.
- Wir werden einen Antrag stellen, dass dieser Be-
schluss eingehalten wird.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Stattdessen kommt mit dem Haushaltsgesetz der Ra-
senmäher, der pauschal 20 % beim Bauunterhalt
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kürzt. Das Gleiche gilt bei den Beamtinnen und Be-
amten: pauschale Kürzung. Verlässlichkeit des
Dienstherrn oder Sinnhaftigkeit dieser Politik: Fehlan-
zeige. Sind denn Beamtinnen und Beamte des Frei-
staats Bayern keine Arbeitnehmer? Ich zitiere aus der
Pressemitteilung des Kabinetts von Anfang Januar:
Seehofer machte deutlich, dass die Arbeitnehmer zur
Bewältigung der Wirtschaftskrise einen überragenden
Beitrag geleistet haben. Sie müssen deshalb jetzt an-
gemessen an den Früchten des Erfolgs teilhaben. -
Sieht so die Teilhabe an Früchten des Erfolgs aus?
Dürfen die Beamten an diesen Früchten so teilhaben,
dass alle einfach eine Stufe niedriger eingestuft wer-
den, und zwar genau in der Phase, in der sie Familien
gründen wollen? Ist es gerecht, auf dem Rücken der
Jüngsten andere Dinge auszutragen? - Nein.

Weiter steht im Haushaltsgesetz - Artikel 5 Absatz 2 -,
dass die Regelung der nächst niedrigeren Einstufung
bis Ende April 2013 gilt. April 2013 - wie durchsichtig.
Also im Wahljahr - ein Schelm, wer Böses dabei
denkt. Wahrscheinlich laufen Sie und die CSU-Abge-
ordneten wieder durch das Land und tun so, als ob
Sie Wohltaten im Wahljahr verteilen würden. Ich ver-
spreche Ihnen: So dumm ist niemand mehr, diese
Durchsichtigkeit nicht zu erkennen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Gerade im Wahljahr werden die Ungerechtigkeiten -
es sind keine Wohltaten - zurückgenommen.

Es ist auch nicht nachhaltig - Sie haben relativ oft von
Nachhaltigkeit geredet, Herr Fahrenschon -, wenn Sie
den Versorgungsfonds nicht bedienen. Vor allem ver-
stößt es auch gegen das Gesetz, nämlich das Versor-
gungsrücklagengesetz. Danach dürfen die Zahlungen
in den Versorgungsfonds nur ausgesetzt werden,
wenn das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht gestört
ist. Dies bemisst sich aber nicht an den Steuereinnah-
men - so steht es im Haushaltsgesetz, womit die Aus-
setzung der Zahlung an den Versorgungsfonds be-
gründet wird -, sondern am außenwirtschaftlichen
Gleichgewicht, der Inflation, der Arbeitslosigkeit oder
dem Wirtschaftswachstum. So steht es im Versor-
gungsrücklagengesetz.

Jetzt zitiere ich aus der Pressemitteilung des Kabi-
netts vom 10. Januar. Seehofer: Wir waren 2010 der
Jobmotor in Deutschland, und es spricht alles dafür,
dass dies auch im Jahr 2011 so sein wird.

(Beifall bei der CSU)

Also ist das ein Widerspruch in sich. Einerseits - Sie
haben vielleicht doch zu früh geklatscht - ist die Ge-
samtwirtschaft in ihrem Gleichgewicht gestört und
deshalb erfolgt keine Zahlung an den Versorgungs-

fonds - so steht es im Haushaltsgesetz - und anderer-
seits läuft alles super. Besonders in Bayern läuft es,
wie immer, am besten; so lobt sich die Staatsregie-
rung überall selbst.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Der Finanzminister aber treibt diesen Widerspruch
noch auf die Spitze. Einerseits ist die Gesamtwirt-
schaft gestört, weshalb der Versorgungsfonds nicht
bedient werden kann, aber andererseits ist es so
super, dass wir endlich Steuererleichterungen bekom-
men, und zwar rückwirkend. Ich habe das Gefühl, das
ist noch nicht so ganz angekommen. Es ist ein Wider-
spruch in sich, also unlogisch ohne Ende. Weil alles
so super läuft, machen wir jetzt Steuererleichterun-
gen, aber es läuft so schlecht, dass wir den Versor-
gungsfonds nicht bedienen können.

(Ulrike Gote (GRÜNE): Die verstehen es nicht!)

- Offenbar.

Auf jeden Fall erinnere ich an die Verlässlichkeit, die
Sie einfordern. Sie sagen immer: Politik braucht Ver-
lässlichkeit.

(Ministerpräsident Horst Seehofer: Bitte noch ein-
mal! Ich verstehe es nicht!)

- Ich kann es nachher noch einmal versuchen, Herr
Seehofer. Ich habe es extra dreimal im Text gehabt,
aber ich kann es nachher noch einmal versuchen.

Auf jeden Fall fehlen am Ende des Jahres 2012 unge-
fähr 290 Millionen Euro im Versorgungsfonds. Also
gibt es hier wieder versteckte Schulden, von denen
niemand redet. Apropos: Da haben wir wieder die Mär
vom ausgeglichenen Haushalt.

Ein wichtiger Punkt für einen grünen Haushalt ist sozi-
ale Gerechtigkeit. Neben dem Klimawandel - da
haben Sie offensichtlich nicht zugehört, Herr Sinner -
ist das die Herausforderung unserer Zeit. Ein Bau-
stein ist eine gute Bildungspolitik. Wenn ich mir die
Zahlen in Bayern ansehe - das sind offizielle Zahlen
des Statistischen Bundesamtes -, dann sehe ich: Bay-
ern steht gar nicht so gut da. Ich frage Sie: Warum
wollen Sie nicht endlich einmal bei der Bildung spitze
sein? Warum stellen Sie sich hier her, Herr Fahren-
schon, und erzählen: Wir sind bei der Mittelstandsför-
derung spitze, wir sind bei der Ansiedlung von Gewer-
be spitze? Warum sind Sie nicht bei der Bildung
spitze? Nach den Zahlen für das Jahr 2010 - das sind
noch keine Ist-Zahlen - gibt Bayern für die Bildung pro
Kopf 910 Euro aus. Um jetzt irgendwelchen Reflexen
vorzubeugen, wonach andere Länder als Nehmerlän-
der - die Diskussion hatten wir heute schon - mehr
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ausgeben könnten, habe ich andere Geberländer als
Vergleich herangezogen. So gibt Baden-Württemberg
für die Bildung etwa 20 Euro mehr aus und Hessen
knapp 40 Euro mehr aus pro Kopf.

Ganztagsschulen sind seit Jahrzehnten im Ausland
erfolgreich etabliert und als förderlich nachgewiesen.
Sie sind inzwischen auch in Deutschland als bildungs-
politisch erwünscht anerkannt. Ihre Einführung ist für
alle Schularten dringend geboten und muss zügig er-
folgen, wenn sich Bayern die Vorteile für die Schüler
nicht entgehen lassen will - ein Zitat aus dem Bericht
des hier viel gescholtenen Zukunftsrats. Bayern hat
auch erkannt, dass Ganztagsschulen wichtig sind.
Herr Fahrenschon hat heute wieder gesagt, dass 500
neue Schulen zu Ganztagsschulen ausgebaut wür-
den. Das stimmt aber nicht, denn es sind keine Ganz-
tagsschulen. Es gibt nicht eine einzige Ganztagsschu-
le in Bayern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie meinten vielleicht Ganztagszüge. In diesem Zu-
sammenhang kann die Zahl von 500 stimmen. Bayern
ist dabei aber immer noch absolutes Schlusslicht. Der
Ausbau ist schleppend und mäßig. Ich finde, es darf
nicht immer nur nach Geld und nach noch mehr Geld
gerufen werden. Wir müssen uns auch überlegen,
was sinnvoll ist, um den Schulen wirklich zu helfen.
Dies gilt vor allem für die Schulen vor Ort. Deshalb
soll - auch das ist eine Empfehlung des Zukunftsrats -
den Schulen ein Finanzierungspool gegeben werden.
Das wollen wir auch. Schulen müssen mehr Autono-
mie haben, sie brauchen fiskalisch sowie bezüglich
des Personals und der Struktur Autonomie. Nur so
können wir in Zukunft die Schule am Ort retten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ein ganz anderer Punkt ist mir beim Stichwort soziale
Gerechtigkeit wichtig, nämlich Inklusion. Hierbei dür-
fen wir keine ideologischen Debatten auf Kosten der
behinderten Menschen führen. Fakt ist: Wir - das gilt
auch in Bayern - sind verpflichtet, Menschen mit Be-
hinderung zu inkludieren. Soweit es den Menschen
mit speziellen Bedürfnissen gut tut, müssen wir das
tun. Ich verspreche Ihnen auch: Das wäre ein Gewinn
für uns alle.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Inklusion ist geltendes internationales Recht. Was
passiert aber hier in Bayern? Es gibt keinen Haus-
haltsansatz in diesem Entwurf der Staatsregierung,
um diese besondere Herausforderung, diesen Para-
digmenwechsel nach und nach umzusetzen. Stattdes-
sen wird bei der Behindertenhilfe sogar noch gekürzt,
und zwar um eine eigentlich lächerliche Summe, näm-

lich drei Millionen Euro. Dass Sie sich das überhaupt
antun! Der Kurs müsste aber genau in die andere
Richtung gehen: Wir brauchen Inklusion, weil es ge-
ltendes Recht ist. Aber Sie kürzen bei der Behinder-
tenhilfe.

(Beifall bei den GRÜNEN)

So wird eine vermeintliche Konsolidierung des Haus-
halts wieder einmal auf dem Rücken der Schwäch-
sten ausgetragen. In diesem Zusammenhang zitiere
ich den Präsidenten der Diakonie, der sagt, - die Aus-
sage war auf ein anderes Feld der Sozialpolitik bezo-
gen -, man beschränke sich in Bayern auf Ankündi-
gungen und finde für Probleme, die schon seit Jahren
bekannt seien, keine Lösung. Das trifft auch haarge-
nau bei der Inklusion zu.

Das, was Ihre Parteifreundinnen und Parteifreunde in
Berlin machen, nämlich ein Gesetz nach dem ande-
ren auf Kosten der Ärmsten zu beschließen - Stich-
wort Streichung des Elterngelds für Alg-II-Empfänger-
innen und -Empfänger -, setzen Sie in Bayern fort.
Stattdessen werden im Zusammenhang mit dem "Auf-
bruch Bayern" nette Geschenke verteilt, und zwar an
Firmen, die kein einziges Kriterium der Nachhaltigkeit
oder der sozialen Gerechtigkeit erfüllen. Kunststoff-
technik, Rüstungsbauer und Motorradbauer kriegen
so mal eben ein paar Millionen Euro, und zwar ohne
dass sie überhaupt einen Förderantrag stellen müs-
sen. Da freuen wir uns natürlich alle riesig über die
Arbeitsplätze in Bayern. Bezüglich der bayerischen
Motorradbauer sind es sogar zehn Arbeitsplätze, die
nach Bayern kommen. Ich sage nur: "Aufbruch Bay-
ern".

Ganz dringend müssen wir als öffentliche Hand natür-
lich unbedingt der Bavaria GmbH eine neue Filmhalle
im Wert von zehn Millionen Euro hinstellen. In der Zei-
tung war zu lesen, dass der Geschäftsführer gesagt
hat: Ich weiß gar nicht so genau, wie diese Filmhalle
aussehen muss; aber wir brauchen sie unbedingt, um
international bestehen zu können. - Deswegen wird
sie eben von der öffentlichen Hand bezahlt. Warum
sollte die Filmhalle auch nicht bezahlt werden? Be-
reits im Jahr 2002 hat der Oberste Rechnungshof kri-
tisiert, dass die Steuerzahler der Bavaria GmbH eine
Filmhalle bezahlt haben. "Aufbruch Bayern" steht also
in guter Tradition.

Doch eigentlich hat der Landtag damals beschlossen,
bezogen auf die Rüge des Obersten Rechnungshofs:
Erstens müsse die finanzielle Leistungskraft nachhal-
tig einbezogen werden, damit die Maßnahmen kei-
nesfalls voll aus staatlichen Mitteln finanziert werden.
Zweitens stelle die Filmhalle allerdings als wichtige
Infrastrukturmaßnahme für den Medienstandort Bay-
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ern einen Sonderfall dar, bei dem eine volle Finanzie-
rung aus staatlichen Mitteln ausnahmsweise zulässig
sei. Das ist Beschluss des Landtags.

Wenn wir schon von überflüssigen Geldausgaben
reden, muss ich sagen: Ich habe mich sehr darüber
gefreut, dass es die FDP-Stadtratsfraktion in Mün-
chen offenbar geschafft hat, von der Unsinnigkeit des
Münchener S-Bahn-Tunnels zu überzeugen; denn die
Verpflichtungsermächtigungen für den Tunnel sind in
diesem Haushalt nicht mehr drin.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Staatsregierung, allen voran Herr Zeil, hat also
eingesehen: Es gibt bessere und gute Alternativen zu
diesem Tunnel.

(Tobias Thalhammer (FDP): Wenn man in die
Poccistraße möchte, ja!)

- Nicht nur da.

Stichwort Landesbank: Hier geht es wieder um die
Mär vom schuldenfreien Haushalt. 2008 hat Bayern
mal eben einen Kredit von zehn Milliarden Euro auf-
genommen, um die Landesbank zu stützen. Wir
sagen nicht, dass das falsch war. Aber hören Sie auf,
die Unwahrheit zu sagen. In dieser Woche haben wir
den langfristigen Finanzplan bekommen. Darin findet
man die Pro-Kopf-Verschuldung jedes einzelnen ba-
yerischen Bürgers. In dieser Hinsicht stehen wir ganz
gut da; das muss ich wiederholen. Trotzdem ist fest-
zustellen: Der Landesbankkredit ist nicht mit einge-
rechnet. Ich frage mich, warum Sie das jedes Mal so
machen.

Auf die Frage, warum Sie den Landesbankkredit in
die genannte Pro-Kopf-Verschuldung nicht einrech-
nen, gibt es einfach keine vernünftige Antwort.

Die Landesbank musste für die 10 Milliarden Euro bis
dato keine Gebühr zahlen. Aber wir zahlen jedes Jahr
für die Landesbank circa 400 Millionen Euro. Dieses
Geld fehlt uns in Bayern für Investitionen in die Zu-
kunft.

Bis hierher habe ich kaum über die Einnahmenseite
gesprochen. Aber sie darf nicht außer Acht gelassen
werden; das haben wir heute auch schon gehört.
Stichwort: die starken Schultern mehr belasten, so-
wohl in Berlin als auch hier. Ich zähle kurz auf, worum
es geht: Vermögensabgabe, Nichtabschaffung der
Erbschaftsteuer, Anhebung des Spitzensteuersatzes.
Ich will nicht näher hierauf eingehen. Die Musik spielt
meistens in Berlin. Jedenfalls müssen wir die Einnah-
menseite im Blick behalten; sie muss gestärkt wer-
den.

Als ich mich auf unsere Erste Lesung vorbereitete,
habe ich ein bisschen in den Ersten Lesungen der
Vorgängerhaushalte geschmökert. Da kann ich nur
sagen: Ich bin echt froh, dass ich ein Neuling bin. Da
wiederholt sich jedenfalls alles, aber auch wirklich
alles. Vor 20 Jahren ist an dieser Stelle festgestellt
worden: Man könnte in Bayern mehr Steuern einneh-
men, wenn es mehr Prüfungen gäbe.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Da drängt sich der Verdacht auf: Liegt hier eine Ab-
sicht vor? Will Bayern ein bisschen Schweiz light
sein? Und was, bitte schön, soll noch geschehen? An
dieser Stelle wird Jahr für Jahr darüber diskutiert.

Die Einnahmenseite würde sich verbessern, wenn
mehr Finanzbeamte da wären. Der ORH hat das fest-
gestellt. In diesem Jahr hat es sogar der Finanzminis-
ter zugegeben. Aber was geschieht stattdessen? Die
Wiederbesetzungssperre gilt ohne Ausnahme auch
für den Steuervollzug. Wie sinnvoll! Da sollen also
Stellen nicht gleich besetzt werden, obwohl sie uns
sogar Geld brächten. Oder warten Sie, bis Wikileaks
auch in Bayern die Namen von Steuersündern veröf-
fentlicht?

Überhaupt ist die Verlängerung der Wiederbeset-
zungssperre um neun Monate sehr fragwürdig. Okay,
es gibt ein paar Ausnahmen für den Bereich Hoch-
schule, und zwar wegen des doppelten Abiturjahr-
gangs. Auch in der Justiz - das haben wir heute schon
gehört - gelten Ausnahmen. Aber diese reichen nicht
aus. Nach dem ganz offiziellen Stellenplan des Minis-
teriums fehlen 385 Richter und Staatsanwälte.

Der Bayerische Richterverein ist gerade dabei, eine
Klage vorzubereiten. Ich wünsche ihm wirklich viel
Glück. Es ist eine Schweinerei, was mit den Beamtin-
nen und Beamten passiert. Es ist aber auch eine
Schweinerei, wenn bei der Justiz alles so langsam vor
sich geht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Jetzt komme ich zu den Sofortmaßnahmen vom ver-
gangenen Herbst. Da wird es deutlich, wie Sie, liebe
Staatsregierung, die Haushaltspolitik machen und ver-
stehen. Sie setzen sich hin, zählen ein bisschen im
Geldbeutel, und dann beschließen Sie, egal ob es
sinnvoll ist oder nicht, Sofortmaßnahmen. Dabei spielt
es keine Rolle, ob jemand hungrig ist oder nicht oder
durstig ist oder nicht. So haushaltet noch nicht einmal
die viel zitierte schwäbische Hausfrau. Ein öffentlicher
Haushalt hat nun einmal andere Strukturen und muss
schon deswegen ganz anders aufgestellt sein.
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Sie drehen hier ein Schräubchen und da ein Schräub-
chen. Die werden mal ein bisschen enger gezogen.
Woanders werden sie ein bisschen lockerer gemacht.
Aber strukturell ändert sich nichts. Damit zeigen Sie:
Sie haben nicht verstanden, vor welchen Herausfor-
derungen wir stehen. Sie machen weiter wie gehabt.

Trotz der guten Steuereinnahmen schaffen Sie es
zum Beispiel nicht, den Versorgungsfonds für die Be-
amten zu bedienen, in den Klimaschutz zu investieren
oder die Hochschulen zu versorgen. Wir sind da zwar
ein bisschen auf einem besseren Weg, aber die
Hochschulen müssen so versorgt werden, dass dort
Lernen unter sinnvollen Bedingungen stattfinden
kann.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Aber wann, wenn nicht jetzt?

Trotz der guten Steuereinnahmen beträgt der Finan-
zierungssaldo laut Ihrem Entwurf in diesem Jahr
1,7 Milliarden Euro, im nächsten Jahr 700 Millionen
Euro. Das heißt, Ausgaben und Einnahmen klaffen in
diesem Jahr um 1,7 Milliarden Euro auseinander. - So
viel zu der Frage des ausgeglichenen Haushalts.

Die Rücklagen betrugen Ende 2009 noch gut 3 Milliar-
den Euro. Ende 2012 werden dies laut Ihrem Entwurf
nur noch gut 20 Millionen Euro sein. Die Rücklagen
sind also nach Ihren eigenen Planungen und Anga-
ben so gut wie aufgebraucht.

Mit "Aufbruch Bayern" und dem Doppelhaushalt
haben Sie alles andere gemacht, als den Haushalts-
grundsätzen der Klarheit und der Wahrheit zu ent-
sprechen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie versuchen, zu sparen und gleichzeitig Geschenke
zu machen, hauptsächlich dadurch, dass Sie Altbe-
kanntes in Geschenkpapier verpacken und eine
Schleife da herum machen. Beides geschieht aller-
dings ohne Konzept und ohne Prioritätensetzung.

Sparen à la Rasenmäher, wie in diesem Entwurf beim
Bauunterhalt und bei den Beamten geschehen, ist ab-
solut der falsche Ansatz. Nur unter dem Gesichts-
punkt der Aufgabenkritik kann sinnvoll gespart wer-
den.

Grüne Haushaltspolitik setzt klare Prioritäten, sowohl
auf der Ausgaben- als auch auf der Einnahmenseite.
Unsere Haushaltspolitik steht für Nachhaltigkeit und
für Gerechtigkeit zwischen den Generationen, aber
auch zwischen den sozial Bedürftigen und sozial we-
niger Bedürftigen. Dazu werden wir im Laufe der

Haushaltsberatungen Anträge stellen. Sie enthalten
ähnliche Appelle wie die Anträge der anderen Opposi-
tion. Mit unseren Anträgen wollen wir natürlich auch
Titel streichen. Da wollen wir sparen, wie wir es
immer machen. Außerdem setzen wir mit unseren An-
trägen Prioritäten.

Wir wollen einmal sehen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen von der CSU, ob Sie einmal nicht, wie Sie es
sonst tun, gegen unsere sinnvollen Anträge stimmen.
Vielleicht sind Sie dann ausnahmsweise einmal nicht
die Dagegen-Partei. Lassen Sie uns diesen Haushalt
gemeinsam nachhaltiger und gerechter gestalten!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Als Näch-
ster hat Herr Kollege Karsten Klein das Wort.

Karsten Klein (FDP): Sehr geehrter Herr Präsident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn die Bürgerin-
nen und Bürger eines von der Politik erwarten dürfen,
dann ist das Stabilität. Stabilität bedeutet zuallererst
Anstrengungen in Finanz- und Haushaltspolitik, und
sie bedeutet, dass wir mit dem, was wir über Steuern
und Abgaben einnehmen, auskommen.

(Beifall bei der FDP und des Abgeordneten Ale-
xander König (CSU))

Deshalb hat der ausgeglichene Haushalt, den wir jetzt
zum vierten Mal in Folge in dieser Regierungskoaliti-
on, die sich dann im vierten Jahr befinden wird, die-
sem Parlament vorlegen, für die FDP-Fraktion und die
Koalition höchste Priorität.

(Alexander König (CSU): Insgesamt sieben Mal!)

- Wir sind aber erst zum vierten Mal dabei, Herr Kolle-
ge.

Die Einnahmen, liebe Kolleginnen und Kollegen, lie-
gen bei 42,6 Milliarden Euro. Die Steuereinnahmen
belaufen sich auf 31 Milliarden Euro. Das ist der
zweithöchste Stand nach 2008, den es je für den Frei-
staat gegeben hat.

Das sage ich an alle, die, wie die GRÜNEN und die
SPD, immer wieder die Steuern erhöhen wollen: Wir
haben bei den Steuern die höchsten Einnahmen aller
Zeiten und deshalb auch kein Einnahmeproblem.
Lösen Sie sich endlich von der Idee, dass wir noch
mehr einnehmen müssten, um Ihre Träume verwirkli-
chen zu können. Der Staat verfügt über genügend
Einnahmen.

(Beifall bei der FDP und des Abgeordneten Ale-
xander König (CSU))
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Deshalb wollen wir auch nicht wie beispielsweise die
GRÜNEN den Spitzensteuersatz erhöhen, der ja
schon für einen ordentlichen Facharbeiter gilt.

(Zuruf der Abgeordneten Christine Stahl (GRÜ-
NE))

Wir wollen die Leistungsbereiten nicht abstrafen, wie
Sie das vorhaben.

(Zuruf des Abgeordneten Volkmar Halbleib
(SPD))

Dazu gehört natürlich auch eine aktive Steuerpolitik,
die sich um Steuervergünstigungen für die Leistungs-
träger kümmert, und zwar um mehr als vier Euro
Steuerersparnis bei den niederen Einkommensschich-
ten.

(Beifall bei der FDP - Anhaltende Zurufe von der
SPD und den GRÜNEN)

Für die FDP ist ein ausgeglichener Haushalt ein Kern-
anliegen. Deshalb hat sich unsere Fraktion schon vor
genau einem Jahr, nämlich im Januar 2010 auf der
Klausurtagung, zwei klare Ziele gesetzt, und zwar ers-
tens: Für uns steht im Kern ein ausgeglichener Haus-
halt. Zweitens wollen wir gleichzeitig auch in die Zu-
kunft investieren; das nämlich haben die zukünftigen
Generationen verdient.

(Markus Rinderspacher (SPD): Sie wissen doch
überhaupt nicht, wohin das alles gehen soll!)

Diesen Weg sind wir konsequent weitergegangen auf
unserer Tagung im Juni, auf der wir neben einem aus-
geglichenen Haushalt dazu aufgefordert haben, eine
Arbeitsgruppe einzurichten, die sich mit dem Haushalt
beschäftigt, und ein Investitionsprogramm "Aufbruch
Bayern" aufzulegen.

(Markus Rinderspacher (SPD): Ihre Fraktion hat
nur herumgeeiert! - Thomas Hacker (FDP): Beim
Eiern haben Sie doch Erfahrung, Herr Kollege!)

Das haben wir dann in der Koalition einige Tage spä-
ter gemeinsam beschlossen.

(Beifall bei der FDP)

Es war wiederum die FDP-Fraktion, die in ihrer Klau-
surtagung im September mit den klaren Sparvorga-
ben an die Häuser die nötige Dynamik in die Haus-
haltsberatungen gebracht hat. Wir stehen heute hier
und können Ihnen einen ausgeglichenen Haushalt
vorlegen, weil wir Einsparungen von den Häusern und
dem Personal einfordern.

(Anhaltende Zurufe der Abgeordneten Markus
Rinderspacher (SPD) und Ulrike Gote (GRÜNE) -
Glocke des Präsidenten)

Das mag Ihnen nicht gefallen, aber wir kommen
gleich noch zu den Zuständen in Ihrem Bereich. Wir
haben das durchgesetzt, und es ist ein guter Tag für
Bayern, wenn wir heute diesen Haushalt einbringen.

(Beifall bei der FDP - Markus Rinderspacher
(SPD): Das ist kein guter Tag!)

Das Ergebnis der Koalitionsarbeit für diesen Haus-
haltsentwurf kann sich sehen lassen. Wir legen Ihnen
gemeinsam einen Haushalt vor - das findet auch die
Unterstützung der FDP -, der im Bereich der Ressorts
über 900 Millionen Euro einspart und den öffentlichen
Dienst an den Einsparungen mit 945 Millionen Euro
beteiligt. Summa summarum sparen wir 1,8 Milliarden
Euro. Es ist gut, dass wir jetzt in Zeiten, in denen es
uns besser geht, das strukturelle Problem anpacken,
das Sie so oft in Ihren Reden geißeln. Wir packen es
an. Wir sparen 1,8 Milliarden Euro mit diesem Haus-
halt.

(Beifall bei der FDP - Zuruf des Abgeordneten
Markus Rinderspacher (SPD))

Das Ausgabevolumen bleibt auf dem Niveau des Jah-
res 2010. Das ist ein gutes Zeichen. Wir haben zu
Recht in den schlechten Zeiten vom Staat aus inves-
tiert, um in der Krise Stabilität zu haben, und haben
jetzt, wo es in der Wirtschaft besser läuft, unsere Akti-
vitäten im Staatsbereich konsolidiert und zurückgefah-
ren. Es ist, wie gesagt, ein gutes Zeichen, dass unser
Haushalt trotz dieser Investitionssummen auf prak-
tisch dem gleichen Niveau bleibt. Das ist ein gutes
Zeichen für die Bürgerinnen und Bürger in Bayern.

(Beifall bei der FDP und der Abgeordneten Ale-
xander König (CSU) und Eberhard Sinner (CSU))

Nun zu den Investitionsquoten. Das ist bisher viel-
leicht nicht ganz deutlich herausgekommen. Sie sind
natürlich etwas niedriger als in den vergangenen Jah-
ren.

(Markus Rinderspacher (SPD): Erheblich!)

Wir liegen aber immer noch 2 % über dem Durch-
schnitt der westlichen Bundesländer. Da, wo Sie,
meine lieben Kolleginnen und Kollegen von der Oppo-
sition, an der Regierung sind, sind die Investitionsquo-
ten nicht so hoch wie in Bayern. Da sollten Sie sich an
Bayern ein Beispiel nehmen, statt zu kritisieren.

(Beifall bei der FDP)
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Wir werden in dem Bereich der Wissenschaft die Mit-
tel im kommenden Jahr um 5,8 % aufstocken, lieber
Kollege Heubisch. Im Jahre 2012 werden es 4,6 %
sein.

(Alexander König (CSU): Ja, der ist der große
Gewinner!)

Der Bildungsbereich insgesamt umfasste 2008, als
diese Koalition die Regierung übernommen hat,
13,7 Milliarden Euro. Im Jahre 2011 werden es
15,9 Milliarden sein und im Jahre 2012 sogar
16,5 Milliarden Euro. Das sind über zwei Milliarden
Euro mehr, die wir für diesen Bereich vorsehen.
Schwerpunkt unserer Koalition ist der Bildungsbe-
reich. Das steht in diesem Haushalt.

(Beifall bei der FDP)

Wenn aus dem Gesamthaushalt zehn Milliarden Euro
an die Kommunen und die anderen Bundesländer
gehen - großzügigerweise auch an Nordrhein-Westfa-
len -, dann bleiben von den 42 Milliarden gut 32 Milli-
arden übrig. Davon gehen 15,9 Milliarden in den Be-
reich Bildung; das macht 50 %. Ich weiß nicht, wieso
Sie da keinen Schwerpunkt erkennen können. Viel-
leicht können Sie Nachhilfe bei Ihren haushaltspoliti-
schen Sprechern bekommen.

Die Zahlen sprechen eine klare Sprache. Das Mar-
kenzeichen dieser Koalition ist der Bildungsbereich.
Das lassen wir uns von der Opposition in diesem
Hohen Hause nicht kaputt reden.

(Beifall bei der FDP)

Wir investieren kraftvoll mit dem Programm "Aufbruch
Bayern" 1,07 Milliarden Euro.

(Zurufe von der SPD)

Es gibt kein anderes Bundesland in der Bundesrepub-
lik Deutschland, das ein solches Programm auf den
Weg gebracht hätte.

(Zurufe von der SPD)

227 Millionen Euro für die Familien, 389 Millionen
Euro für die Bildung und 452 Millionen Euro für Inno-
vation. Das kann sich sehen lassen.

(Zuruf der Abgeordneten Christa Naaß (SPD))

Das sind über 66 Projekte! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen von der Opposition, wenn da dem einen oder
anderen drei oder meinetwegen auch vier Projekte
nicht gefallen, dann sei Ihnen das zugestanden. Aber
das spricht nicht für eine schlechte Qualität des Ge-
samtprogramms. "Aufbruch Bayern" ist ein Erfolg.

(Beifall bei der FDP - Widerspruch des Abgeord-
neten Markus Rinderspacher (SPD))

Ich kann nichts Schlechtes daran finden, wenn wir in
Elektromobilität investieren oder in Technologietrans-
ferzentren, in molekulare Biosysteme. Wir investieren
damit in die Zukunft dieses Landes. Und eine gute
Nachricht kann man dann hier gleich im Parlament
verbreiten: Dank der Mittel aus dem Wirtschaftsminis-
terium, lieber Martin Zeil, nämlich dank der fünf Millio-
nen Euro für das Fraunhofer-Institut, ist es uns gelun-
gen, diese Investition an den bayerischen Untermain
zu holen und sie nicht nach Hessen gelangen zu las-
sen.

(Beifall bei der FDP)

Das ist ein Verdienst der Bayerischen Staatsregie-
rung, dass diese Mittel so geflossen sind.

(Beifall bei der FDP und des Abgeordneten Ale-
xander König (CSU))

Wir setzen den Dreiklang ausgeglichener Haushalt,
keine Neuverschuldung, Investitionen in die Zukunft in
dieser Koalitionsregierung fort.

(Zurufe der Abgeordneten Markus Rinderspacher
und Christa Naaß (SPD))

Der Erfolg hat viele Väter, aber er hat nur eine Mutter;
das ist diese Koalitionsregierung aus CSU und FDP.

(Beifall bei der FDP und des Abgeordneten Ale-
xander König (CSU))

Nun sei ein kurzer Blick nach Nordrhein-Westfalen
gestattet, da hier schon Entschuldigungen platziert
wurden. Es ist schön, dass Sie sich wenigstens ent-
schuldigen wollen. Lieber Kollege Mütze - Sie wurden
zitiert - und liebe Frau Stamm, die Verschuldung, die
die dortige damalige Staatsregierung aus CDU und
FDP mit 6,6 Milliarden Euro eingebucht hatte, beruhte
auf einem Wirtschaftswachstum von minus 5 %. Sie
aber verschulden sich um 7,4 Milliarden Euro bei
einem Wirtschaftswachstum von 3,7 % plus.

(Beifall bei der FDP und des Abgeordneten Ale-
xander König (CSU))

Ich habe gelernt, dass es da einen großen Unter-
schied gibt.

(Widerspruch bei der SPD)

Zu allem Überfluss muss ich heute auch noch eine
Meldung des Steuerzahlerbundes aus Nordrhein-
Westfalen lesen, der sich darüber mokiert, wie üppig
die Büros dort ausgestattet würden. Ich glaube, man
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kann mit Steuergeldern wirklich ordentlicher umge-
hen, als das Rot-Grün momentan in Nordrhein-West-
falen tut.

(Beifall bei der FDP - Zuruf des Abgeordneten
Markus Rinderspacher (SPD))

Hinter den von mir aufgezählten nackten Zahlen ste-
hen natürlich knallharte Erfolge, liebe Kolleginnen und
Kollegen. Ich nenne nur den doppelten Abiturjahr-
gang. Es ist doch diese Koalitionsregierung mit dem
Wissenschaftsminister Heubisch gewesen, die im
Jahre 2008 diese Baustelle übernommen hat. Wir in-
vestieren in Hochschulen. Wir schaffen zusätzlich
38.000 neue Studienplätze und 3.000 neue Dozenten-
stellen. Wir werden diesen Abiturjahrgang bewältigen,
und das ist ein riesiger Erfolg dieser Koalition.

Natürlich wird das nicht reibungslos gehen. Wir wer-
den das aber bewältigen. Das lassen wir uns von
Ihnen nicht kleinreden.

(Beifall bei der FDP)

Wir investieren weiter in die Bildung: Es wird im Bil-
dungsbereich über 1.000 zusätzliche Planstellen
geben.

(Beifall bei der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist ein Erfolg,
hinter dem die Regierungsparteien CSU und FDP mit
vollem Herzen stehen. Da helfen auch die Rechen-
spielchen von Herrn Kollegen Pfaffmann nicht, weil
sie völlig falsch sind. Wir schaffen diese 1.000 zusätz-
lichen Lehrerinnen- und Lehrerstellen, auch in den
nächsten Haushalten. Vielleicht sollte sich Herr Kolle-
ge Pfaffmann einfach vertrauensvoll ans Kultusminis-
terium wenden und sich dies erklären lassen.

(Beifall bei der FDP und der CSU)

Ich möchte Herrn Pfaffmann nicht noch einmal erklä-
ren müssen, wie sich diese Zahlen zusammensetzen.
Das habe ich schon nach der Sommerpause im letz-
ten Jahr getan.

(Volkmar Halbleib (SPD): Erklären Sie es doch
uns einmal!)

Wir investieren in die Ganztagsschulen, die Ganz-
tagsbetreuung und die Krippenplätze. Dies alles sind
Schwerpunkte dieser Regierung, die sich in diesem
Doppelhaushalt abbilden. Für Bayern ist es gut, dass
wir in diesen Bereichen vorankommen.

(Beifall bei der FDP und der CSU - Markus Rin-
derspacher (SPD): Weil wir dort so weit hinten-
dran sind!)

Wir setzen auch verstärkt Gelder für Asylbewerber
ein. Das ist nicht selbstverständlich. Wir haben das in
den Entwurf der Staatsregierung aufgenommen. Das
ist ein Erfolg.

(Beifall bei der FDP)

Besonders erfreulich ist das Feld der Wirtschaft: Wir
haben nicht nur den Mittelstandsschirm auf den Weg
gebracht, den der Finanzminister zu Recht genannt
hat. Wir haben den Wirtschaftsminister und die LfA in
die Lage versetzt, den mittelständischen Unterneh-
men über diese Krise hinwegzuhelfen. Wir investieren
auch in DSL. Hier hat die Koalition eine riesige Bau-
stelle übernommen. Diese Koalition hat das Thema
mutig angepackt und bringt es nach vorne, damit das
schnelle Internet auch im ländlichen Raum ankommt.
Ab dem Jahr 2008 sind wir durchgestartet. Es ist ein
gutes Zeichen, dass wir diesen Weg weitergehen.

(Beifall bei der FDP)

Wir haben Innovationsgutscheine eingeführt, damit
die Unternehmen bei kleineren Produktinnovationen,
Produktverfahrensinnovationen und Dienstleistungsin-
novationen unterstützt werden. Das alles steckt in die-
sem Haushalt. Wir investieren in die Zukunft. Wir
streichen Subventionen und investieren in Technolo-
gie. Meine Kolleginnen und Kollegen, Sie sehen, die
Regierungsbeteiligung der FDP ist ein Erfolgsmodell
für den Freistaat Bayern.

(Beifall bei der FDP)

Ich möchte noch eine Anmerkung zu den Bildungs-
ausgaben machen: Frau Kollegin Stamm, ich weiß
nicht, welche Zahlen Sie zitiert haben. Mir liegen die
Zahlen des Statistischen Bundesamts vor. Dort liegt
Bayern überall an der Spitze. Bei den Pro-Kopf-Aus-
gaben liegen wir auf Platz zwei. Bei den Gesamtaus-
gaben liegen wir auf Platz zwei. Bei den prozentualen
Ausgaben liegen wir auf Platz zwei. Dass es beim BIP
anders aussieht, liegt daran, dass wir ein so starkes
Bruttoinlandsprodukt haben und nicht daran, dass un-
sere Bildungsausgaben zu gering wären. Die Bil-
dungsausgaben pro Kopf in Bayern sind in Deutsch-
land spitze. Das ist die Wahrheit.

(Beifall bei der FDP und der CSU)

Die FDP-Fraktion im Bayerischen Landtag ist verläss-
lich. Wir stehen zum ausgeglichenen Haushalt und zu
einer soliden Finanzpolitik. Wir sind engagiert; denn
wir haben uns aktiv, konstruktiv und kritisch in den
Haushaltsprozess eingebracht. Wenn es sein muss,
sind wir auch unbequem. Deshalb bleibt es mir nicht
erspart, das Thema "Landesbank" zu erwähnen. Die
erste Aktivität dieser Koalitionsregierung aus CSU
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und FDP war die harte Entscheidung, die wir gemein-
sam nach schweren Stunden getroffen haben: Wir
mussten zehn Milliarden Euro in die Landesbank
geben. Das haben wir nicht aus Jux und Tollerei
getan. Wir haben das getan, damit unsere Kommunal-
politiker vor Ort nicht in Bedrängnis kommen und
damit unsere Sparkassen gerettet werden. Das waren
die Hauptgründe dafür, dass wir diese 10 Milliarden
Euro in den Haushalt eingestellt haben.

(Beifall bei der FDP - Jörg Rohde (FDP): Ein Flä-
chenbrand wurde verhindert!)

Diese 10 Milliarden Euro resultieren natürlich aus
Fehlern unternehmerischer Art und mangelnder Kon-
trolle. Dies ist ein Problem, dem wir uns weiter stellen
müssen. Insgesamt sind für diese zehn Milliarden
Euro Zinsen in Höhe von über einer Milliarde Euro
aufgelaufen. Auch das gehört zur Wahrheit. Wir wür-
den dieses Geld natürlich gern für etwas anderes aus-
geben. Hier trifft jedoch das Wort zu: Das war alterna-
tivlos.

Die Aufklärungsarbeit bleibt wichtig. Wir dürfen aber
nicht verkennen, dass diese Koalitionsregierung ge-
meinsam mit dem Finanzminister einen Gesetzent-
wurf zum Thema Neugestaltung der Landesbank ein-
gebracht und beschlossen hat. Wir haben Experten in
den Verwaltungsrat geholt. Wir haben den Aktionsra-
dius beschränkt, und wir haben Geschäftsfelder be-
grenzt. Diese Koalition hat aus den Fehlern der Ver-
gangenheit gelernt. Es ist ein Erfolg dieser
Koalitionsregierung, dass wir hier den richtigen Weg
beschreiten.

(Beifall bei der FDP und der CSU)

Die Mehreinnahmen des letzten Jahres wurden be-
reits angesprochen. Jeder, der hier vom Redepult aus
das Wachstumsbeschleunigungsgesetz kritisiert und
danach in der gleichen Rede sagt, wie wir diese
500 Millionen Euro zu verwenden hätten, sei an Fol-
gendes erinnert: Dass wir höhere Steuereinnahmen
haben, liegt daran, dass sich die Wirtschaft im letzten
Jahr schneller erholt hat, als alle erwartet haben. Das
ist die Leistung der Bürgerinnen und Bürger. Die Koa-
litionsregierung in Berlin hat den Bürgern dieses Geld
im Januar 2010 belassen und es nicht für den Staat
vereinnahmt. Diese Entscheidung hatte Wachstums-
impulse zur Folge, die sich wiederum in den Steuer-
einnahmen niedergeschlagen haben. Unser Konzept
war richtig. Ihres ist falsch. So sieht die Wahrheit aus.

(Beifall bei der FDP - Markus Rinderspacher
(SPD): Das wird ja immer abenteuerlicher!)

Mit besonderem Interesse habe ich die Neudefinition
des Begriffs "Neoliberalismus" von Herrn Kollegen

Halbleib gehört. Neuerdings ist es bereits Neolibera-
lismus, wenn man in der Krise spart. Als der Neolibe-
ralismus erfunden wurde, war diese Sünde schon
längst begangen worden. Vielleicht sollte man nicht
alles, was man negativ findet, unter dem Begriff "Neo-
liberalismus" subsumieren. Ich möchte mit Ihnen nicht
noch einmal eine Diskussion über den Neoliberalis-
mus führen. Ich glaube, Sie sind hier einfach bera-
tungsresistent. Sehen Sie einmal in die Geschichtsbü-
cher: Die Soziale Marktwirtschaft, die Sie immer so
loben, fußt auf dem Neoliberalismus, auf Eucken und
auf Hayek. Das sind die Gründer unserer Sozialen
Marktwirtschaft.

(Beifall bei der FDP)

Diese Regierung ist auf dem richtigen Weg. Wir
heben Effizienzpotenziale. Wir investieren in die Zu-
kunft. Natürlich bleiben Herausforderungen, zum Bei-
spiel bei der Neuordnung der Staatsbeteiligungen.
Hier haben wir ein Aufgabenfeld für die nächsten
Jahre.

(Markus Rinderspacher (SPD): Welche denn?
Wir haben doch gar keine mehr!)

Wir haben Aufgabenfelder beim öffentlichen Dienst,
bei den Staatsaufgaben und bei der Entbürokratisie-
rung. Deshalb ist es zu begrüßen, dass die Staatsre-
gierung einen Kabinettsausschuss eingesetzt hat. Wir
werden die Arbeit dieses Ausschusses konstruktiv be-
gleiten. Ich weiß, dass Sie immer Schwierigkeiten mit
Zukunftsszenarien haben. Sie können immer nur hin-
terher meckern. Wir haben einen Haushalt auf den
Weg gebracht, der beispiellos in Deutschland ist.

(Markus Rinderspacher (SPD): Das kann man so
sagen!)

Das ist Fakt. Mit dem letzten Haushalt haben wir sta-
bilisiert. Jetzt werden wir konsolidieren.

(Beifall bei der FDP und der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Als Nächste
hat Frau Kollegin Christine Kamm das Wort.

Christine Kamm (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Zu dem
Thema, wie durch diesen Haushalt Schulden in die
Zukunft geschoben werden, wurde schon vieles aus-
geführt. Meine Kollegin Stamm erwähnte die Pensi-
onsrückstellungen, die auf Null gesetzt wurden. Ein
zweites Beispiel: Von den etwa 4.300 Gebäuden im
Besitz des Freistaats befindet sich nur etwa ein Drittel
in einem tragbaren energetischen Zustand.
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(Tobias Thalhammer (FDP): Das haben wir doch
alles schon gehört!)

- Haben Sie das schon gehört: 600 dieser Gebäude
verbrauchen über 300 Kilowattstunden Heizenergie
pro Quadratmeter im Jahr. Das sind Inspektionsge-
bäude, Universitätsgebäude und Verwaltungsgebäu-
de. Sie sind reine Energieschleudern. Im Grunde
bräuchten wir ein massives Investitions- und Sanie-
rungsprogramm für die städtischen und die staatli-
chen Gebäude. Sie erinnern sich doch noch an den
Run der Kommunen auf das Konjunkturprogramm,
um die Schulen in einen besseren energetischen Zu-
stand zu bringen. Um den massiven Investitionsbe-
darf zu decken, hätte man sieben solcher Konjunktur-
programme durchführen können. Leider stehen den
Kommunen aber keine ausreichenden Mittel für die-
sen Zweck mehr zur Verfügung.

Der Bayerische Gemeindetag titelte in seiner letzten
Ausgabe: "Städte und Gemeinden kämpfen um das
Überleben - die Finanznot gefährdet die kommunale
Handlungsfähigkeit". Wie sieht es in den bayerischen
Kommunen wirklich aus? Immer mehr Kommunen
können keine ausreichende Zuführung zum Vermö-
genshaushalt mehr erwirtschaften. Bei vielen Kommu-
nen beläuft sich die Zuführung zum Investitionshaus-
halt auf Null. Bei einigen ist sie sogar negativ. Die
geschönten Durchschnittsbetrachtungen des Finanz-
ministeriums helfen diesen Kommunen nicht weiter.
Auch in Bayern steigen die Schulden der Kommunen
weiter an. Mittlerweile liegt die Verschuldung der
Kommunen in Bayern bei über 1.100 Euro pro Ein-
wohner. Auch so verstecken Sie hier Schulden.

Die Rechtsaufsicht geht zunehmend dazu über, den
Kommunen höhere Nettokreditaufnahmen zu geneh-
migen. Das löst die Probleme der Kommunen aber
nicht langfristig. Bisher wurde die Nettokreditaufnah-
me streng danach bemessen, wie hoch die dauerhaf-
te finanzielle Leistungsfähigkeit ist. Jetzt sagt man,
egal, irgendwie muss man durch, anders geht es
nicht, wir genehmigen einfach doppelt so hohe Netto-
kreditaufnahmen. So ist es beispielsweise in Augs-
burg.

Das Volumen des Finanzausgleichs bewegt sich zwar
etwa in der Höhe des Vorjahres; dennoch gibt es Ur-
sachen dafür, dass die finanzielle Situation der Kom-
munen immer schwieriger wird. Die erste sind die be-
reits schon angesprochenen neuen Gesetze, die sich
überproportional nachteilig auf die Kommunen ausge-
wirkt haben. Ich kann es Ihnen nicht ersparen: Das
höchst umstrittene Wachstumsbeschleunigungsge-
setz alleine kostet die bayerischen Kommunen im
Jahre 2011 327 Millionen Euro, und das bei einem
etwa gleichbleibenden Volumen des kommunalen Fi-

nanzausgleichs. Das ist viel Geld, mit dem man viel
Sinnvolles tun könnte.

Erschwerend kommt hinzu, dass der Staat die Bezirke
mit ihren Aufgaben im Sozialbereich alleine lässt. Die
Bezirke haben aufgrund der deutlich steigenden Fall-
zahlen - schauen Sie sich einmal die Bezirkshaushal-
te an - im Jahr 2011 gegenüber dem Vorjahr einen er-
höhten Finanzbedarf von weit über 300 Millionen.
Außerdem haben sie einen erhöhten Finanzbedarf,
um Defizite des Jahres 2009 auszugleichen. Die
Staatsregierung will den Sozialhilfeausgleich an die
Bezirke trotz des erheblich gestiegenen Mehrauf-
wands nicht anheben. Da nützt es nichts, wenn Sie
gelegentlich sagen, dass wir ein Bundesteilhabege-
setz brauchen. Sie müssen auch Zeichen setzen und
aufzeigen, wie sich Bund und Länder zukünftig stärker
an den gemeinsamen sozialen Aufgaben beteiligen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Noch viele andere negative Weichenstellungen ma-
chen es den Kommunen schwer, ihre Haushalte aus-
zugleichen. Die eine Weichenstellung ist der Rückzug
des Bundes, beispielsweise bei den Kosten der Ar-
beitslosigkeit. Der Anteil an den Unterkunftskosten für
die Langzeitarbeitslosen, den der Bund übernimmt,
wird immer geringer. Zudem wird nicht aufgezeigt, wie
die Kommunen ihre Aufgaben beim Krippenausbau
und insbesondere bei den dauerhaften Leistungen
schultern können. Der Staat zeigt sich hier nicht be-
reit, einen größeren Anteil zu übernehmen. Dann ma-
chen Sie eine Schulreform, die dazu führt, dass we-
sentlich mehr Schüler in der Gegend herumgefahren
werden müssen. Der Freistaat zahlt aber nur 60 %
der Kosten der Schülerbeförderung; den Rest müssen
die Kommunen schultern. Sie bereiten den kommuna-
len Schulen erhebliche Probleme durch die pauschal-
ierten Kostensätze, die keineswegs der Realität ent-
sprechen. Kommunale Schulen kosten die
Kommunen sehr viel Geld, und Sie beteiligen sich an
deren Kosten nicht adäquat.

Sie haben sich in Berlin mit Ihren Vorstellungen nicht
durchsetzen können, als Ihr Bundesbauminister die
Städtebauförderung kürzte. Sie haben zwar einige
wunderbare Ausführungen gemacht, insbesondere
der Innenminister, aber das hat nichts geholfen. Die
Städtebauförderung wurde zusammengestrichen, und
deswegen fehlt den Kommunen der notwendige Ge-
staltungsspielraum. Sie kürzen bei der Wohnbauför-
derung. Last but not least ist das Energiekonzept der
Bundesregierung dafür verantwortlich, dass vielen
kommunalen Investitionen in nachhaltige Energien die
Rentierlichkeit fehlt.
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Herr Ministerpräsident, ein verlässlicher Partner der
Kommunen in Bayern schaut anders aus. Bei den
Haushaltsberatungen ist noch viel zu tun, um diese
Schieflage zu korrigieren.

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Frau Kollegin Kamm. Als Nächster hat Kollege
Georg Winter das Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

(Georg Schmid (CSU): Georg, stell’ das mal rich-
tig, was die erzählt hat!)

Georg Winter (CSU): Herr Präsident, verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Herr Ministerpräsident, der
CSU-Fraktion ist es besonders wichtig, dass mit die-
sem Gesetzentwurf der Regierung keine neuen
Schulden aufgenommen werden müssen und dass
wir trotzdem die wesentlichen, für die Zukunft maßge-
blichen Aufgaben anpacken können, verstärkt, mit
mehr Intensität. Sie kennen die Stichworte, die uns für
die Gestaltung der Zukunft wichtig sind: Familie, Bil-
dung, Innovationen und Investitionen.

An dieser Stelle danke ich Herrn Staatsminister Fah-
renschon und Herrn Staatssekretär Pschierer sowie
den Damen und Herren in den Ministerien, die zuge-
arbeitet haben, dafür, dass ein Entwurf vorliegt, der
uns die Arbeit leichter macht, weil er schon einen
Ausgleich vorsieht, sodass wir ihn nicht erst herstellen
müssen. Schon im Vorfeld wurde dieser ausgegliche-
ne Entwurf durch engagierte, zügige und professionel-
le Arbeit in enger Abstimmung mit den Regierungs-
fraktionen erstellt.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Meine Damen und Herren, weil ich gerade zu den Me-
dienvertretern auf die Zuschauertribüne sehe, möchte
ich etwas bemerken. Bei den Beratungen des Doppel-
haushalts 2009/2010 und im Vorfeld des Entwurfs des
Doppelhaushalts 2011/2012 war eines interessant.
Kaum hatten wir nach dem schwierigen Jahr 2008
den Doppelhaushalt 2009/2010 ohne neue Schulden
vorgelegt, kam bei der Verabschiedung im Frühjahr
2009 die Frage: Werte Politiker, jetzt habt ihr es gera-
de noch hinbekommen, den Doppelhaushalt
2009/2010 ohne neue Schulden aufzustellen, aber
werdet ihr auch noch einen ausgeglichenen Nach-
tragshaushalt 2010 aufstellen können angesichts der
Tatsache, dass die Krise tiefer geht und länger dau-
ert, dass Einbrüche da sind, dass Bayern ganz beson-
ders betroffen ist, weil es ein starkes Exportland ist?
Als wir im Frühjahr 2010 erneut einen ausgeglichenen
Haushalt geschafft haben, war das keineswegs eine
Pressemeldung wert, sondern dann lautete die Frage:
Im Jahr 2010 habt ihr es gerade noch hinbekommen,

aber werdet ihr 2011 die hohe Messlatte, welche die
CSU schon 2000 in die Haushaltsordnung geschrie-
ben hat, noch überwinden angesichts der strukturellen
Mehraufwendungen in manchen Bereichen, ange-
sichts der Herausforderungen durch wachsende Auf-
gaben für Familie, Bildung, Hochschule, angesichts
des doppelten Abiturjahrgangs mit mehr Studenten
und angesichts der Veränderungen in der Bundes-
wehr? Es ist sensationell und großartig, dass wir mit
dem Entwurf des Doppelhaushalts 2011/2012 unser
Ziel genauso erreichen wie schon mit dem Doppel-
haushalt 2009/2010 und dabei immer noch Spielräu-
me haben, um Prioritäten zu setzen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Die Opposition hat vieles hinterfragt und angespro-
chen. Das muss sie auch. Das ist in Ordnung. Was
wir alle vermissen, ist das Konzept, wie Sie es durch-
gängig anders und besser machen würden.

(Alexander König (CSU): Sehr richtig! - Beifall bei
der CSU)

Im Gegensatz zu sonst habe ich nicht meinen kleinen,
sondern meinen großen Bleistift und einen ganzen
Block mitgebracht, um die Vorschläge mitschreiben
zu können. Das bin ich aus der Schule gewohnt.
Wenn man abschreiben kann und der Nachbar es
besser macht, habe ich gar keine Hemmungen. Ihre
Vorschläge hätten wir heute gerne aufgenommen.

(Beifall bei der CSU - Johanna Werner-Muggen-
dorfer (SPD): Das habt ihr bis jetzt gut verheim-
licht!)

- Frau Kollegin, da hatte ich ein schönes Erlebnis. Da
gab es die Frage, welche Aufgabenstellung bei der
Reform der Reichsversicherungsordnung - RVO -
richtig wäre. Jedes Haus hat für sich an der Klausur
gearbeitet. Jedes Haus hat seine eigene Variante ge-
habt. Ich habe mir die Mühe gemacht und beide Vari-
anten gelesen. Ich habe Kontakte zu beiden Lehrgän-
gen. Daraus habe ich das aus meiner Sicht Beste
zusammengefasst. Es war gut, sehr gut sogar. Wir
hätten heute gerne in der Haushaltsdebatte etwas ge-
lernt und mitgenommen, jedoch haben wir nicht erfah-
ren, wie dieses durchgängige und schlüssige Konzept
der Opposition aussehen soll.

(Beifall bei der CSU)

Herr Kollege Halbleib, Sie haben recht: Es ist wirklich
nicht einfach. Seit dem Sommer letzten Jahres, seit
Juli, haben sich die Regierungsfraktionen mit dem Mi-
nisterpräsidenten, dem Finanzminister und dem Wirt-
schaftsminister zusammengesetzt und sich abge-
stimmt. Nach mehreren Wochen und Monaten haben
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wir im September gesagt: Jawohl, wir wollen es anpa-
cken. Damals haben die Dinge noch nicht so optimal
ausgesehen wie heute.

(Zurufe des Abgeordneten Volkmar Halbleib
(SPD))

- Kollege Halbleib, es ist schwierig. Sie haben das an-
gesprochen. Wir hatten in den Jahren 2009 und 2010
einen Konjunkturhaushalt zur Bewältigung der Krise.
Das Besondere an diesem Haushalt war und ist - da-
rauf können wir stolz sein, wenn Sie die Wachstums-
raten anschauen -, dass beide Haushalte zusammen
um 10 % hinsichtlich der Ausgaben gewachsen sind.
Das muss man sich einmal vorstellen: 10 % Wachs-
tum in einem Land, in dem es keine Inflation gibt. Das
ist eine riesige Geschichte.

Für die Jahre 2011 und 2012 sieht der Doppelhaus-
halt nur ein Viertel, nämlich 2,6 % des Wachstums
des letzten Doppelhaushalts vor. Wenn wir die Trep-
pen zum Steinernen Saal des Maximilianeums hoch-
gehen, können wir auch mal drei Stufen auf einmal
nehmen. Das haben wir 2009 und 2010 getan. Damit
haben wir im übertragenen Sinne die Konjunktur an-
geschoben. Die Ergebnisse sind sehr positiv. Wir wol-
len das nicht alles auf unsere Schultern nehmen; die
Unternehmer und Arbeitnehmer haben mitgemacht.
Die Bürger waren lange optimistisch. Sie haben sich
weder von Sinn noch von Unsinn verrückt machen
lassen. Das habe ich wirklich bewundert. Das ist
großartig. Die Deutschen waren diesmal nicht pessi-
mistisch, sondern haben an sich selbst geglaubt und
sich an dem orientiert, was sie real vor Ort gesehen
haben, nicht an dem, was die Wirtschaftsweisen ver-
kündet haben.

(Beifall bei der CSU)

Zurück zur großen Stufe - zu den drei Treppen hinauf
zum Steinernen Saal. 2009 und 2010 haben wir drei
auf einmal genommen - 10 %. Dieses und das nächs-
te Jahr gehen wir ganz normal einen Schritt weiter.
Wir bleiben nicht stehen - eine Stufe sind 2,6 %.

(Zuruf des Abgeordneten Volkmar Halbleib
(SPD))

- Wir dürfen keine Keile treiben, sondern müssen zu-
sammenarbeiten.

(Lachen bei der SPD)

Tschernomyrdin sagte: "Wir wollten das Beste, aber
es kam wie immer".

(Lachen bei der SPD)

Gott sei Dank ist das in Bayern nicht so. Das ist der
große Unterschied. Der Mann war in einer Planwirt-
schaft zu Hause und musste sich ständig damit befas-
sen, dass das Planziel wieder einmal nicht erreicht
wurde. Das ist bitter und nicht leicht zu ertragen. Des-
wegen hat er den Spruch "Wir wollten das Beste, aber
es kam wie immer" geprägt. Unsere Lage ist günsti-
ger, weil Steuern fließen und die Wirtschaft wächst.
Deshalb können wir mehr tun.

Wie soll ein Haushalt aussehen, wenn wir nur noch
ein Wachstum von 2,6 %, somit von einer halben Milli-
arde Euro haben? Herr Kollege Mütze hat gesagt,
dies sei ein Kürzungshaushalt. Meine Damen und
Herren, wenn wir in diesem Haushalt allein für Bil-
dung, Hochschulen, Wissenschaft und Familie mehr
als eine Milliarde Euro drauflegen, muss das Konse-
quenzen haben. Dann muss die Politik Prioritäten set-
zen. Es ist nicht immer einfach, wenn man in der Re-
gierungsverantwortung steht. Das bedeutet, dass
nicht alle total happy gemacht werden können. Wir
haben jedoch klar gesagt: Eine Milliarde Euro mehr
für die Bildung, für die Hochschulen und die Kinder-
gärten. Deswegen setzen wir an der einen oder ande-
ren Stelle im Haushalt 2011/2012 nicht auf Wachs-
tum, sondern halten die Position. In den nächsten
Wochen werden wir uns genau anschauen, wo es
Kürzungen und Einschnitte gab, wie sich diese aus-
wirken und wie wir damit umgehen müssen. Soviel
zum Thema Haushaltsschwerpunkte. Für die Alterna-
tiven sind wir auch in Zukunft offen.

Heute sind schon viele Zahlen genannt worden -
2,1 Milliarden Euro für die Familien. Ich freue mich,
wenn ich die Präsidentin heute vor mir sehe. Frau
Präsidentin, als Sie Sozialministerin waren und ich die
Berichterstattung für den Einzelplan 10, für Ihren Etat
hatte, haben wir gekämpft. Wir haben uns für Kinder-
horte, Kinderkrippen und für die freien Träger einge-
setzt. Das waren alles offene Punkte, die wir heute er-
ledigt haben. Deswegen kann ich nur sagen: Wir
haben riesige Fortschritte gemacht.

(Beifall bei der CSU - Zurufe von der Opposition)

Gerade habe ich Kontakt mit Frau Präsidentin Barba-
ra Stamm aufgenommen. Ich darf die Zahlen noch
einmal nennen: 2,1 Milliarden Euro geben wir für die
Familien aus. Über eine Milliarde Euro für die Be-
triebskostenförderung der Krippen freue ich mich
ganz besonders. Wir haben eine riesige Nachfrage.
Es wird viel investiert und gebaut. Hierfür sind die
Kommunen zu loben. Bayern kann damit seine Zusa-
ge einhalten. Ursprünglich war man im Hause der
Meinung, 340 Millionen Euro vom Bund für den Krip-
penausbau würden ausreichen. Wir haben jedoch ge-
sagt: Wenn es nicht genügt, legen wir drauf. So wie
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es jetzt aussieht, müssen wir noch 340 Millionen ba-
yerische Mittel - genauso viel, wie der Bund -, einset-
zen, um die Nachfrage zu befriedigen. Es ist sinnvoll
und gut für die Konjunktur. Dazu gehören auch die
Krippenprogramme.

Bayern bleibt spitze in der Bildung. Gerne lasse ich
die Zahlen einmal weg und steige direkt ein. Wir
haben die Mehrungen. Wir haben unser Versprechen
mit zusätzlichen tausend Lehrerplanstellen pro Jahr
erfüllt. Insgesamt sind das 15,3 Milliarden Euro für die
Bildung und Wissenschaft. Wir sind gerade dabei,
einen reinen Halbtagsbetrieb - die Volksschule, die
Grundschule und die Ausbildungsangebote - von der
Krippe bis zum Hochschulabschluss auf den Ganz-
tagsbetrieb umzustellen. Das ist eine riesige Heraus-
forderung und eine Verpflichtung, die wir für die künfti-
gen Generationen eingehen. Mit der Kita für Kinder
unter drei Jahren, den erweiterten Angeboten für Kin-
der von drei bis sechs Jahren, mit der offenen oder
gebundenen Ganztagsschule oder den Kinderhort
entstehen Angebote und zugleich Pflichten für die jun-
gen Menschen; denn das muss in der Zukunft finan-
ziert werden. Der Umbau von Halbtags- zu Ganztags-
betreuung ist eine großartige Leistung dieses
Haushaltes.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Meine Damen und Herren, den Herrn Wissenschafts-
minister kann man nur beglückwünschen. Im Rahmen
eines Gesprächs über den Haushalt habe ich den Re-
ferenten gefragt, warum das die Opposition nicht
gleich so sieht. Er hat auch manches versteckt. Er hat
Haushaltsansätze in Millionenhöhe. Ich sage immer:
Der Heubisch ist so etwas wie eine eigene Bauspar-
kasse.

(Hubert Aiwanger (FW): Bausparfuchs!)

Daher können Sie im Haushalt gar nicht feststellen,
dass der Mann tatsächlich eine Milliarde Euro für die
Studenten und die Hochschulen in den Hochbau in-
vestieren kann, unabhängig vom Gärtnerplatztheater.

(Hubert Aiwanger (FW): Schwarze Kassen, das
lobe ich mir!)

Eine Milliarde Euro kann er in den Hochbau investie-
ren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Meine Damen und Herren, was wäre ein Land ohne
Innovation und Investition? Wir haben schon oft die
Aufforderung gehört, ein Land müsse sich nicht nur
ständig neu ausrichten, sondern sich notfalls auch
neu erfinden. Das könnten auch die Worte unseres

Ministerpräsidenten sein. Der CSU ist ja öfter vorge-
halten worden, dass sie sich in den 60 Jahren auch
immer wieder neu erfunden hat. Sie sei nur deswegen
immer noch an der Regierung, weil sie immer wieder
neu ausgerichtet habe.

Für Bayern ist es wichtig, dass wir den Fortschritt per-
manent aufrechterhalten. Das tun wir mit diesem Dop-
pelhaushalt. Deswegen sage ich an dieser Stelle ganz
deutlich: Ich und viele in unseren Reihen sind dank-
bar, dass der Zukunftsrat den Freistaat kritisch analy-
siert hat. Er hat uns auf ein paar Dinge hingewiesen,
die uns herausfordern. Es ist aber gut, dass er es
getan hat. Als Vertreter des ländlichen Raums freue
ich mich über die Diskussionsplattform und Argumen-
tationsbasis, die der Zukunftsrat geliefert hat. Natür-
lich müssen wir uns jetzt verstärkt die Regularien an-
schauen, die es schon zuhauf gibt und die sich weiter
anhäufen. Bekommt der ländliche Raum tatsächlich
noch die notwendige Aufmerksamkeit? Oder gibt es
mittlerweile Vorschriften, die zwar die Politik nicht er-
funden hat, die sich aber eingespielt haben und jetzt
korrigiert werden müssen?

Ich kann als Beispiel eine solche Vorschrift nennen:
Wenn der Staatsstraßenausbauplan fortgeschrieben
wird und ich dabei mit den Fachleuten rede, erklären
sie mir immer, warum das oder jenes nicht möglich
ist. Wenn wir sagen, wir können nur dort bauen, wo
10.000 Fahrzeuge unterwegs sind, aber nicht dort, wo
nur 2.000 herumfahren, dann stimmt etwas an den
Regularien nicht. Dann müssen wir die Bewertungen
zugunsten der ländlichen Regionen korrigieren.

In einem Punkt hat der Zukunftsrat recht. Wir haben
starke Zentren. Wir können nicht in jedem Unterzent-
rum eine Hochschule bauen. Wir müssen aber das
Oberzentrum und das Mittelzentrum erreichen kön-
nen. Dazu muss unser Land durchgängig gut er-
schlossen sein. Das bedeutet wiederum, dass wir
Straßen unabhängig davon bauen, ob auf dem Ring
um München herum 10.000 Fahrzeuge pro Tag fah-
ren oder ob bei uns draußen auf dem Land 1.500 un-
terwegs sind. Auch dort, wo nur 1.500 Fahrzeuge pro
Tag unterwegs sind, brauchen die Pendler eine gute
Verbindung, damit sie zu ihrer Hochschule, ihrem
Gymnasium, ihrem Arbeitsplatz oder ihrem Ausbil-
dungsplatz kommen und damit sich auch ihre Kinder
dafür entscheiden, auf dem Lande zu bleiben, dort ihr
Haus zu bauen und zu wohnen, weil sie auf erträgli-
che Weise ihren Ausbildungsplatz oder Arbeitsplatz
erreichen können.

Ich könnte noch ein paar Beispiele nennen. Wir sind
wirklich gut aufgestellt. Bayern hat viel dafür getan,
dass es nicht so aussieht wie in anderen Ländern. Ich
habe erst kürzlich mit Bekannten aus Frankreich, die
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uns besucht haben, gesprochen. Sie sagten uns,
dass dort nicht mehr nur über 200 Kilometer hinweg
nach Paris gependelt wird, sondern dass die Men-
schen mit dem TGV und auf den Autobahnen täglich
Strecken von 300 bis 400 Kilometern in Kauf nehmen,
um zum Zentrum Paris zu kommen. Das muss man
sich vorstellen. Eine solche Entwicklung wollen wir
nicht.

Ein anderes Beispiel ist Chile. Chile hat wie Bayern
12 Millionen Einwohner. 6 Millionen davon leben in
der Hauptstadt Santiago. Die anderen 6 Millionen fin-
det man verteilt von Peru im Norden bis runter nach
Feuerland im Süden. 6 Millionen Menschen sind auf
zwei Drittel längs des südamerikanischen Kontinents
zwischen dem Pazifik und den Anden verteilt. Die an-
dere Hälfte, lebt in der Hauptstadt. Davon sind wir
Gott sei Dank weit entfernt. So viel zum Thema Regi-
onalpolitik.

An der Stelle bitte ich Sie, Herr Ministerpräsident,
dass die Häuser ihre Vorschriften daraufhin überprü-
fen, ob sie noch zeitgerecht sind, ob damit das ver-
wirklicht wird, was wir politisch wollen.

(Beifall bei der CSU)

Hätte Bayern in der Vergangenheit nicht immer wie-
der den Mut zur Innovation gehabt, wie wir es auch
mit diesem Haushalt wieder vorhaben, wäre es heute
sicherlich nicht das Spitzenland in Deutschland. An
der Stelle mache ich mir Sorgen darüber, dass sich
unsere GRÜNEN, die ich aufgrund ihrer Herkunft aus
dem konservativen Bereich sehr schätze, mittlerweile
zu einer Dagegen-Partei entwickelt haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU und der FDP -
Ulrike Gote (GRÜNE): Schwacher Versuch!)

- Es ist erst der Anfang. Man braucht oft Geduld.
Hören Sie sich meinen Beitrag ganz an. Ich lerne
auch täglich und wundere mich selber: Meine Geduld
wird, glaube ich, immer mehr. An dieser Stelle kann
ich nur Folgendes sagen: Im 19. Jahrhundert, als die
Eisenbahnstrecke von Nürnberg nach Fürth und wei-
tere Schienenstrecken gebaut wurden, hat man im
Planfeststellungsverfahren, das es damals Gott sei
Dank noch nicht gab,

(Hubert Aiwanger (FW): Wenn es damals schon
die GRÜNEN gegeben hätte!)

noch nicht den Bedarf für den ICE nachweisen müs-
sen. Die Planer haben damals schon gerade Strecken
gebaut und die Kurven so gestaltet, dass man heute
auch mit 150 km/h darauf fahren kann. Die Leute
wussten damals zwar noch nicht, dass der ICE
kommt, aber Sie haben vorausgedacht und gesagt:

Die Dampfmaschine ist eine Erfindung, die Entwick-
lung geht aber weiter. Weil sie eben weitergedacht
haben, haben sie ein Schienennetz entwickelt, auf
dem wir heute, 150 Jahre später, im ICE unterwegs
sein können, wo wir einen Arbeitsplatz haben, wo wir
unsere Laptops mitnehmen können, wo wir in den
Speisewagen gehen können und wo es Toiletten und
einfach Komfort gibt. Wenn Sie heute in Stuttgart oder
anderswo bauen, müssen Sie nachweisen, dass die-
ses Projekt morgen schon zwingend notwendig ist,
dass die Zahlen auch dafür sprechen. Mehr dürfen
Sie nicht gestalten. Sonst ist das Ende der Fahnen-
stange erreicht. Das ist die grüne Politik. Deswegen
kann ich die SPD nur darum bitten, dass sie als
Volkspartei das nicht unterstützt. Es kann doch nicht
zukunftsorientiert sein, wenn wir sagen: Uns reicht es,
mehr brauchen wir nicht; das, was wir haben, verfrüh-
stücken wir selber, und die junge Generation mag
schauen, wo sie bleibt. Das ist keine Haltung für eine
Volkspartei. Das ist nicht zukunftsgerecht.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wie sollen denn junge Menschen von heute die Chan-
ce haben, in Zukunft noch wettbewerbsfähig zu sein?

(Zurufe von der SPD)

- Jetzt habe ich doch ein paar Stichworte geliefert, die
den Gedankenaustausch ein bisschen anregen. Es ist
gut, wenn die Debatte nicht so furchtbar langweilig
wird. Mir ist es ein großes Anliegen, dass man sich
der Tatsache bewusst wird, dass Kinder, die heute
auf die Welt kommen, eine Lebenserwartung von
neunzig Jahren haben. Wir müssen uns vorstellen,
welche Perspektiven diese jungen Leute haben. Was
erwartet sie? Sie müssen zunächst einmal in der Ge-
sellschaft - darüber haben wir gerade gesprochen -
von der Kinderkrippe bis zur Hochschule mehr Leis-
tungen für die Gesellschaft erbringen. Sie müssen
später den Anteil derer mitfinanzieren, die in das Be-
rufsleben gar nicht einsteigen. Im dritten Lebensab-
schnitt müssen sie dann für mehr Menschen da sein,
die nicht mehr am aktiven Produktionsleben teilneh-
men. Das sind riesige Herausforderungen.

Wir leben in einem Land, das keine großen Rohstoff-
vorkommen besitzt. Wir können sie auch nicht in die
Erde eingraben, damit sie künftig zur Verfügung ste-
hen. Der Technologievorsprung, den wir gegenüber
anderen Ländern haben, wird täglich geringer, weil
die anderen aufschließen, was auch vernünftig ist.
Was bleibt dann für die jungen Leute? Was können
wir für sie tun? Wir können nur viel in die Bildung in-
vestieren. Wir dürfen ihnen keine zusätzlichen größe-
ren Schuldenberge hinterlassen, sondern wir müssen
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die Schulden, wenn es geht, abbauen. Das können
wir tun.

Als Drittes - und das tun die GRÜNEN nicht - müssen
wir ihnen ein Land hinterlassen, das technikfreundlich,
innovationsfreundlich und wettbewerbsfähig ist.

(Alexander König (CSU): Zukunftsprojekte!)

Dazu gehört auch der Ausbau unserer Infrastruktur.
Da müssen wir besser und schneller vorankommen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Nachdem die Uhr nicht funktioniert, bitte ich die Sit-
zungsleitung, mir zu sagen, wo mein Limit ist. Ich
kann es nicht beurteilen.

(Alexander König (CSU): Noch 21 Minuten!)

- Dann kann ich noch dem Kollegen Halbleib antwor-
ten.

(Zuruf der Abgeordneten Johanna Werner-Mug-
gendorfer (SPD))

- Frau Kollegin Werner-Muggendorfer, das wollen wir
nicht vertiefen, sonst müssten wir Namen zitieren.

Kollege Halbleib, Sie haben die Investitionsquote an-
gesprochen. Dafür habe ich ein schönes Beispiel ge-
funden. Die Prozente hat Ihre Vorgängerin Frau Rupp
auch schon erwähnt. 2006 betrug die Quote tatsäch-
lich 11,9 %. 2011 beträgt sie wieder - siehe da! -
11,9 %. Entscheidend ist aber, dass 2006 11,9 % 4,5
Milliarden an Investitionen ausgemacht haben. 2011
haben wir bei mehr Geld für Bildung, Wissenschaft,
Schulen, Familien und Kinder mit dem gleichen Pro-
zentwert 11,9 % aber 5 Milliarden Investitionen. Bei
gleichem Prozentsatz wie vor fünf Jahren haben wir
eine halbe Milliarde mehr für Investitionen. So viel zu
dem Rechenbeispiel mit den Prozenten und dem, was
dahintersteckt.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Zum Stichwort Solidarität. Solidarität ist etwas ganz
Wichtiges in unserem Leben. Unter dem Stichwort
Solidarität habe ich zwei Punkte zusammengefasst.
Ein Viertel des Haushaltes ist unter dem Aspekt Soli-
darität zu sehen. Was meine ich damit? - Zum einen
meine ich die Solidarität mit unseren bayerischen
Kommunen. Das sind die 6,8 Milliarden Kommunaler
Finanzausgleich. Zum anderen meine ich die Solidari-
tät mit den anderen Ländern in Deutschland. Das sind
3,8 Milliarden Euro. Zusammen sind es 10,6 Milliar-
den Euro. Das ist ein Viertel des bayerischen Staats-
haushalts.

Über die bayerischen Kommunen hat meine Kollegin
Erika Görlitz gesprochen, und Kollege Dr. Barfuß wird
dazu ebenfalls noch Ausführungen machen.

Der Länderfinanzausgleich ist höher als aktiv einge-
zahlt wird. 2011 sind es nach dem Haushaltsansatz
3,8 Milliarden Euro, letztes Jahr waren es 3,5 Milliar-
den Euro. Daneben gibt es den Umsatzsteueraus-
gleich, wofür uns 1,5 Milliarden Euro abgezogen wer-
den. Außerdem gibt es die
Bundesergänzungszuweisungen, die Bundesfinanz-
minister Schäuble in vertikaler Form verteilt. Hier be-
kommen wir die zwei Milliarden Euro, die uns gemäß
den Einwohnern anteilsmäßig zustehen würden, nicht.
Deswegen beträgt der Verteilungsverlust beim Fi-
nanzausgleich innerhalb Deutschlands insgesamt 7
Milliarden Euro.

(Markus Rinderspacher (SPD): Das haben Sie
verbockt!)

Herr Finanzminister, meine Bitte wäre, in den Gesprä-
chen mit den anderen Ländern und bei einer eventu-
ellen gerichtlichen Auseinandersetzung zu verdeutli-
chen, dass der Länderfinanzausgleich die eine Sache
ist, die Problematik aber in der Kumulation liegt, weil
neben dem aktiven Einzahlen der Umsatzsteuerabzug
und das Ausbleiben der Bundesergänzungszuwei-
sung noch hinzugerechnet werden müssen. Diese
drei Faktoren zusammen bringen die große Verwer-
fung, was dazu führt, dass sich andere Länder weni-
ger anstrengen. Dies führt auch dazu, dass sich ande-
re Länder Dinge wie das kostenlose Kinderjahr
leisten. Da diese Debatte jetzt geführt wird, registrie-
ren unsere Bürger dies und stellen fest, dass das
nicht richtig sein könne.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Markus Rin-
derspacher (SPD): Die CSU hat das verbockt!
Sie haben das beschlossen!)

- Herr Rinderspacher, wir haben das beschlossen, als
die Zahlen noch anders waren. Sie können fragen,
warum die CSU nicht die Fähigkeit habe, zehn Jahre
vorauszusehen. Ich kann Ihnen das einfach beantwor-
ten: Weil wir alle nicht die Fähigkeit haben, drei Mona-
te vorauszusehen. Gehen Sie drei Monate zurück.
Hat von Ihnen irgendjemand vorausgesehen, dass es
in Kairo Unruhen geben, Tunesien brennen und die
arabische Welt sich verändern werde, was auf unsere
Wirtschaft riesige Auswirkungen haben könnte? Das
hat keiner gewusst.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Hubert Aiwan-
ger (FW): Deswegen haben wir den Zukunftsrat,
um in die Zukunft zu blicken!)
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Wichtig ist, dass wir Solidarität üben. Wichtig ist, dass
die Debatte geführt wird; denn wir können das nicht
von heute auf morgen ändern. Veränderung ist nur
möglich, wenn unsere eigenen Mitbürger dies sehen
und nachvollziehen. Das haben wir in einem ersten
Schritt gemeinsam mit Hessen und Baden-Württem-
berg erreicht. Wichtig wird nun sein, dass die Bürger-
innen und Bürger in den anderen Bundesländern er-
kennen, dass es zwar schön ist, wenn sie etwas
bekommen, dass das aber nicht richtig sein kann. Erst
dann, wenn die Bürger in den Nehmerländern begrei-
fen, dass das nicht stimmt, hat die Politik die Chance,
mit uns über Veränderungen zu sprechen. Erst dann,
wenn wir den Punkt erreicht haben, dass sie das Ne-
gative an dem System erkennen und zu Veränderun-
gen bereit sind, macht es Sinn, Vorschläge auszutau-
schen. Es macht aber keinen Sinn, ihnen über die
Presse mitzuteilen, wie wir das gerne hätten.

Interessant ist die Aussage des hessischen Minister-
präsidenten Bouffier, der vor wenigen Wochen bei der
Klausurtagung der CSU in Wildbad Kreuth war. Es
war schön, das von einem Nachbarn zu hören. Er hat
gesagt, Bayern sei das einzige ehemalige Nehmer-
land, das es geschafft habe, zum Geberland zu wer-
den. Ich glaube, das unterstreicht die Entwicklung
Bayerns. Darauf können wir stolz sein.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Hubert Aiwan-
ger (FW): Wir geben sogar nach Kärnten! - Ale-
xander König (CSU): Das war ein unsachlicher
Einwand!)

- Das ist ein schönes Stichwort. Wir können uns darü-
ber gerne unterhalten, wenn wir die Zeit dazu haben.

(Hubert Aiwanger (FW): Bitte sofort!)

- Bitte, gleich, sofort. - Dann will ich Ihnen eine Illusion
nehmen.

Es herrscht die Illusion vor, die Landesbank hätte nur
mit einer Farbe zu tun. Das kann man einfach widerle-
gen. Zu 50 % sind Sparkassen und Kommunen mit
drei Farben beteiligt: orange, rot und schwarz. Alle
waren dabei. Alle stellen Landräte und Oberbürger-
meister. Alle sind in der Verantwortung.

(Hubert Aiwanger (FW): Jetzt sind wohl die Land-
räte schuld! - Zurufe von der SPD und den GRÜ-
NEN)

- Das ist eine Antwort, die Sie nicht hören wollen. Das
weiß ich schon.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Ich habe gesagt, das Problem hat mehrere Farben.
Wir haben eine Seite beleuchtet und gesehen: Es ist
nicht eine, sondern es sind drei Farben. Ich sage
Ihnen, wer unschuldig ist. Es gibt auch dafür eine
Farbe.

(Zurufe von der SPD)

Und es gibt die staatliche Seite.

(Hubert Aiwanger (FW): Die staatliche Seite ist
aber ziemlich schwarz!)

Herr Aiwanger, auch wenn Sie damals nicht dem Par-
lament angehörten, wussten Sie schon, dass eine Op-
positionsfraktion weniger Einfluss auf die Exekutive
hat, vielmehr konzentriert man sich stark auf die Le-
gislative. Ich frage Sie ganz provokant: Wo war die
Legislative von Rot und Grün, als die Bank erworben
wurde? Hat jemand gesagt, dass das im Landtag dis-
kutiert werden muss? Wo war die Opposition?

(Beifall bei der CSU und der FDP - Zurufe von
der SPD, den Freien Wählern und den GRÜNEN)

Euer Königsrecht heißt Legislative. Eure Aufgabe ist
es nicht nur, sich an die Staatsregierung zu wenden,
eure Aufgabe ist, wichtige Entscheidungen hier im
Haus zu diskutieren.

(Zuruf des Abgeordneten Markus Rinderspacher
(SPD))

Das war die Schwäche von Rot-Grün.

(Hubert Aiwanger (FW): Wir werden bis heute
nicht informiert!)

- Ja, sorry.

(Markus Rinderspacher (SPD): Die Opposition
soll schuld sein, das glaubt Ihnen doch kein
Mensch!)

Eine Farbe war nicht dabei; das ist die FDP. Sie war
weder im Landtag noch in der kommunalen Verant-
wortung. Deshalb hat sie einen Vorsprung.

(Tanja Schweiger (FW): Deshalb darf sie jetzt Ko-
alitionspartner sein!)

Da muss man differenzieren. Ich hatte das Thema
nicht auf dem Zettel. Wenn Sie mich aber fragen,
sage ich als überzeugter Parlamentarier, dass ich das
als Oppositionsführer gefordert hätte. Das ist meine
Meinung.

(Dr. Thomas Beyer (SPD): Warum nicht als CSU-
ler?)
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Ich bin Haushaltspolitiker, und das macht mir Spaß.

Meine Damen und Herren, ich habe ein paar Seiten in
meinem Manuskript überblättert. Ich freue mich, dass
der Vorsitzende des Bayerischen Beamtenbundes an-
wesend ist. Herr Habermann ist gekommen, um fest-
zustellen, dass wir viel Positives in den Haushalt ge-
schrieben haben.

(Hubert Aiwanger (FW): Herr Habermann musste
eine Million Euro einsparen!)

- Es wäre eine interessante Alternative gewesen,
wenn wir hätten sagen können, neben dem Neuen
Dienstrecht wird die 40-Stunden-Woche und wird die
Verlängerung der Altersteilzeit eingeführt, und Herr
Habermann darf die notwendigen Einsparvorschläge
machen. Man kann noch darüber reden, noch ist der
7. April 2011 nicht gekommen. Noch haben wir die
Haushaltsberatungen und die Zweite Lesung vor uns.
Wir werden uns das eine oder andere bezüglich der
Einsparvorschläge ansehen müssen.

(Hubert Aiwanger (FW): Sehr vernünftig!)

- So ist es.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Da bin
ich gespannt!)

Herr Halbleib, wir wollen den Einnahmenstand errei-
chen, damit wir kein Grundstockdarlehen in Anspruch
nehmen müssen, den Versorgungsfonds bedienen
können und die Eon-Anteile nicht verkaufen müssen.
Das wäre unser Wunschtraum. Wir haben Träume
und wir haben Ziele. Wir hoffen, dass wir sie mög-
lichst bald schrittweise umsetzen können. Herr Haber-
mann, Sie helfen uns bei der Setzung von Prioritäten
und sagen uns, in welcher Reihenfolge was gesche-
hen soll. Wir wollen unser Ziel gerne erreichen. Die-
sen Ehrgeiz haben wir. Wir können heute aber nichts
versprechen, weil das von der Einnahmenentwicklung
abhängt. Aber das ist unsere Messlatte, die wir an-
streben.

(Markus Rinderspacher (SPD): Davon hat der
Staatsminister nicht gesprochen!)

Meine Damen und Herren, Herr Präsident, lassen Sie
mich zum Abschluss der Ersten Lesung zu diesem
Haushaltsentwurf kommen. Ich stelle fest, dass so-
wohl die prognostizierten Deckungslücken von 1,8
Milliarden Euro - das wollen wir nicht verschweigen -
in die Haushaltspläne 2013 und 2014 eingeschlossen
werden müssen. Außerdem verpflichtet uns der Auf-
trag zum antizyklischen Verhalten und zur strikten
Haushaltsdisziplin. Sie wissen, wie es mit dem anti-
zyklischen Verhalten bestellt ist. Wenn die Konjunktur

schwach ist, müssen wir mehr ausgeben. Schon Karl
Schiller hat das gesagt. Wenn dann die Einnahmen
wieder besser sind und das Wirtschaftswachstum 3,6
% beträgt, befinden wir uns in der anderen Phase, in
der wir ansparen müssen, damit wir für die schlechte
Zeit etwas haben.

Letzteres wird gerne ausgelassen. Im Krisenjahr 2009
haben wir vermehrt Rücklagen in Anspruch genom-
men, um die Konjunktur anzustoßen. Nachdem die
Wirtschaft nun wieder besser läuft, ist die öffentliche
Hand verpflichtet, Vorsorge für den nächsten Kon-
junktureinbruch zu treffen. Wir wollen die "schwarzen
Schwäne" nicht heraufbeschwören, und wir hoffen,
dass es China gut geht, dass es dort keinen Einbruch
gibt und das Land nicht niesen muss. Wir fühlen uns
nicht nur deshalb verpflichtet, einen ausgeglichenen
Haushalt ohne neue Schulden zu haben, weil dies in
der Verfassung steht, sondern weil auch die Wirt-
schaftseliten erkannt haben, dass hohe Schulden ein
Risiko sind. Der Finanzminister hat im Schreiben von
Ende Januar 2011 über die Mehreinnahmen berichtet
und mitgeteilt, dass nur eine stabile Währung der
Grundstein für eine prosperierende Wirtschaft sein
kann.

Zweiter Vizepräsident Franz Maget: Herr Kollege,
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Frau Kollegin
Claudia Stamm?

Georg Winter (CSU): Ich will meine Rede abschlie-
ßen, danach nehme ich gerne die Zwischenfrage auf.

Im Gesetz mag viel stehen, und die Politik mag viel
beschließen. Wir dürfen aber Erfreuliches registrieren:
Unsere Bürgerinnen und Bürger stehen heute mehr
denn je zuvor dafür ein, dass wir Haushalte ohne
neue Schulden beschließen und ihnen keine neuen
Lasten aufbürden. Sie stehen dafür, dass wir eine Po-
litik betreiben, mit der das Erreichte nicht aufs Spiel
gesetzt wird und dass wir alles tun, damit die Wäh-
rung stabil bleibt. Die Banken müssen dauerhaft ler-
nen, dass Machenschaften, die auch unseren Haus-
halt belasten, nicht mehr vorkommen dürfen. Ich freue
mich auf die Beratungen im Haushaltsausschuss.
Jetzt beantworte ich gerne die Frage.

(Anhaltender Beifall bei der CSU und der FDP)

Zweiter Vizepräsident Franz Maget: Jetzt kommt
keine Zwischenfrage mehr, sondern es folgt eine Zwi-
schenbemerkung des Herrn Kollegen Dr. Runge. Blei-
ben Sie deshalb bitte am Redepult, Herr Kollege Win-
ter. Herr Dr. Runge, bitte schön.

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Herr Kollege Winter, Ihr
Ausflug in die Geschichte der Eisenbahn und Ihre
überaus geistreichen Ausführungen zur Verkehrsinfra-
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struktur und zu den GRÜNEN muss ich kommentie-
ren. Wir sehen das nur als ganz kleines, schmutziges
Stöckchen. Wir brauchen nicht darüber zu springen,
wir kicken dieses kleine Stöckchen einfach weg.

(Heiterkeit bei den GRÜNEN)

Es ist schon beachtlich, was Sie hier so alles ausfüh-
ren. Uns geht es darum, Prioritäten zu setzen, damit
wir in diesem Land überhaupt vorankommen. Mich
wundert auch, was Sie uns alles zutrauen. Wenn
etwas nicht klappt, dann waren es immer die GRÜ-
NEN. Sie kommen aus dem Regierungsbezirk Schwa-
ben. Wir sind in den letzten Zügen des Schienenaus-
baus bei der Strecke Olching - Augsburg. Das ist ein
viele hundert Millionen Euro teures Projekt. Sie wer-
den im Hinblick auf dieses Projekt keine grünen Pro-
testaktionen erlebt haben. Wir haben auch keine An-
träge dagegen eingereicht.

(Zuruf des Abgeordneten Josef Miller (CSU))

Es gibt auch Projekte, die wir befördern wollen. Wir
versuchen aber, Sie daran zu hindern, Milliarden Euro
für sinnlose Prestigeprojekte auszugeben.

Ich habe der Rede von Frau Kollegin Stamm sehr
genau gelauscht. Sie hat sich eigentlich nur gewun-
dert und auch ein klein wenig darüber gefreut, dass
Ihre Staatsregierung die Verpflichtungsermächtigung
für den Bau der zweiten S-Bahn-Röhre bislang von
Haushalt zu Haushalt fortgeschrieben hat. In diesem
Haushaltsplanentwurf ist das Projekt aber nicht mehr
zu finden. Vielleicht vermögen Sie uns diesen Um-
stand zu erklären. Vielleicht finden Sie dann auch
endlich den großen Befreiungsschlag. Herr Winter, wir
freuen uns auf Ihre Antwort.

(Beifall der Abgeordneten Claudia Stamm (GRÜ-
NE))

Zweiter Vizepräsident Franz Maget: Bitte schön,
Herr Winter.

Georg Winter (CSU): Danke, Herr Dr. Runge, dass
Sie mir die Möglichkeit geben, darauf zu antworten.
Damit das nicht missverstanden wird: Meine Kritik
bezog sich nicht auf den Redebeitrag hier im Landtag,
sondern auf die konkreten Erfahrungen, die ich drau-
ßen vor Ort und im Stimmkreis mache. Im letzten Jahr
gab es eine Vielzahl von Bürgerentscheiden, das
kann Herr Kollege Barfuß bestätigen, die wenigsten
sind zugunsten eines Vorhabens ausgegangen. Wie
Sie wissen, enden die meisten Entscheide so, dass
die Projekte vor Ort abgelehnt werden. Im Landkreis
Dillingen gab es zwei Maßnahmen, gegen die sich der
Bund Naturschutz und die GRÜNEN ausgesprochen
haben. Es wurde ein Bürgerentscheid gefordert. Den

Bürgermeistern habe ich geraten, sofort aktiv zu wer-
den und das Ganze mit einem Ratsbegehren aufzu-
greifen und die Bürger von sich aus zu beteiligen. Das
haben die Bürgermeister getan. Siehe da, beide Rats-
begehren gingen zugunsten der Projekte aus.

Bei dem einen ging es um den Umbau einer Kreu-
zung. Es ist schon interessant, dass dann, wenn man
eine bestehende Kreuzung ändern will, weil der Ver-
kehr zugenommen hat, ein Bürgerentscheid gefordert
wird. Der ging zugunsten des Projektes aus. Nun wird
versucht, das Projekt mittels Planfeststellungsverfah-
ren zu verzögern und zu stoppen. Jetzt müssen wir
für diesen Kreuzungsumbau ein großes bürokrati-
sches Verfahren durchführen. Das muss man sich
einmal vor Augen halten: eine Planfeststellung, um
eine bestehende Straßenkreuzung zu ändern.

Im andern Fall war das genauso. Das Ratsbegehren
wurde eindeutig gewonnen. Nun wird hinterher mit
allen Mitteln versucht, das Projekt zu verhindern. Das
finde ich nicht gut. Es ist in Ordnung, wenn auf örtli-
cher Ebene etwas demokratisch entschieden wird. Es
ist in Ordnung, wenn die Bürger im Rahmen eines
Bürgerentscheides mehrheitlich festlegen, ob sie
etwas wollen oder nicht. Das ist keine Frage. Wenn
aber eine Entscheidung gefallen ist, sollte man sie
respektieren. In meiner Tätigkeit nehme ich wahr,
dass es in den letzten Jahren immer schwieriger ge-
worden ist, Investitionen, die wir brauchen, voranzu-
treiben.

Zweiter Vizepräsident Franz Maget: Herr Kollege
Winter, bitte kommen Sie zum Schluss.

Georg Winter (CSU): Ich möchte nur noch sagen: Ich
würde mich freuen, wenn wir deutlicher machen wür-
den, wofür Investitionen gut sind, nämlich für Arbeits-
plätze und für die Sozialkassen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Zweiter Vizepräsident Franz Maget: Der bislang
letzte gemeldete Redner ist Herr Prof. Dr. Barfuß,
dem ich hiermit das Wort erteile. Bitte sehr.

Prof. Dr. Georg Barfuß (FDP): Herr Präsident, meine
geschätzten Kolleginnen und Kollegen! Ich darf mich
bei Karsten Klein herzlich bedanken. Er hat für unsere
Fraktion den Haushalt in Erster Lesung eingebracht.
Ich bin für den kommunalen Finanzausgleich zustän-
dig. Vorher will ich mich aber beim Staatsminister für
Finanzen und bei den Damen und Herren im Ministe-
rium für die viele Arbeit bedanken, die sie geleistet
haben. Ohne Sie hätten wir es nicht geschafft.

(Beifall des Abgeordneten Tobias Thalhammer
(FDP))
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Ich möchte mich auch bei den Kolleginnen und Kolle-
gen aus allen fünf Fraktionen des Haushaltsaus-
schusses bedanken. Ich bin überzeugt, wir werden
einen guten Haushalt bekommen. Ich bin noch nicht
so lange hier, um es nicht als Privileg zu betrachten,
wenn im Parlament die Vertreter aller fünf Fraktionen
in freier Rede um den richtigen Weg ringen. Das ist
etwas Tolles, man muss nicht einer Meinung sein,
man kann mit den unterschiedlichen Ansätzen viel-
leicht eine gute Sache erreichen.

Nun zum kommunalen Finanzausgleich. Er ist uns in
Artikel 28 des wunderbaren Grundgesetzes garantiert.
Ohne die Zusicherung, dass die Gemeinden in der
Lage sein müssen, ihre Aufgaben zu bewerkstelligen,
hätten wir nicht dieses freie Land, das wir haben. Es
ist also keine Gefälligkeit eines Bundeslandes oder
eines Staates gegenüber den Kommunen, es handelt
sich vielmehr um ein verfassungsrechtlich verankertes
Grundrecht.

Diese Regierung, getragen von CSU und FDP, sieht
im kommunalen Finanzausgleich ein Mittel der Politik,
um in ganz Bayern die Strukturen so zu verändern,
dass die Menschen gerne bei uns wohnen. Das
stammt nicht nur von mir, sondern das haben auch
die kommunalen Spitzenverbände so gesehen. Das
können Sie dem "Bayerischen Landkreistag" Septem-
ber/Oktober/November 2010 entnehmen. Dr. Kreidl,
der Landrat aus Miesbach, hat darin gesagt, nach
harten Verhandlungen sei es gelungen, die Zuwen-
dungen an die Kommunen sogar noch zu erhöhen.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Thomas Beyer
(SPD))

Ich kann hier mit großem Stolz sagen, dass der kom-
munale Finanzausgleich noch nie so hoch war wie
heute, nämlich 6 Milliarden 893 Millionen Euro. Das
ist eine ganze Menge.

Ich darf Ihnen nun stichpunktartig darlegen, wofür wir
das ganze Geld ausgeben. 37,7 % sind Schlüsselzu-
weisungen. Die sind deshalb so wichtig, weil die Kom-
munen wie auch der Staat viele Aufgaben haben.
Herr Kollege Pointner und andere Kollegen, die Bür-
germeister oder Landräte waren, werden bestätigen:
Ohne Schlüsselzuweisungen könnten wir unsere Auf-
gaben nicht erfüllen. Der Freistaat Bayern überlässt
die Kfz-Steuer und die Grunderwerbsteuer den Kom-
munen. Er leistet den Familienlastenausgleich, er
macht Investitionszuweisungen ohne das Gesetz zur
wirtschaftlichen Sicherung der Krankenhäuser und zur
Regelung der Krankenhauspflegesätze - KHG -, und
er macht Investitionszuweisungen nach dem Kranken-
hausfinanzierungsgesetz. Der Freistaat hilft bei der

Sozialhilfe mit und leistet sonstige Zuweisungen. Ins-
gesamt sind es 6 Milliarden 869,3 Millionen Euro.

Es gibt auch Mehrungen, beispielsweise bei den
Schlüsselzuweisungen. Ich wundere mich immer,
dass die Leute klagen, sie hätten heuer weniger
Schlüsselzuweisungen erhalten. Ich sage dann
immer: Seien Sie doch froh, denn das bedeutet, dass
Sie gut gewirtschaftet haben. Schlüsselzuweisungen
dürfen kein süßes Gift sein, das zum Schludern in der
Kommune führt. Sie sollen vielmehr mithelfen,
Schwierigkeiten, wenn es sie denn gibt, zu überbrü-
cken. Langfristig ist es richtig, ohne sie auszukom-
men.

(Beifall bei der FDP und Abgeordneten der CSU)

Wie wir schon gehört haben, gibt es eine Förderung
im Bereich der Verkehrsinvestitionen, die sich sehen
lassen kann. Ich denke, es wird bei allen fünf Fraktio-
nen auf Zustimmung stoßen, wenn wir aufgrund des
wirklich harten Winters den Staatstraßenbau tatsäch-
lich nachrüsten. Diese Frage werden wir beraten.

Es gibt Zuweisungen bei der Schülerbeförderung, und
es gibt die allgemeinen Bedarfzuweisungen. Das ist
eine Art Sozialhilfe für Kommunen, die sich in ganz
großer Not befinden. Auch die Mittel hierfür haben
sich erhöht. Dort, wo es beim Haushaltsansatz Minde-
rungen gibt, beispielsweise bei den Krankenhäusern
oder bei der Wasser- und Abwasserversorgung, sind
diese umgewandelt oder teilweise mit Schlüsselzu-
weisungen oder der Krankenhausumlage verrechnet.

Ich behaupte, der Freistaat Bayern lässt seine Kom-
munen nicht im Stich. Er ermöglicht durch seinen Bei-
trag eine Strukturpolitik für das ganze Land. Es ist
nicht ergiebig, wenn wir uns darüber streiten, ob ein
Land Zentren braucht oder ob alles im flachen Land
passieren muss. Ein Land braucht beides, das ist
ganz klar. Wir brauchen Zentren, und wir brauchen
das sogenannte flache Land. Wenn man das mitei-
nander vernünftig verbindet, dann kommt auch etwas
dabei heraus.

(Beifall bei der FDP)

Aber so wie es im privaten Bereich eigentlich nur Hil-
fen geben sollte, um Schwierigkeiten zu überbrücken,
so möchte ich auch jeweils den kommunalen Finanz-
ausgleich sehen: als Solidarität der Kommunen unter-
einander. Wir haben einen horizontalen Finanzaus-
gleich, und es gibt einen vertikalen. Die Zahlen haben
Sie gehört. Wir zahlen 6,8 Milliarden Euro für den ho-
rizontalen und 3,8 Milliarden Euro für den vertikalen
Finanzausgleich, also ein Drittel unseres Staatshaus-
haltes nur für Hilfen für andere. Das soll nicht immer
so bleiben, sondern da soll sich jeder anstrengen.
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Eines ist doch auch klar: Man kann nur das verteilen,
was man zuvor gemeinsam erwirtschaftet hat.

(Beifall bei der FDP)

Ich werbe dafür, dass jeder hier in diesem Hohen
Hause seinen Platz hat: Die einen in der Opposition
haben die Aufgabe, uns mit ihren Ideen herauszufor-
dern und nach vorne zu bringen, wir als Regierungs-
koalition legen unsere Ideen selbstverständlich eben-
falls auf den Tisch des Hauses. Dann entscheiden wir
klug darüber, wie wir unser Land nach vorne bringen.
Dem dient der kommunale Finanzausgleich.

Den Gesamthaushalt hat mein Freund gewürdigt. Ich
darf mich bei Georg Winter ganz herzlich bedanken
und noch ein kleines Späßle machen. Wir sind drei
Drachentöter: Georg Fahrenschon, Georg Winter und
Georg Barfuß. Es müsste schon ganz schlimm zuge-
hen, wenn wir den Drachen eines nicht ausgegliche-
nen Haushalts nicht besiegen würden. Wir werden ihn
besiegen. Venceremos!

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CSU)

Zweiter Vizepräsident Franz Maget: Danke schön,
Herr Kollege. Es hat sich noch Frau Kollegin Stamm
zu Wort gemeldet, Claudia Stamm. Nicht erschre-
cken, Frau Präsidentin. Bitte schön.

Claudia Stamm (GRÜNE): Ich wusste gar nicht, dass
Barbara Stamm im Plenum sitzt. - Ich wollte eigentlich
eine Zwischenfrage stellen, die aber nicht zugelassen
worden ist. Herr Dr. Runge hatte sich vor mir gemel-
det. Darum nutze ich noch meine Redezeit. Sie hatten
davon gesprochen, dass die Legislative viel Macht in
diesem Hause hat. Sie haben es in Bezug auf die
Landesbank gesagt. Ich glaube, da gibt es verschie-
dene Interpretationsweisen. Ich wollte Sie aber jetzt
fragen, wie Sie das als Vorsitzender des Haushalt-
sausschusses sehen, als legislativ dem Ausschuss
Vorsitzender, dass der Ministerpräsident eine Regie-
rungserklärung zum Haushalt gibt, bevor er in dieses
Parlament eingebracht ist. Es ist ja wohl eine der
wichtigsten Aufgaben dieses Hauses, den Haushalt
zu beraten. Nichtsdestotrotz macht der Herr Minister-
präsident zu diesem Thema eine Woche vorher eine
Regierungserklärung.

(Zuruf von der CSU)

- Natürlich. Aber wir hatten den Haushalt noch gar
nicht in der Hand. Er war noch nicht hier eingebracht
worden. Das ist nur eine der Geschichten.

Ich wollte Sie noch fragen, ob Sie Ihre Blätter auch
überblättert hätten, wenn Herr Habermann in diesem

Augenblick nicht gekommen wäre. Ich könnte mir vor-
stellen, dass es um weitere Ungerechtigkeiten im öf-
fentlichen Dienst gegangen wäre.

(Beifall der Abgeordneten Ulrike Gote (GRÜNE))

Ich rede nicht von der Aussetzung der Zahlungen in
den Versorgungsfonds; denn das ist nicht nur unge-
recht dem öffentlichen Dienst gegenüber, sondern es
ist ungerecht allen gegenüber, weil sich im Versor-
gungsfonds alles aufstaut. Ich hatte vorhin gesagt,
dass bis Ende 2012 290 Millionen Euro fehlen, die
eingeplant waren. Stichwort Wiederbesetzungssperre,
Stichwort niedrigere Einstufung der neuen Beamtin-
nen und Beamten und so weiter.

Am Schluss meiner Rede hatte ich Sie gebeten, liebe
Regierungskoalition - besonders die CSU -, aus-
nahmsweise bei den Haushaltsberatungen mal nicht
die Dagegen-Partei zu sein und unseren sinnvollen
Anträgen zuzustimmen.

(Beifall der Abgeordneten Ulrike Gote (GRÜNE))

Ich möchte es einfach wiederholen, nachdem dieser
Mythos ständig wiederholt wird. Wir stellen sehr sinn-
volle Anträge, sowohl Sparanträge als auch Anträge,
mit denen wir Prioritäten setzen wollen.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit, Herr Winter.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Franz Maget: Bitte schön,
Frau Stamm, bleiben Sie noch einen Moment für eine
Zwischenbemerkung. Herr Kollege Barfuß, bitte.

Claudia Stamm (GRÜNE): Ich glaube, Karsten Klein
wollte auch eine Zwischenbemerkung machen. Das
hätte ich lieber gehabt.

Zweiter Vizepräsident Franz Maget: Herr Barfuß hat
das Wort, bitte schön.

Prof. Dr. Georg Barfuß (FDP): Ich bitte um Verzei-
hung. Ich habe nicht gesehen, dass sich Karsten
Klein auch gemeldet hat.

Zweiter Vizepräsident Franz Maget: Kein Problem.
Sie sind dran.

Prof. Dr. Georg Barfuß (FDP): Ich wollte nur sagen,
dass es uns immer geärgert hat, wenn wir als Klientel-
partei bezeichnet werden. Ich denke, jeder hier macht
Politik für seine Klientel. Deswegen kann ich verste-
hen, dass Sie sich ärgern, wenn man Sie immer als
Dagegen-Partei bezeichnet. Vielleicht können wir
beide etwas abrüsten.
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(Beifall der Abgeordneten Tobias Thalhammer
(FDP), Karsten Klein (FDP) und Thomas Hacker
(FDP))

Zweiter Vizepräsident Franz Maget: Bitte, Frau
Stamm, wenn Sie möchten.

Claudia Stamm (GRÜNE): Abrüsten ist natürlich
immer gut. Es ist klar, dass wir als GRÜNE dafür sind.
Ich denke aber, dass wir bislang noch nicht als Klien-
telpartei verschrien sein können. Als Sie von "wir" ge-
sprochen haben, wusste ich gar nicht, wen Sie mei-
nen, ob Sie die CSU oder die FDP meinen, Herr Prof.
Barfuß, weil Sie auch einmal bei der CSU waren.

(Thomas Hacker (FDP): Einen Entwicklungspro-
zess gestehen wir jedem zu!)

Das zerfasert jetzt etwas. Die Dagegen-Partei ist nicht
unser Spin-Doctor, und ich finde es auch lächerlich.
Darum habe ich versucht, das aufzugreifen und Ihnen
den Ball ironisch zurückzuwerfen. Es ist mehr als lä-
cherlich.

(Beifall der Abgeordneten Ulrike Gote (GRÜNE))

Zweiter Vizepräsident Franz Maget: Vielen Dank,
Frau Kollegin. Dafür oder dagegen - wir kommen jetzt
wieder zurück zum Staatshaushalt. Mir liegen keine
Wortmeldungen mehr vor. Deswegen ist die Ausspra-
che geschlossen. Ich empfehle Ihnen nach § 148 der
Geschäftsordnung, die beiden Gesetzentwürfe zum
Staatshaushalt dem Ausschuss für Staatshaushalt
und Finanzfragen federführend zu überweisen. Damit
besteht sicherlich Einverständnis? - Das ist der Fall
und damit so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 c auf:

Antrag der Staatsregierung
auf Zustimmung zum Fünfzehnten Staatsvertrag
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge
(Fünfzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)
(Drs. 16/7001)
- Erste Lesung -

Der Gesetzentwurf wird vonseiten der Staatsregie-
rung begründet. Herr Staatsminister Schneider über-
nimmt das und bezieht die Aussprache gleich mit ein.
Damit stehen Ihnen maximal zehn Minuten zur Verfü-
gung. Bitte schön, Herr Staatsminister.

Staatsminister Siegfried Schneider (Staatskanzlei):
Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Der 15.
Rundfunkänderungsstaatsvertrag setzt einen Schluss-
punkt hinter einen langen Diskussions- und Reform-
prozess. Seit nahezu 15 Jahren wird über die Finan-
zierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks

diskutiert. Die Ministerpräsidenten haben im Jahr
2006 einen konkreten Auftrag an die Rundfunkkom-
mission formuliert. Die Bearbeitung dieses Auftrags
hat einen Endpunkt erreicht und steht in den einzel-
nen Landesparlamenten zur Diskussion und zur Be-
schlussfassung.

Der Auslöser der gesamten Reformdebatte waren die
neuen technischen Möglichkeiten durch die Digitali-
sierung. Der Computer ist heute ein multimediales
Empfangsgerät, der neben den klassischen Rund-
funkgeräten, also Radio und Fernseher, zur Verfü-
gung steht. Man kann mit diesen neuen Möglichkeiten
Filme ansehen, fernsehen und Radio hören. Wir alle
kennen die Entwicklung auch bei den Multifunktions-
handys, bei den Smartphones und wissen, welche
technischen Möglichkeiten mittlerweile bestehen. Man
kann davon ausgehen, dass jeder Bürger eines dieser
Vielzweckgeräte in seinem Haushalt hat. Deshalb war
die Umstellung nötig, nicht mehr das Einzelgerät zu
sehen, sondern an die Haushalte und Betriebsstätten
anzuknüpfen. Die technische Konvergenz der Endge-
räte und das Angebot der Sender im Netz sind die
Herausforderungen, die wir bewältigen können. Inhalt
der Diskussion war auch, wie man in Zukunft sicher-
stellen kann, dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk
angemessen finanziert wird.

Wir können festhalten, dass gerade auch die Art und
Weise, wie nach den einzelnen Geräten gefahndet
wurde - viele Petitionen hatten dies zum Gegenstand
-, dazu geführt hat, dass an der Wohnungstür künftig
Schluss mit Kontrolle ist. Es ist künftig nur noch ein
Beitrag fällig. Für den Großteil der privaten Gebühren-
zahler wird sich wirtschaftlich wenig ändern.

Es sind drei Gruppen wesentlich betroffen: die bisheri-
gen Radiohörer, die Rundfunkverweigerer und vor
allem auch die Schwarzseher. Wir haben uns die Ent-
scheidung in vielen Gesprächen nicht leicht gemacht.
Ausschlaggebend waren die Statistiken, dass in
jedem Haushalt ein Gerät ist, ob Fernseher, Radio,
Handy oder PC. Wir haben auch ein Gutachten erstel-
len lassen. Professor Kirchhof hat die rechtliche Zu-
lässigkeit einer solchen Typisierung bestätigt. Diese
Typisierung vereinfacht den Beitragseinzug, ermög-
licht die Reduzierung der Kontrolle und sichert den
notwendigen Ertrag für die Rundfunkanstalten.

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, die
Finanzierung soll und muss solidarisch erfolgen und
zwischen Zahlern im privaten und solchen im nicht
privaten Bereich aufgeteilt werden; denn auch Unter-
nehmen, öffentliche Stellen und sonstige Einrichtun-
gen profitieren von einem funktionierenden öffentlich-
rechtlichen Rundfunk.
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Im Rahmen der Verhandlungen war es immer ein
wichtiges bayerisches Anliegen, den Grundsatz zu
beachten, dass die Belastungen der Wirtschaft im
richtigen Verhältnis zueinander stehen. Deshalb hat
sich die Bayerische Staatsregierung für eine Differen-
zierung zwischen leistungsstarken großen und kleinen
Unternehmen ausgesprochen. Als Ergebnis ist festzu-
halten, dass für Betriebsstätten mit nicht mehr als
acht Beschäftigten nur ein ermäßigter Beitrag, ein
Drittel, zu zahlen ist. Ferner ist pro Betriebsstätte ein
Kfz völlig beitragsfrei. Das ist ein Thema gewesen,
das viele Handwerksbetriebe, aber auch Filialbetriebe
bewegt hat.

Insgesamt sind wir der Überzeugung, dass die Belas-
tung tragbar ist; denn rund 90 % aller Betriebsstätten
in Deutschland haben weniger als 20 Mitarbeiter und
zahlen somit höchstens einen Beitrag pro Betriebs-
stätte.

Auch für Hotelzimmer und Ferienwohnungen wird
eine Beitragsreduzierung auf ein Drittel möglich sein.
Hier ergibt sich eine Entlastung um bis zu 42 %.

Der reduzierte Satz gilt auch für alle Kraftfahrzeuge.
Wir wissen, dass bereits rund 97 % der Kfz mit Auto-
radio ausgeliefert werden. Da somit fast 100 % mit
einem Radio ausgestattet sind, ist es berechtigt, auch
hier einen Finanzierungsbeitrag einzufordern.

Der Übergang zum neuen System wird in den nächs-
ten Monaten und Jahren eine wichtige Herausforde-
rung darstellen. Bei einer solchen Umstellung würde
man in der Medizin von einer Operation am offenen
Herzen sprechen. 40 Millionen Teilnehmerkonten
müssen umgestellt werden. Gleichzeitig soll die Fi-
nanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks nicht
abreißen, sondern sie muss weitergeführt werden.
Angesichts der großen Umstellung kann noch nie-
mand genau sagen, ob es nennenswerte Mehreinnah-
men geben wird. Deshalb ist in einer Protokollerklä-
rung niedergelegt, dass eine Evaluierung stattfinden
soll. Gerade die Zahlungsströme im nicht privaten Be-
reich sollen noch einmal einer Bewertung zugeführt
werden; auf die Notwendigkeit und die Ausgewogen-
heit der Beitragserhebung ist zu achten.

Aus der Sicht der Bayerischen Staatsregierung halte
ich fest: Sollte es im Vergleich zu heute Mehreinnah-
men geben, dann müssen diese in erster Linie für Bei-
tragssenkungen genutzt werden. Das ist in der Proto-
kollerklärung festgelegt; ich verweise auf den Kfz-
Bereich. Aber man weiß heute noch nicht, wie hoch
die Einnahmen sein werden. Wir müssen abwarten,
wie sich die Umstellung in den tatsächlichen Zahlen
widerspiegelt.

Nach unserer Auffassung bedeutet der Fünfzehnte
Rundfunkänderungsstaatsvertrag eine sichere Fi-
nanzbasis für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk.
Das verpflichtet aber die öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten auch zur Sparsamkeit und zur Konzent-
ration auf ihren Kernauftrag: Grundversorgung der
Bürger mit Informationen, klare Ausrichtung auf den
Kulturauftrag, Bekenntnis zur Qualität in der Unterhal-
tung, Beitrag zur individuellen und gesellschaftlichen
Bildung.

Ein wichtiges Element des Staatsvertrages, das ich
noch ansprechen möchte, ist die Barrierefreiheit der
Angebote. Es war keine einfache Diskussion, als es
darum ging, die Frage zu klären, ob man wie bisher
behinderte Menschen von der Beitragspflicht völlig
freistellen oder von denen, die ein entsprechendes
Einkommen haben, also nicht sozial bedürftig sind,
einen ermäßigten Beitrag zur Finanzierung verlangen
soll. Wir haben uns für die Erhebung des Beitrags ent-
schieden, dies aber in der Protokollerklärung mit dem
klaren Auftrag verbunden, dass damit eine intensive
Verbesserung des Angebots, etwa durch mehr Gebär-
dendolmetscher, durch Wortbeschreibungen bzw. Un-
tertitelungen, einhergehen muss. Wenn man schon
einen Beitrag von behinderten Menschen verlangt, ist
die Situation hinsichtlich der Barrierefreiheit zu ver-
bessern. Das soll ein deutliches Signal sein, insoweit
möglichst schnell voranzuschreiten.

Der Fünfzehnte Rundfunkänderungsstaatsvertrag ist
ein großer medienpolitischer Schritt. Die Kernpunkte
sind herausgearbeitet. Detailfragen können in den
Ausschussberatungen noch vertieft behandelt wer-
den; das wird auch der Fall sein.

Ich bitte um Zustimmung zum Fünfzehnten Rundfunk-
änderungsstaatsvertrag.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Zweiter Vizepräsident Franz Maget: Danke schön,
Herr Staatsminister. - Die Aussprache ist damit eröff-
net. Es stehen, wie vereinbart, fünf Minuten zur Verfü-
gung. Erste Rednerin ist Frau Kollegin Aures; ihr folgt
Herr Kollege Sinner. - Bitte schön, Frau Kollegin
Aures.

Inge Aures (SPD): Herr Präsident! Meine lieben Kol-
leginnen, liebe Kollegen! Wir sind heute zusammen,
um über den Fünfzehnten Rundfunkänderungsstaats-
vertrag in Erster Lesung zu beraten. Wir können aus
der SPD-Fraktion das Signal geben: In dem Vertrag
geht es um ein Anliegen, das wir viele Jahre verfolgt
haben, nämlich um Abgabengerechtigkeit. Das ist seit
vielen Jahren für uns ein Thema. Wir sehen die
Sache grundsätzlich positiv. Dennoch gibt es einige
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kritische Anmerkungen zu machen, insbesondere im
Hinblick auf den Datenschutz.

Ich möchte zunächst feststellen, dass wir dankbar
sind, dass die Entwicklung von gerätebezogenen Ge-
bühren weg- und zu einer haushaltsbezogenen Ge-
bühr hingeht, die künftig "Rundfunkbeitrag" heißt. Ein
Aspekt ist besonders herauszuheben: Die Regelung
ist sehr familienfreundlich geworden. Derzeit müssen
Haushaltsangehörige mit eigenem Einkommen die
Geräte im eigenen Zimmer noch selbst bezahlen. In
Zukunft entfällt die Mehrfachgebühr, man zahlt nur
noch für eine Wohnung.

Es ist auch wichtig und gut, dass Schwarzhören und
Schwarzsehen in Zukunft nicht mehr auf Kosten der
anderen möglich ist. Hinzu kommt, dass Wohnungen
und Betriebsstätten leichter zu ermitteln sind, sodass
man feststellen kann, wie viele Wohnungen bzw. wie
viele Betriebsstätten in welcher Größenordnung vor-
handen sind.

Es ist für uns wichtig, dass auch der Schutz der Pri-
vatsphäre verbessert wird. Künftig stehen nicht mehr
die Beauftragten der GEZ vor der Tür, die unangemel-
det kommen und einen an der Haustür abfragen. Das
ist nicht mehr möglich.

Auch wir wollen, dass das neue Gebührensystem zu-
kunftssicher gestaltet wird. Im Zuge des technischen
Fortschritts kommt es ständig zu Verbesserungen, für
die wir mit dem neuen System sehr offen sind.

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk braucht eine gesi-
cherte Finanzbasis; das merken wir im Rundfunkrat
immer besonders deutlich. Wichtig ist deshalb auch,
dass die Beiträge stabil sind. Es ist gut, dass gleich
eine Festschreibung bis zum 31.12.2014 erfolgt. Wir
werden feststellen - das sehen wir aber erst nach der
Evaluierung -, ob es zu einer Kostensenkung führt,
wenn man in Zukunft den Beitragseinzug anders ge-
stalten und den Ermittlungsaufwand reduzieren kann.
Unter dem Strich gibt es hoffentlich mehr Geld für
Programme.

Auch im Bereich des Tourismus kommt es zu einer
wesentlichen Verbesserung; davon profitiert gerade
das Reiseland Bayern. Es kommt zu einem Minus von
25 % der Gebühren bei mehr als 50 Zimmern und zu
einem Minus von 50 % bei weniger als 50 Zimmern.
Das heißt, künftig wird für jedes Zimmer nur ein Drit-
telbeitrag angesetzt werden.

Der neue Drittelbeitrag schlägt sich auch bei den Be-
triebsstätten nieder. Wir denken, dass ein gerechter
Betriebsstättenbeitrag erforderlich ist. Die Wirtschafts-
verbände kritisieren zwar nach wie vor, dass sich ihr
Anteil nahezu verdoppeln werde. Aber man kann

grundsätzlich feststellen, dass für diese Aussage fal-
sche Grundannahmen getroffen worden sind. Künftig
ist bei Betrieben von null bis acht Beschäftigten nur
ein Drittel der Gebühr fällig, das heißt nur 5,98 Euro.
Bei Unternehmen mit 9 bis 19 Beschäftigten fällt nur
ein ganzer Beitrag an. Das muss man einmal in Rela-
tion setzen: Die Betriebe mit null bis acht Beschäftig-
ten machen 77 % aller Betriebe in Bayern aus, die
Betriebe mit 9 bis 19 Beschäftigten nur 13 %. Mit die-
ser Gebühr werden also rund 90 % aller Betriebsstät-
ten in Bayern abgedeckt, nur 10 % zahlen mehr als
eine Gebühr.

Unter dem Strich kann man feststellen, dass die Klei-
nen profitieren, während die Großen - mit Filialbetrie-
ben und größerer Belegschaft - etwas mehr bezahlen
werden. Aber unabhängig davon, ob es um die Kfz
geht oder um die Angabe der Betriebsstätten: Man
hat in den vergangenen Jahren immer wieder festge-
stellt, dass es mit der Ehrlichkeit manchmal nicht so
genau genommen wird; denn hätten alle schon das
gezahlt, was sie hätten zahlen müssen, dann hätte es
ein bisschen besser ausgeschaut.

Der letzte Punkt, der für uns wichtig ist - den bitte ich
in die anstehenden Beratungen im Hochschulaus-
schuss einzubinden -, betrifft die in § 11 festgelegte
Verwendung personenbezogener Daten; hier geht es
besonders um Absatz 4, in dem die Landesrundfun-
kanstalten ermächtigt werden, die für die Beitragser-
hebung notwendigen Daten ohne Kenntnis des Be-
troffenen zu erheben. Diese Befugnis erstreckt sich
auf öffentliche und nicht öffentliche Quellen. Es ist aus
unserer Sicht nicht definiert, was sich hinter dem Be-
griff der "nicht öffentlichen Quellen" verbirgt. Deshalb
denke ich, dass diese Ermächtigung das fundamenta-
le Prinzip bricht, dass Daten grundsätzlich bei dem
Betroffenen zu erheben sind. Das ist für uns eine
wichtige Überlegung, die wir mit auf den Weg geben.

Ich denke, dass man diese Bedenken ausräumen
kann.

(Beifall bei der SPD und der Abgeordneten Ulrike
Gote (GRÜNE))

Zweiter Vizepräsident Franz Maget: Vielen Dank,
Frau Kollegin Aures. Der nächste Redner ist, wie an-
gekündigt, Herr Kollege Sinner. Ihm folgt Herr Prof.
Dr. Piazolo. Herr Sinner, bitte schön.

Eberhard Sinner (CSU): (Vom Redner nicht autori-
siert) Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Von Staatsminister Schneider und auch von Frau Kol-
legin Aures wurde schon darauf hingewiesen, dass es
hier einen jahrelangen Vorlauf gibt. Man sollte noch
einmal deutlich machen, dass das alte System große
Mängel hatte und dass deswegen der Wechsel des
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Modells vom Gerätebezug zum Haushaltsbezug ge-
wählt wurde.

Jeder hier im Plenum weiß, dass von den Bürgerin-
nen und Bürgern sehr viele Petitionen kamen, in
denen gefragt wurde, warum der Computer und das
Smartphone plötzlich Rundfunkgeräte sind. Der mit
den entsprechenden Erhebungen verbundene Auf-
wand ist sehr groß und sehr ärgerlich, und es ist
mehrfach darüber diskutiert worden, dass hier von
einer GEZ-Schnüffelei gesprochen werden kann. Das
wurde vom Bürger angeprangert.

Der Wechsel zur Haushaltsabgabe bedeutet, dass im
Prinzip jetzt an der Haustür Schluss ist und dass es
niemanden zu interessieren hat, was hinter der Haus-
tür los ist. Frau Kollegin Aures, es ist völlig richtig,
dass wir uns mit dem Thema Datenkauf noch ausei-
nandersetzen müssen, aber im Vergleich zum Ge-
samtproblem ist das ein kleineres Problem.

Ich möchte jetzt zwar nicht intensiver auf Einzelheiten
eingehen, aber mich wundert schon, Herr Prof. Dr. Pi-
azolo, dass Sie Ihrem Redebeitrag eine Pressemittei-
lung vorausschicken - deswegen gehe ich darauf ein
-, in der Sie von einer Steuer sprechen. Wenn man
die jahrelange Diskussion sieht und beachtet, was der
Verfassungsrechtler Prof. Paul Kirchhof in seinem
Gutachten geschrieben hat, stellt man fest, dass Sie
total neben der Sache liegen, wenn Sie jetzt versu-
chen, hier zu polemisieren. Man muss den Menschen
erklären, dass plötzlich jemand zahlen muss, der kein
Gerät hat. Wenn ich vom Gerätebezug weggehe und
den Haushalt und die Betriebsstätte wähle - und das
hat auch der Landtag in einem Beschluss festgelegt -,
muss ich das konsequent durchhalten und darf nicht
dagegen polemisieren.

Wenn Sie im Gutachten von Prof. Kirchhof die Ablei-
tung aus dem Grundgesetz und aus der Rechtspre-
chung sehen, dann können Sie, gerade weil Sie sich
als Partei der Kommunalpolitik verstehen, durchaus
erkennen, dass hier für eine Nutzungsinfrastruktur ge-
zahlt wird, die im Grundgesetz abgesichert ist. Man
zahlt also für das Rundfunkangebot, das jedem frei
zugänglich ist. Parallelen finden Sie im Erschlie-
ßungsrecht. Da wird ein Beitrag für eine Straße erho-
ben, ohne zu fragen, ob der Betreffende ein Kraftfahr-
zeug hat. Auch für eine Kurabgabe wird eine
Rechnung gestellt, ohne dass gefragt wird, welche
Spiel- oder Sportgeräte der Bürger, der die Kurabga-
be zahlt, mit in den Kurpark nimmt.

Somit sind Sie in der Systematik völlig neben dem,
was in den letzten zehn Jahren diskutiert wurde. Ich
glaube, wir sollten hier der Versuchung widerstehen,
polemisch einzusteigen, sondern wir als Landtag soll-

ten gerade wegen der Wichtigkeit des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks ein ganz klares Signal geben, dass
die Haushaltsabgabe letztlich Gerechtigkeitsdefizite
ganz massiv beseitigt. Das wurde hier schon proble-
matisiert. Ich würde dabei nicht von Schwarzsehern,
sondern von Schwarzfernsehern reden. Das heißt,
der Dumme war der, der gezahlt hat, und der, der sich
der Zahlung entzogen hat, hat sich ins Fäustchen ge-
lacht. Das wird in Zukunft viel seltener der Fall sein.

Wir hatten dieses Gerechtigkeitsdefizit auch in der
Gesetzgebung, und zwar wegen des Systems, das
durch die technische Entwicklung total überholt war.

Wir von der CSU-Fraktion wollen noch die Protokoller-
klärung, dass keine Überforderung der Beitragszahler
entsteht. Das Problem ist doch, dass niemand vorher-
sehen kann, was am Ende herauskommt, wenn ich
die Parameter habe. Das ist eine ganz klare Feststel-
lung.

Außerdem sehen wir noch Vereinfachungspotenziale,
insbesondere was die Kraftfahrzeuge betrifft, und wir
treten auch massiv dafür ein, dass die Kosten unter
Kontrolle bleiben. Es muss nicht sein, dass jeder Talk-
master eingekauft wird und dann fünfmal in der
Woche am Abend eine Talkshow stattfindet, sodass
die Sendeminute dann 5.400 Euro kostet. Das sind
Dinge, die man in den Rundfunkräten problematisie-
ren muss. Das ist die Kostenseite.

Der letzte Punkt, den ich hier ansprechen möchte: Wir
müssen dem Bürger klar machen, worin der Mehrwert
besteht, der Public Value des öffentlich-rechtlichen
Angebotes. Es wird eine Aufgabe der Rundfunkräte
sein, neben der öffentlich-rechtlichen Finanzierung
auch diesen Mehrwert des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks deutlich zu machen; denn das ist Voraus-
setzung für die Akzeptanz.

Zweiter Vizepräsident Franz Maget: Herr Kollege
Sinner!

Eberhard Sinner (CSU): Wir werden in den Aus-
schüssen intensiv beraten. Für die CSU-Fraktion kann
ich Zustimmung signalisieren.

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Franz Maget: Ich danke
Ihnen. Der nächste Redner ist Herr Kollege Dr. Piazo-
lo. Ihm folgt Frau Kollegin Gote. Bitte schön.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FW): Sehr geehrter Herr
Präsident! Sehr verehrte Damen und Herren! Das
eine oder andere ist schon angesprochen worden.
Das betrifft insbesondere die positiven Punkte, die in
dem Staatsvertrag festgelegt sind. Ich will - Herr Sin-
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ner hat es schon angedeutet - auch ein paar kritische
Anmerkungen machen.

Zuerst geht es um die Umstellung von der Geräteori-
entierung zur Haushaltsabgabe, die schon angespro-
chen wurde und die man sicherlich gutheißen kann,
aber bei der man auch ein paar negative Punkte fin-
den kann. Dahinter steckt, dass bisher derjenige zah-
len musste, der ein Gerät besaß, also eine konkrete
Möglichkeit des Empfangs hatte. Sie schlagen jetzt
vor, dass jeder, der eine Wohnung besitzt, zahlt, egal
ob er ein Gerät hat oder nicht. Das ist ein ganz deutli-
cher Umstieg, ein Einstieg in einen Beitrag oder - ich
habe es vielleicht etwas zugespitzt gesagt - in eine
Steuer. Ich kenne das Gutachten von Herrn Kirchhof,
aber es ist nur ein Gutachten. Man wird sicherlich
auch vor dem Hintergrund europarechtlicher Vor-
schriften prüfen müssen, ob das halten wird.

Sie sagen einerseits zu Recht, dass dadurch einiges
gerechter wird. Auf der anderen Seite könnte man
auch sagen, dass einiges ungerechter wird. Es zahlt
eben auch derjenige, der überhaupt kein Gerät be-
sitzt. Ich sage Ihnen ganz offen, dass wir in den letz-
ten Wochen viele Briefe und E-Mails bekommen
haben, gerade auch von älteren Menschen, die kein
Handy, keinen Computer besitzen, die wenig Geld
haben, die ganz bewusst keinen Fernseher haben,
weil sie sich den nicht leisten können, und die deswe-
gen nur ein Radio haben und nur 5 Euro statt 18 Euro
zahlen. Auch sie müssen in Zukunft 18 Euro zahlen.

Da kann man sagen, das ist halt so, manche müssen
bei Neuregelungen immer leiden. Wir sind jedoch der
Auffassung, dass das ein Problem ist, über das wir
noch nachdenken müssen. Einige sind einfach
schlechter gestellt. Hier hätte man schon überlegen
können, ob man nicht zum Beispiel mit einer Beweis-
lastumkehr arbeitet, indem man beispielsweise sagt,
dass jemand, der kein Gerät hat und das auch bewei-
sen kann, nicht zahlen muss. Das ist selbstverständ-
lich mit Problemen behaftet.

Wir haben auch andere Problemgruppen, die schlech-
ter gestellt sind und bisher nicht erwähnt wurden. Die
Behinderten sind schlechter gestellt. Auch die Blinden
müssen zahlen. Die Verbände sagen: Wir sind dazu
bereit, aber dann wollen wir einen Mehrwert haben.
Wenn wir schon etwas zahlen, wollen wir auch, dass
uns zusätzliche Informationen gewährt werden. Ich
glaube, darüber sollte man nachdenken.

Ähnlich ist bei den Firmen. Das ist schon erwähnt
worden. Firmen, die viele Filialen haben, sind benach-
teiligt gegenüber einer Firma, die einen großen Stand-
ort mit vielen Mitarbeitern hat. Hier ist also das eine
oder andere noch unausgegoren. Darüber sollte man

im Ausschuss noch diskutieren, wobei ich ganz offen
sage, dass es bei Staatsverträgen schwierig ist, in der
Ausschussarbeit und in der Arbeit des Landtags noch
etwas zu verändern, weil wir im Grunde am Schluss
wieder vor der Frage stehen: Sagen wir Ja oder
sagen wir Nein?

Die datenschutzrechtlichen Bedenken, die Frau Aures
angesprochen hat, teile ich. Auch da müsste man sich
überlegen, ob es wirklich so leicht sein sollte, dass
Meldebehörden personenrelevante Daten ohne Wis-
sen des Betroffenen weitergeben können sollen.

Hinzu kommt - Sie haben vollkommen recht -: Die
meisten Petitionen haben die GEZ betroffen; diese
Behörde hat sehr viel Unmut beim Bürger erzeugt.
Nun werden wir die Behörde weiter haben und nach
Aussage der Staatsregierung werden dort in der
Übergangszeit durchaus vielleicht noch mehr Men-
schen arbeiten als vorher. Ein Bürokratieabbau, der
auch geleistet werden sollte, wird zumindest mittelfris-
tig nicht erreicht.

Ich denke, man sollte diese Punkte einmal anspre-
chen. Für mich ist ganz entscheidend - ich denke, wir
werden in die Diskussion nicht einsteigen können -
der Systemwechsel. Ich sehe das Problem, dass mit
dem Systemwechsel viele Betroffene zahlen müssen,
die bis jetzt und in der Zukunft öffentlich-rechtliches
Fernsehen nicht konsumieren. Deshalb sehen wir die-
sen Entwurf sehr kritisch.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Zweiter Vizepräsident Franz Maget: Nächste Red-
nerin ist Frau Gote. Zum Abschluss spricht dann noch
Frau Sandt.

Ulrike Gote (GRÜNE): Herr Präsident, sehr geehrte
Kolleginnen und Kollegen! Wir GRÜNE halten den
Systemwechsel weg von der geräteabhängigen Ge-
bühr hin zur Haushaltsgebühr für richtig und für schon
lange überfällig. Er ist richtig, weil die technische Kon-
vergenz dafür spricht. Nach meinem Verständnis ist
sie jedoch auch aus einem viel wichtigeren Grund be-
rechtigt. In diesem Zusammenhang möchte ich die Ar-
gumente, die in Bezug auf den öffentlich-rechtlichen
Rundfunk und ein für die Gesellschaft wichtiges Kul-
turgut gefallen sind, noch verstärken und in Bezug zu
dem setzen, was Herr Prof. Piazolo eben ausgeführt
hat.

Ich gehe noch einen Schritt weiter: Auch derjenige
oder diejenige, der oder die selbst den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk nicht nutzt, partizipiert davon,
dass es einen solchen in dieser Gesellschaft gibt. Das
ist der eigentliche Wert, nämlich dass er ein konstitu-
ierendes Element unserer Gesellschaft darstellt. Er ist
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wichtig für unsere Demokratie. Diejenigen, die ihn
vielleicht nicht nutzen, partizipieren dennoch davon,
ohne dass sie es vielleicht direkt merken. Ich glaube,
dass man dieses Argument auch gegenüber denjeni-
gen, die diesen Punkt kritisch sehen, stärken muss.

Dann sind wir allerdings auch verpflichtet, Qualität
einzufordern - viel stärker, als wir es bisher getan
haben. Ich sage nur einen Satz dazu: Dazu sind die
Gremien aufgefordert, aber auch wir alle miteinander,
das heißt alle Zuschauerinnen und Zuschauer sind
dazu aufgefordert. Ich würde mir wünschen, dass bei
dem, was wir in den öffentlich-rechtlichen Medien
sehen, häufiger Protest geäußert wird.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ein weiterer Hinweis, da bisher nur vom öffentlich-
rechtlichen Rundfunk die Rede war: Die Gebühren
werden auch zugunsten der Landesmedienanstalten,
also der BLM, erhoben. Das darf nicht vergessen wer-
den. Auch der Privatrundfunk bzw. die für deren Kon-
trolle zuständige Behörde in Bayern finanziert sich
aus den Rundfunkgebühren. Dass wir dort auch spa-
ren können, Herr Schneider, haben wir an anderer
Stelle in letzter Zeit häufiger diskutiert.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir sind der Meinung, dass die Wirtschaft zahlen soll.
Das geht ganz in die Richtung der FDP, die das lange
Zeit nicht wollte. Auch die Wirtschaft profitiert immens
von dem Bestehen eines öffentlich-rechtlichen Rund-
funkangebots, überhaupt eines guten, qualitativen
Rundfunkangebots in der Gesellschaft. Wir sind aber
auch der Meinung, dass sie nicht mehr zahlen sollte
als bisher. Auch in diesem Zusammenhang wollen wir
genau hinschauen und sind auf die Evaluation ge-
spannt. Wir sind gespannt, ob die Aufkommen der
verschiedenen Gruppen relativ gleich bleiben.

In diesem Zusammenhang darf ich sagen: Ich halte
von der Dienstwagenregelung gar nichts. Die geplan-
te Regelung zu den Dienstwägen durchbricht das
System, obwohl wir das gerade ändern wollten. Die
Regelung ist dem neuen System fremd. Ich würde mir
wünschen, dass wir davon ganz wegkommen. Ich
finde es auch albern, die Dienstwägen zu zählen und
den ersten freizustellen. Diese gehören für mich gar
nicht in das System.

Wir haben aber bei diesem Systemwechsel riesige
Probleme beim Datenschutz, und zwar nicht nur in
der Übergangsphase, sondern generell. Diese Proble-
me betreffen viele Felder, wovon schon einige ge-
nannt worden sind. Die Daten, die von den Meldeäm-
tern weitergegeben werden können, bereiten uns
Probleme. Ich nenne Ihnen noch ein Beispiel: Wenn

ich mich abmelde, weil ich zum Beispiel in eine ande-
re Wohnung umziehe, dann soll ich verpflichtet sein,
die Abmeldung begründende Lebenssachverhalte mit-
zuteilen und auf Verlangen nachzuweisen. Das geht
nun wirklich zu weit. Was hat es zu interessieren,
warum ich mich abmelde und welcher Lebenssach-
verhalt dahintersteht? Die Wohnung zu verlassen ist
doch wohl meine eigene Entscheidung. Es geht nie-
manden etwas an, warum ich das tue. Solche Regel-
ungen in diesem Staatsvertrag halte ich für unsäglich
und unerträglich. In diesem Zusammenhang gibt es
mehrere Fälle. Es wurde gesagt, wir erreichten nun
ein wunderbares Zeitalter, es stünde kein GEZ-
Mensch mehr vor der Tür, der uns ausspioniere.
Gleichzeitig öffnet man aber das Tor, wonach die Be-
hörde Drittfirmen beauftragen kann, Daten zu eruie-
ren. Das ist vielleicht sogar noch schlimmer als das,
was wir bisher hatten.

Wir wollen auch nicht, dass Aufgaben an Dritte dele-
giert werden können. Wir haben also Riesenprobleme
damit. Wir haben diesmal versucht, das rechtzeitig
durch einen Antrag im Landtag einzubringen. Damals
wäre noch Zeit gewesen, das in den Staatsvertrag in
Verhandlungen einzuarbeiten. Leider ist unser Antrag,
der genau auf diese datenschutzrechtlichen Aspekte
abgezielt hat, in diesem Hause von CSU und FDP ab-
gelehnt worden. Die anderen drei Fraktionen haben
zugestimmt. Wir hätten tatsächlich im Vorfeld etwas
am Staatsvertrag ändern können. Jetzt können wir
nur noch diskutieren und unsere Bedenken äußern.
Wie Herr Piazolo schon sagt, können wir nichts mehr
daran ändern. Man fragt sich dann auch immer,
warum man eigentlich vertieft im Ausschuss darüber
diskutieren soll. Wir werden uns überlegen, ob wir die-
sem Staatsvertrag - auch wenn er das Modell bringt,
das wir wollen - zustimmen können, da die daten-
schutzrechtlichen Bedenken für uns immens sind.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Franz Maget: Letzte Rednerin
in dieser Aussprache ist Frau Sandt.

Julika Sandt (FDP): Herr Präsident, Kolleginnen und
Kollegen! Wir sind froh, keine Würmer essen zu müs-
sen und nicht in Glaskästen voller Kakerlaken krie-
chen zu müssen, um im bayerischen Fernsehen vor-
zukommen. Mit anderen Worten: Es hat sein Gutes,
dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk nicht nach der
Quote schielen muss, sondern dass er auch komple-
xe politische Zusammenhänge darstellen kann, zum
Beispiel zu den Themen Landesbank oder Referenz-
studien. Der Kultur-, Bildungs- und Informationsauf-
trag gehört zum Wesen des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks. Verstehen Sie mich nicht falsch: Ich wün-
sche allen Beteiligten im Dschungelcamp viel Spaß,
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aber diese Kakerlaken- und Würmerkultur zeigt auch,
dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk seinen festen
Platz im dualen System braucht und dass er auch
eine gesicherte Finanzierung braucht.

Allerdings sehe ich auch eine andere Entwicklung -
diese wurde bereits angesprochen -, nämlich die Me-
dienkonvergenz, also das Zusammenwachsen von
Medien. Dies bedeutet, dass Sie mit Ihrem Handy,
wenn es nicht klingelt, zum Beispiel Spiegel-Online,
die Tagesschau-Online oder Süddeutsche-Online
lesen können. Sie finden überall Texte, Bilder und
kleine Filme. Was ist dabei Zeitung, was Online-Medi-
um und was Rundfunk? Aufgrund dieser Medienkon-
vergenz konkurrieren unterschiedlichste Medien mitei-
nander. Es ist ein hoch sensibler Wettbewerb. Wir
sehen, dass es durchaus private Medien gibt, die
hohen journalistischen Ansprüchen genügen, ohne
Gebührengelder zu erhalten. Diese stehen im Wettbe-
werb zum gebührenfinanzierten Rundfunk. Deshalb
müssen wir auf eine gute Ausgewogenheit im sensib-
len Wettbewerb achten. Das ist auch unsere Aufgabe,
wenn wir uns mit dem Rundfunkstaatsvertrag be-
schäftigen.

(Beifall bei der FDP)

Diese Medienkonvergenz bewirkt, dass eine geräte-
bezogene Gebühr, wie wir sie bisher hatten, nicht
mehr zeitgemäß ist, da wir nicht mehr nur mit dem
Fernseh- oder Radiogerät Rundfunk empfangen.

Es gibt für uns Liberale einen noch gravierenderen
Grund, weshalb wir uns von der gerätebezogenen
Gebühr dringend verabschieden müssen. Immer wie-
der haben sich Bürger beschwert, dass die GEZ-Be-
auftragten in Schlafzimmer gespäht haben, um festzu-
stellen, ob dort vielleicht ein Rundfunkgerät steht. Mit
dieser Schnüffelei ist jetzt endlich Schluss. Es wider-
spricht fundamental unseren Vorstellungen von einem
freien Bürger, wenn er auf diese Art und Weise be-
spitzelt und durchleuchtet wird.

(Beifall bei der FDP)

Insofern ist dieser Schritt von der gerätebezogenen
Gebühr zur Haushaltsabgabe wirklich ein entscheid-
ender und großer Fortschritt. In die Details der Ver-
handlungen haben wir uns frühzeitig sehr intensiv ein-
gebracht. Ein ganz wichtiger Punkt war für uns, dass
die Staffelung der Gebühren für Betriebe so gestaltet
wurde, dass kleine und mittlere Unternehmen nicht
über Gebühr belastet werden. Das war nämlich in der
ursprünglichen Fassung der Fall. Demnach hätten
zum Beispiel Unternehmen mit bis zu vier Beschäftig-
ten ein Drittel der Rundfunkgebühr gezahlt. Wir haben
durchgesetzt, dass das für Unternehmen mit bis zu
acht Beschäftigten gilt. Das betrifft bis zu 77 % der

Unternehmen in Bayern. Sie profitieren jetzt von der
geringeren Gebühr. Die Degressionskurve wurde zu-
gunsten der kleinen und mittleren Unternehmen abge-
flacht. Davon profitieren diejenigen Unternehmen, die
das Rückgrat unserer Wirtschaft bilden.

Ferner konnten wir gegenüber dem ursprünglichen
Entwurf erreichen, dass das erste Auto pro Betriebs-
stätte gebührenfrei bleibt. Das ist mittelstandsfreund-
lich. Wir würden - da stimmen Sie mir zu, Frau Gote -
natürlich auch klar befürworten, dass Rundfunkgeräte
in Autos gebührenfrei bleiben.

Was die Hotels betrifft, bin ich froh, dass die SPD er-
kannt hat, dass Bayern ein Tourismusland ist. Es ist
wichtig, dass wir ein guter Standort für Hotels bleiben.
Gerade auch für kleine Pensionen in Bayern, vor
allem im Grenzland, ist es wichtig, dass sie nur ein
Drittel der Gebühr zahlen müssen. Das ist ein großer
Vorteil gegenüber dem ursprünglichen Rundfunk-
staatsvertrag.

(Beifall bei der FDP)

Es ist richtig, dass Blinde und Sehbehinderte 30 %
der Gebühr zahlen, wenn sie arbeiten und Geld ver-
dienen. Allerdings ist auch ganz klar formuliert, dass
mit diesem Aufkommen barrierefreie Angebote finan-
ziert werden sollen. Da ist an die Audiodeskription für
Blinde zu denken. Blinde sind auch verstärkt Radio-
nutzer. Weiter ist hier an die Gebärdensprache für
Gehörbehinderte zu denken. Uns ist wichtig, dass
diese Hilfen verwirklicht werden.

Weiter ist wichtig, dass der Rundfunkstaatsvertrag
evaluiert und geprüft wird, ob die Kfz ausgenommen
werden können. Ein weiteres Ziel der Evaluierung ist -
das muss aus unserer Sicht noch präzisiert werden -,
dass auch nach 2014 ein Datenkauf bei Dritten nicht
infrage kommen soll.

Zweiter Vizepräsident Franz Maget: Frau Kollegin,
ich muss Sie leider darauf aufmerksam machen, dass
die Redezeit weit überschritten ist.

Julika Sandt (FDP): Okay! - Wir sind froh, dass der
Koalitionspartner auch heute signalisiert hat, dass er
die angesprochenen Punkte noch präzisieren wird.
Deshalb bin ich zuversichtlich, dass der Rundfunk-
staatsvertrag in der Zweiten Lesung unterschriftsreif
sein wird.

(Beifall bei der FDP)

Zweiter Vizepräsident Franz Maget: Damit ist die
Aussprache geschlossen. 
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Im Einvernehmen mit dem Ältestenrat schlage ich vor,
diesen Gesetzentwurf an den Ausschuss für Hoch-
schule, Forschung und Kultur zu überweisen - damit
besteht Einverständnis. Dann wird so verfahren.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung
über Verfassungsstreitigkeiten und Anträge, die
gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht
einzeln beraten werden (siehe Anlage 1)

Ich muss Sie darauf aufmerksam machen, dass Num-
mer 4 der Liste im Einvernehmen aller Fraktionen ab-
gesetzt worden ist. Darüber wird jetzt also nicht mit
befunden.

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen
zu allen übrigen Verfassungsstreitigkeiten und Anträ-
gen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise
ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme des Abstimmungsverhaltens
seiner Fraktion entsprechend dieser Liste einverstan-
den ist, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. - Ge-
genstimmen? - Stimmenthaltungen? - Damit werden
also die Voten der Ausschüsse übernommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf:

Beratung der zum Plenum eingereichten
Dringlichkeitsanträge

Vorweg mache ich darauf aufmerksam, dass sich die
Redezeit wegen des Verzichts der FDP-Fraktion auf
einen eigenen Plenardringlichkeitsantrag auf 24
Minuten pro Fraktion verkürzt.

Die ersten zwei Dringlichkeitsanträge, die zur
Beratung kommen, sind:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus
Rinderspacher, Dr. Thomas Beyer, Christa Naaß u.
a. und Fraktion (SPD)
Resonanzstudien: CSU muss zweckentfremdete
Steuergelder in den Staatshaushalt zurückführen
(Drs. 16/7106)

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Thomas Mütze, Ulrike Gote u. a. und
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Trennung von Staatsregierung und Partei -
Beratende Äußerung des ORH zu den sog.
"Resonanzstudien" umsetzen! (Drs. 16/7115)

Bevor ich die Aussprache eröffne, mache ich Sie
schon jetzt darauf aufmerksam, dass zu beiden Dring-
lichkeitsanträgen namentliche Abstimmung beantragt
worden ist.

Ich eröffne die Aussprache. Erster Redner ist der Vor-
sitzende der SPD-Fraktion, Herr Kollege Rinderspa-
cher.

Markus Rinderspacher (SPD): Herr Präsident, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Seit zwei Tagen haben wir
es schriftlich: Der Bericht des Bayerischen Obersten
Rechnungshofs bringt es mit an nicht mehr zu über-
bietender Deutlichkeit zum Ausdruck, dass sich die
CSU über Jahre hinweg offensichtlich mit unverhohle-
ner Dreistigkeit an der Staatskasse bedient, fast wie
in einem Selbstbedienungsladen.

Diesmal geht es nicht nur um den Mangel an politi-
scher Kultur, nicht um den Filz, den Herr Kollege
Schmid bei einer CSU-Fraktionsklausur einmal zur
Sprache bringen sollte und sich damit den Zorn des
Ministerpräsidenten zugezogen hat. Es geht diesmal
nicht um einen Vorgang, der mit den Worten "Hund’
sans scho" abgetan werden kann. Vielmehr geht es
diesmal um den wissentlichen systematischen Steuer-
missbrauch.

Wir haben heute das Hohelied auf den bayerischen
Staatshaushalt gesungen. Aber wie wenig Respekt
die CSU vor öffentlichen Geldern hat, sehen wir ge-
genwärtig in der Person von Staatsminister Schnei-
der. Ich halte es für bemerkenswert, dass er zur Vor-
bereitung seiner persönlichen Karriereplanung eine
Gruppe - wohlgemerkt: nicht alle - von Medienräten
einlädt und seine Karriereplanung vom Steuerzahler
finanzieren lässt.

Es geht hier nur um ein paar hundert Euro. Aber es
hat mehr als nur ein Gschmäckle, wenn man seine
persönliche Karriere auf diese Art und Weise voran-
bringen möchte.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen uns heute auf die Resonanzstudie kon-
zentrieren. Denn jetzt ist es amtlich: Die Bayerische
Staatsregierung hat über Jahre hinweg Meinungsum-
fragen in Auftrag gegeben, die sich streng am Partei-
interesse der CSU orientiert haben.

Die CSU hat offensichtlich nie damit gerechnet, dass
diese Machenschaften jemals an das Licht der Öffent-
lichkeit geraten. Monatelang hat Staatsminister
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Schneider deshalb geblockt und gemauert, wissend,
dass das, was hinter dem dicken Gemäuer der
Staatskanzlei auf Kosten des Steuerzahlers gemaus-
chelt wurde, und zwar zugunsten seiner Partei, nicht
nur unzulässig war, nicht nur nicht rechtens war, son-
dern - ich sage es noch deutlicher - möglicherweise
auch strafbar war.

(Beifall bei der SPD)

Um all das zu vertuschen, hat Herr Staatsminister
Schneider die Öffentlichkeit monatelang unter Vor-
spiegelung falscher Tatsachen hinters Licht geführt.
Er hat zuerst vertuscht und verdunkelt, dann wider
besseres Wissen falsche Angaben gemacht. Es war
ein Vertuschungskommando basierend auf Lug und
Trug. Tatsächlich hat sich erst auf Druck der SPD-
Verfassungsklage Herr Staatsminister Schneider ge-
nötigt gesehen, die Wahrheit scheibchenweise offen-
zulegen.

In den Schneider/Seehofer-Studien wurden nicht
etwa, wie von ihm gegenüber der bayerischen Öffent-
lichkeit in der Anfrage behauptet, Themen, Probleme
oder Projekte abgefragt. Dies hatte er uns weisma-
chen wollen. In den Schneider/Seehofer-Studien ging
es nicht um landesspezifische Themen, sondern um
die Analyse der Landtagswahl 2008.

Der ORH sagte: Das geht nicht. - Es ging um Wähler-
absichten. Der ORH sagte: Das geht nicht. - Es ging
um allgemeine Stimmungsindikatoren. Der ORH
sagte: Das geht nicht. - Es ging um Zufriedenheit mit
Regierung und Politikern sowie um Lösungskompe-
tenzen im Parteienvergleich. Der ORH sagte: All das
geht nicht. Es ging auch um Sympathiewerte des
CSU-Chefs Seehofer und der CDU-Parteichefin Mer-
kel. Der ORH sagte: All das geht nicht.

In den Schneider/Seehofer-Studien wurden auch
Handlungsempfehlungen und Strategietipps abgege-
ben. Beispielsweise ist der CSU empfohlen worden,
sich von Zeit zu Zeit immer wieder einmal von der
Bundespolitik abzukoppeln und sich in der politischen
Auseinandersetzung nicht nur auf SPD und GRÜNE
zu fokussieren, sondern auch auf die FDP. Die FDP
ist mittlerweile aber, wie wir wissen, Teil der Bayeri-
schen Staatsregierung. Wir wissen heute besser,
warum sich der CSU-Generalsekretär genötigt sah,
die FDP-Kollegen als "Gurkentruppe" zu diskreditie-
ren.

Die Schneider/Seehofer-Umfragen wurden nicht etwa,
wie behauptet, im Kabinett erörtert. So hatte es der
Staatsminister in seiner Antwort auf meine Anfrage
wahrheitswidrig mitgeteilt. Die FDP hatte von diesen
Umfragen offensichtlich überhaupt keine Kenntnis und
überhaupt keine Ahnung. Schneiders Umfragen wur-

den nicht wie behauptet den Ministerien zur Beratung
zugeleitet. Schneiders Umfragen wurden auch nicht
ressortübergreifend erörtert, wie er behauptet hatte.

Unwahrheit für Unwahrheit - Vertuschung und Fehlin-
formation!

(Ulrike Gote (GRÜNE): Nicht das erste Mal!)

Herr Minister, Sie sind gleich mehrfach dabei erwischt
worden, wie Sie die bayerische Öffentlichkeit angelo-
gen haben.

(Beifall bei der SPD)

Es war heute schon häufig von Bundesländerverglei-
chen die Rede. In jedem anderen Bundesland reicht
diese Kette an Lügen nicht nur für einen, sondern für
mindestens drei Rücktritte.

(Beifall bei der SPD)

Es waren nämlich keine Fehlinformationen aus einer
Nachlässigkeit heraus, oder weil es der Minister nicht
besser wusste. Nein, Herr Schneider, Sie haben wie-
derholt systematisch und zum Zwecke der Verdunke-
lung gelogen. Deshalb haben Sie auf dieser Regie-
rungsbank nichts mehr verloren. Und es dürfte auch
kein Zufall sein, dass Sie da im Moment so einsam
sitzen.

(Lachen bei der SPD)

Treten Sie zurück von Ihrem Amt!

(Beifall bei der SPD)

Der im Raum stehende Vorwurf ist erheblich: Staats-
kasse belasten, die eigene Parteikasse entlasten, und
das mit System.

Der konservative Münchner Strafrechtler Peter Badu-
ra sagt - ich zitiere wörtlich -: "Eine Regierung darf
nicht Öffentlichkeitsarbeit zu Parteizwecken betrei-
ben."

(Alexander König (CSU): Das hat doch niemand
gemacht!)

Der renommierte Staatsrechtler Hans Herbert von
Arnim sagt - ich zitiere aus dem "Münchner Merkur" -:
"Es spricht vieles dafür, dass es sich hier um einen
Fall strafbarer Untreue handelt, weil Steuergelder zum
Nachteil des Staates missbraucht wurden."

Diese Studien dienten nicht etwa der Planung der Re-
gierungsarbeit. Sie waren nicht dazu gedacht, das
Land nach vorne zu bringen, sondern sie sollten allein
der Partei dienen, sie sollten die CSU voranbringen.
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Dass es nicht um die Planbarkeit ging, hat Herr
Staatsminister Schneider auch bei der Beantwortung
meiner letzten Plenaranfrage vom 27. Januar einräu-
men müssen. Ich wollte wissen, was es mit diesen
monatlichen demoskopischen Berichten zur Vorberei-
tung der Landtagswahl 2003 auf sich hatte. Da hatte
sich die Staatsregierung monatliche Berichte geben
lassen.

Die verblüffende Antwort war:

Der Verbleib der demoskopischen Berichte Feb-
ruar bis Dezember 2003 lässt sich nicht mehr re-
konstruieren. Die zuständigen Beamten haben
bis heute mehrfach gewechselt. Anzumerken ist,
dass demoskopische Untersuchungen rasch ver-
alten und damit keine Relevanz mehr für die ak-
tuelle Arbeit haben. Dies könnte eine Erklärung
dafür sein, dass die Unterlagen nicht archiviert
wurden.

Da hieß es damals, man wolle langfristige Entschei-
dungen vorbereiten. Jetzt wird aber eine Schlamperei
offensichtlich, wenn es denn eine Schlamperei und
keine Vertuschung war. Es ist keine Rede mehr
davon, dass die Studien der "längerfristig angelegten
Vorbereitung von Entscheidungen" dienen sollten,
sondern sie waren nur "aktuell" verwertbar. Der ORH
hat in diesem Zusammenhang unmissverständlich
festgestellt: Auch Ministerpräsident a. D. Edmund
Stoiber schreckte nicht davor zurück, die Bundestags-
wahl 2002 und seine Kanzlerkandidatur auf Steuer-
zahlerkosten vorbereiten zu lassen. Die bayerische
Staatskanzlei fungierte 2001/2002 eindeutig als Wahl-
kampfzentrale. Die Umfrage zur Vorbereitung von
Stoibers Kanzlerkandidatur im Januar 2002 ist mit fast
140.000 Euro mehr als vier Mal so teuer wie üblich.
Sie beinhaltete im Übrigen fast ausschließlich bun-
despolitische Fragestellungen und allgemeine Stim-
mungsindikatoren sowie die Sonntagsfrage.

Der Staatshaushalt, liebe Kolleginnen und Kollegen,
darf nicht der Selbstbedienungsladen der CSU sein.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb wird die Christlich-Soziale Union heute auf-
gefordert, unverzüglich, das heißt ohne schuldhaftes
Zögern, die Kosten von fast 600.000 Euro zuzüglich
Zinsen für diese Wahlkampfstudien an den bayeri-
schen Staatshaushalt zurückzubezahlen.

Der CSU-Parteichef muss infolge des ORH-Berichts
nach § 23 b des Parteiengesetzes umgehend eine
Selbstanzeige beim Bundestagspräsidium erstatten,
haben wir es jetzt doch amtlich, dass die CSU offen-
sichtlich einen falschen Rechenschaftsbericht in Ber-
lin abgegeben hat. Die unverblümte Parteinahme der

Staatsregierung in Sachen Wahlkampfstudien stellt
nämlich das Erbringen von geldwerten Leistungen im
Sinne des § 26 des Parteiengesetzes für die CSU dar.
Solche Leistungen sind im Rechenschaftsbericht zu
dokumentieren. Bei unrichtigen Angaben im Rechen-
schaftsbericht ist eine Rückforderung des zweifachen
Betrages der staatlichen Zuwendung gemäß § 31 b
des Parteiengesetzes möglich.

Diese Selbstanzeige ist jetzt unumgänglich und not-
wendig; sie kann jedoch nicht mehr strafbefreiend wir-
ken, da die SPD bereits im vergangenen Jahr die Vor-
gänge öffentlich gemacht hat, sie also bereits bekannt
sind.

Herr Schneider hat die CSU-Machenschaften durch-
geführt. Deshalb muss er unseres Erachtens sofort
zurücktreten. Ein Minister, der lügt, und das mehrfach
zielgerichtet und systematisch, ist in Bayern nicht
tragbar.

(Beifall bei der SPD)

Seiner Bewerbung als Präsident der Bayerischen
Landeszentrale für neue Medien ist damit ebenfalls
die Grundlage entzogen. Jemand, der so wenig Res-
pekt vor öffentlichen Geldern hat, jemand, der Partei-
interesse vor öffentliches Interesse stellt, ist für die
Führung der bayerischen Medienaufsicht im privaten
Bereich in Bayern denkbar ungeeignet.

(Beifall bei der SPD)

Wir wissen auch, wer die politische Verantwortung
übernommen hat. Bereits im vergangenen Jahr sagte
Horst Seehofer, er trage die volle politische Verant-
wortung für diese Wahlkampfstudie. Er persönlich war
der Auftraggeber. Er persönlich kannte die Fragen. Er
selbst hat veranlasst, dass die FDP im Vorfeld nicht
eingebunden war. Er selbst war derjenige, der veran-
lasst hat, dass der Koalitionspartner FDP auch im
Nachgang, als die Ergebnisse vorlagen, nicht über
diese Studie informiert wurde. Das alles sagte er in
seinem Sommerinterview beim ZDF und bei RTL im
O-Ton. Das sagt im Übrigen auch ziemlich viel über
den Zustand der schwarz-gelben Koalition in Bayern
aus. Aber das alleine kann es nicht sein.

Meine Damen und Herren, ich bin mir sicher: Der
Bundestagspräsident wird bei dieser erdrückenden
Fakten- und Beweislage zu keinem anderen Ergebnis
kommen können, als den ORH-Bericht zu bestätigen.
Das Ergebnis lautet nämlich: Verdeckte Parteienfinan-
zierung und Strafzahlung in Millionenhöhe für die
CSU.

(Zuruf von der CSU)
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- So, wie es der ORH festgestellt hat, Herr Kollege!

Ich frage, wie im Übrigen auch der Ministerpräsident
diese ganze Sache den Menschen in Bayern erklären
will, war er doch der doppelte Nutznießer dieser Um-
fragen. Er hat sich wertvolle Tipps zum Machterhalt
geben lassen, und seine Parteikasse hat er dabei ge-
schont.

Es geht um einen Regierungschef, dem das Wohl sei-
ner Partei in diesem Zusammenhang zumindest wich-
tiger ist als das Wohl des Landes, ein Regierungs-
chef, der den Griff in die Staatskasse offensichtlich
angeordnet hat, damit seine Partei Kosten spart! Des-
halb fordern wir heute für die Steuerzahler in Bayern
das Geld zurück, das die CSU der Staatskasse ent-
nommen hat. Ich bitte um Zustimmung zu unserem
Antrag. Wir dürfen es nicht zulassen, dass sich die
CSU den Freistaat Bayern und unsere Heimat zur
Beute macht.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der GRÜ-
NEN)

Zweiter Vizepräsident Franz Maget: Vielen Dank,
Herr Kollege Rinderspacher. Nächste Rednerin ist
Frau Kollegin Bause. Ihr folgt dann Herr Kollege
Schmid. Bitte sehr, Frau Kollegin Bause.

Margarete Bause (GRÜNE): Herr Präsident, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Der Oberste Rechnungs-
hof hat deutlich gemacht, dass er das Verhalten, die
jahrelange Praxis der Staatskanzlei in keiner Weise
unterstützen kann. In einer an Deutlichkeit nicht zu
übertreffenden Stellungnahme hat er gesagt: Das
Verhalten der Staatskanzlei war erstens unzulässig;
zweitens ist es verfassungsrechtlich nicht haltbar, und
drittens hat die Staatskanzlei gegen ihre eigenen
Richtlinien verstoßen, die sie selber für die Vergabe
von Gutachten und Stellungnahmen erlassen hat.

Der Oberste Rechnungshof hat der Bayerischen
Staatskanzlei Nachhilfeunterricht im Verfassungsrecht
gegeben und dankenswerterweise auf die verfas-
sungsrechtlichen Grundlagen im Verhältnis von Re-
gierung und Parlament sowie im Verhältnis von Re-
gierung und Partei hingewiesen. Er hat deutlich
gemacht, wie wichtig die Neutralitätspflicht ist, und er
hat die Verpflichtung zur Chancengleichheit unterstri-
chen und der Staatskanzlei noch einmal unmissver-
ständlich vorgelegt.

Der Oberste Rechnungshof bezieht sich auf ein
grundlegendes Urteil des Bundesverfassungsgerichts
aus dem Jahre 1977. Interessanterweise ist dieses
Urteil damals von der CDU erstritten worden. Die
CDU hat damals gegen die Öffentlichkeitsarbeit der
sozialliberalen Regierung in Bonn geklagt und dieses

grundlegende Urteil erstritten. Heute muss die CSU in
Bayern vom Bayerischen Obersten Rechnungshof an
die Grundlagen verfassungsmäßigen Verhaltens im
Umgang mit öffentlichen Mitteln im Zusammenhang
mit der Trennung von Staat und Partei erinnert wer-
den. Liebe Staatskanzlei und liebe CSU, wir fordern
Sie daher auf: Begeben Sie sich wieder auf den
Boden der Verfassung!

(Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und den Frei-
en Wählern)

In Feierstunden halten Sie die Verfassung gerne hoch
und beweihräuchern sie. In der Praxis Ihres Regie-
rungshandelns scheint es aber, als würden Sie gerne
darunter hinwegtauchen. Wir fordern Sie auf: Achten
Sie die Grundsätze der Verfassung nicht nur in Sonn-
tagsreden, sondern auch in Ihrer täglichen Regie-
rungspraxis.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ihre Rechtfertigungsversuche in der Stellungnahme
zum ORH-Bericht sind genauso dreist wie blamabel.
Was Sie hier von sich geben, ist in gar keiner Weise
haltbar. Das sind unakzeptable Ausflüchte. Ich fordere
Sie auf: Hören Sie damit auf. Sie blamieren nur die
angeblichen Einser-Juristen in der Staatskanzlei. Sie
machen alles nur noch schlimmer. Sagen Sie: Hier
haben wir falsch gehandelt. Diese Praxis wird sofort
unterbunden. Wir werden die entsprechenden Strafen
zahlen und die notwendigen Konsequenzen ziehen.
Das ist es, was das Parlament und die Öffentlichkeit
jetzt von Ihnen erwarten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie haben über Jahre hinweg schamlos Steuergelder
für CSU-Parteizwecke missbraucht. Sie haben die
Grundregeln der staatlichen Neutralität und der Chan-
cengleichheit mit Füßen getreten. Sie haben auch
noch versucht, diese Praxis jahrelang dreist zu vertu-
schen. Jahrzehntelang haben Sie Ihre Mehrheit miss-
braucht, um Steuergelder für Parteizwecke abzuzwei-
gen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

In den Jahrzehnten Ihrer absoluten Mehrheit haben
Sie sogar jegliches Gefühl dafür verloren, dass es
eine verfassungsmäßige Trennung zwischen Staat
und Partei geben muss. Sie haben jegliches Un-
rechtsbewusstsein - eigentlich müsste ich Rechtsbe-
wusstsein sagen - dafür verloren, dass es hier eine
verfassungsmäßige Grundlage gibt. Deswegen ist es
gut, dass Ihnen der Oberste Rechnungshof die Levi-
ten liest. Sollten Sie das nicht akzeptieren, kündige
ich Ihnen jetzt schon an, dass wir, m diesen Grund-
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sätzen Nachdruck zu verleihen, eine Verfassungskla-
ge vor dem Bayerischen Verfassungsgerichtshof prü-
fen werden, damit Ihnen endlich Grenzen aufgezeigt
werden. Das ist längst überfällig.

(Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und den Frei-
en Wählern)

Offenbar haben Sie immer noch nicht kapiert - auch
nicht nach dem Wahlergebnis des Jahres 2008 -,
dass die Zeiten der Staatspartei auch in Bayern längst
vorbei sind. Die Zeiten der Selbstbedienung sind vor-
bei. Herr Seehofer hat einen Neuanfang beschworen.
Tatsächlich praktiziert er aber den gleichen alten
schwarzen Filz, der Bayern in Ihrer Regierungszeit
über Jahrzehnte geprägt hat.

Wie verhält sich die FDP? - Sie haben, als diese
Sache ruchbar wurde, sehr deutliche Worte gefunden
und Konsequenzen gefordert. Sie haben auch perso-
nelle Konsequenzen gefordert. Als ich mir aber die
gestrige Pressemitteilung von Herrn Hacker angese-
hen habe, hatte ich den Eindruck, dass die FDP zu-
erst starke Worte gebraucht hat und dann ziemlich
kleinlaut abgetaucht ist. Sie sagen, es gebe Wichtige-
res als das und der Bundestagspräsident sollte bitte
schön diese Arbeit erledigen, zu der Sie offenbar nicht
in der Lage sind.

(Thomas Hacker (FDP): Frau Bause, das wird er
auch!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP, ich for-
dere Sie auf: Machen Sie deutlich, dass Sie diese
Praxis so nicht akzeptieren und dass Sie die Grund-
sätze, die der Oberste Rechnungshof angemahnt hat,
respektieren. Das muss im Parlament unterstützt und
bestätigt werden. Unterstützen Sie unseren Missbilli-
gungsantrag, der sich auf die Aussagen des Obersten
Rechnungshofs bezieht. In diesem Antrag ist festge-
stellt, dass diese Praxis falsch war und in Zukunft
nicht fortgesetzt werden darf. Sie sind es sich selbst
schuldig, dass Sie hier klare Worte finden und nicht
abtauchen. Ich glaube, Sie werden in unserem Antrag
keinen Spiegelstrich finden, den Sie nicht unterschrei-
ben können. Stimmen Sie unserem Antrag zu und
machen Sie deutlich, dass Sie für politische Hygiene
eintreten.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Herr Schneider, es wurde bereits gesagt, dass Sie
völlig ungeeignet seien. Sie sind allein schon als Chef
der Staatskanzlei ungeeignet, in die Position des
obersten Medienwächters in Bayern zu wechseln, weil
dafür die Staatsferne eine ganz wichtige Vorausset-
zung ist. Jetzt sind Sie noch sehr viel ungeeigneter.
Das wird Ihnen und den sogenannten Grauen im Me-

dienrat immer bewusster. Herr Schneider, ich fordere
Sie vielleicht auch in Ihrem eigenen Interesse auf:
Ziehen Sie Ihre Kandidatur zurück. Ich glaube, Sie tun
sich und Bayern damit einen großen Gefallen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Viel schlimmer finde ich die Stellungnahme des Minis-
terpräsidenten. Der Ministerpräsident hat gesagt, er
könnte hier überhaupt kein Problem sehen und würde
es sofort wieder so machen. Ich verlange vom bayeri-
schen Ministerpräsidenten eine klare Stellungnahme,
dass er die Grundsätze der Verfassung achtet und
diese Praxis sofort beendet. Als Ministerpräsident und
Parteivorsitzender sollte er sagen, dass die Gelder
zurückgezahlt würden und diese Praxis nicht fortge-
setzt werde. Die Konsequenzen müssen gezogen
werden. Das erwarte ich vom bayerischen Minister-
präsidenten und nicht, dass er diese Praxis in Zukunft
fortsetzt und rechtfertigt.

Falls Sie selbst nicht in der Lage sein sollten, eine po-
litische Hygiene walten zu lassen, werden wir eine
Verfassungsklage prüfen, damit der Bayerische Ver-
fassungsgerichtshof Recht spricht, für Ordnung sorgt
und Ihnen deutlich die Grenzen aufzeigt.

(Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und den Frei-
en Wählern)

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl: Für die CSU
bitte ich Herrn Schmid ans Redepult.

Georg Schmid (CSU): Frau Präsidentin, liebe Kolle-
ginnen, liebe Kollegen! Herr Rinderspacher, Sie ver-
suchen schon wieder, durch Skandalisierungen von
Ihrer eigenen Unfähigkeit abzulenken.

(Widerspruch bei der SPD und den GRÜNEN)

Jede Woche wollen Sie einen anderen Skandal in die-
sem Haus zur Sprache bringen. Kümmern Sie sich
endlich um gute politische Arbeit. Herr Rinderspacher,
Sie können noch nicht einmal Ihren politischen Nach-
wuchs von Ihrer Arbeit in diesem Parlament überzeu-
gen.

(Beifall bei der CSU - Markus Rinderspacher
(SPD): Hier drüben sind wir!)

Sehen Sie sich einmal an, wie weit Sie mit Ihrer Politik
kommen. In keinem einzigen Politikfeld haben Sie
noch die Zustimmung der Bevölkerung dieses
Landes. Wie weit ist die Sozialdemokratie in diesem
Lande gekommen?
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(Beifall bei der CSU - Harald Güller (SPD): Sie
trauen sich nicht einmal, uns in die Augen zu
sehen!)

Ich sage Ihnen eines: Die Menschen werden auch
heute dieses Ablenkungsmanöver durchschauen.
Herr Rinderspacher, wo ist denn der Skandal? Ist es
ein Skandal, dass der Landtag seit Jahren im Staats-
haushalt Mittel für Umfragen bereitgestellt hat? Ist es
ein Skandal, dass die Verwendung der Mittel stets
klar begründet wurde? Nein. Diese Ausgaben - so
heißt es - dienen einer allgemeinen Meinungsfor-
schung als Unterlage für die politische Arbeit der
Staatsregierung. So steht es hier. Was wird denn
Herrn Kollegen Schneider vorgeworfen? Das war
doch klar und offen.

Ist es ein Skandal, dass die Bewilligung dieser Haus-
haltsmittel vom ORH und der Opposition nie bean-
standet wurde? Wo ist hier der Skandal? Wo ist hier
der Vorwurf?

(Ulrike Gote (GRÜNE): Sie haben es verfas-
sungswidrig eingesetzt!)

Ist es ein Skandal, dass der Oberste Rechnungshof
sogar ausdrücklich feststellte, ich zitiere: Die Erfor-
schung der öffentlichen Meinung durch demoskopi-
sche Umfragen im Auftrag der Staatsregierung sei
grundsätzlich zulässig. Davon haben Sie nicht ge-
sprochen. Das ist eine einseitige Darstellung.

(Harald Güller (SPD): Weil das mit den soge-
nannten Studien nichts zu tun hat!)

Unterschiedliche Auffassungen gibt es nur in Bezug
auf die Sonntagsfrage, auf die Frage nach den Kom-
petenzen der Parteien und zur Frage nach der Be-
kanntheit der Politiker. Das sind drei von insgesamt
30 Fragen. Wir sollten die Kirche im Dorf lassen.

(Markus Rinderspacher (SPD): Das sind 20 Sei-
ten des ORH-Berichts!)

- Ich habe den ORH-Bericht durchgelesen. Sie veran-
stalten hier eine große Märchenstunde.

Die Sonntagsfrage wurde nie isoliert gestellt, sondern
immer im Zusammenhang mit landespolitischen
Sachthemen abgefragt. Eine höchstrichterliche Ent-
scheidung gibt es dazu bisher nicht. Wenn Sie den
Verfassungsgerichtshof anrufen wollen, dann tun Sie
das. Dann wird sich herausstellen, wer am Schluss
Recht hat. Es geht um 30 Fragen. Bei drei Fragen ist
die Bewertung offen. Im Übrigen ist das geklärt. Das
ist zunächst einmal die Realität.

Der ORH sagt, das gehe nicht. Die Staatsregierung
sagt, es geht. Viele andere Landesregierungen
sagen, das geht. Die rot-grüne Stadtregierung von
München sagt, dass dies geht. Sie fragt sogar nach
der Bekanntheit von Dr. Otmar Bernhard, der dem
Stadtrat überhaupt nicht angehört. Trotzdem wird da-
nach gefragt. Das alles ist in Ordnung. Hier drehen
Sie aber auf, als wenn dies alles rechtswidrig wäre
und das größte Verbrechen.

(Beifall bei der CSU)

Jetzt kommen wir zur ehemaligen rot-grünen Bundes-
regierung, die auch sagte, das geht, und das auch ge-
macht hat. Der eigentliche Skandal liegt doch darin,
dass Sie Staatsminister Schneider grundlos aufs
Übelste diffamieren. Ihm Vertuschung und fehlendes
Unrechtsbewusstsein vorzuwerfen, ist eine üble Diffa-
mierung.

(Alexander König (CSU): Unterste Schublade!)

Kollege Schneider hat sich korrekt verhalten. Er hat
unser Vertrauen und unsere Solidarität, liebe Kollegin-
nen und Kollegen!

(Lebhafter Beifall bei der CSU)

Nun kommen wir zur Situation im Kanzleramt. Sie
müssten auch einmal Ihren Kollegen Steinmeier kriti-
sieren; der war damals ein wichtiger Mann, nämlich
immerhin Chef des Kanzleramtes. Während seiner
Zeit hat die Schröder-Regierung genau die Umfragen
in Auftrag gegeben, die Sie heute skandalisieren:
Sonntagsfrage, Parteikompetenzen, Kanzlerpräferen-
zen. Das ist der feine Unterschied: Wenn die CSU so
etwas macht, ist es nicht in Ordnung, das wird kriti-
siert, und wenn Sie es machen, passt das alles, ist
das alles in Ordnung. So einfach geht es nicht!

(Lebhafter Beifall bei der CSU)

Jetzt schildere ich einmal die gängige Umfragepraxis
im Kanzleramt unter der rot-grünen Bundesregierung.
Ich zitiere aus dem "SPIEGEL":

Das Bundespresseamt, die PR-Maschine des
Kanzlers, ist ein guter Kunde von Manfred Güll-
ner.

Das ist übrigens der Chef von "Forsa".

Er bekommt im Jahr etwa 660 000 Euro vom
Bundespresseamt überwiesen,

(Zurufe von der CSU: Hört, hört!)

dafür erledigt er auch Sonderaufträge, er sendet
seine Zahlen als E-Mail an den Auftraggeber, und
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der schickt sie weiter ans Vorzimmer des Bun-
deskanzlers.

(Zurufe von der CSU: Hört, hört!)

Liebe Freunde, Sie werfen dem Kollegen Schneider
ein Verhalten vor, das Sie jahrelang praktiziert haben.
So einfach geht es nicht!

(Lebhafter Beifall bei der CSU)

Schauen Sie mal, wen Sie noch alles zum Rücktritt
auffordern müssen; da fällt uns schon etwas ein.

(Unruhe)

Ich sage Ihnen: Kehren Sie vor der eigenen Haustür,
bevor Sie hier im Parlament den Kollegen Schneider
attackieren!

(Beifall bei der CSU - Widerspruch bei der SPD
und den GRÜNEN)

Sie betreiben keine Aufklärung, sondern Diffamierung,
auch wenn die Frage ansteht, ob Siegfried Schneider
als Präsident der BLM kandidiert.

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN - Unru-
he)

Da geht es Ihnen nur darum, Kollegen Schneider zu
diffamieren. Das wird Ihnen heute nicht gelingen. Wir
werden Ihre Anträge ablehnen, weil wir unserem Kol-
legen Siegfried Schneider das Vertrauen ausspre-
chen.

(Lebhafter Beifall bei der CSU - Harald Güller
(SPD): Schwarzer Filz, Amigos von ihrer besten
Seite! - Weitere Zurufe von der SPD und den
GRÜNEN)

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl: Herr Kollege
Schmid, es gibt eine Zwischenintervention von Frau
Kollegin Bause, bitte.

(Zahlreiche Zurufe von der CSU - Abgeordneter
Georg Schmid wendet sich zur CSU)

Margarete Bause (GRÜNE): Lieber Herr Kollege
Schmid! - Es ist nett, dass Sie uns wenigstens jetzt
anschauen. Anscheinend können Sie uns gar nicht
ins Gesicht schauen, wenn Sie solchen Blödsinn er-
zählen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD - Lebhaf-
ter Widerspruch bei der CSU)

Georg Schmid (CSU): Letztes Mal haben Sie kriti-
siert, dass ich Sie immer angeschaut habe.

Margarete Bause (GRÜNE): Herr Schmid, Sie haben
gesagt, der Landtag habe dem entsprechenden Haus-
haltsansatz zugestimmt, und deswegen wäre das
schon okay. Das ist zweifach falsch, weil zum einen
nicht der Landtag, sondern die Regierungsfraktion
CSU dem zugestimmt hat.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Zweitens ist das noch kein Freibrief für eine miss-
bräuchliche Verwendung des entsprechenden Haus-
haltsansatzes, wenn der Landtag dem zugestimmt
hat.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Da Sie von Diffamierung reden, frage ich Sie, ob Sie
dem Obersten Rechnungshof Diffamierung unterstel-
len, oder wie dürfen wir das verstehen?

(Lachen und Beifall bei den GRÜNEN und der
SPD)

Georg Schmid (CSU): Das stand im Haushalt, und
somit war das in Ordnung.

(Unruhe)

Frau Kollegin Bause, der Rechnungshof hat von den
dreißig Fragen drei kritisiert. Sie können das gericht-
lich überprüfen lassen. Mir geht es darum, dass heute
festgestellt werden muss, dass auch der Rechnungs-
hof der Auffassung ist, dass das, was gemacht wurde,
grundsätzlich in Ordnung ist und er das nur bei drei
Fragen offen lässt. Es ist Realität, dass das in ande-
ren Ländern und von der Bundesregierung so prakti-
ziert worden ist. Sie können das vom Verfassungsge-
richt überprüfen lassen. Die Staatsregierung hat
hierzu eine andere Meinung, und der schließe ich
mich ausdrücklich an.

(Lebhafter Beifall bei der CSU - Markus Rinder-
spacher (SPD): Lesen, lesen!)

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl: Danke, Herr
Kollege Schmid. Ich bitte zu berücksichtigen, dass pro
Fraktion nur eine Zwischenintervention zulässig ist.
Die Wortmeldung von Frau Bause lag schon sehr
frühzeitig vor. Wir fahren in der Redeliste fort. Ich bitte
Herrn Dr. Piazolo ans Redepult, bitte schön.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FW): Frau Präsidentin,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr
Schmid, ich hatte den Eindruck, dass Sie die Orientie-
rung verloren haben.
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(Lachen und Beifall bei den Freien Wählern, der
SPD und den GRÜNEN - Florian Streibl (FW):
Das ist diplomatisch ausgedrückt!)

Sie wissen gar nicht mehr, wo Opposition und Regie-
rung sitzen.

(Georg Schmid (CSU): Zwei Jahre hier und redet
schon schlau daher!)

Nur so kann ich verstehen, dass Sie eine Resonanz-
studie brauchen, die Ihnen die Richtung zeigt.

(Beifall bei den Freien Wählern, der SPD und den
GRÜNEN)

Sie haben gerade erwähnt, dass wir zwei Jahre da
sind.

(Georg Schmid (CSU): Jeden Tag eine andere
Meinung!)

Ich erinnere mich noch gut an die ersten Sitzungen.
Am 27. Oktober 2008 und dann im November haben
erst Sie, Herr Ministerpräsident, und dann Sie, Herr
Schneider, Ihren Amtseid abgelegt. Sie haben gesagt:
"Ich schwöre Treue der Verfassung des Freistaates
Bayern, Gehorsam den Gesetzen und gewissenhafte
Erfüllung meiner Amtspflichten." Im Text des Amts-
eids steht nichts von Partei und nichts von CSU. Sie
sollen dem Staat dienen und nicht der Partei.

(Beifall bei den Freien Wählern, der SPD und den
GRÜNEN - Zuruf der Abgeordneten Christa Ste-
wens (CSU))

Angesichts Ihres Amtsverständnisses denke ich
manchmal, dass der eine oder andere vielleicht schon
zu lange in der Politik ist und deswegen vielleicht
manchmal das Gespür dafür verloren gegangen ist,
was man darf und was man nicht darf.

(Zuruf von der SPD: Das Unrechtsbewusstsein
geht verloren! - Widerspruch bei der CSU - Unru-
he)

- Aus Ihren Sätzen spricht manchmal ein großes
Stück Arroganz.

(Beifall bei den Freien Wählern, der SPD und den
GRÜNEN)

Ich habe gesagt, ich habe das Gefühl, dass manch-
mal das Gespür verloren geht, mehr habe ich nicht
gesagt.

(Ernst Weidenbusch (CSU): Lesen Sie bitte noch
einmal nach, was Sie gesagt haben!)

Ich habe mir einmal eine Definition des Begriffs "Re-
sonanzstudie" angeschaut. Gerade in der Physik sind
damit schwingungsfähige Systeme mit einer Eigenfre-
quenz gemeint, durch die die Energiezufuhr angeregt
wird.

(Lachen bei den Freien Wählern und der SPD)

Vielleicht ist das bei Ihnen der Fall. Dann steht in der
Definition noch drin, es kommt manchmal zu einem
sogenannten Resonanzpeak; das bedeutet, dass es
in extremen Fällen durch die Aufschaukelung zur Zer-
störung des Systems kommen kann.

(Heiterkeit und Beifall bei den Freien Wählern)

Das nennt man dann Resonanzkatastrophe. Ich habe
den Eindruck, dass Sie im Moment vielleicht auf eine
solche Resonanzkatastrophe zusteuern.

Am meisten hat mich der Satz des Ministerpräsiden-
ten geärgert, dass er es immer wieder so machen
würde. Das war im August der Fall. Nun haben wir
einen Bericht des Obersten Rechnungshofes. Manch-
mal frage ich mich: Ist es denn so schwer, einen Feh-
ler zuzugeben und zu sagen: Ich würde es nicht mehr
so machen?

(Beifall bei den Freien Wählern)

Bei der anderen Sache habe ich mehr Verständnis.
Frau Bause sagt, dass Herr Schneider für das Amt
nicht geeignet ist, weil er nicht weiß, was Staatsferne
ist. Man kann es natürlich auch umgekehrt sehen: Er
hat das Amt des Staatskanzleichefs so staatsfern und
so parteinah ausgeübt, dass er dachte, das Amt bei
der BLM eignet sich dazu, dieses Verhalten fortzuset-
zen.

(Lachen und Beifall bei den Freien Wählern, der
SPD und den GRÜNEN)

Um es abzuschließen: Herr Schmid, Sie hatten vorhin
einiges angeführt. Vor einem Jahr haben Sie eine
Studie in Auftrag gegeben, bei der es um den Zustand
der CSU ging. Es gab großen Ärger, auch in den ei-
genen Reihen. Sie haben das in Kreuth diskutiert. Der
Herr Ministerpräsident hat sich aufgeregt. Das Ergeb-
nis der Studie war, dass bei Ihnen Filz herrscht. Ich
sage Ihnen ganz deutlich: Jetzt hat sich gezeigt, dass
Sie recht hatten, diese Studie in Auftrag zu geben,
und die Studie recht hatte.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl: Herr Dr. Pia-
zolo, bitte bleiben Sie am Redepult. Es gibt eine Zwi-
schenbemerkung von Herrn Dr. Goppel.
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(Unruhe)

Dr. Thomas Goppel (CSU): (Vom Redner nicht auto-
risiert) Ich weiß nicht, was Sie haben. Ich sitze hier im
Parlament bereits fünf Stunden und habe zugehört.
Ich bin schon länger da als die meisten von Ihnen.
Wenn man einmal den Mund aufmachen will, um
etwas klarzustellen, haben Sie nichts als Gähnen in
lauter Form anzubieten. Das ist primitiv.

(Beifall bei der CSU)

Ich bin einer derjenigen, der über fünf Jahre gesehen
hat, wie solche Meinungsumfragen durchgeführt wor-
den sind. Ich möchte Ihnen ausdrücklich sagen, dass
man eine solche Situation nicht aus der Ferne beurtei-
len kann, vor allem wenn sie von einem Dritten beur-
teilt wird, der gar keine Ahnung davon hat. Der Obers-
te Rechnungshof hat von den Abläufen in einem
anderen Unternehmen im Zusammenhang mit drei In-
stitutionen keine Ahnung.

(Zuruf der Abgeordneten Margarete Bause
(GRÜNE))

Ich gestehe ihm jedoch zu, seine Sichtweise darzu-
stellen. Das ist eine ganz andere Sache. Die bezwei-
fle ich nicht.

Ich möchte Sie herzlich bitten, bei dieser Gelegenheit
Folgendes zu berücksichtigen: Seit ewigen Zeiten ist
es nicht nur bei uns, sondern auch in anderen Regie-
rungen ganz genauso. Ich habe mich in meiner Zeit
als Generalsekretär darüber wiederholt erkundigen
dürfen und müssen. In anderen Regierungen ist es
ganz genauso üblich, dass ein und dieselbe Mei-
nungsumfrageinstitution unterschiedliche Fragestel-
lungen hintereinander auch bei vergleichbaren Institu-
tionen abfragt. Selbstverständlich beantwortet unter
Umständen derjenige, der abfragt, nicht Gefragtes,
weil er weiß, dass die Frage das letzte Mal dabei war.
Dieses habe ich wiederholt erlebt. Oft hieß es: Die
Staatsregierung ist ganz anders unterwegs. Dabei ist
mir aufgefallen - - Solche Dinge hat es gegeben. Die
haben nichts mit dem Geld und nichts mit dem Auf-
trag zu tun. Ansonsten waren wir bei den Umfragen
weder an der Erstellung von Anfragen noch bei sonst
etwas beteiligt. Das war eine saubere Trennung, die
immer stattgefunden hat. So wahr ich hier stehe, kann
ich das für meine Amtszeit ausdrücklich sagen.

(Zurufe von der SPD, den Freien Wählern und
den GRÜNEN)

Ihre Vermutungen sind beim Oberbürgermeister von
München vielleicht angebracht, nicht bei uns.

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl: Bitte kom-
men Sie zum Schluss. Ihre zwei Minuten sind um.

Dr. Thomas Goppel (CSU): Ich möchte Sie sehr
herzlich bitten, eines zu bedenken. Im Laufe der
Jahre sind die Bedingungen in diesem Parlament für
alle Fragen, die wir miteinander erörtern, völlig verän-
dert worden. In vielem sind wir sehr viel empfindsa-
mer geworden. Wenn man etwas von der Vergangen-
heit nicht auf die Zukunft übertragen kann, ist es
unsere Pflicht, dies nicht zu tun. Die Rechnung von
heute sollte jedoch nicht auf die Rechnung der letzten
30 Jahre bezogen werden.

(Zuruf des Abgeordneten Markus Rinderspacher
(SPD))

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl: Herr Dr. Pia-
zolo, Sie haben gute zwei Minuten Zeit für Ihre Ant-
wort.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FW): - So viel Zeit brau-
che ich nicht. Sehr geehrter Herr Kollege, wenn ich
mich richtig erinnere, gibt es die Resonanzstudien
noch keine 30 Jahre. Wir sind von einem kürzeren
Zeitraum ausgegangen. Wenn Sie sagen, es seien 30
Jahre, müssen wir uns die Sache noch einmal genau-
er anschauen.

(Beifall bei den Freien Wählern, der SPD und den
GRÜNEN)

Die letzte Studie stammt, wenn ich mich richtig erin-
nere, aus der aktuellen Legislaturperiode. Insofern un-
terhalten wir uns über sehr aktuelle Dinge.

Mir ist etwas anderes aber viel wichtiger: Die Verfas-
sungsorgane sollten pfleglich miteinander umgehen.
Das versuchen wir schon. Ich persönlich schätze die
Arbeit des Obersten Rechnungshofes sehr. Ich kenne
dort auch einige Kollegen. Ich weiß, wie viel Mühe sie
sich geben. Die Äußerung, der Rechnungshof habe
keine Ahnung, gehört nicht hierher. Das ist kein guter
Stil. Das will ich hier nicht so stehen lassen.

(Beifall bei den Freien Wählern, der SPD und den
GRÜNEN)

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl: Herr Dr. Pia-
zolo, bitte bleiben Sie am Redepult. Es gibt eine wei-
tere Zwischenbemerkung von Frau Bause.

Margarete Bause (GRÜNE): Herr Dr. Piazolo, Sie
haben es gerade gesagt. Es ist erstaunlich, dass Herr
Dr. Goppel die Auffassung vertritt, der Oberste Rech-
nungshof wisse nicht, wovon er rede. Das finde ich
umso erstaunlicher, nachdem der Chef des Obersten
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Rechnungshofes, Herr Fischer-Heidlberger, vorher
jahrelang in der Staatskanzlei gearbeitet hat.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Prof. Dr. Michael Piazolo (FW): Ich will die Arbeit der
Beamten der Staatskanzlei überhaupt nicht bewerten.
Deswegen belasse ich es bei meiner vorherigen Stel-
lungnahme.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl: Die nächste
Wortmeldung für die FDP kommt von Herrn Hacker.

(Markus Rinderspacher (SPD): Linie halten!)

Thomas Hacker (FDP): Es ist gut, wenn die Erwar-
tung groß ist.

(Unruhe)

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl: Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, bitte Gelassenheit in jeder Rich-
tung. Bitte schön, Herr Hacker.

Thomas Hacker (FDP): Meine sehr geehrten Damen
und Herren! Ja, im Juli 2010 haben wir Kenntnis von
Resonanzstudien erhalten, die weder unseren Mitglie-
dern in der Staatsregierung noch anderen FDP-Man-
datsträgern bekannt waren. Am 29. September haben
wir das Thema in diesem Hohen Hause bereits einmal
behandelt. In der Zeit von Juli bis September ist die
Kritik, die wir an diesen Resonanzstudien gegenüber
der Öffentlichkeit und gegenüber unserem Koalitions-
partner geäußert haben, deutlich wahrnehmbar gewe-
sen. Am 29. September haben wir vonseiten der FDP
klargestellt, dass wir die Aufklärung wollen. Dem ent-
sprechenden Berichtsantrag haben wir damals zuge-
stimmt. Wir haben den Obersten Rechnungshof auf-
gefordert, dies zu prüfen. Das Ergebnis liegt
zwischenzeitlich vor. Wir fühlen uns in der Kritik, die
wir geäußert haben, bestätigt.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der Freien Wähler
und den GRÜNEN)

Damals haben wir festgelegt, dass wir als letzten und
abschließenden Schritt die Prüfung durch den Bun-
destagspräsidenten erwarten. Der Bundestagspräsi-
dent wird nun aufgefordert, seine Prüfung wieder auf-
zunehmen und fortzusetzen und zu einem Ergebnis
zu kommen. Meine Damen und Herren, spätestens
dann, wenn wir dieses Thema aller Voraussicht nach
in diesem Hohen Hause erneut diskutieren werden,
werden alle Fakten auf dem Tisch liegen. Aufklärung
ist notwendig. Ein Zwischenschritt ist eingeleitet. Alles
andere werden wir sehen.

(Beifall bei der FDP)

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl: Uns liegen
hier oben keine weiteren Wortmeldungen vor, sodass
wir die Aussprache für geschlossen erklären können.
Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Für beide Anträge
ist namentliche Abstimmung beantragt worden.

Wir stimmen zuerst über den Dringlichkeitsantrag der
SPD auf Drucksache 16/7106 ab. Sie finden die
Boxen wieder an den üblichen Stellen. Zum Abstim-
men haben Sie fünf Minuten Zeit. Mit der Abstimmung
kann jetzt begonnen werden. 

(Namentliche Abstimmung von 18.28 bis
18.33 Uhr)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, geben Sie bitte Ihre
restlichen Karten noch ab. Wir kommen zum Ende.
Die fünf Minuten sind um.

(Unruhe)

Wenn Sie mir bitte folgen würden, könnten wir zur Ab-
stimmung über den zweiten Dringlichkeitsantrag kom-
men - selbstverständlich aber nur dann, wenn Sie
Lust dazu haben. Im Moment sieht es nicht so aus.

Die nächste Abstimmung betrifft den Dringlichkeitsan-
trag auf Drucksache 16/7115. Das ist der Antrag der
Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN.

(Unruhe)

Darf ich um ein bisschen Ruhe bitten? Ich weiß, es
trifft hier vorne die Falschen.

Ich schlage vor, dass wir für diesen Abstimmungsvor-
gang lediglich drei Minuten ansetzen. Sie sind alle da,
deswegen bitte ich Sie, die Karten wie üblich in die
Urnen einzuwerfen. Ausgezählt wird draußen. Sie be-
kommen später das Ergebnis zur Kenntnis. Mit der
Abstimmung kann begonnen werden. 

(Namentliche Abstimmung von 18.34 bis
18.37 Uhr)

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wer will noch mal,
wer hat noch nicht? - Die drei Minuten sind um. Ich
bitte, die Kärtchen draußen auszuzählen. Die lieben
Abgeordneten bitte ich wieder, sich auf ihre Plätze zu
begeben. Alle, die sich jetzt hinsetzen, sind lieb.

Wir kommen jetzt zu etwas bodenständigeren The-
men, die sehr viel mit Erdverbundenheit zu tun haben.

Ich rufe auf:
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Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Tanja Schweiger, Alexander Muthmann
u. a. und Fraktion (FW)
Gleichwertige Lebensbedingungen in ganz Bayern
- Taten statt Worte! (Drs. 16/7107)

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten
Georg Schmid, Alexander König, Erwin Huber u.
a. und Fraktion (CSU),
Karsten Klein, Dr. Andreas Fischer, Thomas
Dechant u. a. und Fraktion (FDP)
Politik für gleichwertige Lebensbedingungen in
ganz Bayern konsequent fortsetzen (Drs. 16/7128)

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus
Rinderspacher, Annette Karl, Dr. Paul Wengert u.
a. und Fraktion (SPD)
Gleichwertige Lebensbedingungen statt
regionaler Disparitäten - nachhaltige Entwicklung
für ganz Bayern (Drs. 16/7129)

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Thomas Mütze, Ulrike Gote u. a. und
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Bericht des Zukunftsrats der Staatsregierung:
"Zukunftsfähige Gesellschaft in Bayern in der
fortschreitenden Internationalisierung" im
Landtag vorstellen! (Drs. 16/7130)

Ich würde gerne die gemeinsame Aussprache eröff-
nen, möchte aber, bevor ich dies tue, darum bitten,
dass alle, die hier zu Zweier-, Dreier- oder Fünferge-
sprächen versammelt sind, die Gespräche vor dem
Saal führen. Sonst wäre es sehr schwierig für diejeni-
gen, die reden müssen.

(Unruhe)

- Wir machen heute nur bis 22.30 Uhr. Der Rest wird
dann verschoben. Frau Kollegin Schopper, möchten
Sie in die CSU-Fraktion verortet werden?

(Heiterkeit - Theresa Schopper (GRÜNE): Böse!
Böse!)

Ich rufe für die Freien Wähler Herrn Muthmann auf.

Alexander Muthmann (FW): Frau Präsidentin, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Gleichwertige Lebensbe-
dingungen in ganz Bayern sind nicht nur eine Aufga-
be, sondern auch eine rechtliche Verpflichtung für die
Staatsregierung. Das Bekenntnis dazu haben wir von
der Staatsregierung immer wieder vernommen. Wir
haben auch heute einen nachgezogenen Dringlich-

keitsantrag der CSU und der FDP zu diesem Thema.
Sie bringen damit dieses Bekenntnis auch wieder zum
Ausdruck. Ein Bekenntnis allein genügt aber nicht.
Wir müssen dafür auch etwas tun. Wir brauchen
Taten statt Worte, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Ich will Sie einmal an Ihre Worte erinnern. Mit dem
Anliegen, für gleichwertige Lebensverhältnisse in
ganz Bayern sorgen zu müssen, ist die Einsetzung
des Staatssekretärsausschusses ausdrücklich be-
gründet worden. Wir beobachten ihn jetzt schon seit
geraumer Zeit. Das Ergebnis ist null Komma null.

Die Beispielsregionen wurden angekündigt, um an-
hand dieser Beispielsregionen unter Beweis zu stel-
len, wie ausgeglichene Lebensverhältnisse auch in
Regionen mit Schwierigkeiten hergestellt werden kön-
nen. Das Ergebnis ist null Komma null.

Im Dezember wurde der "Aufbruch Bayern" angekün-
digt.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Darauf
warten wir heute noch!)

- Und auch noch länger! Für den Raum, aus dem ich
komme, hat die Bayerische Staatsregierung erläutert,
der "Aufbruch Bayern" bestehe darin, dass ein maro-
des Polizeigebäude durch ein neues ersetzt wird.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Res-
pekt!)

- Respekt! Das ist innovativ, nachhaltig und auch das,
was die Region wirklich braucht. Es ist eine pure
Selbstverständlichkeit, dass der Dienstherr ein maro-
des Gebäude durch ein neues ersetzt, damit die Mi-
tarbeiterinnen und Mitarbeiter - in diesem Fall tüchtige
Polizistinnen und Polizisten - vernünftig arbeiten kön-
nen.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Aber "Aufbruch Bayern", ein innovatives, nachhaltig
tragfähiges Struktur- und Wirtschaftskonzept, sieht
anders aus. Die Regionen treten auf, um die Europa-
region zu etablieren und sich zu entwickeln. Dazu
wird seitens der Staatsregierung gesagt, das sei ganz
prima, wenn sich die Regionen in einer solchen Euro-
paregion mit Blick über die Grenzen zusammen-
schlössen. Kompetenzen sind aber nicht zu erwarten.
Zu guter Letzt erwartet die Staatsregierung tägliche
Huldigungen dafür, dass mit den FH-Ausgründungen
in die ländlichen Regionen die ohnehin finanzschwa-
chen Kommunen dem Freistaat Bayern Verwaltungs-
und FH-Gebäude bauen "dürfen", um die staatlichen
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Aufgaben zu erfüllen, die andernorts in den Zentren
selbstverständlich mit staatlichen Mitteln erbracht wer-
den. Auch diese Geschichte wird den ländlichen Re-
gionen nicht gerecht.

Nun zum Zukunftsrat: Die "Abhängestrategie" ist ein
Thema. Wie begegnen Sie dem? - Mit Distanzieren,
mit Beschwichtigen und, wie zu erwarten war, mit
einem "Weiter so". Ich will den Antrag der CSU und
der FDP, der im Wesentlichen das "Weiter so" zum In-
halt hat, mit zwei Zahlen verdeutlichen. Zwischen
1999 und 2009 gab es in Oberbayern bei den sozial-
versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen
ein Plus von 9,5 %, in Oberfranken ein Minus von
4 %. Die Zahlen innerhalb eines Regierungsbezirks:
Im Landkreis Landshut gab es ein Plus von 11 % und
im Landkreis Freyung-Grafenau ein Minus von 9,9 %.
Trotzdem begegnen Sie den Erwartungen aus den
Regionen mit einem "Weiter so". Das können wir nicht
mittragen. Das kann nicht sein. Wir erheben an dieser
Stelle deutlich die Forderung: Lassen Sie die "Be-
schwichtigungsarien". Die glaubt Ihnen in diesen Re-
gionen ohnehin niemand mehr.

(Beifall bei den Freien Wählern und Abgeordne-
ten der SPD)

Stellen Sie endlich unter Beweis, dass Sie in der Lage
sind, das, was Sie ankündigen, auch umzusetzen. Sie
können unserem Antrag eine Reihe von Beispielen
entnehmen, wo und wie Sie das unter Beweis stellen
können und sollen.

In Ihrem Antrag reden Sie von einer "wie bisher best-
möglichen Förderung". Wissen Sie denn nicht, was
bestmöglich ist? Sie machen das jedenfalls nicht. Es
ist leicht zu belegen, dass das, was Sie tun und was
Sie behaupten, nicht dasselbe ist. Das ist in der Politik
sehr gefährlich. Sie jedenfalls tun bisher nicht das
Bestmögliche. Wenn Sie es später tun, bekommen
Sie unsere Anerkennung. Tun Sie es endlich, weil es
die Regionen brauchen!

(Beifall bei den Freien Wählern und Abgeordne-
ten der SPD)

Auch bei der Verlagerung von Behörden und Arbeits-
plätzen im öffentlichen Bereich wird hinhaltend agiert.
Seit Monaten warten wir auf klare Bekenntnisse. Man
muss nicht alles in gleicher Sekunde ankündigen und
entscheiden. Man muss das mittelfristig machen,
damit die Mitarbeiter planen können. Dafür gibt es kei-
nerlei Ansatzpunkte und Strategien. Da muss mehr
gemacht werden.

Der Vollständigkeit halber will ich auf die Infrastruktur
für Breitband eingehen. Auch zu diesem Thema lohnt
es sich, das Gutachten des Zukunftsrates zu lesen.

Bezüglich der Infrastruktur, Förderpolitik und Breit-
bandentwicklung in den ländlichen Räumen gibt es er-
heblichen Nachholbedarf. Die weiteren Themen kön-
nen Sie unserem Antrag entnehmen.

Ich bitte um Zustimmung zu unserem Antrag. Wir wer-
den dem Antrag der SPD und dem Berichtsantrag der
GRÜNEN zustimmen. Einem "Weiter so" können und
dürfen wir in Verantwortung für die schwächeren Re-
gionen in unserem Lande keinesfalls zustimmen. Es
muss mehr kommen. Die Menschen, die das Gutach-
ten des Zukunftsrates bis ins Mark erschüttert hat, be-
obachten, ob neben den "Beschwichtigungsarien"
mehr kommt als nur warme Worte; das erwarten sie
auch.

(Beifall bei den Freien Wählern und Abgeordne-
ten der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl: Bevor ich
Herrn König an das Redepult bitte, gebe ich bekannt,
dass für den Dringlichkeitsantrag der CSU und der
FDP auf Drucksache 16/7128 namentliche Abstim-
mung beantragt worden ist. Herr König, bitte schön.

Alexander König (CSU): Frau Präsidentin, Kollegin-
nen und Kollegen! Der soeben vorgetragene Vorwurf
der Freien Wähler, wie es im Antrag heißt, den "An-
kündigungen Taten folgen zu lassen", und auch die
Aufforderung der SPD, wie es im Antrag heißt, ein
"Bekenntnis zum Ausbau der Infrastruktur im ländli-
chen Raum" abzugeben, gehen an der Realität in un-
serem Land vorbei.

(Beifall des Abgeordneten Bernd Sibler (CSU))

Die Staatsregierung hat nicht nur das ganze Land im
Blick, sondern sie entwickelt entsprechend dem in der
Verfassung festgeschriebenen Staatsziel der Schaf-
fung gleichwertiger Lebensverhältnisse alle Landes-
teile, insbesondere unsere ländlichen Räume mit
ihren sehr unterschiedlichen Strukturen, Vorausset-
zungen und natürlich auch Problemlagen. Wer hat
denn, Kolleginnen und Kollegen, die Universitäten
und Fachhochschulen in allen Landesteilen, von
Aschaffenburg bis Rosenheim und von Ansbach bis
Weiden, geschaffen und ausgebaut? - Die Staatsre-
gierung. Wer gründet und baut Technologiezentren,
die ich wegen der kurzen Redezeit gar nicht alle auf-
zählen kann: in Freyung, Cham, Spiegelau usw.? -
Die Staatsregierung. Wer setzt 47 Millionen Euro zum
Ausbau des Breitbandnetzes ein, wovon bisher schon
über 1.000 Gemeinden profitiert haben? -

(Zuruf von der SPD: Der Steuerzahler!)

Die Staatsregierung. Wer bringt die Elektromobilität
nach Bad Neustadt an der Saale in Nordbayern und
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nach Garmisch-Partenkirchen in Südbayern? - Die
Staatsregierung. Wer fördert die Landwirtschaft und
die ländliche Entwicklung durch höhere Fördermittel
als jedes andere Bundesland? -

(Zuruf von den GRÜNEN: Der Steuerzahler!)

Die Staatsregierung, CSU und FDP.

Meine Damen und Herren, wer hat in den letzten zehn
Jahren von 1,1 Milliarden Euro an Mitteln für die regi-
onale Wirtschaftsförderung rund 850 Millionen Euro in
die Regierungsbezirke Oberfranken, Oberpfalz und
Niederbayern gepumpt? -

(Zurufe von der SPD, den Freien Wählern und
den GRÜNEN: Die Steuerzahler!)

Die Staatsregierung. Kolleginnen und Kollegen, die
Beispiele machen deutlich: CSU und FDP reden nicht
nur von einer zielgerichteten Förderung der ländlichen
und peripheren Teilräume, wir machen sie wirklich.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wenn ich sage, dass die Arbeitslosigkeit im Landkreis
Hof, wo ich herkomme, im Dezember 2010 bei 4,8 %
lag - schauen Sie in der Statistik nach -, in der Lan-
deshauptstadt München hingegen bei 5,2 %, dann
macht das doch deutlich, dass unsere Förderung Er-
folg hat. Diese erfolgreiche Politik für ganz Bayern
und für alle Teilräume Bayerns werden wir fortsetzen.
Unser besonderes Augenmerk gilt den ländlichen
Räumen. Sie sind eigenständige, zukunftsfähige Le-
bens- und Entwicklungsräume und nicht Rückzugs-,
Erholungs- oder Schlafräume für Pendler. Das sei hier
noch einmal ganz deutlich gesagt.

(Lebhafter Beifall bei der CSU und der FDP)

Ich will Ihnen das am Beispiel meiner eigenen Heimat
darstellen. Im Hofer Land haben Sie nicht nur eine
tolle Umwelt, eine schöne Landschaft und eine hohe
Lebensqualität, sondern vielmehr will ich Ihnen darle-
gen, damit Sie alle dazulernen: Im Hofer Land gibt es
den größten Schal-Hersteller der Welt, den größten
Biohändler Europas, die größte Lederfabrik Deutsch-
lands. Der größte Arbeitgeber ist die Firma Rehau AG
in Rehau. In jeder Gemeinde gibt es namhafte Mittel-
ständler, viele Weltmarktführer, wie beispielsweise
einen Polstermöbelhersteller oder einen Hersteller
von Herzschrittmachern, nicht zu vergessen all die
Hersteller von Automobilteilen, ohne die unsere Autos
überhaupt nicht fahren würden.

(Peter Meyer (FW): Und was ist mit der Abwan-
derung?)

Es gibt, auch wenn das noch nicht jeder begreift, auch
ländliche Räume mit extrem hoher Industriedichte mit
Weltmarktführern und mit großen Zukunftschancen.

(Peter Meyer (FW): Und Abwanderung!)

Wir werden deshalb auch künftig alle Landesteile
gleichberechtigt weiterentwickeln. Alle Landesteile
haben ein Recht auf Zukunft. Ich verweise auf das
Grundsatzprogramm der CSU, in dem auf Seite 134
steht: "Wir schreiben keinen Raum ab. Für jede Regi-
on sind differenzierte und auf die regionalen Gege-
benheiten abgestimmte Entwicklungsstrategien not-
wendig".

(Dr. Thomas Beyer (SPD): Eben!)

So machen wir das, und daran halten wir fest.

(Zurufe der Abgeordneten Christa Naaß (SPD))

Kolleginnen und Kollegen, wir können die demografi-
sche Entwicklung nicht aufhalten, auch Sie nicht,
auch wenn Sie immer so tun, als ob Sie das könnten.
Wir müssen gegen den vermeintlich unabwendbaren
Trend der Abwanderung in die Ballungszentren an-
kämpfen, und zwar mit noch besserer Infrastruktur,
durch gezielte Einzelförderung zur Schaffung zu-
kunftsfähiger Arbeitsplätze und natürlich auch durch
mehr und höhere Bildungsabschlüsse gerade im länd-
lichen Raum.

Was das Thema Gutachten angeht, so sage ich hier
ganz deutlich: Ein Gutachten ist ein Gutachten! Die
dort niedergeschriebenen Ideen müssen hinsichtlich
ihrer Praktikabilität zur Zielerreichung überprüft wer-
den. Ein Gutachten ist aber keine Politik. Die Politik
machen noch immer wir, CSU und FDP gemeinsam
mit der Staatsregierung!

(Lebhafter Beifall bei der CSU und der FDP)

Ich gebe zu, Kolleginnen und Kollegen, wir können
nicht zaubern. Im Gegensatz zu Ihnen tun wir aller-
dings auch nicht so, als ob wir das könnten. Die Men-
schen können sich aber auf eines verlassen, nämlich
darauf, dass wir unsere erfolgreiche Politik für die
ländlichen Teilräume Bayerns und für die peripheren
Teilräume weiter fortsetzen werden.

(Unruhe bei der SPD)

Ich bitte Sie deshalb um Zustimmung zum Antrag von
CSU und FDP.

(Markus Rinderspacher (SPD): Nein!)

Ich bitte Sie darüber hinaus um Zustimmung zum Be-
richtsantrag der GRÜNEN, dem wir sehr gerne zu-
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stimmen. Sie werden, wenn Sie von der SPD und von
den Freien Wählern Ihre eigenen Anträge noch ein-
mal durchlesen, verstehen, weshalb wir für diese An-
träge kein Verständnis haben. Sie enthalten Formulie-
rungen, die für uns überhaupt nicht zustimmungsfähig
sind.

(Lebhafter Beifall bei der CSU und der FDP - Zu-
rufe: Bravo, bravo! - Peter Meyer (FW): Wir
haben dafür auch kein Verständnis!)

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl: Die Freien
Wähler haben für die Drucksache 16/7107 ebenfalls
namentliche Abstimmung beantragt. Die nächste
Wortmeldung ist von Herrn Dechant. Bitte schön,
kommen Sie zu uns nach vorn.

Thomas Dechant (FDP): Sehr verehrtes Präsidium,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir beraten einen An-
trag der Freien Wähler, der die Überschrift trägt:
"Gleichwertige Lebensbedingungen in ganz Bayern -
Taten statt Worte!". Das ist ein sehr markiger Aus-
spruch, und ich muss sagen, dass er mich in gewis-
sem Maß in Rage bringt.

(Lachen bei den Freien Wählern)

Der Antrag unterstellt, dass wir nichts tun.

(Peter Meyer (FW): Genau das!)

Er unterstellt, dass wir nicht handeln, den ländlichen
Raum nicht fördern und entwickeln würden. Das Ge-
genteil ist der Fall!

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Herr Kollege König hat Beispiele aufgezählt, was wir
alles tun, um den ländlichen Raum zu fördern. Was
mich aber so richtig auf die Palme bringt, ist diese
Formulierung "nachhaltige Impulse für Arbeitsplätze
und Ausbildung, z. B. durch die Verlagerung von Be-
hörden". Für die Oberpfalz haben wir beschlossen,
das Amt für Ländliche Entwicklung von Regensburg
nach Tirschenreuth zu verlagern. Wer hat dagegen
gekämpft? - Eine Kollegin aus Ihrer Fraktion! Wenn es
weh tut, dann seid ihr dagegen, aber im Allgemeinen
seid ihr dafür. So geht das nicht, so kann man keine
Politik machen!

(Beifall bei der FDP und der CSU - Alexander
König (CSU): Sehr richtig!)

Ihr müsst, wenn ihr solche großen Worte schon
aussprecht, ganz konkret aufschreiben, was ihr vor-
habt. Behauptet nicht nur blumig, wir könnten, wir soll-
ten, wir müssten verstärkt, intensiver, besser und
bestmöglich. - Schreibt hin, was ihr wollt, damit auch

die Leute, die davon beeinträchtigt werden, merken,
was ihr mit ihnen vorhabt. Schreibt auf, was es kostet
und welche Folgen damit verbunden sind.

(Beifall bei der FDP und der CSU - Peter Meyer
(FW): Es geht um sinnvolle Verlagerungen!)

- Ja, genau, es geht um sinnvolle Verlagerungen.
Richtig. Es gibt gegen jede Verlagerung das eine oder
andere sinnvolle Gegenargument.

(Zurufe der Abgeordneten Christa Naaß (SPD)
und Maria Scharfenberg (GRÜNE))

Dieses wunderbare Papier, das die Freien Wähler
hier vorgelegt haben und das einige Maßnahmen so
schön blumig beschreibt, das von Intensivieren und
sonst etwas redet, ist dazu da, dass wir es ablehnen,
weil nichts Konkretes enthalten ist. Es ist dazu da,
dass ihr wieder draußen herumlaufen und gegen uns
Stimmung machen könnt.

(Unruhe bei der SPD und den Freien Wählern)

Wie wir schon an den Arbeitslosenzahlen erkennen
können, wenn man beispielsweise Hof mit der Lan-
deshauptstadt München vergleicht, sind wir sehr wohl
auf dem richtigen Weg. Wir haben inzwischen eine
vierstellige Anzahl von Kommunen beim Breitband-
ausbau gefördert. Ihr schreibt irgendwo hinten in
eurer Begründung, dass wir noch von 1 Mbit/s spre-
chen, während in Baden-Württemberg schon über
15 Mbit/s geredet wird. Wir reden logischerweise auch
schon von mehr, und es wird auch mehr passieren.
Das ist eine neue Technik, die jetzt im Moment neu
eingeführt wird und die im ländlichen Raum noch viele
Lücken schließen wird.

Ich frage mich immer, ob das, was ihr tut, nicht dazu
führt, dass man den ländlichen Raum schlechtredet.
Vielleicht führt dieses Gerede gerade dazu, dass die
Leute aus dem ländlichen Raum abwandern.

(Unruhe bei der SPD und den Freien Wählern)

Ich jedenfalls bin gern im ländlichen Raum, ich wohne
gern in meinem Dorf, und ich nehme dafür auch gern
den einen oder anderen Nachteil im Verhältnis zum
Leben in der Stadt in Kauf. Ich habe etwas weiter zum
nächsten Geschäft, doch dafür habe ich ein stabiles
soziales Umfeld. Ich habe wunderbare Nachbarn, ich
habe Ruhe, ich habe - -

(Christa Naaß (SPD): Kühe!)

- Ja, ich habe Kühe.

(Lachen bei der SPD, den Freien Wählern und
den GRÜNEN)
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Ich habe Platz, ich habe gute Luft und vieles mehr.
Ich habe eine Menge - -

(Zuruf)

- Ich gebe jetzt lieber nicht wieder, was der Kollege
zugerufen hat, sonst gibt es hier noch tief fliegende
Gegenstände im Plenarsaal, und das wollen wir nicht.

Wir haben uns klar von den Inhalten des Berichts des
Zukunftsrates distanziert. Wir werden den Empfehlun-
gen nicht folgen, sondern wir werden weiter daran ar-
beiten, die bayerischen Räume gleichwertig zu entwi-
ckeln. Wir wollen, dass sich jeder zu Hause
wohlfühlen kann. Vor allem wollen wir, dass jeder bei
sich zu Hause Entwicklungschancen hat, über Bil-
dung, Infrastruktur und so weiter. Wir wollen, dass
jeder hier in Bayern ein gutes Leben führen kann.

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl: Herr De-
chant, erlauben Sie eine Zwischenfrage?

Thomas Dechant (FDP): Nein, ich bin gleich fertig.
Dann stehe ich für Zwischenfragen zur Verfügung.
Wir werden die Anträge der Freien Wähler und der
SPD ablehnen, weil beide auf das Gleiche abzielen
und beide nur den Zweck haben, etwas zu behaup-
ten, was nicht der Fall ist. Wir tun nämlich nicht nichts,
sondern wir tun etwas. Dem Antrag der GRÜNEN
werden wir selbstverständlich zustimmen.

(Beifall bei der FDP und der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl: Wir haben
zwei Zwischenbemerkungen, zuerst die von Herrn
Dr. Rabenstein. Bitte.

Dr. Christoph Rabenstein (SPD): Herr Kollege De-
chant, ich komme aus Oberfranken, und auch ich
fühle mich dort in der Region sehr wohl. Wenn wir ir-
gendetwas kritisieren, dann reden wir nicht die Region
schlecht, sondern wir sagen, wie es ist. Das ist der
große Unterschied.

(Lachen des Abgeordneten Dr. Thomas Goppel
(CSU))

Ich habe zwei Fragen an Sie. Zunächst einmal: Wenn
die Entwicklung des ländlichen Raumes so gut ist und
so gut war, wie Sie das darstellen, wie erklären Sie
sich dann, erstens, dass der Raum Wunsiedel in den
letzten Jahren 10 % seiner Bevölkerung verloren hat?
Zweitens, wie erklären Sie sich, dass durch den de-
mografischen Wandel, wenn es nach den Plänen der
Staatsregierung geht, sowohl der Bezirk Oberfranken
als auch der Bezirk Oberpfalz je einen Abgeordneten
zugunsten von Oberbayern verlieren? Wie erklären
Sie sich das dann?

(Margarete Bause (GRÜNE): Das kommt auf den
Abgeordneten an!)

Thomas Dechant (FDP): Herzlichen Dank. Gegen
die Demografie an sich, dagegen, dass wir dort Bevöl-
kerung verlieren, kann man aus politischer Sicht teil-
weise herzlich wenig tun.

(Unruhe)

Wenn die Leute aus unterschiedlichsten Gründen
keine Kinder mehr bekommen - -

(Zuruf von der SPD: Es geht doch um Demogra-
fie!)

- Wir haben die Alterung, das ist Demografie. Wenn
die jungen Menschen andere Schwerpunkte in ihrem
Leben setzen, dann müssen wir das ein Stück weit
akzeptieren. Was wir tun können - und das tut die Ba-
yerische Staatsregierung -: Wir schaffen überall eine
brauchbare Infrastruktur. Wir schaffen überall eine
brauchbare Verkehrsinfrastruktur, auch ÖPNV, und
wir schaffen überall eine vernünftige Bildungsinfra-
struktur, sodass die Menschen eine reelle Chance
haben, dort ein selbstbestimmtes vernünftiges Leben
zu führen. Das nehmen auch viele nach wie vor wahr.
Herr Kollege, Sie selbst fühlen sich dort wohl, und ich
fühle mich dort auch wohl und werde dort bleiben. Ob
meine Tochter das auch tun wird, weiß ich nicht. Ich
werde auf jeden Fall dafür sorgen, dass sie sich dort
wohlfühlen kann. Dass es manche Menschen woan-
ders hinzieht, hatten wir schon immer.

(Zurufe von der SPD)

- Logisch, das ist halt so. Aber es kommen auch Men-
schen zurück. Darum werden wir nach wie vor alles
tun, damit dieser Raum attraktiv bleibt.

(Beifall bei der FDP)

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl: Danke
schön, Herr Kollege. - Ich möchte bekannt geben,
dass auch die SPD namentliche Abstimmung zur
Drucksache 16/7129 beantragt hat.

Zur nächsten Zwischenbemerkung, Herr Meyer, bitte.

Peter Meyer (FW): Herr Kollege Dechant, als Sie an-
gekündigt haben, dass Sie etwas in Rage versetzt,
bin ich richtig erschrocken. Aber jetzt frage ich Sie:
Wenn die Staatsregierung so eine erfolgreiche Politik
gemacht hat, dann erklären Sie mir bitte, warum gera-
de in Ostoberfranken immer mehr Gemeinden ihre
Haushalte nicht ausgleichen können, warum immer
mehr Schulen geschlossen werden, warum die Zahl
der sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnisse
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zurückgegangen ist, warum die Hochschulabsolven-
ten reihenweise abwandern. Sie haben nämlich keine
Möglichkeit, dort weiterbeschäftigt zu werden. Das
war nur ein kurzer Abriss. Wo ist da die erfolgreiche
Politik?

Thomas Dechant (FDP): Lieber Herr Kollege, wir be-
treiben eine erfolgreiche Politik mit Rahmenbedingun-
gen, die dort auch ein Stück weit wirken. Man sieht es
an der Angleichung der Arbeitslosenzahlen über die
Regionen hinweg. Wir sind seit etwas mehr als zwei
Jahren mit in der Regierungsverantwortung. In diesen
zwei Jahren ist wahnsinnig viel passiert.

(Florian Streibl (FW): Was denn? - Tanja Schwei-
ger (FW): Was denn?)

Es ist wahnsinnig viel passiert, was den Breitband-
ausbau, was die Schaffung von Hochschulplätzen im
ländlichen Raum betrifft. Das ist genau die Grundvo-
raussetzung. Es dauert einfach seine Zeit, bis das
wirkt. Kein Mensch kann zaubern, auch Sie können
nicht zaubern. Der Kollege hat es schon gesagt, Sie
tun nichts anderes, als zu behaupten, dass wir nichts
tun. Das entspricht nicht der Wahrheit. Zaubern könnt
auch ihr nicht.

(Beifall bei der FDP)

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl: Danke, Herr
Kollege. - Bitte schön, Frau Karl für die SPD.

Annette Karl (SPD): Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Es gibt ein geflügeltes Wort in der
Politik: Wenn ich nicht mehr weiter weiß, dann gründ’
ich einen Arbeitskreis. Nach meiner Auffassung ist
das genau die Handlungsmaxime der Staatsregierung
bei den Themen Demografie, ländlicher Raum und
Abwanderung.

(Beifall bei der SPD)

Zuerst haben wir einen Staatssekretärsausschuss. Da
geht nichts voran. Dann wird die Bildung einer Stabs-
stelle in der Staatskanzlei angekündigt. Davon hat
man gleich gar nichts mehr gehört. Jetzt haben wir
einen Kabinettsausschuss, der sich genau ein Jahr
Zeit nimmt, um dann zu verkünden, was er in den
nächsten Jahren zu tun gedenkt. Liebe Kolleginnen
und Kollegen, und schon wieder geht ein Jahr für den
ländlichen Raum verloren;

(Beifall bei der SPD)

denn der ganze Gremienaktionismus ersetzt keine po-
litische Arbeit. Die Herausforderungen sind bekannt.
Die regionalen Disparitäten nehmen zu. Ich brauche
das nicht zu wiederholen. Die Politik der Staatsregie-

rung, in die viele Steuergelder geflossen sind, nämlich
die Starken zu stärken, ist gescheitert, was man er-
kennt, wenn man sich die Disparitäten anschaut.

(Beifall bei der SPD)

Wir in den ländlichen Regionen sind nämlich keine
Anhängsel irgendwelcher Leistungszentren, wie dies
der Zukunftsrat suggeriert. Wir sind Regionen mit ei-
genem Profil, eigenem Potenzial, eigenen Chancen
und eigenen Herausforderungen. Für die Bewältigung
dieser Herausforderungen hilft es nicht, nur die städt-
ische Brille aufzusetzen. Es hilft genauso wenig, sich
ständig in Selbstlob zu ergehen.

(Beifall bei der SPD)

Es geht darum, die endogenen Entwicklungen in den
Regionen zu verstärken. Deshalb fordern wir Regio-
nalbudgets; denn die Kompetenzträger vor Ort wissen
am besten, wie man die Gelder verwenden kann.

(Beifall bei der SPD)

Beim CSU-Antrag stellt sich mir die Frage, warum
überhaupt ein Gremium nach dem anderen gegründet
wird, wenn alles so perfekt ist, wie Sie schreiben.
Dabei ist es ja - das hat das Kabinett gestern festge-
stellt - eine der größten Herausforderungen der Politik
in diesen Jahren, die es anzupacken gilt.

Wir begrüßen im CSU-Antrag das klare Bekenntnis
zur Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse,
auch von der FDP. Dieses Lippenbekenntnis muss
aber einen Niederschlag in Taten finden. Die Staats-
regierung ist wirklich ein Ankündigungsweltmeister.
Wenn sie in der Umsetzung auch noch Kreismeister
wäre, wäre das ein wahnsinniger Erfolg für die ländli-
chen Regionen. Wir hoffen, dass hier endlich etwas
passiert.

(Beifall bei der SPD)

Beim CSU-Antrag werden wir uns der Stimme enthal-
ten, den anderen Anträgen stimmen wir zu.

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl: Danke, Frau
Karl. - Für das BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bitte ich
Herrn Mütze ans Redepult. Bitte schön.

Thomas Mütze (GRÜNE): Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin. Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bin ganz
froh, dass wir das Thema über die Dringlichkeitsanträ-
ge ins Plenum gezogen haben. Das kann aber nur ein
Anfang der Debatte über die Zukunft des ländlichen
Raumes und der Metropolregionen sein. Wir müssen
beides zusammen denken. Das kann nur der Einstieg
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sein. Ich bin dankbar, dass die Kolleginnen und Kolle-
gen, die bisher gesprochen haben, gesagt haben,
dass sie unseren Berichtsantrag unterstützen, näm-
lich den Bericht, der vom Zukunftsrat gegeben wurde,
in den Landtag zu holen und im Landtag zu debattie-
ren, wo er hingehört, und nicht in irgendwelchen Gre-
mien wie dem Staatssekretärsausschuss. Das ist
ganz nett, aber entschieden und umgesetzt wird hier
im Landtag. Deswegen gehört die Debatte hierher.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich denke, wir sind
uns einig, dass es nicht sein kann, dass in einer Stu-
die, etwa der des Zukunftsrats, der Eindruck erweckt
wird, dass bestimmte Regionen in der Weiterentwick-
lung Bayerns nicht beachtet werden sollen. Das hat
drei Regionen besonders betroffen. Die Kolleginnen
und Kollegen aus diesen Regionen haben sich auch
in dieser Richtung geäußert. Es kann nicht sein, dass
sich diese Regionen für ihre weitere Entwicklung au-
ßerhalb orientieren müssen. Auch alle Äußerungen
der Staatsregierung nach der Veröffentlichung lassen
hoffen, dass es so nicht gemeint war. Der Zukunftsrat
hat sich in diese Richtung vergaloppiert. Aber eines
ist ihm gelungen: Wir sind heute hier und debattieren
mit vollem Engagement. Das ist schon mal was.

Diese Vorstellung, es gebe bestimmte Zugpferde in
Bayern, um die sich die anderen herumgruppieren
sollen, war nur ein Vorschlag von vielen, die der Zu-
kunftsrat gemacht hat. Ich nenne mal ein paar.

Er hat Vorschläge gemacht zur Kinderbetreuung und
zum Ausbau des Nahverkehrs in Bayern. Er hat sich
für lokale Energiekreisläufe stark gemacht oder für
den ökosozialen Ausbau unserer Wirtschaftsform in
Bayern. Das sind ganz interessante Vorstellungen,
die ich in keiner Weise sofort in Bausch und Bogen
verdamme, sondern über die ich gerne mit Ihnen,
liebe Kolleginnen und Kollegen, debattieren möchte.

Deswegen haben wir den Antrag gestellt, diese De-
batte hier hereinzuziehen.

Zum Antrag der Freien Wähler: Es freut mich, dass ihr
unserem Antrag zustimmt, aber wir werden uns bei
eurem Antrag enthalten. Natürlich sehen wir einen flä-
chendeckenden Breitband-Ausbau, womöglich noch
mit dem Glasfasernetz, positiv, obwohl wir schon ge-
hört haben, was so etwas kostet. Das unterstützen
wir. Negativ finden wir allerdings das Ansinnen einer
Verlagerung von Verwaltung um jeden Preis. Wir hal-
ten das nicht immer für richtig. Die Verlagerung des
Landesamtes für Statistik und Datenverarbeitung
nach Nürnberg haben wir nicht für gut gehalten, eben-
so wenig die Verlagerung des Amtes für Ländliche
Entwicklung nach Tirschenreuth. Diesen Kurs werden
wir weiterhin fahren.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir schauen uns jede Verlagerung genau an. Verla-
gern, "nur" - "nur" jetzt in Anführungszeichen - um
etwas zu verlagern, das muss nicht sein.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Freien Wäh-
lern, eines wollen wir vor allen Dingen vermeiden:
eine Bevorzugung beenden, diese aber durch eine
andere ersetzen. Wir können also nicht Politik gegen
die Metropolregionen Nürnberg und München ma-
chen. Wir müssen eine gemeinsame Politik für Bayern
machen. Deswegen enthalten wir uns zu eurem An-
trag.

Genauso enthalten wir uns zu dem Antrag von CSU
und FDP. Das kennen wir: "Konsequent wie bisher
werden wir an dem Problem arbeiten." Das ist nett ge-
meint, aber noch nicht nett gemacht.

Was die SPD angeht, so hat sie einen interessanten
Aspekt in die Debatte eingebracht, nämlich die Lan-
desentwicklung aus dem Blickwinkel der Regionen zu
gestalten. Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir kön-
nen uns hier, aus Münchner Sicht, sicherlich über die
Rahmenbedingungen unterhalten, aber die Regionen
vor Ort haben die Ideen und wissen eigentlich am
besten, wie sie diese umsetzen können. Wir müssen
ihnen die Kompetenzen und die Mittel dafür geben,
dass sie diesen Weg beschreiten können. Von den
Landrätinnen und Landräten sowie den Oberbürgerm-
eistern in Niederbayern wird er gegangen; sie machen
jetzt ihr eigenes Programm, weil sie sauer sind. Aber
ich hoffe, wir können die Debatte im Landtag wieder
zusammenführen. Ich würde mich freuen, wenn uns
das gelänge.

(Beifall bei den GRÜNEN und den Freien Wäh-
lern)

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl: Danke, Herr
Kollege Mütze. - Zum Schluss hat sich die Staatsre-
gierung zu Wort gemeldet. Bitte, Frau Staatssekretä-
rin Hessel.

Staatssekretärin Katja Hessel (Wirtschaftsministeri-
um): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen! Über den Antrag der Freien Wähler ist
schon intensiv gesprochen worden; von vielen Frakti-
onen ist auch Kritik geübt worden. Ich kann sagen:
Ein Stück weit bin ich enttäuscht. Das ist mittlerweile
der dritte Berichtsantrag zum gleichen Thema.

(Zuruf von den Freien Wählern: Wir haben keinen
Berichtsantrag gestellt!)

- Wir sollen bis Juli wieder über Maßnahmen berich-
ten. Lesen Sie doch bitte Ihren Antrag.
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Also: Allgemeine Forderungen, keine konstruktiven
Vorschläge, Pauschalkritik.

Was ich besonders schön finde: Gestern hat die
Staatsregierung beschlossen, die Zusammenarbeit zu
den Themen Bundeswehrreform, Effizienz der Ver-
waltungsstrukturen und demografischer Wandel res-
sortübergreifend durch einen Kabinettsausschuss
weiter zu intensivieren.

(Zuruf von der SPD: Warum erst jetzt?)

Heute fordern Sie uns auf, wir sollten zu diesen The-
men handeln. Den Bericht kann ich sogar heute
schon bieten: Der Kabinettsausschuss ist eingesetzt. -
Insoweit haben wir Ihre Forderung vorweggenommen.

(Beifall bei der FDP und der CSU)

Aber vielleicht sollten wir noch einmal festhalten: In
Bayern wie in anderen Ländern entwickeln sich
Räume aus ökonomischer Sicht unterschiedlich. Wer
dies jedes Mal mantrahaft beschwört, sollte einmal die
Fakten zur Kenntnis nehmen. Daraus ergibt sich,
dass man der Realität nicht gerecht wird, wenn man
die Lage in Bayern jedes Mal künstlich schlechtredet.
Fakt ist, dass sich der ländliche Raum in Bayern -
auch im Verhältnis zu unseren bundesweit wettbe-
werbsfähigen Verdichtungsräumen - positiv entwickelt
hat.

(Beifall bei der FDP und der CSU)

Der Arbeitsmarkt im ländlichen Raum hat sich günsti-
ger entwickelt als in Gesamtbayern. Er verzeichnete
im Jahresdurchschnitt 2010 eine Arbeitslosenquote
von 4,1 % und lag damit um 0,4 Prozentpunkte unter
dem Landesschnitt. Die Spannweiten auf dem Ar-
beitsmarkt haben sich deutlich verringert; auch das ist
schon dargelegt worden. Zudem lag in allen 27 baye-
rischen Agenturbezirken im Jahresdurchschnitt 2010
die Arbeitslosenquote niedriger als im Bundesdurch-
schnitt. Auch insoweit hat der ländliche Raum aufge-
holt. Beim BIP hat er ebenfalls aufgeholt.

Was die Regionalförderung angeht, so fließen 95 %
der Mittel in den ländlichen Raum. Die Mittel für den
Neubau, Ausbau bzw. Erhalt der Staatsstraßen wer-
den zu über 80 % im ländlichen Raum investiert; die
entsprechende Summe lag 2009 bei rund 190 Millio-
nen Euro. Über die Breitbandförderung ist auch schon
gesprochen worden.

Meine Damen und Herren, das Leitziel gleichwertiger
Lebensbedingungen zur Herstellung von Chancen-
gleichheit in allen Regionen Bayerns ist uns selbstver-
ständlich ein zentrales Anliegen. Dieses Leitziel wird
auch im künftigen Landesentwicklungsprogramm an

oberster Stelle stehen. Um dieses Ziel zu erreichen,
brauchen wir konstruktive Vorschläge, keine Rechen-
schaftsberichte.

Ich bitte Sie deshalb, die Dringlichkeitsanträge der
Fraktion der Freien Wähler und der SPD abzulehnen.
Für den Berichtsantrag der GRÜNEN zum Zukunftsrat
bitte ich um Zustimmung. Der Zukunftsrat ist nächste
Woche Thema im Kabinett. Dann können wir auch
gern im Landtag berichten.

(Beifall bei der FDP und der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl: Danke, Frau
Hessel. - Es gibt von Herrn Kollegen Meyer eine Zwi-
schenbemerkung. Bitte.

Peter Meyer (FW): Frau Staatssekretärin, wenn sich
der Kabinettsausschuss damit beschäftigt, die Folgen
der Bundeswehrreform abzumildern, bin ich gespannt,
was das für Oberfranken bedeutet, weil Oberfranken
schon bundeswehrfreie Zone ist.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl: Bitte, Frau
Hessel.

Staatssekretärin Katja Hessel (Wirtschaftsministeri-
um): Gott sei Dank haben Sie vorhin noch gesagt: de-
mografischer Wandel. Es war nicht nur die Bundes-
wehr. Bitte hören Sie mir auch an dieser Stelle zu.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl: Danke, Frau
Staatssekretärin. - Uns liegen keine weiteren Wort-
meldungen vor. Wir können deswegen in die Abstim-
mungen eintreten. Ich schlage vor, dass wir zuerst
über den Antrag der GRÜNEN abstimmen, da für die-
sen keine namentliche Abstimmung beantragt wurde.
Wer dem Dringlichkeitsantrag der GRÜNEN auf
Drucksache 16/7130 seine Zustimmung geben will,
den bitte ich um das Handzeichen. - Das sind die
Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der SPD,
der Freien Wähler, der FDP und der CSU. Die Gegen-
stimmen bitte ich anzuzeigen. - Ich sehe keine. Gibt
es Stimmenthaltungen? - Auch keine. Dann ist dieser
Antrag einstimmig angenommen worden.

Wir können in der Reihenfolge, wie auf der Tagesord-
nung ausgedruckt, fortfahren. Wir kommen zur na-
mentlichen Abstimmung über den Dringlichkeitsantrag
der Freien Wähler auf Drucksache 16/7107. Ich bitte,
die Urnen aufzustellen. Die Abgeordneten bitte ich,
die entsprechenden Kärtchen einzuwerfen. Sie haben
fünf Minuten Zeit. Das Ergebnis wird außerhalb des
Saales ermittelt und Ihnen dann bekannt gegeben. 
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(Namentliche Abstimmung von 19.17 bis
19.22 Uhr)

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Zeit ist um. Wir
können in den Abstimmungen fortfahren. Die nächste
namentliche Abstimmung betrifft den Dringlichkeitsan-
trag auf der Drucksache 16/7128. Das ist der inter-
fraktionelle Antrag von FDP und CSU.

Die Urnen sind leer. Wir können also wieder begin-
nen. Diesmal sind drei Minuten vorgesehen. Bitte
schön. 

(Namentliche Abstimmung von 19.23 bis
19.26 Uhr)

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Jetzt sind die drei
Minuten um. Wir hatten wirklich genügend Zeit, um
die Kärtchen abzugeben, und es war bekannt, dass
zu diesem Tagesordnungspunkt drei namentliche Ab-
stimmungen stattfinden.

Jetzt kommen wir zur letzten namentlichen Abstim-
mung zu diesem Tagesordnungspunkt. Ich betone
noch einmal, dass nicht das Präsidium die namentli-
chen Abstimmungen angeordnet hat.

(Unruhe)

Wir kommen zur namentlichen Abstimmung über den
Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 16/7129. Das ist
der SPD-Antrag.

Bitte werfen Sie Ihre Kärtchen ein. Ich mache diesmal
nach drei Minuten pünktlich Schluss. 

(Namentliche Abstimmung von 19.27 bis
19.30 Uhr)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Meine Damen
und Herren! Die drei Minuten sind um. Ich schließe
die Abstimmung und bitte, das Ergebnis draußen zu
ermitteln.

Meine Damen und Herren, wie nach jeder namentli-
chen Abstimmung bitte ich, die Plätze wieder einzu-
nehmen.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Bevor wir in der Tagesordnung fortfahren, gebe ich
die Ergebnisse der vorhin durchgeführten namentli-
chen Abstimmungen bekannt.

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Rinderspa-
cher, Dr. Beyer, Naaß u. a. und Fraktion betreffend
"Resonanzstudien: CSU muss zweckentfremdete
Steuergelder in den Staatshaushalt zurückführen",
Drucksache 16/7106. Mit Ja haben gestimmt 63, mit

Nein haben gestimmt 92, Stimmenthaltungen keine.
Damit ist der Dringlichkeitsantrag abgelehnt. 

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Dann der Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten
Bause, Mütze, Gote u. a. und Fraktion betreffend
"Trennung von Staatsregierung und Partei - Beraten-
de Äußerung des ORH zu den sogenannten ‚Reso-
nanzstudien’ umsetzen!", Drucksache 16/7115. Mit Ja
haben gestimmt 64, mit Nein haben gestimmt 92,
Stimmenthaltungen keine. Damit ist der Dringlichkeits-
antrag ebenfalls abgelehnt. 

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Es geht weiter in der Tagesordnung. Zur
gemeinsamen Beratung rufe ich auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Thomas Mütze, Ulrike Gote u. a. und
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Keine Aufweichung der Vorgaben für die
Ansiedlung von Einzelhandelsgroßprojekten im
Schnellschuss - Rücknahme des
Kabinettsbeschlusses vom 21. Dezember 2010
(Drs. 16/7108)

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus
Rinderspacher, Annette Karl, Dr. Paul Wengert u.
a. und Fraktion (SPD)
Verwaltungsanweisungen zum Einzelhandel lösen
nicht das Problem der Versorgung ländlicher
Regionen mit Gütern des täglichen Bedarfs
(Drs. 16/7113)

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Tanja Schweiger, Alexander Muthmann
u. a. und Fraktion (FW)
Einzelhandelsziel - Beteiligung des Landtags,
umgehende Teilfortschreibung LEP (Drs. 16/7131)

Bevor ich die gemeinsame Aussprache eröffne, gebe
ich bekannt, dass hierzu ein Antrag auf namentliche
Abstimmung vorliegt. Dieser ist von der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Erster Red-
ner ist Herr Kollege Dr. Runge.

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Herr Präsident, Kolle-
ginnen und Kollegen! Unser Dringlichkeitsantrag rich-
tet sich gegen den unsäglichen Beschluss des bayeri-
schen Kabinetts vom 21. Dezember 2010, die
Genehmigungspraxis bei der Ansiedlung von Einzel-
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handelsgroßprojekten im ländlichen Raum zu lockern,
das heißt künftig Gemeinden im ländlichen Raum die
Ansiedlung von Märkten bis zu einer Verkaufsfläche
von 1.200 m2 zu erlauben, und zwar ohne Zielabwei-
chungsverfahren. Damit richtet die Staatsregierung in
unseren Augen riesengroßen Schaden an.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Bei einer derartigen Genehmigungspraxis droht ein
weiteres Ausbluten von Ortszentren. So werden bei-
spielsweise kleine Einzelhandelsbetriebe oder kleine
Handwerksbetriebe in ihrer Existenz gefährdet. Ar-
beits- und Ausbildungsplätze gehen verloren. Bei
1.200 m2brauche ich ungefähr 1.900 m2 Bruttoge-
schossfläche, ich brauche einen riesigen Parkplatz.
Das können Sie in der Regel nicht im Ortszentrum re-
alisieren, das heißt Sie müssen in Ortsrandlagen
gehen. Das gibt auch das Kriterium "städtebaulich in-
tegrierte Lage" durchaus noch her. Weitere Folgen
sind also: Flächenfraß, Bodenversiegelung, scheußli-
che Blöcke und Baracken sowie Parkplatzwüsten, die
unsere Landschaft verschandeln. Bedauerlicherweise
nimmt auch der Zwang zur Automobilität zu, was für
nicht automobile Menschen schlecht ist, vor allem für
unsere Seniorinnen und Senioren.

Wir gehen davon aus, dass unsere Gemeinden im
ländlichen Raum durchaus verantwortungsvoll mit den
ihnen gegebenen Möglichkeiten umgehen. Aber
selbst wenn sie die von mir skizzierten negativen Fol-
gen zu vermeiden versuchen, dann ist immer ein
deutlicher Kaufkraftabfluss aus den Nachbargemein-
den zu verzeichnen. Ein Ergebnis dürfte ein Wettlauf
um die attraktivsten Einzelhandelsgroßbetriebe sein.
Wir wissen alle, dass die Abstimmung zwischen den
Gemeinden und dass eine interkommunale Kooperati-
on Not leidet.

Kolleginnen und Kollegen von der CSU-Fraktion:
Wenn Sie jetzt das hohe Lied der kommunalen
Selbstverwaltung singen, dann ist das nichts anderes
als das Werfen von Nebelkerzen, dann ist das nichts
anderes als ein scheinheiliges Ablenkungsmanöver,
hinter welchem die Verweigerung einer offenen und
ehrlichen Debatte zur Reform des Landesplanungs-
rechtes und des Landesentwicklungsprogramms
steht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie kennen genauso gut wie wir die Entscheidungslo-
gik und die Diskussions- und Entscheidungsmecha-
nismen in kommunalen Gremien. Spätestens dann,
wenn das Argument, der Lebensmittelgroßmarkt - ich
muss jetzt keine Kette nennen - siedle sich in der
Nachbargemeinde an, oder das Argument, die ande-

ren machten es auch, genannt wird, dann stimmt die
Mehrheit im Rat jeweils zu. Das sollten wir verhindern.

Es gibt noch andere Kritikpunkte. Die Auswirkung
werden Sie sehr schnell zu spüren bekommen. Das
betrifft zum Beispiel die Abgrenzung des Vollsortimen-
ters. Eine solche Abgrenzung wird Ihnen schlicht und
ergreifend nicht möglich sein, denn es gibt beispiels-
weise schon seit einigen Jahren auch den Betriebsty-
pus des Markendiscounters.

Ich zitiere den "Münchner Merkur" vom 14. Januar
2011. Die Überschrift heißt: Reaktion auf Vorstoß der
GRÜNEN - Kritik an größeren Supermärkten nur nos-
talgischer Traum von Idylle. Dann wird Kollege Bock-
let dort zitiert. Dort heißt es:

Bocklet hält auch an der Forderung fest, die be-
schlossene Erleichterung in der Genehmigung
auch für Discounter und Gemeinden im Umkreis
von Großstädten gelten zu lassen.

Er sagt: Eigentlich müssen wir es auch aufbohren für
Discounter, und es darf nicht nur im ländlichen Raum
sein, sondern es muss auch im Umkreis von Groß-
städten möglich sein. Das bedeutet nichts anderes
als: für alles und überall. Das gilt es zu verhindern.
Wir haben beispielsweise die Befürchtung, dass die
Neuregelung dann auch zu einer nicht sachgerechten
Ungleichbehandlung von Gemeinden, die sich bereits
im ländlichen Raum befinden, und Nachbargemein-
den, die noch zur äußeren Verdichtungszone gerech-
net werden, führen würde.

Es kommt ein weiterer Punkt dazu, der laut gegeißelt
werden muss, nämlich der hundsmiserable Umgang.
Es gibt ein Arbeitsgremium, das mehrfach getagt hat
und in dem kommunale Verbände, Umweltverbände
und Wirtschaftsverbände vertreten sind. Man hat ge-
sagt, man sei bei einzelnen Punkten noch nicht wei-
tergekommen, und auf einmal werden wir von solch
einer Entscheidung überrascht. Es gab beispielsweise
einen Antrag der Freien Wähler zu dieser Thematik.
Da hieß es, man müsse eine Entscheidung nicht über
das Knie brechen und gut Ding will Weile haben. Ein
Kollege der CSU hat sogar gesagt, in der Ruhe liege
die Kraft.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage?

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Wir haben leider bei den
Dringlichkeitsanträgen nur ganz wenig Zeit. Deswe-
gen freue ich mich, wenn mir der Kollege nachher
weitere zwei Minuten durch eine Kurzintervention zu-
gesteht.
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Damals kamen tatsächlich ganz andere Signale, und
dann wird etwas über das Knie gebrochen, und es
werden damit auch die Verbände verprellt. Anders
kann man es gar nicht bezeichnen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wenn Sie es uns nicht glauben wollen, dann glauben
Sie es doch den Verbänden und Organisationen. Ich
lese nur einige Stellungnahmen im O-Ton vor, zum
Beispiel Gewerbeverband Bayern, Bund der Selbst-
ständigen; diese vertreten immerhin 20.000 Selbst-
ständige und Kleinunternehmer mit ungefähr
300.000 Arbeitsplätzen. Ich zitiere den Hauptge-
schäftsführer und den Präsidenten:

Dieser Schnellschuss im Ministerrat ist uns gänz-
lich unverständlich und eine Verhöhnung der ein-
gebundenen externen Fachleute. Durch den Mi-
nisterratsbeschluss wird der Druck auf die
Innenstadtlagen, die Immobilienbesitzer und den
Mittelstand erhöht. Das hat mit Mittelstandsförde-
rung nichts zu tun und ist ein klarer Verstoß
gegen Artikel 153 der Bayerischen Verfassung.

Das nächste Zitat - Herr Kollege Huber, es ist schön,
dass Sie sich aufregen - stammt von dem früheren
Kollegen Traublinger. Er hat für den Bayerischen
Handwerkskammertag laut einer Presseerklärung
vom 22. Dezember 2010 gesagt:

Mit Empörung reagiert das bayerische Handwerk
auf den gestrigen Ministerratsbeschluss. Das An-
hörungsverfahren, das zur Überarbeitung des
Landesentwicklungsprogramms noch durchge-
führt werden soll, verkommt damit zur Farce, da
ein wesentlicher Eckpunkt vorweg entschieden
wurde. Unter der Umsatzverlagerung in die Ein-
kaufsmärkte an der Peripherie würde insbeson-
dere die Versorgung für nichtmobile Bevölke-
rungsgruppen massiv leiden. Auch würde die
stabilisierende Form des verkaufenden Hand-
werks im ländlichen Raum, sowohl was Arbeits-
als auch Ausbildungsplätze betrifft, infrage ge-
stellt.

Dies war eine Stellungnahme des Handwerkskam-
mertages, werden Sie sagen. Aber die Bürgermeister
freuen sich, auch die kommunalen Spitzenverbände,
vor allem der Gemeindetag.

Abschließend ein Zitat aus der Kommunalfamilie. Es
handelt sich um die Vorlage des Verbandsvorsitzen-
den des regionalen Planungsverbandes der Region
14 vom Dezember 2008. Darüber diskutieren wir ja
schon länger. Ich bringe jetzt das Zitat:

Die Erlaubnis für im ländlichen Raum gelegene
nichtzentrale Orte im Lebensmittelbereich, Märk-
te bis zur "betriebsnotwendigen Grenze" zuzulas-
sen, wenn sie über keine Lebensmittelversorgung
verfügen, führt auf der einen Seite zu überdimen-
sionierten Ansiedlungen, auf der anderen Seite
zu nichtsachgerechter Ungleichbehandlung mit
dem Nachbarort, der nur in der äußeren Verdich-
tungszone liegt.

Das ist eine Stimme aus der Kommunalfamilie.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nehmen Sie diese
Stimmen ernst. Wir fordern Sie auf: Nehmen Sie den
Beschluss des Kabinetts vom 21. Dezember bitte zu-
rück. Nehmen Sie die Anweisungen an die Bezirksre-
gierungen als höhere Landesplanungsbehörden zu-
rück, und versuchen Sie, mit uns gemeinsam das
Thema zu diskutieren. Die Freien Wähler haben einen
entsprechenden Antrag auf Sonderfortschreibung des
Landesentwicklungsprogramms gestellt. Wir wissen
zwar, dass die Freien Wähler in der Sache eine etwas
andere Meinung vertreten als wir, aber es kann nichts
dagegen sprechen, wenn wir uns mit der Thematik
differenziert befassen wollen. Man kann nicht ewig zu-
warten, bis wir zu einer Sonderfortschreibung des
Landesentwicklungsprogramms kommen.

Deswegen stimmen wir dem Antrag der Freien Wäh-
ler zu. Ebenso werden wir das bei dem Antrag der
Kolleginnen und Kollegen der SPD tun.

Jetzt freue ich mich auf die weiteren zwei Minuten mit
Herrn Kollegen Fischer.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Kollege
Runge, das Wort dazu wird aber von hier oben erteilt.
- Herr Dr. Fischer, bitte schön.

Dr. Andreas Fischer (FDP): Herr Kollege Runge, ich
habe drei Fragen. Vielleicht schaffen Sie es, sie in
zwei Minuten zu beantworten.

Zur ersten Frage. Wir haben uns heute ausführlich
über gleichwertige Lebensbedingungen im ländlichen
Raum unterhalten. Mir kommt es so vor, als ob es die
typische grüne Politik ist, dass, wenn verbal etwas für
den ländlichen Raum getan werden soll, Ja gesagt
wird, aber Nein gesagt wird, wenn es konkret werden
soll.

Dazu habe ich die Frage: Sind solche größeren Zent-
ren, wie Sie sie eben in drastischen Farben geschil-
dert haben, im Großstadtbereich attraktiver als im
ländlichen Raum? Meinen Sie, dass man von gleich-
wertigen Lebensbedingungen sprechen kann, wenn
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im ländlichen Raum die nötigen Möglichkeiten nicht
bestehen, während sie in den Metropolregionen be-
stehen?

Zweite Frage: Können Sie sich vorstellen, dass es
mittelständische Betriebe im ländlichen Raum gibt -
ich denke hier nicht an irgendwelche große Ketten,
sondern an normale mittelständische Betriebe -, die
Interesse haben, in diesem Raum ihre Produkte zu
verkaufen? Wir haben doch Betriebe, die darauf an-
gewiesen sind, dass es im ländlichen Raum größere
Verkaufsflächen gibt.

Dritte Frage: Glauben Sie wirklich, dass Sie durch
Verbotspolitik die Abstimmung mit den Füßen verhin-
dern können? Die Menschen gehen, wenn sie im
ländlichen Raum bestimmte Verkaufsangebote ver-
missen, den Weg in die Städte.

Ich bin auf Ihre Antworten gespannt.

(Beifall des Abgeordneten Tobias Thalhammer
(FDP))

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Herr Kollege Fischer,
Ihre Fragen zeigen ganz klar: Sie kennen weder das
bisherige Landesentwicklungsprogramm noch den
Beschluss des Kabinetts noch die Briefe, die dann an
die Bezirksregierungen gegangen sind.

Es geht überhaupt nicht um Einkaufszentren. Jeder
Ort im ländlichen Raum darf maximal einen Vollsorti-
menter zulassen, ohne dass es ein Zielabweichungs-
verfahren gibt. Der Vollsortimenter wird jetzt als ein
Betrieb definiert, dessen Verkaufsfläche bis zu 1.200
m2 umfasst.

Bisher, Herr Kollege Fischer, haben wir im LEP das
Ziel 1.2.1.2. In diesem Ziel gibt es eine Ausnahmere-
gelung. Wenn es nämlich keine Versorgung gibt, dür-
fen sehr wohl auch schon jetzt Betriebe ohne Zielab-
weichungsverfahren zugelassen werden. Was Sie als
Notwendigkeit skizziert haben, ist also tatsächlich
nicht redlich.

Es geht nicht um Einkaufszentren, auch nicht um
10.000 - m2 - Läden, sondern um das Aufbohren der
bisherigen zulässigen 800 m2 auf jetzt 1.200 m2 Ver-
kaufsfläche.

Sie haben gesagt, in manchen Orten äußerten die
Bürger ihren Willen. Ich bin immer für Bürgerbefra-
gung und Bürgerentscheide. Nur sollte es dabei red-
lich zugehen. Ihr Kollege Herr Zeil hat neulich als Bei-
spiel auf die Gemeinde Türkenfeld verwiesen. Ich
muss ganz klar sagen: Dort sind die Bürger angelo-
gen worden. Es gab ein CMA-Gutachten und ein an-

deres Gutachten. In diesen sind bestimmte Kaufkraft-
ab- und -zuflüsse falsch berechnet worden. Es wurde
gesagt, dass zum Beispiel Bürger aus Landsberied
oder Aich nach Türkenfeld zum Einkaufen fahren,
statt nur drei Kilometer weit in die Kreisstadt Fürsten-
feldbruck. Es ist also mit völlig falschen Zahlen gear-
beitet worden. So etwas sollte man unterlassen.

Herr Kollege Fischer, die Ausnahme für den ländli-
chen Raum gibt es schon bisher. Sie ist aufgebohrt
worden, indem um 400 m2 Verkaufsfläche aufge-
stockt wurde. Aber Sie vernichten damit die gleich-
wertigen Bedingungen. Damit werden nämlich zahlrei-
che kleine Geschäfte kaputt gemacht. So sorgt man
für die Verödung der Innenbereiche. Sie machen
Handwerksbetriebe kaputt.

Ich zeige Ihnen einmal Anzeigen aus Tegernsee. Ich
nenne Ihnen die Geschäfte, die vor der Schließung
stehen.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Kollege Dr.
Runge, schon zwei Minuten sind herum.

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Herr Präsident, ich habe
sehnsüchtig geguckt, ob mir jemand noch weitere
zwei Minuten geben will.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Ihre Fraktion hat
noch Redezeit von zwei Minuten und 20 Sekunden.

Die nächste Rednerin ist Frau Kollegin Karl von der
SPD-Fraktion.

Annette Karl (SPD): Herr Präsident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Wir haben uns eben schon über
die Auswirkungen sinkender Bevölkerungszahlen im
ländlichen Raum unterhalten. Natürlich ist die Sicher-
stellung der Nahversorgung einer der Punkte, über
die wir uns Gedanken machen müssen. Wir müssen
uns überlegen, wie wir hier zu einem Optimum kom-
men.

Dieses Thema wird immer zusammen mit der Ansied-
lung von Handelsgroßprojekten diskutiert, obwohl bei-
des zunächst einmal nicht viel miteinander zu tun zu
haben scheint. Der hoch umstrittene Bereich des Ein-
zelhandels war Anlass für die Fortschreibung des
Landesentwicklungsprogramms. Jetzt entsteht ja eine
komplette Neufassung. Natürlich muss man anlässlich
der Neufassung wie bei anderen solchen Vorhaben
die betroffenen Verbände anhören und die parlamen-
tarische Beratung durchführen.

Deswegen verwundert es uns nachhaltig, wenn vom
Kabinett unter dem Deckmantel der Sicherstellung der
Nahversorgung bei einem der heikelsten Punkte des
Einzelhandels Tatsachen an allen Gremien vorbei ge-
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schaffen werden. Die Erhöhung der Verkaufsfläche
von 800 auf 1.200 m2 ist nämlich mitnichten eine mo-
derate Erhöhung. Es ist immerhin eine Erhöhung um
50 %. Wenn Sie das für moderat halten, bitte ich, den
Bildungshaushalt ähnlich moderat zu erhöhen. Dann
könnten wir viele weitere Lehrer einstellen, und die El-
tern würden es uns danken.

(Beifall bei der SPD)

Sie schaffen mit der Verwaltungsanordnung Fakten,
die angeblich jedem Dorf einen neuen Supermarkt be-
scheren. Aber das Gegenteil ist der Fall. Die Konzent-
rationsprozesse, die wir schon jetzt beobachten, wer-
den zunehmen. Die Kommunen werden
untereinander in eine immer größere Konkurrenz um
die besten Standorte getrieben.

Wenn unser ländlicher Raum etwas braucht, dann ist
es keine Darwinsche Auslese unter den Kommunen,
sondern vielmehr eine interkommunale Zusammenar-
beit. Deshalb fordern wir integrierte Einzelhandelsent-
wicklungskonzepte. Sie müssen verbindlich im LEP
festgeschrieben werden, damit die interkommunale
Zusammenarbeit stattfinden kann.

Wir werden dem Antrag der GRÜNEN zustimmen.

(Beifall bei der SPD)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Für die Fraktion
der Freien Wähler spricht jetzt Kollege Muthmann.

Alexander Muthmann (FW): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Bezüglich des
Verfahrens schließen wir uns den Bewertungen der
Kollegen der SPD und der GRÜNEN an. Denn das,
was wir da erlebt haben, ist empörend.

(Dr. Martin Runge (GRÜNE): Es ist ein Saustall!)

Herr Dr. Runge hat gesagt, es sei ein Saustall. Diese
Formulierung würde ich nicht wählen wollen. Aber die
Sache ist empörend.

Lieber Kollege Stöttner, wir haben zu diesem Thema
schon einmal im Rahmen unseres Antrages gespro-
chen, weil wir eine Teilfortschreibung zu diesem
Thema für richtig halten und nicht warten wollen, bis
eine Gesamtfortschreibung zu einer Auflösung dieser
Problematik führt.

Kollege Stöttner ist auch schon von Herrn Dr. Runge
zitiert worden. Ich will das kurz ergänzen. Sie haben
damals im Plenum gesagt, die Staatsregierung gehe
sehr verantwortungsvoll mit dem Thema Landesent-
wicklung um. Das Wirtschaftsministerium habe einen

offenen Dialog mit den zuständigen kommunalen Spit-
zenverbänden, mit den regionalen Planungsverbän-
den, den Wirtschaftsverbänden, den Kammern und
den Obersten Baubehörden geführt.

Der Ministerrat hat am 02.12.2009 den Zeitplan fest-
gelegt und angekündigt, Ende 2010 einen LEP-Ent-
wurf vorzulegen. Das haben Sie uns damals erzählt.
Jetzt müssten Sie doch auch in den Chor derer ein-
stimmen, die da sagen, so kann man nicht damit um-
gehen, nämlich zunächst in dem ohnehin vorgesehe-
nen Verfahren nicht vorwärtszukommen und dann
sozusagen aus dem Stand per Verwaltungsanwei-
sung die Probleme bewältigen zu wollen. Das geht
schon verfahrensmäßig in dieser Form nicht.

Im Übrigen, sehr geehrte Frau Staatssekretärin, habe
ich mich bei der Regierung von Niederbayern darum
bemüht, das Schreiben aus dem Wirtschaftsministeri-
um zu dieser Thematik zu bekommen; denn ich wollte
als Abgeordneter wissen, wie die Exekutive mit die-
sem Verwaltungsverfahren umgeht. Da ist mir gesagt
worden, das dürfe nicht herausgegeben werden.

Daraufhin habe ich mich an das Ministerium gewandt
und mich auch dort um dieses Schreiben bemüht.
Auch dort ist mir gesagt worden, dass das nicht zur
Verfügung gestellt werden könne. Wo sind wir denn
da? Was für ein Staatsverständnis ist das denn?

(Beifall bei den Freien Wählern und der SPD)

Was für ein Staatsverständnis ist das, wenn die Exe-
kutive der Legislative nicht sagen will, was im Vollzug
der Vorschriften geschieht, die mit Zustimmung des
Landtages zustande gekommen sind?

(Zuruf von den GRÜNEN: Das ist grausam!)

Ich bitte, hier dringend einen ordnungsgemäßen Weg
auch unter Würdigung dessen, was wir erwarten dür-
fen, einzuschlagen.

(Beifall bei den Freien Wählern und der SPD)

Auch der Huber nickt an dieser Stelle. Das freut mich.

(Zurufe von der CSU: Herr Huber!)

Wichtig wäre, lieber Herr Kollege, lieber Herr Huber,
eine Teilfortschreibung an dieser Stelle durchzufüh-
ren. Die Überarbeitung ist überfällig; wir müssen zu
Lösungen kommen.

Kolleginnen und Kollegen von der SPD, ich glaube
nicht, dass wir auf die Gesamtfortschreibung warten
können, wie es in Ihrem Antrag signalisiert wird. Je-
denfalls wäre eine Fortschreibung besser, als nur du-
bios mit der Begründung herumzuwurschteln. Zur
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Zielsetzung im Antrag der SPD darf ich bemerken:
Liebe Kollegen der SPD, ihr wollt wie immer das Pa-
radies.

( Beifall bei der SPD - Zuruf von der SPD: Ja, na-
türlich! - Johanna Werner-Muggendorfer (SPD):
Das ist nie verkehrt! - Weitere Zurufe von der
SPD)

Schon hier!

(Zuruf von der SPD: Ja!)

Die GRÜNEN dagegen meinen: Wir brauchen nicht
das Paradies zu wollen, sondern wir haben es schon.
Sie wollen an dieser Stelle nichts ändern. Aber, lieber
Kollege Runge, im zweiten Absatz Ihres Antrages
heißt es doch: "Selbst dann, wenn die Standortge-
meinden künftiger Großmärkte im ländlichen Raum
verantwortungsvoll mit den ihnen neu eingeräumten
Möglichkeiten umgehen sollten …" Dieser Zungen-
schlag geht nach unserer Überzeugung gar nicht. Die
Kommunen wollen und müssen mehr Kompetenzen
bekommen. Das ist unsere feste Überzeugung, und in
diese Richtung wollen wir auch arbeiten. Sie werden
mit dieser zusätzlichen Kompetenz und mit diesen zu-
sätzlichen Entscheidungsmöglichkeiten auch verant-
wortungsvoll umgehen. Das ist unsere feste Überzeu-
gung. Es ist unser politisches Ziel, das nicht
landesweit sozusagen von München aus für alle zu
entscheiden, sondern wir wollen, dass es durchaus in
die Hände der Kommunen gelegt und ihnen damit die
Möglichkeit gegeben wird, etwaige Versorgungslü-
cken zu bewältigen.

Da geht es nicht allein um die Interessen der Kommu-
nen oder die Interessen der Verbraucher oder derer,
die einkaufen wollen, sondern man muss an dieser
Stelle natürlich auch verantwortungsvoll mit den Inte-
ressen der Nachbargemeinden und auch mit den Inte-
ressen des vorhandenen Einzelhandels umgehen.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Um das in eine vernünftige Form zu bringen, möchten
wir gerne einen Aspekt mit unterbringen, nämlich,
dass nicht nur im Landesentwicklungsprogramm, son-
dern auch in der Kompetenz der regionalen Planungs-
verbände Konzepte für die Regionen entwickelt wer-
den können, um diese verschiedenen Aspekte zum
Ausgleich zu bringen.

Herr Dr. Runge, unsere Stoßrichtung ist in der Tat an-
ders als Ihre, nämlich, in ländlichen Räumen, in
denen die Versorgungslage schlecht ist, auch größere
als die bisher vorgesehenen Zentren zuzulassen.
Deshalb sind bei der Betrachtung der inhaltlichen
Konzeption unsere Vorstellungen durchaus ein Stück

unterschiedlich, und deshalb können wir an dieser
Stelle Ihrem Antrag nicht zustimmen. Ich bitte dafür
um Verständnis.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön.
Herr Kollege Huber macht sich bereit.

(Zuruf von der CSU: Ja, Herr!)

Erwin Huber (CSU): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Jeder von uns weiß, dass die Methodik
der Zuspitzung und Dämonisierung in Debatten gern
eingesetzt wird. Das aber, was Kollege Runge ge-
macht hat, heißt nicht nur aus einer Mücke einen Ele-
fanten zu machen, sondern eine ganze Elefantenher-
de, die er mehrmals quer durch ganz Bayern treibt
und die alles niederwalzt.

(Heiterkeit und Beifall bei der CSU)

Das hat mit der Realität nicht das Geringste zu tun.
Jeder weiß, dass wir im Bereich der Landesplanung,
was Einzelhandel, Supermärkte und dergleichen an-
geht, in einem sehr sensiblen Bereich sind, der durch-
aus in den Wettbewerb eingreift. So gesehen sind die
Stellungnahmen der Verbände natürlich immer auch
interessengeleitet.

Wir müssen uns überlegen, wie wir sowohl von der
Versorgung der ländlichen Räume her als auch unter
dem Blickwinkel von einer gewissen Stärkung der
kommunalen Selbstverwaltung verbrauchernahe Ver-
sorgung und auch Wettbewerbsneutralität sinnvoll ge-
stalten.

Die jetzige Regelung ist ein Nachteil für die ländlichen
Räume und bevorzugt die zentralen Orte.

(Beifall bei der CSU)

Deshalb wollen wir mehr Freiheit für die Kommunal-
politik im ländlichen Raum. Das ist das Ziel. Die jetzi-
ge Regelung sieht ja vor, dass bis 800 m² Verkaufsflä-
che in jeder Gemeinde gebaut werden dürfen. Wenn
es über 800 m² hinausgeht, entscheidet nicht mehr
die Gemeinde, sondern die höhere Landesplanungs-
behörde bei der Regierung.

Jetzt frage ich Sie aber: Sind denn die Beamten bei
der Regierung klüger als die gewählten Kommunalpo-
litiker? Mit welchem Recht nehmen sie eigentlich in
Anspruch, es besser zu wissen, ob die örtliche Ent-
wicklung sinnvoll ist oder nicht? Im Zweifel glaube ich,
dass die vor Ort gewählten Kommunalpolitiker das
besser entscheiden können als die Beamten der je-
weiligen Regierung.
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(Beifall bei der CSU und des Abgeordneten Dr.
Andreas Fischer (FDP))

Da, Herr Muthmann, bitte ich jetzt die Kollegen der
Freien Wähler um Verständnis. Wenn man auf eine
Teilfortschreibung setzt, dauert das bis Ende 2012.
Das wissen Sie genau. Das bringt keine Beschleuni-
gung. Im Gegenteil, es zieht das Ganze um weitere
zwei Jahre hinaus. Das hat keinen Sinn.

Im Rahmen der allgemeinen Fortschreibung des Lan-
desentwicklungsprogramms wird selbstverständlich
auch dieser Teilaspekt fortgeschrieben und dem
Landtag vorgelegt werden. Dann wird insgesamt eine
Neuregelung der Einzelhandelsgroßprojekte da sein.

Ich halte die Entscheidung der Regierung vom
21. Dezember bezüglich einer vorgezogenen Ausle-
gung des geltenden Landesentwicklungsprogramms
in der Tat für eine Chance, eine jetzt gegebene Be-
nachteiligung des ländlichen Raumes nicht weitere
zwei Jahre bestehen zu lassen, sondern Investitionen
im ländlichen Raum verbrauchernah schon jetzt zuzu-
lassen.

Was Sie da an Schreckensmeldungen bezüglich der
Genehmigungsfreiheit verbreiten, ist Unsinn. Sie
brauchen ein Baugenehmigungsverfahren, Sie brau-
chen ein Bauverfahren, Sie brauchen die Entschei-
dung der Gemeinde und des Landratsamtes.

Ihr Argument, es würde auf der grünen Wiese gebaut,
ist auch Unfug. Es gilt nach wie vor das Anbindungs-
gebot.

(Zurufe von den Freien Wählern)

- Das gilt unverändert weiter. Die materielle Regelung
des Anbindungsgebotes ist nicht geändert.

Sie tun so, als ob wir für Tausende solcher Märkte ein
Ausbauprogramm starten würden. Tatsache ist, dass
die jetzige Festlegung von 800 m² viele Investitionen
nicht mehr erlaubt, weil dies keine betriebswirtschaft-
lich sinnvollen Größenordnungen sind. Diese 800 m²
können jedoch in den Unterzentren, den Mittelzentren
und den Oberzentren überschritten werden. In den
tausend Gemeinden, die keine zentralen Orte sind,
dürfen sie jedoch nicht überschritten werden.

Warum soll in einem Mittelzentrum mit 8.000 bis
10.000 Einwohnern der Bau eines Marktes mit 1.000,
2.000 oder 3.000 m² zugelassen werden, während in
der daneben liegenden kleinen Gemeinde mit
1.500 bis 2.000 Einwohnern nichts passieren darf?
Die Leute dieser Gemeinde müssen dann in einen
zentralen Ort fahren. Ich bin dafür, dass die kleine
Gemeinde neben einem Mittelzentrum auch die Mög-

lichkeit haben soll, einen Verbrauchermarkt zu errich-
ten. Das ist der Unterschied.

Wenn wir die Möglichkeit schaffen, dass solche Inves-
titionen bis zu einer Fläche von 1.200 m² erfolgen
können, muss diese Entscheidung genau abgewogen
werden. Ich glaube, dass die Kommunalpolitik vor Ort
dies im Zweifelsfalle besser kann. Dort muss nämlich,
wie Herr Kollege Traublinger sagte, auf die Bäcker
und die Metzger geachtet werden. Im Gemeinderat
wird doch keiner seine Zustimmung zu einer Investiti-
on geben, die den Einzelhandel an seinem Ort oder in
seiner Gemeinde platt macht.

(Dr. Thomas Beyer (SPD): Herr Huber, wo leben
Sie denn?)

In vielen dieser Märkte, meinetwegen EDEKA, sind
der örtliche Metzger oder der örtliche Bäcker tätig.
Das bringt ihnen eine gewisse Verkaufsattraktivität.
Damit ist für diese Gemeinden im ländlichen Raum
überhaupt erst eine wohnortnahe Versorgung mög-
lich. Wenn Sie diese Versorgung nur auf die zentralen
Orte lenken wollen, geben Sie 1.000 Gemeinden im
ländlichen Raum keine Entwicklungschance. Wenn
wir den ländlichen Raum stärken wollen, müssen wir
auch betriebswirtschaftlich sinnvolle Einheiten für die
Versorgung mit Lebensmitteln, mit Getränken sowie
mit Arznei- und Drogeriemitteln zulassen.

Natürlich kann es Fehlentwicklungen geben. Das
kann niemand ausschließen. Diese Fehlentwicklun-
gen sind aber auch nicht auszuschließen, wenn die
Regierung entscheidet. Ich appelliere an die Freien
Wähler: Sie sagen immer, Sie seien die Kommunal-
partei und wollten die kommunalen Mandatsträger
stärken. Haben Sie doch den Mut und stärken Sie die
Kommunalpolitiker, indem Sie die Genehmigung von
Märkten bis zu 1.200 m² ermöglichen. Diese Einrich-
tungen wären ein Beitrag zur wohnortnahen Versor-
gung. Damit würden Sie die Kommunalpolitik stärken.

(Alexander König (CSU): Sehr richtig!)

Damit würden Sie erreichen, dass die Bürger nicht
weit fahren müssen, um die Güter des täglichen Be-
darfs zu kaufen. Deshalb stimmen wir der Entschei-
dung des Kabinetts vom 21. Dezember zu. Ich bitte
Sie, die Dringlichkeitsanträge der GRÜNEN und der
SPD abzulehnen. Der Dringlichkeitsantrag der Freien
Wähler bringt uns nichts. Er sollte auch abgelehnt
werden. Alle drei liegen falsch. Wir liegen richtig.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Kollege
Huber, wir haben zwei Zwischenbemerkungen. Zu-
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nächst wird Herr Kollege Dr. Runge, dann Herr Kolle-
ge Muthmann sprechen.

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Einige kurze Anmerkun-
gen:

Erstens. Herr Kollege Huber, was betriebswirtschaft-
lich sinnvoll ist, muss noch lange nicht gesamtgesell-
schaftlich und volkswirtschaftlich sinnvoll sein.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweitens. Ich glaube, dass Sie meiner Rede folgen
konnten. Ich habe nicht "ohne Genehmigung" gesagt,
sondern "ohne Zielabweichungsverfahren". Selbstver-
ständlich ist uns bewusst, dass Baugenehmigungs-
verfahren und andere Verfahren zu durchlaufen sind.

Drittens. Mit dieser Regelung nötigen Sie die Gemein-
den geradezu zu einem kannibalisierenden Wettlauf.
Sie haben gerade das Beispiel des Bäckers gebracht.
Das zeigt höchstens, dass das vielleicht bei Ihnen in
Niederbayern in dem einen oder anderen Ort so ist.
Von der Realität im Lande haben Sie jedoch keine
Ahnung. Die größte Bäckerei Deutschlands ist die
Glocken Bäckerei. Sie gehört dem REWE-Konzern.
Glauben Sie, dass der REWE-Konzern den örtlichen
kleinen Bäcker in seinem Markt aufnimmt? Nein. Die-
ser Konzern wird die Glocken Bäckerei beschäftigen.

Viertens. Sie sagen, der ländliche Raum würde be-
nachteiligt, die zentralen Orte würden bevorzugt.
Selbstverständlich gibt es auch im ländlichen Raum
eine Zentralörtlichkeit. Herr Kollege Huber, die letzte
reguläre Fortschreibung des Landesentwicklungspro-
gramms ist im Jahre 2006 erfolgt. Zwei Punkte waren
bei Ihnen strittig und letztlich offen, nämlich die Zent-
ralörtlichkeit und die Großmärkte. Hierzu haben Sie
eine Resolution im Rahmen eines Antrags verab-
schiedet. Dort stand, dass diese Frage spätestens im
Jahr 2007 geklärt würde. Wo sind wir denn heute an-
gelangt? Das haben Sie verbockt.

Fünftens. Zur Elefantenherde. Nehmen Sie bitte zur
Kenntnis, dass die Elefantenherde, die nach Ihrer
Meinung gerade durchs ganze Land zieht und das
eine oder andere niederwalzt, zum großen Teil von
CSU-Politikern und von CSU-Funktionären angetrie-
ben wird.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Huber, bitte.

Erwin Huber (CSU): Herr Kollege Dr. Runge, ich
stimme Ihnen selbstverständlich zu, dass die betriebs-
wirtschaftliche Größe nicht der alleinige Maßstab ist.
Deshalb wird bei den Baugenehmigungsverfahren, im

Bebauungsplan und natürlich im Bauordnungsrecht
eine Abwägung vorgenommen. Niemand kann geneh-
migungsfrei auf eine grüne Wiese bauen. Das setzt
voraus, dass die Gemeinde einen Bebauungsplan hat
und eine entsprechende Vorkehrung vorhanden ist.
Selbstverständlich müssen auch Fragen des Natur-
schutzes, der Verkehrserschließung und des Lärm-
schutzes in diesem Verfahren geprüft werden.

Wenn wir jedoch Läden mit über 800 m² nur an zent-
ralen Orten, aber nicht im ländlichen Raum zulassen,
ist das eine Benachteiligung des ländlichen Raums,
zumal wir wissen, dass solche Einheiten mit weniger
als 1.200 m² heute nicht mehr gebaut werden. Wir
müssen hier die Realität beachten. Entweder wir sind
bei der Auslegung des geltenden LEP bereit, bis zu
1.200 m² zu gehen, oder viele Gemeinden werden
keine Chancen haben, einen wohnortnahen Verbrau-
chermarkt zu erhalten.

Wir kennen die Probleme. Aber warum glauben Sie,
dass die Beamten der Regierungen diese Frage bes-
ser beurteilen und abwägen können als die Kommu-
nalpolitiker? Im Zweifel haben wir Vertrauen zu den
Bürgermeistern und zu den Kommunalpolitikern.
Damit ist eine Stärkung der kommunalen Selbstver-
waltung verbunden.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Nächste Zwi-
schenbemerkung: Herr Kollege Muthmann.

Alexander Muthmann (FW): Sehr geehrter Herr
Huber, zur materiellen Bewertung dieser Entschei-
dung hatte ich zum Ausdruck gebracht, dass wir es
für richtig halten, dass die Gemeinden vor Ort mehr
Mitspracherecht und Entscheidungskompetenz be-
kommen. Auch wir sind der Überzeugung, dass diese
Fragen vor Ort sehr viel sachkundiger und sachnäher
bewertet und entschieden werden können, als das an
anderer Stelle der Fall wäre.

Ich habe noch einmal eine Frage zum Verfahren: Sie
hatten Verständnis für meinen Unwillen signalisiert,
dass diese Entscheidung am Parlament vorbei durch
eine Verwaltungsanweisung herbeigeführt wurde. Ich
habe darauf hingewiesen, dass für uns die Teilfort-
schreibung zum Flughafen Oberpfaffenhofen, die
ruckzuck und ratzfatz gegangen ist, unter Beweis ge-
stellt hat, dass es auch in einem ordnungsgemäßen
Verfahren möglich gewesen wäre, das gewünschte
Ergebnis zügig zu erreichen. Warum begrüßen Sie es
jetzt, dass diese Entscheidung ohne Mitwirkung des
Parlaments getroffen worden ist, obwohl das Parla-
ment an der Fortschreibung mitgewirkt hatte? Das
verstehe ich nicht. Ich halte das auch für falsch.
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Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Huber, Sie
haben zwei Minuten.

Erwin Huber (CSU): Herr Kollege, hätte ich Chuzpe,
würde ich sagen, dass die Beteiligung des Parlaments
heute durch die Abstimmungen stattfinden wird. So
billig mache ich es mir aber nicht. Ich möchte drei
Punkte nennen:

Erstens, zur Beteiligung der Verbände: Die entsprech-
enden Verbände sind die IHK, die Handwerkskam-
mern, der Gemeindetag, der Gewerbeverband und
dergleichen mehr. Diese Verbände stehen seit drei
Jahren in einem ständigen Diskussionsprozess mit
dem Wirtschaftsministerium. Die Positionen sind fest-
gezurrt. Niemand kann aus seiner Haut heraus. Die
Behauptung, dass diese Frage den Verbänden völlig
neu wäre, trifft nicht zu. Bei den unterschiedlichen In-
teressenlagen ist nicht zu erwarten, dass ein Konsens
herbeigeführt wird.

Zweitens. Frau Staatssekretärin, die Auslegung des
LEP, die den Regierungen mitgeteilt wurde, ist kein
Staatsgeheimnis und sollte auch den Kommunalpoliti-
kern und dem Parlament mitgeteilt werden. Dieser
Meinung schließe ich mich an. Da ist jede Geheimnis-
krämerei fehl am Platz. Sie ist auch nicht notwendig;
da stimme ich Ihnen völlig zu.

(Beifall bei der SPD)

Es ist aber noch nicht aller Tage Abend; vielleicht be-
kommen wir jetzt dann eine neue Nachricht.

Drittens. Am Parlament vorbei könnte das LEP in der
Tat nicht geändert werden. Darin stimmen wir völlig
überein. Was die Staatsregierung gemacht hat, war
nicht ohne Kunstgriff.

(Heiterkeit bei der SPD)

- Das war aber ein erlaubter. Wenn denen einmal
etwas einfällt, muss man das doch wirklich loben.

(Heiterkeit bei der SPD und den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Huber, kom-
men Sie bitte zum Schluss.

Erwin Huber (CSU): Die Formulierung, eine ausrei-
chende Versorgung muss gegeben sein, ist eine sehr
pfiffige, juristisch einwandfreie Auslegung des LEP
und damit keine Umgehung des Bayerischen Land-
tags. Frau Staatssekretärin, ich plädiere auch dafür:
Geben Sie diese Dinge heraus; wir haben nichts zu
verbergen.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön,
Herr Kollege Huber. Die nächste Wortmeldung
stammt von Herrn Kollegen Dr. Kirschner für die FDP,
bitte schön.

(Tobias Thalhammer (FDP): Du hast noch 17 Mi-
nuten und 32 Sekunden! - Dr. Martin Runge
(GRÜNE): Dr. Kirschner, gib mir was ab! - Allge-
meine Heiterkeit - Unruhe)

Dr. Franz Xaver Kirschner (FDP): Sehr geehrter
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
habe nicht gehört, was Kollege Runge von sich gab.

(Anhaltende Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Wenn ich bösartig wäre, würde ich sagen, Herr
Dr. Runge ist zum Lobbyisten für Handwerker mutiert.
- Das behaupte ich natürlich nicht, weil die Sache viel
zu ernst ist, als dass wir das Thema auf die leichte
Schulter nehmen könnten.

Ich komme selbst aus dem ländlichen Raum, aus
einem Dorf mit 500 Einwohnern. Ich komme aus einer
Gastwirtschaft und Metzgerei, die meine 84-jährige
Mutter heute noch betreibt. Mein Bruder wird wahr-
scheinlich damit aufhören, weil sich das Ganze nicht
mehr rechnet. In Zukunft müssen die Menschen in
diesem kleinen Ort 15 km nach Pfarrkirchen fahren.
Diejenigen, die kein Auto haben, werden dann mit
dem Taxi hingefahren. - So viel zu diesem Thema.

Wie ist die Situation jetzt? - Es gibt vier Teilnehmer an
dem Ganzen: zunächst die Verbraucher, die aus mei-
ner Sicht an erster Stelle stehen. Es gibt die Investo-
ren, die für mich an vierter Stelle stehen; denn ich ent-
scheide mich immer dazu, dorthin zu gehen, wo es
am attraktivsten ist. Dann gibt es die Kommunalver-
treter, denen ich mehr zutraue als Sie, Herr Dr. Run-
ge, weil das gewählte Volksvertreter sind, welche die
Situation vor Ort wesentlich besser kennen als wir
hier im Landtag oder die Leute in irgendwelchen Mi-
nisterien. Das wiederhole ich auch gerne.

(Beifall bei der FDP)

In den Gemeinden gibt es nachweislich einen totalen
Kaufkraftabfluss, weil das Angebot praktisch täglich
wächst, weil es täglich neue Produkte gibt, auch viel
Unsinn in diesen Geschäften, wo die Leute viel Geld
für irgendwelches Plastikzeug ausgeben und nicht für
gutes Essen. Wir müssen dafür sorgen, dass die klei-
nen Zentren am Leben erhalten werden, damit die
Leute nicht wegziehen. Im Bayerischen Wald gibt es
Häuser, die nur noch 40.000 Euro wert sind, weil es
im ganzen Ort keine Einkaufsmöglichkeit mehr gibt.

(Zurufe von der SPD - Unruhe)
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Dann gibt es noch die Wünsche der Verbraucher. Die
Oppositionsparteien haben Kritik angebracht, vom
Ausbluten von Ortszentren, Flächenfraß und Zunah-
me der Mobilität durch Auto gesprochen. Die Liberali-
sierung gibt auch kleinen Gemeinden eine Chance,
zukünftig zu überleben und gegen riesige Supermärk-
te bestehen zu können. Die Versorgung vor Ort wird
garantiert und damit auch das Leben in kleinen Ort-
schaften. Im Gegensatz zu dem, was Sie in Ihrem An-
trag haben, verhindern wir den sogenannten Ein-
kaufsverkehr aus den kleinen Zentren hin zu den
Großzentren.

(Dr. Thomas Beyer (SPD): Die fahren wohl mit
dem Auto zum Marktplatz?)

- Das sind aber nicht 15 oder 20 km, sondern viel-
leicht nur 500 m.

Vorwurf: Mit der Liberalisierung schwächt man Nach-
bargemeinden von Großprojekten. Wir wollen, dass
die Leute nicht mehr zu den Großprojekten fahren,
sondern dort einkaufen, wo sie zu Hause sind. Es gibt
ein Bäcker- und Metzgersterben, weil es in diesem
sensiblen Bereich keine Unternehmensnachfolger
mehr gibt. Täglich werden in diesem Hause Entschei-
dungen getroffen, mit denen man dem Handwerker
und dem kleinen Mittelstand das Leben erschwert.
Ständig gibt es irgendwelche Vorschriften, bis hin zur
Veterinärmedizin. Die Leute haben das satt, wollen
nicht mehr und finden auch keine Nachfolger mehr.

Sie haben von einer Ungleichbehandlung des ländli-
chen und des Verdichtungsraums gesprochen. Wir
sind der Auffassung, dass mit diesem Vorschlag eine
verbraucheroptimierte Versorgung im ländlichen
Raum zu erreichen ist. Für uns ist es eine Herausfor-
derung, dieses Ziel zu verfolgen.

Zum Thema "inakzeptabler Stil" und "am Landtag vor-
bei": Ich habe mir auch überlegt, ob das ein fairer Um-
gang mit dem Parlament ist. Wir haben aber keine
Zeit mehr, um länger zu warten, weil die Probleme
existenziell sind. Ich wiederhole das eingangs Gesag-
te: Ich erwarte schon etwas mehr Vertrauen in die
Bürgermeister und Gemeinderäte vor Ort.

(Beifall bei der FDP und Abgeordneten der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Dr. Runge hat
sich zu einer Zwischenbemerkung gemeldet, bitte.

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Herr Kollege Kirschner,
das Argument, es wäre keine Zeit mehr, ist einfach
grotesk. 2006 wurde beschlossen, dass das spätes-
tens 2007 geregelt wird. Dann gab es immer wieder
Anträge, zuletzt von den Freien Wählern. Die Begrün-
dung Ihres Koalitionspartners lautete: In der Ruhe

liegt die Kraft. Jetzt auf einmal sagen Sie, dass keine
Zeit mehr wäre. Keine der Fraktionen, die dieses Vor-
gehen jetzt abgelehnt haben, hat gesagt, es müsse
nichts getan werden. Man darf aber nicht so vorge-
hen.

Es geht auch primär nicht um den schlechten Stil ge-
genüber dem Landtag, sondern um den schlechten
Stil gegenüber den beteiligten Verbänden. Da ist sehr,
sehr viel Schaden angerichtet worden.

Da Sie immer so tun, als würden wir im ländlichen
Raum gar nichts zulassen, zitiere ich die Ausnahme-
regelung in der Zielformulierung in 1.2.1.2:

Soweit Einzelhandelsgroßprojekte ganz überwie-
gend dem Verkauf von Waren des kurzfristigen,
täglichen Bedarfs dienen, kommen auch Klein-
zentren und nichtzentrale Orte in Betracht, wenn
diese über keine Versorgung mit diesen Waren
verfügen und sie dem ländlichen Raum angehö-
ren.

Das heißt, wenn nichts da ist, kann man ohne Zielab-
weichungsverfahren sogar sofort einen Einzelhan-
delsgroßbetrieb errichten. Wenn schon Geschäfte da
sind, kann man ins Zielabweichungsverfahren gehen.
Diese Wege waren bisher durchaus möglich und wur-
den auch häufig beschritten.

Herr Kollege Muthmann, wir haben selbstverständlich
die Verwaltungsanweisung; Sie können sie gerne von
uns haben. Wir haben zwar auch ein paar Tage ge-
braucht, aber dann kam sie immerhin. Es wäre schön,
wenn wir als Abgeordnete in Zukunft so etwas gleich
nach dem ersten Anruf bekommen würden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Dr. Kirsch-
ner, wollen Sie etwas dazu sagen?

Dr. Franz Xaver Kirschner (FDP): Ich habe meine
Argumente vorgebracht, und Sie haben Ihre vorge-
bracht. Sie überzeugen mich nicht.

(Dr. Martin Runge (GRÜNE): Ich versuche es
weiterhin!)

Ich bleibe dabei: Wir haben den richtigen Weg einge-
schlagen.

(Beifall bei der FDP - Unruhe - Glocke des Präsi-
denten)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön,
Herr Dr. Kirschner. Für die Staatsregierung äußert
sich jetzt Frau Staatssekretärin Hessel, bitte schön.
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Staatssekretärin Katja Hessel (Wirtschaftsministeri-
um): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wir haben beim Tagesordnungspunkt vorher über die
ländlichen Räume diskutiert. Wir sind uns gewiss frak-
tionsübergreifend darin einig, dass eine ordnungsge-
mäße Nahversorgung für die Entwicklung der ländli-
chen Räume notwendig ist. Über die Ausgestaltung
der Nahversorgung haben die Redner vor mir schon
lange diskutiert.

Ich gehe jetzt auf den "unsäglichen" oder den "tricky" -
ich finde, das ist ein sehr schönes Wort - Ministerrats-
beschluss vom 21.12. letzten Jahres ein.

In der letzten Zwischenintervention wurde gesagt,
dass Supermärkte bis 1.200 m² bis jetzt auch ohne
Zielabweichungsverfahren möglich waren, wenn es
gar keine Nahversorgung gab. Die "tricky" Auslegung
war: Wir haben "keine Versorgung" mit einer "aus-
reichenden" gleichgesetzt. Ich denke, dass wir damit
nicht den Landtag übergangen haben,

(Unruhe)

den das jetzt auch gar nicht mehr so richtig interes-
siert, wie ich feststelle, wenn ich mich so umschaue.

(Harald Güller (SPD): Doch, doch, die SPD hört
Ihnen zu! - Thomas Hacker (FDP): Bis auf Frau
Karl und Herrn Rinderspacher!)

Wir haben die Arbeitsgruppe "Einzelhandelsziel", für
die Herr Dr. Runge heute so gekämpft hat, eingerich-
tet. Diese Arbeitsgruppe gibt es weiterhin, und sie
wird auch weiterhin tagen. Wir haben mit dieser Aus-
legung auch keine Vorentscheidungen getroffen, wie
ein neues Einzelhandelsziel aussehen soll. Eine Teil-
fortschreibung - das sage ich zu den Freien Wählern -
bringt uns keinen Zeitgewinn. Für das Einzelhandels-
ziel sind die gleichen Verfahrensschritte notwendig
wie für die Gesamtfortschreibung. Wenn wir das Ein-
zelhandelsziel herauslösen, sehe ich keinen Zeitge-
winn.

Die Arbeitsgruppe wird wieder tagen, wenn ein Ent-
wurf vorgelegt wird. Dabei soll der größtmögliche
Konsens erreicht werden. Der von Ihnen oft zitierte
"Bund der Selbständigen" ist wieder befriedet. Das
kann ich Ihnen an dieser Stelle sagen. Herr Dr.
Runge, vielen herzlichen Dank, dass Sie sich so für
die Atmosphäre unserer Einzelhandelsgruppe einset-
zen.

Herr Muthmann, zwischenzeitlich haben Sie das
Schreiben bekommen. Ich sage Ihnen auch, warum
Sie es nicht direkt am Anfang erhalten haben. Das
zeigt ein Stück weit die Diskussion. Es war kein böser
Wille von uns, der Regierung. Das zeigt, dass die

Auslegung des LEP etwas schwierig war. Es war eine
reine Verwaltungsanweisung, die vielleicht sehr viel
Sachkenntnis im LEP vorausgesetzt hat. Wir wollten
Ihnen nicht unterstellen, dass Sie diese nicht hätten.
Wir wollten es Ihnen einfacher machen und haben ein
Informationsschreiben verfasst. Dieses Informations-
schreiben können alle Abgeordneten haben. Unser
Haus - das kann ich Ihnen sagen - wird dies zukünftig
so nicht mehr tun.

Wir werden uns spätestens im Verlauf dieses oder
des nächsten Jahres noch ordentlich in diesem Gre-
mium mit dem Einzelhandelsziel und der Weiterent-
wicklung beschäftigen. Ich möchte noch einmal
sagen: Es war keine Missachtung des Parlaments. Es
war eine "tricky" Auslegung - ich finde das Wort ein-
fach schön - der Verwaltungsanweisung, die wir
haben. Dementsprechend sind aus unserer Sicht die
Dringlichkeitsanträge der Opposition abzulehnen.

(Beifall bei der FDP)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Frau Staatssek-
retärin, sind Sie fertig mit Ihrem Redebeitrag?

Staatssekretärin Katja Hessel (Wirtschaftsministeri-
um): Ja, ich warte schon mit Begeisterung auf Herrn
Kollegen Muthmann.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Ich kann ihm das
Wort jedoch erst erteilen, wenn ich weiß, dass Sie
Ihren Redebeitrag beendet haben. Jetzt kommen wir
zur Zwischenbemerkung des Herrn Kollegen Muth-
mann.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Alexander Muthmann (FW): Habe ich Ihre Begrün-
dung richtig verstanden? Sie haben uns das Schrei-
ben deswegen vorenthalten, weil Sie der Meinung
waren, wir würden das Schreiben, das aus dem Wirt-
schaftsministerium kommt, nicht verstehen?

Staatssekretärin Katja Hessel (Wirtschaftsministeri-
um): Nein, dann haben Sie mich falsch verstanden.
Ich habe gesagt, dass dieses Schreiben eine interne
Verwaltungsanweisung war und wir uns deswegen
überlegt haben, wie wir diese Information schöner
nach außen bringen können.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Weitere Wort-
meldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist
geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Dazu
werden die Dringlichkeitsanträge wieder getrennt.
Bevor wir über den Dringlichkeitsantrag der Fraktion
der GRÜNEN namentlich abstimmen, ziehen wir die
beiden anderen Dringlichkeitsanträge vor. 
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Zunächst kommen wir zum Dringlichkeitsantrag auf
der Drucksache 16/7113. Das ist der Antrag der SPD-
Fraktion. Wer diesem Antrag seine Zustimmung
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. - Das
ist die Fraktion der SPD und die Fraktion der GRÜ-
NEN. -Gegenstimmen? Das sind die Fraktionen der
CSU, der FDP und der Freien Wähler. Damit ist die-
ser Dringlichkeitsantrag abgelehnt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag der Freien Wähler auf
Drucksache 16/7131 seine Zustimmung geben will,
den bitte ich um das Handzeichen. - Das sind die
Fraktionen der SPD, der Freien Wähler und der GRÜ-
NEN. Gegenstimmen? - Das sind die Fraktionen der
CSU und der FDP. Damit ist auch dieser Dringlich-
keitsantrag abgelehnt.

Jetzt kommen wir zur namentlichen Abstimmung über
den Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 16/7108.
Das ist der Antrag der Fraktion des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN. Die Urnen sind bereitgestellt. Ich eröff-
ne die Abstimmung. Sind Sie mit drei Minuten einver-
standen?

(Unruhe)

- Nein? - Also fünf Minuten.

(Zurufe von der SPD: Nein!)

- Dann doch drei Minuten. 

(Namentliche Abstimmung von 20.24 bis
20.27 Uhr)

Meine Damen und Herren, ich schließe die Abstim-
mung und bitte, das Ergebnis draußen zu ermitteln.
Ich bitte Sie, Ihre Plätze wieder einzunehmen, damit
wir uns mit dem letzten Dringlichkeitsantrag auf die
Zielgerade begeben können.

(Georg Schmid (CSU): Auf geht’s!)

Meine Damen und Herren, wir fahren mit der Tages-
ordnung fort.

Ich rufe auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten
Georg Schmid, Alexander König, Thomas Kreuzer
u. a. und Fraktion (CSU),
Thomas Hacker, Dr. Franz Xaver Kirschner,
Tobias Thalhammer u. a. und Fraktion (FDP)
Planungssicherheit für perspektivische
Entwicklung der wehrtechnischen Unternehmen
in Bayern gewährleisten! Schutz unserer
Soldatinnen und Soldaten sichern! Arbeitsplätze

und Technologiekompetenz nicht gefährden!
(Drs. 16/7109)

Ich eröffne die Aussprache. Der erste Redner ist Herr
Kollege Hintersberger.

Johannes Hintersberger (CSU): Herr Präsident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Im Titel des Dringlich-
keitsantrags wird deutlich, worum es geht. Vor dem
Hintergrund der Entscheidung zur Bundeswehrreform
ist es notwendig und wichtig, dass dieses Haus deut-
lich macht, welche Bedeutung die wehrtechnische In-
dustrie in Deutschland und im Besonderen in Bayern
hat.

Warum? - Lassen Sie mich kurz vor dem Hintergrund
der knappen drei Minuten, die ich Zeit habe, drei Fak-
toren darstellen. Erstens. Die Wehrtechnik leistet
einen entscheidenden Beitrag für den Schutz unserer
Soldatinnen und Soldaten im Einsatz. Die Sicherheit
von Leib und Leben unserer Soldatinnen und Solda-
ten hängt von einer guten Ausrüstung, von guten Waf-
fensystemen und gut gebauten Kraftfahrzeugen ab.
Für uns sollte es eine selbstverständliche Verpflich-
tung sein, den Soldatinnen und Soldaten die beste
Ausrüstung und die besten Schutzmaßnahmen im
Einsatz zu gewähren. Unsere bayerischen Ingenieure
und Techniker sorgen für die beste Qualität und damit
für den höchsten Schutzfaktor unserer Soldatinnen
und Soldaten.

Zweitens. Tausende Hightech-Arbeitsplätze in Bayern
sind bei der wehrtechnischen Industrie und den mittel-
ständischen Zulieferern angesiedelt. Allein beim Euro-
fighter und insbesondere bei der Verwirklichung der
dritten Tranche des Eurofighters stehen deutschland-
weit fast 100.000 Arbeitsplätze im Feuer. Mehr als
400 mittelständische Betriebe sind allein von der Wei-
terentwicklung dieses Projekts abhängig. Für Talari-
on, das größte und erste europäische unbemannte
Fluggerät, ist ein Entwicklungsbudget von 1,4 Milliar-
den vorgesehen, mit dem allein in Bayern rund 3.000
Arbeitsplätze geschaffen und gesichert werden kön-
nen.

Ein dritter Punkt. Liebe Kolleginnen und Kollegen, die
Wehrtechnik umfasst weit mehr als nur den militär-
ischen Bereich. Die Wehrtechnik hat nicht "nur" eine
militärische Komponente. Sie ist die Keimzelle von Er-
findergeist. Sie ist eine unverzichtbare Technologie-
treiberin. Sie ist für viele zivile Produktentwicklungen
und zivile Dienstleistungs-, Forschungs- und Entwick-
lungsprojekte maßgebend. Sie kennen verschiedene
Projekte. Einen Airbag gäbe es wohl nicht oder zu-
mindest nicht in dieser Qualität, wenn er nicht aus der
Entwicklung von Raketenmunition entstanden wäre.
Ähnliches gilt für den Nierensteinzertrümmerer, für
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den die Druckwellenentwicklungen eines Überschall-
jets ausschlaggebend waren. Die Technik der Naben-
kugeln an unseren Windkraftanlagen ist ganz ent-
scheidend von der Entwicklung der
Hubschrauberrotoren geprägt.

Meine Damen und Herren, diese Bedeutung gilt es
klarzumachen und zu thematisieren. Und deshalb
müssen die Forderungen, die in diesem Antrag deut-
lich gemacht werden, immer wieder vorgestellt und in
Berlin durchgesetzt werden.

(Dr. Thomas Beyer (SPD): Berlin! Aha!)

Mein Schlussappell: Unterstützen Sie diesen Antrag
in der gebotenen gemeinsamen Haltung genauso wie
unseren Bundeswehrantrag! Vielen Dank für das ein-
stimmige Votum zu diesem Antrag in der letzten
Woche im Wirtschaftsausschuss.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Kollege,
kommen Sie bitte zum Schluss.

Johannes Hintersberger (CSU): Gerade hier in Bay-
ern bedarf die Truppe des Schutzes und bedürfen die
Schlüsseltechnologien der Sicherung.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Nächste Wort-
meldung: Herr Kollege Dr. Kirschner. Herr Roos, Sie
sind nach der Liste, die mir vorliegt, anschließend
dran.

Dr. Franz Xaver Kirschner (FDP): Sehr geehrter
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die
FDP begrüßt die breit angelegte Bundeswehrreform.
Die Aussetzung der Wehrpflicht war eine langjährige
Forderung der FDP. Die FDP steht uneingeschränkt
zur Bundeswehr und ihren Soldatinnen und Soldaten.
Die Leistungen unserer Soldatinnen und Soldaten
verdienen größte Hochachtung und unseren Dank,
und dies nicht nur wegen Afghanistan.

Bayerns Bundeswehrstandorte müssen vor allen Din-
gen im ländlichen Raum erhalten werden. Warum? -
Die bayerische FDP setzt sich für den Erhalt von
Standorten und Dienststellen der Bundeswehr im
ländlichen Raum ein. Die Bundeswehr ist dort ganz
besonders verankert. Dies gilt insbesondere für das
Zonenrandgebiet, wo eine hohe Akzeptanz der Bun-
deswehr vorhanden ist, was auch für die Soldaten
wichtig ist.

(Christa Naaß (SPD): Welche Zone?)

- Das ehemalige Zonenrandgebiet.

(Markus Rinderspacher (SPD): Also ehemalige
DDR!)

- Es gibt keine DDR mehr. Jetzt sind wir beieinander.

Der Verlust ländlicher Standorte wäre ein ungleich hö-
herer Schaden für die Regionen als für die Metropo-
len. Deshalb ist dieser Verlust zu verhindern. Die FDP
wirbt für ein sensibles Vorgehen bei den Standorten.
Die Bayerische Staatsregierung muss im Zusammen-
hang mit dem neuen Stationierungskonzept zum frü-
hestmöglichen Zeitpunkt eingebunden werden.

Neben der Fortführung der Städtebauförderung und
den Chancen des Regionalmanagements ist es daher
von größter Bedeutung, dass vor allem jene Bundes-
wehrstandorte erhalten bleiben, die für die örtliche
Wirtschaft und Gemeinschaft von herausragender Be-
deutung sind.

(Dr. Thomas Beyer (SPD): Roth zum Beispiel!)

Wirtschaftlich starke Orte und Metropolregionen kön-
nen einen Weggang der Bundeswehr leichter verkraf-
ten als strukturschwache Gebiete. Frei werdende Ar-
beitskräfte können dort vom lokalen Arbeitsplatzmarkt
besser aufgenommen werden. Während die Nachrüs-
tung von Bundeswehrliegenschaften in Boom-Regio-
nen wie München Chancen bietet, weil damit dringend
benötigte Flächen frei werden, ist die Suche nach
Nutzungsmöglichkeiten in wirtschaftlich schwachen
Regionen schwierig. In Passau führten wir vor etwa
fünfzehn bis zwanzig Jahren diese Diskussion. Die
Schließung von Bundeswehrstandorten führte zu
einem großen Aufstand. Mittlerweile sind dort mehr
als 2.000 hochinteressante Arbeitsplätze entstanden.
Passau ist aber ein Mittelzentrum und nicht das ehe-
malige Zonenrandgebiet.

(Beifall bei der FDP)

Die Bildungseinrichtungen der Bundeswehr müssen
erhalten werden. Wir sprechen uns für den unge-
schmälerten Erhalt der Bildungseinrichtungen aus.
Dazu gehören die Bundeswehruniversität München,
die Technische Hochschule in Kaufbeuren, die Füh-
rungs- und Unterstützungsschule in Feldafing und Pö-
cking, die Bundeswehrverwaltungsschule in Oberam-
mergau und die Bundeswehrfachschule in Würzburg.

Erhalten bleiben müssen ebenfalls die Sportförder-
gruppen der Bundeswehr. Das gilt vor allem mit Blick
auf die Olympischen Spiele 2018. Dies stärkt einer-
seits den Leistungssport und unterstützt andererseits
das Anliegen der Bundeswehr, freiwillige Soldaten
und Soldatinnen zu gewinnen.
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Welche Auswirkungen hat die Bundeswehrreform für
die Wirtschaft? In Bayern hat sie ganz erhebliche
Auswirkungen. Dazu einige Zahlen: Bei der Bundes-
wehrtechnik haben wir eine Exportquote von circa 70
%. Darin enthalten sind auch Dual-Use-Güter, zum
Beispiel Material für Aufklärung, Grenzüberwachung
und Kommunikation oder, in Bezug auf die innere Si-
cherheit, Material für die Ausrüstung von Polizeikräf-
ten. Circa ein Drittel der Bundeswehrindustrie befindet
sich in Bayern. Der Umsatz pro Jahr beträgt rund 16
Milliarden Euro. Der Exportanteil beträgt 70 %. Im
Bund sind 80.000 zumeist hochqualifizierte Arbeits-
kräfte in der Bundeswehrindustrie beschäftigt.

Um den erwarteten Einbruch abfangen zu können,
muss die Wehrtechnikindustrie in die deutsche Si-
cherheits- und Außenpolitik eingebunden werden.
Dazu gehört, dass die Forschungs- und Entwicklungs-
politik die wehrtechnische Industrie unterstützt und
dass die wehrtechnische Industrie in die Planungen
der Bundeswehr für zukünftige Schwerpunkte einge-
bunden wird. Bürokratische Hemmnisse in der Be-
schaffungspolitik müssen vermieden werden. Wettbe-
werbsverzerrungen gegenüber anderen Ländern
müssen abgebaut werden. Dazu gehört auch, dass
der Export aktiv durch die Bundesregierung unter-
stützt wird und dass die Wehrtechnikindustrie nicht
durch pauschale Kritik, durch die Verzögerung militär-
ischer Luftfahrtprojekte oder durch negative Presse-
mitteilungen über die Ausrüstung an den Pranger ge-
stellt wird. Die regierungsinternen
Abstimmungsprozesse bei Rüstungsexporten müssen
beschleunigt werden. Der Exportmarkt muss durch in-
ternationale Regierungsabkommen unterstützt wer-
den. Die Genehmigungsverfahren nach dem Außen-
wirtschaftsgesetz müssen ebenfalls beschleunigt
werden.

Wir benötigen wesentlich mehr Wissenstransfer zwi-
schen den Bildungszentren der Bundeswehr, die
einen hohen Stellenwert haben, und der Wirtschaft.
Wir brauchen einen Austausch in der Aus- und Wei-
terbildung und vor allem einen Austausch von Fach-
kräften zwischen Bundeswehr und Wirtschaft. Den
aus der Bundeswehr ausscheidenden Soldatinnen
und Soldaten hilft beim Übergang in zivile Berufe ge-
rade der zu erwartende Fachkräftemangel. Dadurch
wird die Bundeswehr auch für die Jugend interessant.
Ich bitte um Zustimmung zu dem Antrag.

(Beifall bei der FDP)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Jetzt darf Herr
Kollege Roos für die SPD loslegen.

Bernhard Roos (SPD): Wertes Präsidium, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Kollege Hintersberger und

Kollege Kirschner, wer wollte da widersprechen? Die
Aufforderung nach Planungssicherheit, Schutz für
Soldatinnen und Soldaten und Erhalt der Arbeitsplät-
ze richtet sich an die Bundesregierung in Berlin. Wen
meinen Sie? Wen wollen Sie treffen?

(Zuruf des Abgeordneten Georg Schmid (CSU))

- Den Bundeskanzler meinen Sie, Kollege Schmid?
Ich denke nicht, denn es gibt einen anderen. Außer-
dem ist mittlerweile ein Frau Bundeskanzlerin, was
die meisten wohl wissen werden. Vielleicht hat sich
das bis zu Ihnen noch nicht herumgesprochen. Frau
Merkel ist aber nicht in erster Linie gemeint, sondern
Herr von und zu Guttenberg.

(Georg Schmid (CSU): Das ist ganz neu!)

Nun soll der Landtag feststellen, dass eine langfristig
angelegte planungssichere Technologie- und Innova-
tionspolitik in unserem Land einziehen soll. Da das
mit einem Loblied einhergeht, dass das bisher so gut
geklappt habe, frage ich, welche Stoßrichtung der An-
trag haben soll.

All das, was in dem Absatz steht, ist richtig. Die
Staatsregierung wird von Ihnen, die Sie diese Staats-
regierung tragen, aufgefordert, sich dafür einzuset-
zen, die Forschungs- und Entwicklungspotenziale
nachhaltig zu stärken und planungssichere Auftrags-
politik zu betreiben. Das ist fraglos notwendig. Des-
halb kann man dem Antrag trotz aller Selbstbeweih-
räucherung, die sich dahinter verbirgt, zustimmen.
Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, man kann auch
angesichts der Politik des Verteidigungsministers von
Guttenberg ein Zeichen von Panik vermuten und den
Antrag als verklausuliertes Misstrauen ansehen, das
Sie Ihrem Parteifreund entgegenbringen.

(Beifall bei der SPD)

Der Verteidigungsminister bricht eine Reform über
das Knie, ohne die Nebenwirkungen zu kontrollieren.

(Zurufe von der CSU)

- Sie können schreien, so viel Sie wollen.

Als Wirtschaftsminister war er untätig und hat für die
Luft- und Raumfahrt nichts gemacht. Die gehört be-
kanntermaßen zur Wehrtechnik.

(Beifall bei der SPD)

Von Guttenberg sagt auf seine vornehme Art, mit kos-
metischen Maßnahmen alleine werde es nicht getan
sein. Das sind Worthülsen, und das zeigt schlechte
handwerkliche Vorbereitung.
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(Beifall bei der SPD)

Die Abschaffung der Wehrpflicht ist für die Wehrpflich-
tigen, die Zivildienstleistenden und für die Versorgung
der Sozialverbände mit Hilfskräften mit dem Kollate-
ralschaden, wie wir ihn aus dem Irak-Krieg kennen, zu
vergleichen.

(Beifall bei der SPD)

Frank-Jürgen Weise bezeichnet die Bundeswehr als
Glücksfall. Deshalb muss man sich fragen, wie dieser
"Glücksfall", wenn er denn umgebaut wird, noch 8,4
Milliarden Euro Ersparnis für den Bundeshaushalt
bringen soll. Das müssen Sie erst beweisen.

Meine Damen und Herren, die Bundeswehrreform
wird in der "Süddeutschen Zeitung" mit "Die Angst
geht um" betitelt. Das gilt nicht nur für Roth. Bei der
Bedeutung der Industriepolitik und der Wehrtechnik
wundert man sich. - Frau Staatssekretärin, leihen Sie
mir bitte Ihr geneigtes Ohr -

(Staatssekretärin Katja Hessel: Beide!)

- Beide sogar, wunderbar.

Auf der Homepage des Staatsministeriums für Wirt-
schaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie steht
zum Thema Wehrtechnik und auch zum Thema In-
dustriepolitik faktisch nichts. Das ist wohl auch ge-
heim. Frau Hessel, Sie haben noch 16 Minuten und
43 Sekunden Redezeit, um das zu korrigieren.

Die Gewerkschaften, meine sehr verehrten Damen
und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, sind Teil
der Friedensbewegung. Dennoch sind die Gewerk-
schaften und die Sozialdemokraten darauf angewie-
sen, flankiert mit Stärke wehrhaft zu bleiben. Der
größte Anteil der Konzernbetriebsratsvorsitzenden
und Gesamtbetriebsratsvorsitzenden beim Berliner
Aufruf der Gewerkschaften kam mit 40 % aus Bayern;
denn die meisten dieser "Branchengewerkschaft"
stammen aus unserem schönen Freistaat Bayern.
Forderungen des Berliner Aufrufs sind, dass nicht
80.000 Arbeitsplätze im Bund und davon 30.000 in
Bayern mit dem Sparpaket geopfert werden dürfen.
Die Zukunftsfähigkeit lässt sich weder mit dem Rotstift
noch mit dem bloßen Strukturerhalt schaffen. Nötig
sind langfristige Kooperationen statt kurzfristiger Stor-
nierungen. Fragen Sie in den Unternehmen EADS,
Krauss Maffei, Rohde & Schwarz, ob die Crème de la
crème unserer Industrie noch von der Hand in den
Mund leben kann, weil keine Aufträge da sind.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, aktuell steht die Ent-
scheidung um die Tranche 3 B des Eurofighter und
das Talarion an. Wo ist das in der Pipeline? - Ich habe

in meinem Statement zur Regierungserklärung von
Wirtschaftsminister Zeil bereits angeprangert, dass
das Allschutz-Transportfahrzeug Dingo, ein bayeri-
sches Produkt, nicht im genügenden Maße in Afgha-
nistan eingesetzt wird.

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Das ist eine Sauerei?)

- Das ist wirklich eine Sauerei, weil dieses Fahrzeug
vor Sprengfallen und Selbstmordanschlägen schützt.
Es schützt die sechs Mann Besatzung vor solchen
Anschlägen.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Kollege,
denken Sie bitte an die Zeit.

Bernhard Roos (SPD): Ich denke an die Zeit.

Sie haben einen Dringlichkeitsantrag eingereicht. Der
SPD-Landesvorsitzende Florian Pronold hat bereits
im Sommer 2010 die Rotstiftpolitik angeprangert und
war Ihnen damit weit voraus. Er hat angemerkt, dass
der Freistaat Bayern mit seinen 68 Bundeswehrstand-
orten überproportional hart getroffen wird und dass
die Bundeswehr sehr gut vernetzt ist. Der wehrpoliti-
sche Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, Prof. Dr.
Peter Paul Gantzer, betont dies auch immer wieder.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Kollege,
kommen Sie bitte zum Schluss.

Bernhard Roos (SPD): Ich komme zum Schluss. -
Der Standort Freyung ist ebenfalls mit der Bevölke-
rung sehr gut vernetzt, und wir wissen, dass die
Wehrbereichsverwaltung Süd und das Wehrwissen-
schaftliche Institut in München wesentliche Standort-
faktoren sind.

(Zurufe von der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Kollege, Sie
sind über eine Minute über der Zeit. Bitte kommen Sie
zum Schluss.

Bernhard Roos (SPD): Mit Ihrer Erlaubnis, die letzte
Bemerkung: Schicken Sie nicht nur Worthülsen nach
Berlin, sondern sorgen Sie dafür, dass Ihre Fraktio-
nen, die in Berlin Verantwortung tragen, endlich die
Finanzierung regeln und die Arbeitsplätze in Bayern
sichern.

(Beifall bei der SPD)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Nächste Wort-
meldung: Herr Kollege Hanisch für die Fraktion der
Freien Wähler. Bitte schön.

Joachim Hanisch (FW): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Wer die Bundeswehr verkleinert,
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wer die Wehrpflicht aussetzt, muss wissen, welche
Folgen das hat. Er muss wissen, dass wir im sozialen
Bereich Probleme bekommen werden. Er muss wis-
sen, dass Standorte geschlossen werden, und er
muss auch wissen, dass die Wehrtechnik und die
Wehrindustrie aus dem deutschen Bereich weniger
Aufträge bekommen werden. Das ist nichts Neues.

(Zuruf des Abgeordneten Tobias Thalhammer
(FDP))

Nur in Krisenzeiten brauchen wir Unterstützung.

Meine Damen und Herren, wir müssen kein Glau-
bensbekenntnis zur Wehrtechnik abgeben. Es reicht,
wenn wir mitteilen, dass es eine Selbstverständlich-
keit ist, dass wir die bayerische Wirtschaft und den
bayerischen Mittelstand generell unterstützen und
auch für die Wehrtechnikindustrie da sind, die jetzt
Probleme bekommen wird. Mich wundert, dass der
Telefondraht von München nach Berlin in das Vertei-
digungsministerium so schwach ist, dass das Problem
unter Freunden und Parteikollegen nicht geklärt wer-
den kann. Dass man den Landtag bemühen muss,
nehmen wir zur Kenntnis.

Wir werden dem Antrag zustimmen, weil man ihn gar
nicht ablehnen kann. Allerdings stelle ich infrage,
dass er notwendig ist. Ich bin überzeugt, dass die klei-
nere Bundeswehr ebenfalls Wehrtechnik, aber andere
Formen von Wehrtechnik, braucht. Da gibt es genü-
gend Möglichkeiten. Die Frage wird sein, ob wir das
Geld haben, um das alles zu bezahlen. Wir werden
fragen müssen, was unsere Priorität hat. Unsere
Truppen im Ausland hätten fürwahr eine bessere Aus-
stattung verdient, meine Damen und Herren.

Die Industrie, vornehmlich die Wehrtechnik, wird Lö-
sungen für den drohenden Verlust dieser staatlichen
Aufträge finden müssen. Sie ist clever genug, das
auch zu tun. Die Industrie wird sich auf dem freien
weltweiten Rüstungsmarkt bewähren. Wie gesagt, wir
stimmen dem Antrag zu, obwohl wir die Notwendigkeit
eigentlich nicht sehen.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Kollege Dr.
Runge, Sie brauchen sich nicht so zu hetzen. Bevor
Sie reden, läuft die Zeit nicht. Bitte sehr, Sie haben
das Wort.

(Allgemeine Heiterkeit)

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Herr Präsident, Kolle-
ginnen und Kollegen! Wir werden diesem Antrag aus
voller Überzeugung nicht zustimmen. Der Antrag ent-
hält zwar viele wohlfeile Forderungen, die wir unter-

schreiben könnten, aber die Antragsteller verfahren
nach dem Motto: Wasch mir den Pelz, aber mach
mich nicht nass.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die FDP geriert sich in diesem Antrag als Trommler
für Staatswirtschaft. Ich zitiere: "planungssichere Auf-
tragspolitik". Der Antrag beginnt mit den Worten. "Die
leistungsstarke, innovative Wehrtechnik in Bayern
macht unsere Bundeswehr unabhängig und einsatzfä-
hig". Das ist genau das Gegenteil der Begründung der
europäischen Verteidigungspolitik in der gemeinsa-
men Außen- und Sicherheitspolitik. Da war man der
Auffassung, wir kommen durch eine Europäisierung
zu mehr Effizienz. Als Stichwort verweise ich auf den
Vertrag von Lissabon. Ich zitiere jetzt einige Sätze
aus der Berichterstattung zu einer großen Presskon-
ferenz des Bundesverteidigungsministeriums Ende
des letzten Jahres. Erinnern Sie sich, was die Zeitun-
gen daraus gemacht haben, und legen Sie das dann
um auf den hier vorliegenden Antrag, bitte.

Auch die in der Vergangenheit völlig aus dem
Ruder gelaufene Rüstungsbeschaffung will der
Minister wieder unter Kontrolle bringen. In der
Wehrtechnik setzt der Minister auf europäische
Lösungen und eine europäische Steuerung.

Es ist also keine bayerische und keine nationale Steu-
erung seitens Ihres Ministers gewollt. Stattdessen
heißt es, man müsse zu einem gemeinsamen Ver-
ständnis gelangen, in welchem Maße der Erhalt in-
dustrieller Potenziale zur Sicherheitspolitik beiträgt.
Wenden Sie sich also bitte an Ihren Minister, er drückt
genau das Gegenteil von dem aus, was Sie hier in
diesem Antrag schreiben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich habe viel zu schnell geredet. Ich könnte Ihnen ei-
gentlich noch viel mehr erzählen. Wir hatten auch we-
sentlich mehr vorbereitet.

(Thomas Hacker (FDP): Es bleiben noch 51 Se-
kunden!)

- Es bleiben sogar mehr, denn einige Kolleginnen und
Kollegen durften ordentlich überziehen.

(Tobias Thalhammer (FDP): Mittlerweile sind es
noch 41 Sekunden!)

Es gibt eine Reihe von Punkten in dem Antrag, die
man kritisch hinterfragen muss. Der Antrag enthält
aber eine Forderung, die es uns unmöglich macht,
dem Antrag zuzustimmen, und das ist die letzte For-
derung. Ich zitiere aus Ihrem Antrag:
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Die Staatsregierung wird aufgefordert…,

- bei der Exportkontrolle die Handhabung im Voll-
zug ohne Nachteile deutscher Unternehmer ge-
genüber europäischen verbündeten Nationen si-
cherzustellen.

Ich möchte gerne wissen, wie die Staatsregierung das
machen kann, immerhin gibt es hier andere Zustän-
digkeiten. Ich denke, für Exportkontrollen und ähnli-
che Fragen ist Bundeswirtschaftsminister Brüderle zu-
ständig. Sie reden hier einem laschen Vollzug bei
dem Export von Rüstungsgütern das Wort. Das kön-
nen wir nie und nimmer teilen. Ich darf deshalb aus
voller Überzeugung unsere herzliche Ablehnung vor-
tragen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Dr. Runge,
Sie haben so schnell gesprochen, dass die Uhr fast
rückwärts gelaufen ist.

(Dr. Martin Runge (GRÜNE): Wunderbar, vielen
Dank! - Allgemeine Heiterkeit)

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor.

(Alexander König (CSU): Die FDP hätte noch ein
paar Minuten!)

- Die FDP hat schon gesprochen. Wie gesagt, weitere
Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Aussprache ist
geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Wir kommen zur Abstimmung. Frau Staatssekretärin,
hier spielt die Musik.

(Thomas Hacker (FDP): Aber Herr Präsident,
mehr Charme bitte! - Alexander König (CSU):
Keine Diskriminierung bitte! - Allgemeine Heiter-
keit)

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksache
16/7109 seine Zustimmung geben will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Das sind CSU, FDP, Freie
Wähler und SPD. Gegenstimmen? - Das ist die Frakti-
on der GRÜNEN und eine Stimme aus der SPD. Ent-
haltungen? - Keine. Damit ist der Antrag angenom-
men. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen
16/7110 mit 16/7112, 16/7114 und 16/7132 mit
16/7134 werden in die zuständigen federführenden
Ausschüsse verwiesen. Kein Widerspruch? - Dann so
beschlossen.

Nun habe ich noch das Ergebnis der namentlichen
Abstimmungen bekannt zu geben.

(Alexander König (CSU): Ach nein!)

- Herr Kollege König, auch Sie haben den Antrag auf
namentliche Abstimmung gestellt. Jetzt hören Sie sich
das Ergebnis auch an.

(Alexander König (CSU): Jawohl, Herr Präsident!)

- Danke schön.

(Allgemeine Heiterkeit)

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwan-
ger, Tanja Schweiger, Alexander Muthmann und an-
derer und Fraktion (FW): Gleichwertige Lebensbedin-
gungen in ganz Bayern - Taten statt Worte;
Drucksache 16/7107.

(Alexander König (CSU): Wurde abgelehnt!)

- Herr König ahnt es: Mit Ja haben gestimmt 43 Abge-
ordnete, mit Nein 93, Stimmenthaltungen: 15. Damit
ist der Antrag abgelehnt. 

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Georg Schmid,
Alexander König, Erwin Huber und anderer und Frak-
tion (CSU) sowie der Abgeordneten Karsten Klein,
Dr. Andreas Fischer, Thomas Dechant und anderer
und Fraktion (FDP): Politik für gleichwertige Lebens-
bedingungen in ganz Bayern konsequent fortsetzen;
Drucksache 16/7128:

(Alexander König (CSU): Große Zustimmung!)

Mit Ja haben gestimmt 90, mit Nein haben gestimmt
33 Abgeordnete; Stimmenthaltungen: 27. Damit ist
der Dringlichkeitsantrag angenommen. 

(Abstimmungsliste siehe Anlage 5)

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rin-
derspacher, Annette Karl, Dr. Paul Wengert und an-
derer und Fraktion (SPD): Gleichwertige Lebensbe-
dingungen statt regionaler Disparitäten - nachhaltige
Entwicklung für ganz Bayern; Drucksache 16/7129.
Mit Ja haben gestimmt 50 Abgeordnete, mit Nein 88
Abgeordnete; Stimmenthaltungen: 11. Damit ist der
Dringlichkeitsantrag abgelehnt. 

(Abstimmungsliste siehe Anlage 6)

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Thomas Mütze, Ulrike Gote und anderer und
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Keine Aufwei-
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chung der Vorgaben für die Ansiedlung von Einzel-
handelsgroßprojekten im Schnellschuss - Rücknahme
des Kabinettsbeschlusses vom 21. Dezember 2010;
Drucksache 16/7108. Mit Ja haben gestimmt 44 Ab-
geordnete, mit Nein haben gestimmt 96 Abgeordnete;
Stimmenthaltungen: 4. Damit ist der Dringlichkeitsan-
trag abgelehnt. 

(Abstimmungsliste siehe Anlage 7)

Wir sind mit der Tagesordnung fertig. Ich schließe die
Sitzung und wünsche einen schönen Abend.

(Schluss: 20.57 Uhr)
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der Abstimmung über die 
nicht einzeln zu beratenden Anträge etc. zu Grunde gelegt wurden 
gem. § 59 Absatz 7 (Tagesordnungspunkt 3)  

Es bedeuten: 
(E) einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen oder 
 Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A) Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
 Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z) Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 

Verfassungsstreitigkeiten 

1. Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 1. Dezember 2010 (Vf. 13-VII-
10) betreffend Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit der Art. 2 Nr. 8, Art. 3, 
6 und 7 des Gesetzes zum Schutz der Gesundheit (Gesundheitsschutzgesetz - GSG) vom 
23. Juli 2010 (GVBl S. 314, BayRS 2126-3-UG) 

 PII/G-1310-10-13 
Drs. 16/7029 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Verbraucherschutz 
 
1. Der Landtag beteiligt sich am Verfahren. 
2. Der Antrag ist unbegründet. 
3. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeordnete Jürgen W. Heike bestellt. 
  
CSU SPD FW GRÜ FDP 
Z  Z Z Z Z 
 
 

2. Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 9. Dezember 2010 (Vf. 21-VII-
10) betreffend Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit der Art. 2 Nr. 8 und 
Art. 3 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes zum Schutz der Gesundheit (Gesundheitsschutzgesetz - 
GSG) vom 23. Juli 2010 (GVBl S. 314, BayRS 2126-3-UG) 
PII/G-1310/10-14 
Drs. 16/7028 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Verbraucherschutz 
 
1. Der Landtag beteiligt sich am Verfahren. 
2. Der Antrag ist unbegründet. 
3. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeordnete Jürgen W. Heike bestellt. 
 
CSU SPD FW GRÜ FDP 
Z  Z Z Z Z 
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3. Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 30. Dezember 2010 (Vf. 31-
VII-10) betreffend Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit des Art. 130 des 
Bayerischen Beamtengesetzes (BayBG) vom 29. Juli 2008 (GVBl S. 500 BayRS 2030-1-
1-F), zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. August 2010 (GVBl S. 410) 
PII/G-1310/10-16 
Drs. 16/7030 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Verbraucherschutz 
 
1. Der Landtag beteiligt sich am Verfahren. 
2. Der Antrag ist unbegründet. 
3. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeordnete Jürgen W. Heike bestellt. 
 
CSU SPD FW GRÜ FDP 
Z  A A A Z 
 
 

4. Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 17. Dezember 2010 (Vf. 30-
VII-10) betreffend Antrag des Landkreises Berchtesgadener Land u.a. auf Feststellung 
der Verfassungswidrigkeit  
1.  der Art. 23 und 24 Abs. 3 des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Staat, 

Gemeinden und Gemeindeverbänden (Finanzausgleichsgesetz - FAG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. Juni 2010 (GVBl S. 258, BayRS 605-1-F),  

2.  der §§ 18, 19, 20 und 21 der Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den 
Finanzausgleich zwischen Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden (FAGDV 
2002) vom 19. Juli 2002 (GVBl S. 418, BayRS 605-10-F), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 12. April 2010 (GVBl S. 166) 

PII/G-1310/10-15 
Drs. 16/7027 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Verbraucherschutz 
 
1. Der Landtag beteiligt sich am Verfahren. 
2. Der Antrag ist unbegründet. 
3. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeordnete Jürgen W. Heike bestellt. 
 
CSU SPD FW GRÜ FDP 
Z  A A A Z 
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Anträge 
 

5. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Ausrichtung und Ausstattung des Staatstheaters am Gärtnerplatz 
Drs. 16/4473, 16/6951 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Hochschule, Forschung und Kultur 
CSU SPD FW GRÜ FDP 
Z Z Z Z Z 
 

6. Antrag der Abgeordneten Isabell Zacharias, Natascha Kohnen,  
Dr. Christoph Rabenstein u.a. SPD 
Leitungsfunktionen der staatlichen Kultureinrichtungen in München 
Drs. 16/5848, 16/6952 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Hochschule, Forschung und Kultur 
CSU SPD FW GRÜ FDP 
Z Z Z Z Z 
 

7. Antrag der Abgeordneten Helga Schmitt-Bussinger, Kathrin Sonnenholzner,  
Inge Aures u.a. SPD 
Änderung der Bestattungsverordnung 
Drs. 16/5990, 16/6728 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen und Innere Sicherheit 
CSU SPD FW GRÜ FDP 
Z Z Z Z Z 
 

8. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Tanja Schweiger, Eva Gottstein u.a.  
und Fraktion (FW) 
Projekt „Mama lernt deutsch“ 
Drs. 16/6196, 16/7015 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung, Jugend und Sport 
CSU SPD FW GRÜ FDP 
Z Z Z Z Z 
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9. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Georg Schmid, Karl Freller, Thomas Kreuzer u.a. 
und Fraktion (CSU), 
Dr. Andreas Fischer, Jörg Rohde, Karsten Klein u.a. und Fraktion (FDP) 
Keine politischen Generalstreiks in der Bundesrepublik Deutschland 
Drs. 16/6262, 16/7014 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Verbraucherschutz 
CSU SPD FW GRÜ FDP 
Z A Z A Z 
 

10. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Tanja Schweiger, Dr. Hans Jürgen Fahn u.a. 
und Fraktion (FW) 
Organisationsstruktur der bayerischen Hochschulen 
Drs. 16/6322, 16/6953 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Hochschule, Forschung und Kultur 
CSU SPD FW GRÜ FDP 
Z Z Z Z Z 
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Ackermann Renate X
Aiwanger Hubert
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. Dr. Barfuß Georg X
Prof. (Univ Lima) Dr. Bauer Peter X
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete X
Dr. Beckstein Günther X
Dr. Bernhard Otmar X
Dr. Bertermann Otto X
Dr. Beyer Thomas X
Biechl Annemarie X
Biedefeld Susann
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Breitschwert Klaus Dieter X
Brendel-Fischer Gudrun X
Brunner Helmut
Dr. Bulfon Annette X

Dechant Thomas X
Dettenhöfer Petra X
Dittmar Sabine
Dodell Renate
Donhauser Heinz X
Dr. Dürr Sepp X

Eck Gerhard
Eckstein Kurt X
Eisenreich Georg X

Dr. Fahn Hans Jürgen
Felbinger Günther X
Dr. Fischer Andreas X
Dr. Förster Linus
Franke Anne X
Freller Karl X
Füracker Albert

Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X
Gehring Thomas X
Glauber Thorsten X
Goderbauer Gertraud
Görlitz Erika X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra

Hacker Thomas X
Haderthauer Christine X
Halbleib Volkmar
Hallitzky Eike X
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold X
Hessel Katja X
Dr. Heubisch Wolfgang X
Hintersberger Johannes X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X
Jung Claudia

Kamm Christine X
Karl Annette X
Kiesel Robert X
Dr. Kirschner Franz Xaver X
Klein Karsten X
Kobler Konrad X
König Alexander X
Kohnen Natascha X
Kränzle Bernd X
Kreuzer Thomas X

Ländner Manfred X
Graf von und zu Lerchenfeld Philipp X
Lorenz Andreas X

Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 02.02.2011 zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus
Rinderspacher, Dr. Thomas Beyer, Christa Naaß u. a. und Fraktion SPD; Resonanzstudien: CSU muss
zweckentfremdete Steuergelder in den Staatshaushalt zurückführen (Drucksache 16/7106)
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Prof. Männle Ursula
Dr. Magerl Christian X
Maget Franz X
Matschl Christa X
Meißner Christian X
Dr. Merk Beate X
Meyer Brigitte X
Meyer Peter
Miller Josef X
Müller Ulrike X
Mütze Thomas X
Muthmann Alexander X

Naaß Christa X
Nadler Walter X
Neumeyer Martin X
Nöth Eduard X
Noichl Maria

Pachner Reinhard X
Dr. Pauli Gabriele X
Perlak Reinhold X
Pfaffmann Hans-Ulrich X
Prof. Dr. Piazolo Michael X
Pohl Bernhard
Pointner Mannfred X
Pranghofer Karin X
Pschierer Franz Josef

Dr. Rabenstein Christoph X
Radwan Alexander X
Reichhart Markus
Reiß Tobias X
Richter Roland X
Dr. Rieger Franz X
Rinderspacher Markus X
Ritter Florian X
Rohde Jörg X
Roos Bernhard X
Rotter Eberhard X
Rudrof Heinrich X
Rüth Berthold X
Dr. Runge Martin X
Rupp Adelheid

Sackmann Markus
Sandt Julika X
Sauter Alfred X
Scharfenberg Maria X
Schindler Franz X
Schmid Georg X
Schmid Peter
Schmitt-Bussinger Helga
Schneider Harald X
Schneider Siegfried X
Schöffel Martin X
Schopper Theresa X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer Angelika X
Schreyer-Stäblein Kerstin X
Schuster Stefan X
Schweiger Tanja X
Schwimmer Jakob X
Seidenath Bernhard X
Sem Reserl X
Sibler Bernd
Sinner Eberhard X
Dr. Söder Markus
Sonnenholzner Kathrin X
Dr. Spaenle Ludwig
Sprinkart Adi X
Stachowitz Diana
Stahl Christine X
Stamm Barbara
Stamm Claudia X
Steiger Christa X
Steiner Klaus X
Stewens Christa X
Stierstorfer Sylvia X
Stöttner Klaus X
Strehle Max X
Streibl Florian X
Strobl Reinhold
Dr. Strohmayr Simone

Taubeneder Walter X
Tausendfreund Susanna X
Thalhammer Tobias X
Tolle Simone X

Unterländer Joachim X

Dr. Vetter Karl X

Wägemann Gerhard X
Weidenbusch Ernst X
Weikert Angelika X
Dr. Weiß Bernd X
Dr. Weiß Manfred X
Dr. Wengert Paul X
Werner Hans Joachim X
Werner-Muggendorfer Johanna X
Widmann Jutta X
Wild Margit X
Will Renate X
Winter Georg X
Winter Peter X
Wörner Ludwig X

Zacharias Isabell X
Zeil Martin
Zeitler Otto X
Zellmeier Josef X
Dr. Zimmermann Thomas X

Gesamtsumme 63 92 0
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Ackermann Renate X
Aiwanger Hubert
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. Dr. Barfuß Georg X
Prof. (Univ Lima) Dr. Bauer Peter X
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete X
Dr. Beckstein Günther X
Dr. Bernhard Otmar X
Dr. Bertermann Otto X
Dr. Beyer Thomas X
Biechl Annemarie X
Biedefeld Susann
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Breitschwert Klaus Dieter X
Brendel-Fischer Gudrun X
Brunner Helmut
Dr. Bulfon Annette X

Dechant Thomas X
Dettenhöfer Petra X
Dittmar Sabine
Dodell Renate
Donhauser Heinz X
Dr. Dürr Sepp X

Eck Gerhard
Eckstein Kurt X
Eisenreich Georg X

Dr. Fahn Hans Jürgen
Felbinger Günther X
Dr. Fischer Andreas X
Dr. Förster Linus
Franke Anne X
Freller Karl X
Füracker Albert

Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X
Gehring Thomas X
Glauber Thorsten X
Goderbauer Gertraud
Görlitz Erika X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra

Hacker Thomas X
Haderthauer Christine X
Halbleib Volkmar
Hallitzky Eike X
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold X
Hessel Katja X
Dr. Heubisch Wolfgang X
Hintersberger Johannes X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X
Jung Claudia

Kamm Christine X
Karl Annette X
Kiesel Robert X
Dr. Kirschner Franz Xaver X
Klein Karsten X
Kobler Konrad X
König Alexander X
Kohnen Natascha X
Kränzle Bernd X
Kreuzer Thomas X

Ländner Manfred X
Graf von und zu Lerchenfeld Philipp X
Lorenz Andreas X

Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 02.02.2011 zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause,
Thomas Mütze, Ulrike Gote u. a. und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN; Trennung von Staatsregierung
und Partei - Beratende Äußerung des ORH zu den sog. "Resonanzstudien" umsetzen! (Drucksache 16/7115)
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Prof. Männle Ursula
Dr. Magerl Christian X
Maget Franz X
Matschl Christa X
Meißner Christian X
Dr. Merk Beate X
Meyer Brigitte X
Meyer Peter X
Miller Josef X
Müller Ulrike X
Mütze Thomas X
Muthmann Alexander X

Naaß Christa X
Nadler Walter X
Neumeyer Martin X
Nöth Eduard X
Noichl Maria

Pachner Reinhard X
Dr. Pauli Gabriele X
Perlak Reinhold
Pfaffmann Hans-Ulrich X
Prof. Dr. Piazolo Michael X
Pohl Bernhard X
Pointner Mannfred X
Pranghofer Karin X
Pschierer Franz Josef

Dr. Rabenstein Christoph X
Radwan Alexander X
Reichhart Markus
Reiß Tobias X
Richter Roland X
Dr. Rieger Franz X
Rinderspacher Markus X
Ritter Florian X
Rohde Jörg X
Roos Bernhard X
Rotter Eberhard X
Rudrof Heinrich X
Rüth Berthold X
Dr. Runge Martin X
Rupp Adelheid

Sackmann Markus
Sandt Julika X
Sauter Alfred X
Scharfenberg Maria X
Schindler Franz X
Schmid Georg X
Schmid Peter
Schmitt-Bussinger Helga
Schneider Harald X
Schneider Siegfried X
Schöffel Martin X
Schopper Theresa X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer Angelika X
Schreyer-Stäblein Kerstin X
Schuster Stefan X
Schweiger Tanja X
Schwimmer Jakob X
Seidenath Bernhard X
Sem Reserl X
Sibler Bernd X
Sinner Eberhard X
Dr. Söder Markus
Sonnenholzner Kathrin X
Dr. Spaenle Ludwig
Sprinkart Adi X
Stachowitz Diana
Stahl Christine X
Stamm Barbara
Stamm Claudia X
Steiger Christa X
Steiner Klaus X
Stewens Christa X
Stierstorfer Sylvia X
Stöttner Klaus X
Strehle Max X
Streibl Florian X
Strobl Reinhold
Dr. Strohmayr Simone

Taubeneder Walter X
Tausendfreund Susanna X
Thalhammer Tobias X
Tolle Simone X

Unterländer Joachim X

Dr. Vetter Karl X

Wägemann Gerhard X
Weidenbusch Ernst X
Weikert Angelika X
Dr. Weiß Bernd X
Dr. Weiß Manfred X
Dr. Wengert Paul X
Werner Hans Joachim X
Werner-Muggendorfer Johanna X
Widmann Jutta X
Wild Margit X
Will Renate X
Winter Georg
Winter Peter X
Wörner Ludwig X

Zacharias Isabell X
Zeil Martin
Zeitler Otto X
Zellmeier Josef X
Dr. Zimmermann Thomas X

Gesamtsumme 64 92 0
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Ackermann Renate X
Aiwanger Hubert
Arnold Horst
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. Dr. Barfuß Georg X
Prof. (Univ Lima) Dr. Bauer Peter X
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete X
Dr. Beckstein Günther X
Dr. Bernhard Otmar X
Dr. Bertermann Otto X
Dr. Beyer Thomas X
Biechl Annemarie X
Biedefeld Susann
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Breitschwert Klaus Dieter X
Brendel-Fischer Gudrun X
Brunner Helmut
Dr. Bulfon Annette X

Dechant Thomas X
Dettenhöfer Petra X
Dittmar Sabine
Dodell Renate
Donhauser Heinz X
Dr. Dürr Sepp X

Eck Gerhard
Eckstein Kurt X
Eisenreich Georg X

Dr. Fahn Hans Jürgen
Felbinger Günther X
Dr. Fischer Andreas X
Dr. Förster Linus
Franke Anne X
Freller Karl X
Füracker Albert

Prof. Dr. Gantzer Peter Paul
Gehring Thomas X
Glauber Thorsten X
Goderbauer Gertraud
Görlitz Erika X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra

Hacker Thomas X
Haderthauer Christine
Halbleib Volkmar X
Hallitzky Eike X
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold X
Hessel Katja X
Dr. Heubisch Wolfgang X
Hintersberger Johannes X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X
Jung Claudia

Kamm Christine
Karl Annette X
Kiesel Robert X
Dr. Kirschner Franz Xaver X
Klein Karsten X
Kobler Konrad X
König Alexander X
Kohnen Natascha X
Kränzle Bernd X
Kreuzer Thomas X

Ländner Manfred X
Graf von und zu Lerchenfeld Philipp X
Lorenz Andreas X

Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 02.02.2011 zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger,
Tanja Schweiger, Alexander Muthmann u. a. und Fraktion FW; Gleichwertige Lebensbedingungen in ganz
Bayern - Taten statt Worte! (Drucksache 16/7107)
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Prof. Männle Ursula
Dr. Magerl Christian X
Maget Franz X
Matschl Christa X
Meißner Christian X
Dr. Merk Beate X
Meyer Brigitte X
Meyer Peter X
Miller Josef X
Müller Ulrike X
Mütze Thomas X
Muthmann Alexander X

Naaß Christa X
Nadler Walter X
Neumeyer Martin X
Nöth Eduard X
Noichl Maria

Pachner Reinhard X
Dr. Pauli Gabriele
Perlak Reinhold X
Pfaffmann Hans-Ulrich
Prof. Dr. Piazolo Michael X
Pohl Bernhard
Pointner Mannfred X
Pranghofer Karin X
Pschierer Franz Josef

Dr. Rabenstein Christoph X
Radwan Alexander X
Reichhart Markus
Reiß Tobias X
Richter Roland X
Dr. Rieger Franz X
Rinderspacher Markus X
Ritter Florian X
Rohde Jörg X
Roos Bernhard X
Rotter Eberhard X
Rudrof Heinrich X
Rüth Berthold X
Dr. Runge Martin X
Rupp Adelheid

Sackmann Markus
Sandt Julika X
Sauter Alfred X
Scharfenberg Maria X
Schindler Franz X
Schmid Georg X
Schmid Peter
Schmitt-Bussinger Helga
Schneider Harald X
Schneider Siegfried X
Schöffel Martin X
Schopper Theresa X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer Angelika X
Schreyer-Stäblein Kerstin X
Schuster Stefan X
Schweiger Tanja X
Schwimmer Jakob X
Seidenath Bernhard X
Sem Reserl X
Sibler Bernd X
Sinner Eberhard X
Dr. Söder Markus
Sonnenholzner Kathrin X
Dr. Spaenle Ludwig X
Sprinkart Adi X
Stachowitz Diana
Stahl Christine X
Stamm Barbara
Stamm Claudia X
Steiger Christa X
Steiner Klaus X
Stewens Christa X
Stierstorfer Sylvia X
Stöttner Klaus X
Strehle Max X
Streibl Florian X
Strobl Reinhold
Dr. Strohmayr Simone

Taubeneder Walter X
Tausendfreund Susanna X
Thalhammer Tobias X
Tolle Simone X

Unterländer Joachim X

Dr. Vetter Karl X

Wägemann Gerhard X
Weidenbusch Ernst X
Weikert Angelika X
Dr. Weiß Bernd X
Dr. Weiß Manfred X
Dr. Wengert Paul X
Werner Hans Joachim X
Werner-Muggendorfer Johanna X
Widmann Jutta X
Wild Margit X
Will Renate X
Winter Georg X
Winter Peter
Wörner Ludwig X

Zacharias Isabell X
Zeil Martin
Zeitler Otto X
Zellmeier Josef X
Dr. Zimmermann Thomas X

Gesamtsumme 43 93 15

5678 Bayerischer Landtag - 16. Wahlperiode Plenarprotokoll 16/66 v. 02.02.2011



Name Ja Nein Enthalte
mich

Ackermann Renate X
Aiwanger Hubert
Arnold Horst
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. Dr. Barfuß Georg X
Prof. (Univ Lima) Dr. Bauer Peter X
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete X
Dr. Beckstein Günther X
Dr. Bernhard Otmar X
Dr. Bertermann Otto X
Dr. Beyer Thomas X
Biechl Annemarie X
Biedefeld Susann
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Breitschwert Klaus Dieter X
Brendel-Fischer Gudrun X
Brunner Helmut
Dr. Bulfon Annette X

Dechant Thomas X
Dettenhöfer Petra X
Dittmar Sabine
Dodell Renate
Donhauser Heinz X
Dr. Dürr Sepp X

Eck Gerhard
Eckstein Kurt X
Eisenreich Georg X

Dr. Fahn Hans Jürgen
Felbinger Günther X
Dr. Fischer Andreas X
Dr. Förster Linus
Franke Anne X
Freller Karl X
Füracker Albert X

Prof. Dr. Gantzer Peter Paul
Gehring Thomas X
Glauber Thorsten X
Goderbauer Gertraud
Görlitz Erika X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra

Hacker Thomas X
Haderthauer Christine
Halbleib Volkmar X
Hallitzky Eike X
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig X
Heckner Ingrid
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold X
Hessel Katja X
Dr. Heubisch Wolfgang
Hintersberger Johannes X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X
Jung Claudia

Kamm Christine
Karl Annette X
Kiesel Robert X
Dr. Kirschner Franz Xaver X
Klein Karsten X
Kobler Konrad X
König Alexander X
Kohnen Natascha X
Kränzle Bernd X
Kreuzer Thomas X

Ländner Manfred X
Graf von und zu Lerchenfeld Philipp X
Lorenz Andreas X

Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 02.02.2011 zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Georg Schmid,
Alexander König, Erwin Huber u. a. und Fraktion CSU, der Abgeordneten Karsten Klein, Dr. Andreas Fischer,
Thomas Dechant u. a. und Fraktion FDP; Politik für gleichwertige Lebensbedingungen in ganz Bayern
konsequent fortsetzen (Drucksache 16/7128)
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Prof. Männle Ursula
Dr. Magerl Christian X
Maget Franz X
Matschl Christa X
Meißner Christian X
Dr. Merk Beate X
Meyer Brigitte X
Meyer Peter X
Miller Josef X
Müller Ulrike X
Mütze Thomas X
Muthmann Alexander X

Naaß Christa X
Nadler Walter X
Neumeyer Martin X
Nöth Eduard X
Noichl Maria

Pachner Reinhard X
Dr. Pauli Gabriele
Perlak Reinhold X
Pfaffmann Hans-Ulrich
Prof. Dr. Piazolo Michael X
Pohl Bernhard X
Pointner Mannfred X
Pranghofer Karin X
Pschierer Franz Josef

Dr. Rabenstein Christoph X
Radwan Alexander X
Reichhart Markus
Reiß Tobias X
Richter Roland X
Dr. Rieger Franz X
Rinderspacher Markus X
Ritter Florian X
Rohde Jörg X
Roos Bernhard X
Rotter Eberhard X
Rudrof Heinrich X
Rüth Berthold X
Dr. Runge Martin X
Rupp Adelheid

Sackmann Markus
Sandt Julika X
Sauter Alfred X
Scharfenberg Maria X
Schindler Franz X
Schmid Georg X
Schmid Peter
Schmitt-Bussinger Helga
Schneider Harald X
Schneider Siegfried X
Schöffel Martin X
Schopper Theresa X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer Angelika X
Schreyer-Stäblein Kerstin X
Schuster Stefan
Schweiger Tanja X
Schwimmer Jakob X
Seidenath Bernhard X
Sem Reserl X
Sibler Bernd X
Sinner Eberhard X
Dr. Söder Markus
Sonnenholzner Kathrin X
Dr. Spaenle Ludwig X
Sprinkart Adi X
Stachowitz Diana
Stahl Christine X
Stamm Barbara
Stamm Claudia X
Steiger Christa X
Steiner Klaus X
Stewens Christa X
Stierstorfer Sylvia X
Stöttner Klaus X
Strehle Max X
Streibl Florian X
Strobl Reinhold
Dr. Strohmayr Simone

Taubeneder Walter X
Tausendfreund Susanna X
Thalhammer Tobias X
Tolle Simone X

Unterländer Joachim X

Dr. Vetter Karl X

Wägemann Gerhard X
Weidenbusch Ernst X
Weikert Angelika X
Dr. Weiß Bernd X
Dr. Weiß Manfred X
Dr. Wengert Paul X
Werner Hans Joachim X
Werner-Muggendorfer Johanna X
Widmann Jutta X
Wild Margit X
Will Renate X
Winter Georg X
Winter Peter
Wörner Ludwig X

Zacharias Isabell X
Zeil Martin
Zeitler Otto X
Zellmeier Josef X
Dr. Zimmermann Thomas X

Gesamtsumme 90 33 27
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Ackermann Renate X
Aiwanger Hubert
Arnold Horst
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. Dr. Barfuß Georg X
Prof. (Univ Lima) Dr. Bauer Peter X
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete X
Dr. Beckstein Günther X
Dr. Bernhard Otmar X
Dr. Bertermann Otto X
Dr. Beyer Thomas X
Biechl Annemarie X
Biedefeld Susann
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Breitschwert Klaus Dieter X
Brendel-Fischer Gudrun X
Brunner Helmut
Dr. Bulfon Annette X

Dechant Thomas X
Dettenhöfer Petra X
Dittmar Sabine
Dodell Renate
Donhauser Heinz X
Dr. Dürr Sepp X

Eck Gerhard
Eckstein Kurt X
Eisenreich Georg X

Dr. Fahn Hans Jürgen X
Felbinger Günther X
Dr. Fischer Andreas X
Dr. Förster Linus
Franke Anne X
Freller Karl X
Füracker Albert X

Prof. Dr. Gantzer Peter Paul
Gehring Thomas X
Glauber Thorsten X
Goderbauer Gertraud
Görlitz Erika X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra

Hacker Thomas X
Haderthauer Christine
Halbleib Volkmar X
Hallitzky Eike X
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig X
Heckner Ingrid
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold X
Hessel Katja X
Dr. Heubisch Wolfgang
Hintersberger Johannes X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X
Jung Claudia

Kamm Christine
Karl Annette X
Kiesel Robert X
Dr. Kirschner Franz Xaver X
Klein Karsten
Kobler Konrad X
König Alexander X
Kohnen Natascha X
Kränzle Bernd X
Kreuzer Thomas X

Ländner Manfred X
Graf von und zu Lerchenfeld Philipp X
Lorenz Andreas X

Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 02.02.2011 zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus
Rinderspacher, Annette Karl, Dr. Paul Wengert u. a. und Fraktion SPD; Gleichwertige Lebensbedingungen
statt regionaler Disparitäten - nachhaltige Entwicklung für ganz Bayern (Drucksache 16/7129)
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Prof. Männle Ursula
Dr. Magerl Christian X
Maget Franz X
Matschl Christa X
Meißner Christian X
Dr. Merk Beate X
Meyer Brigitte
Meyer Peter X
Miller Josef X
Müller Ulrike X
Mütze Thomas X
Muthmann Alexander X

Naaß Christa X
Nadler Walter X
Neumeyer Martin X
Nöth Eduard X
Noichl Maria

Pachner Reinhard X
Dr. Pauli Gabriele
Perlak Reinhold X
Pfaffmann Hans-Ulrich
Prof. Dr. Piazolo Michael X
Pohl Bernhard X
Pointner Mannfred X
Pranghofer Karin X
Pschierer Franz Josef

Dr. Rabenstein Christoph X
Radwan Alexander X
Reichhart Markus
Reiß Tobias X
Richter Roland X
Dr. Rieger Franz X
Rinderspacher Markus X
Ritter Florian X
Rohde Jörg X
Roos Bernhard X
Rotter Eberhard X
Rudrof Heinrich X
Rüth Berthold X
Dr. Runge Martin X
Rupp Adelheid

Sackmann Markus
Sandt Julika X
Sauter Alfred X
Scharfenberg Maria X
Schindler Franz X
Schmid Georg X
Schmid Peter
Schmitt-Bussinger Helga
Schneider Harald X
Schneider Siegfried X
Schöffel Martin X
Schopper Theresa X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer Angelika X
Schreyer-Stäblein Kerstin X
Schuster Stefan X
Schweiger Tanja X
Schwimmer Jakob X
Seidenath Bernhard X
Sem Reserl X
Sibler Bernd X
Sinner Eberhard X
Dr. Söder Markus
Sonnenholzner Kathrin X
Dr. Spaenle Ludwig X
Sprinkart Adi X
Stachowitz Diana
Stahl Christine X
Stamm Barbara
Stamm Claudia X
Steiger Christa X
Steiner Klaus X
Stewens Christa X
Stierstorfer Sylvia X
Stöttner Klaus X
Strehle Max X
Streibl Florian X
Strobl Reinhold
Dr. Strohmayr Simone

Taubeneder Walter X
Tausendfreund Susanna X
Thalhammer Tobias X
Tolle Simone X

Unterländer Joachim X

Dr. Vetter Karl

Wägemann Gerhard X
Weidenbusch Ernst X
Weikert Angelika X
Dr. Weiß Bernd X
Dr. Weiß Manfred X
Dr. Wengert Paul X
Werner Hans Joachim X
Werner-Muggendorfer Johanna X
Widmann Jutta X
Wild Margit X
Will Renate X
Winter Georg X
Winter Peter
Wörner Ludwig X

Zacharias Isabell X
Zeil Martin
Zeitler Otto X
Zellmeier Josef X
Dr. Zimmermann Thomas X

Gesamtsumme 50 88 11
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Ackermann Renate X
Aiwanger Hubert
Arnold Horst
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. Dr. Barfuß Georg X
Prof. (Univ Lima) Dr. Bauer Peter X
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete X
Dr. Beckstein Günther X
Dr. Bernhard Otmar X
Dr. Bertermann Otto X
Dr. Beyer Thomas X
Biechl Annemarie X
Biedefeld Susann
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Breitschwert Klaus Dieter X
Brendel-Fischer Gudrun X
Brunner Helmut
Dr. Bulfon Annette X

Dechant Thomas X
Dettenhöfer Petra X
Dittmar Sabine
Dodell Renate
Donhauser Heinz X
Dr. Dürr Sepp X

Eck Gerhard X
Eckstein Kurt X
Eisenreich Georg X

Dr. Fahn Hans Jürgen
Felbinger Günther X
Dr. Fischer Andreas X
Dr. Förster Linus
Franke Anne X
Freller Karl X
Füracker Albert

Prof. Dr. Gantzer Peter Paul
Gehring Thomas X
Glauber Thorsten X
Goderbauer Gertraud
Görlitz Erika X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Dr. Goppel Thomas
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra

Hacker Thomas X
Haderthauer Christine
Halbleib Volkmar X
Hallitzky Eike X
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold X
Hessel Katja X
Dr. Heubisch Wolfgang
Hintersberger Johannes X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X
Jung Claudia

Kamm Christine
Karl Annette X
Kiesel Robert X
Dr. Kirschner Franz Xaver X
Klein Karsten X
Kobler Konrad
König Alexander X
Kohnen Natascha X
Kränzle Bernd X
Kreuzer Thomas X

Ländner Manfred X
Graf von und zu Lerchenfeld Philipp X
Lorenz Andreas X

Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 02.02.2011 zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause,
Thomas Mütze, Ulrike Gote u. a. und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN; Keine Aufweichung der Vorgaben
für die Ansiedlung von Einzelhandelsgroßprojekten im Schnellschuss - Rücknahme des Kabinettsbeschlusses
vom 21. Dezember 2010 (Drucksache 16/7108)
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Prof. Männle Ursula
Dr. Magerl Christian X
Maget Franz X
Matschl Christa X
Meißner Christian X
Dr. Merk Beate X
Meyer Brigitte X
Meyer Peter X
Miller Josef X
Müller Ulrike X
Mütze Thomas X
Muthmann Alexander X

Naaß Christa X
Nadler Walter X
Neumeyer Martin X
Nöth Eduard X
Noichl Maria

Pachner Reinhard X
Dr. Pauli Gabriele
Perlak Reinhold X
Pfaffmann Hans-Ulrich
Prof. Dr. Piazolo Michael X
Pohl Bernhard X
Pointner Mannfred X
Pranghofer Karin X
Pschierer Franz Josef

Dr. Rabenstein Christoph X
Radwan Alexander X
Reichhart Markus
Reiß Tobias X
Richter Roland
Dr. Rieger Franz X
Rinderspacher Markus X
Ritter Florian X
Rohde Jörg X
Roos Bernhard X
Rotter Eberhard X
Rudrof Heinrich X
Rüth Berthold X
Dr. Runge Martin X
Rupp Adelheid

Sackmann Markus
Sandt Julika X
Sauter Alfred X
Scharfenberg Maria X
Schindler Franz X
Schmid Georg X
Schmid Peter
Schmitt-Bussinger Helga
Schneider Harald X
Schneider Siegfried
Schöffel Martin X
Schopper Theresa X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer Angelika X
Schreyer-Stäblein Kerstin X
Schuster Stefan X
Schweiger Tanja X
Schwimmer Jakob
Seidenath Bernhard X
Sem Reserl X
Sibler Bernd X
Sinner Eberhard X
Dr. Söder Markus
Sonnenholzner Kathrin X
Dr. Spaenle Ludwig X
Sprinkart Adi X
Stachowitz Diana
Stahl Christine
Stamm Barbara
Stamm Claudia X
Steiger Christa X
Steiner Klaus
Stewens Christa X
Stierstorfer Sylvia X
Stöttner Klaus X
Strehle Max X
Streibl Florian X
Strobl Reinhold
Dr. Strohmayr Simone

Taubeneder Walter X
Tausendfreund Susanna X
Thalhammer Tobias X
Tolle Simone X

Unterländer Joachim X

Dr. Vetter Karl X

Wägemann Gerhard X
Weidenbusch Ernst X
Weikert Angelika X
Dr. Weiß Bernd X
Dr. Weiß Manfred X
Dr. Wengert Paul X
Werner Hans Joachim X
Werner-Muggendorfer Johanna X
Widmann Jutta X
Wild Margit X
Will Renate X
Winter Georg X
Winter Peter X
Wörner Ludwig X

Zacharias Isabell X
Zeil Martin
Zeitler Otto
Zellmeier Josef X
Dr. Zimmermann Thomas X

Gesamtsumme 44 96 4
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